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Vorwort 


Massnahmen im Sinne eines „Bildungsmonitoring“ gehen immer von einer 
Selbstverständlichkeit aus: Nationalstaaten und/oder ihre Teilstaaten sind für 
Schulen zuständig, verstehen Bildung als öffentliche Aufgaben und übernehmen 
auch einen wesentlichen Teil der Organisation selbst. Schule wird dadurch zur 
staatlichen Schule. Würden die Staaten Bildung nicht mehr als Teil ihrer Kern- 
aufgaben verstehen, käme dies einer Privatisierung der Schule gleich. Tendenzen 
dazu sind seit den 1990er-Jahren weltweit und teilweise auch in Europa erkenn- 
bar. Sobald aber Staaten mit rechtsstaatlichen und demokratischen Grundlagen 
Bildungsaufgaben übernehmen, sind sie verpflichtet, über diese Staatsaufgabe 
Rechenschaft abzulegen, weil dafür öffentliche Gelder verwendet werden. 

Seit dem 19. Jahrhundert haben sich in Europa vier wesentliche Steuerungs- 
instrumente Öffentlicher Bildung entwickelt, die immer schon mit dem Anspruch 
flächendeckender Qualitätssicherung und -steigerung verbunden waren: erstens 
die Schulbesuchs- bzw. die Unterrichtsbesuchspflicht, um Bildung für alle über- 
haupt zu garantieren; zweitens Lehrpläne und Lehrmittel, um zumindest ähnliche 
Bildung flächendeckend sicherzustellen; drittens Lehrerinnen- und Lehrerbildung, 
um gut ausgebildetes Personal zur Verfügung zu stellen; letztlich unterschiedliche 
Formen der Schulaufsicht, um die sinnvolle Verwendung öffentlicher Gelder und 
die Wirksamkeit der Massnahmen sicherzustellen. Für alle diese Massnahmen 
war (und ist) Staatlichkeit von Schule ebenso Voraussetzung wie die öffentli- 
che Finanzierung. Mittel der Rechenschaftslegung auf Seiten der öffentlichen 
Hand waren seit dem 19. Jahrhundert insbesondere unterschiedliche Formen 
der Berichterstattung durch Bildungsverwaltung und Bildungspolitik und die 
Bildungsstatistik. 


VI Vorwort 


Dieses „System“ staatlicher Bildung ist seit Mitte des 20. Jahrhunderts 
mindestens zweimal verändert worden: Im Kontext der Bildungsexpansion der 
1960er- und 1970er-Jahre wurde Bildungsplanung zu einer erweiterten Strate- 
gie im Sinne einer bildungspolitischen Früherkennung. Allerdings erwiesen sich 
viele Planungsdaten nach den Ölpreisschocks von 1973 und 1975 als Makulatur 
und die Planungseuphorie erlebte, nicht nur im Bildungsbereich, einen Dämp- 
fer. Seit den 1990er-Jahren wurde dann — zunächst im Kontext von Massnahmen 
des New Public Managements, dann in einem breiteren Verständnis unter dem, 
im Bildungsbereich nicht wirklich geklärten Begriff der „Governance“ — wieder 
verstärkt über Möglichkeiten und Grenzen von Steuerung im Bildungsbereich 
nachgedacht. Mit erhöhten Ansprüchen an Effzienz und Effektivität gerieten die 
Resultate von Bildungsbemühungen stärker in den Fokus und die Qualitätsdis- 
kussion erreichte nun auch die Bildungspolitik. Die bereits in den 1960er-Jahren 
formulierten Ansprüche an eine „rationale Bildungspolitik“ (Widmaier, 1966) 
wurden wieder aufgenommen und erlebten unter dem Stichwort „evidence based 
policy“ eine Art Revival. 

Für den Anspruch des Generierens von Daten und Informationen über Bil- 
dungssysteme zuhanden von Bildungsverwaltung und Bildungspolitik wurde 
nun der Begriff „Bildungsmonitoring“ eingeführt. Bildungsmonitoring soll der 
Verbesserung von bildungspolitischen Entscheidungen dienen. Im Vordergrund 
des Interesses stehen vielfältige Formen und Methoden der Beobachtung von 
Bildungssystemen, die im Kontext der Diskussionen um Schulentwicklung, 
Schulautonomie, Schulqualität, Bildungsstandards usw. teilweise neu etabliert, 
gewichtet mit neuen Erwartungen systematischer und reflexiver konzipiert worden 
sind. 

Hier setzt der vorliegende Band ein. Das Kernanliegen ist, empirisch zu klären, 
wie das, was unter dem „Label“ Bildungsmonitoring eingefordert wird, in Bil- 
dungsverwaltung und Bildungspolitik eingeführt wurde oder — anders formuliert — 
wie Massnahmen der Dauerbeobachtung und Rechenschaftslegung in Bildungs- 
politik und -verwaltung implementiert wurden. Zu diesem Zweck dokumentiert, 
analysiert, typologisiert und theoretisiert Flavian Imlig im vorliegenden Band 
das Bildungsmonitoring auf nationaler und teilstaatlicher Ebene am Beispiel der 
Schweiz im Zeitraum von 2000 bis 2016, wobei auch die Zeit der 1980er- und 
1990er-Jahre, teilweise sogar die Zeit seit den 1960er-Jahren berücksichtigt wird. 

Der Begriff „Bildungsmonitoring“ bleibt bis heute ungeklärt und wird unter- 
schiedlich verwendet. Gerade weil ungeklärt ist, was genau „Bildungsmonitoring“ 
eigentlich heisst oder was darunter realistischerweise verstanden werden kann, 
ist der empirische Zuschnitt des vorliegenden Bandes innovativ und fruchtbar. 
Die Analyse der Konzepte von Bildungsmonitoring in Staaten bzw. Teilstaaten 


Vorwort VII 


öffnet den Blick für die Vielgestalt von, für unterschiedliche Erwartungen an 
und Konzeptionen von Bildungsmonitoring, nicht zuletzt aber auch für über- 
höhte und enttäuschte Erwartungen, die mit Konzepten und Programmen des 
Bildungsmonitorings verbunden worden sind. 


Zürich Lucien Criblez 
im Mai 2022 
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Einleitung 


Die politische Bearbeitung von Bildung und Schule hat sich in den letzten rund 
20 Jahren weltweit deutlich verändert. Im Kern dieser Veränderung steht eine Inten- 
sivierung der Wahrnehmung von Schulen aus einer ökonomischen Perspektive und 
eine erhöhte Aufmerksamkeit auf jenen Aspekten von Schule, die in der damit ver- 
bundenen Terminologie als Output beschrieben werden. Mit der politischen Bear- 
beitung von Schule anhand ihrer Ergebnisse und Wirkungen wurde die internationale 
Diskussion bildungspolitischer Fragen intensiviert und aktualisiert (Criblez & Gla- 
ser, 2011; Gonon, 1998). Am deutlichsten markieren die internationalen Schulleis- 
tungsstudien mit dem Programme for international student assessment (PISA) als 
prominentestem Large-scale assessment die bildungspolitische Veränderung einer- 
seits inhaltlich und andererseits bezogen auf die Internationalisierung der Diskurse. 
Dabei sind die Schulleistungsstudien weder als Ursache noch als alleinige Indika- 
toren oder Ergebnisse dieser Veränderung zu betrachten. Vielmehr ist die Verände- 
rung des gesellschaftlichen und politischen Blicks auf Bildung in den Kontext des 
Wandels gesellschaftlicher Vorstellungen zu staatlichem Handeln zu setzen. In der 
vorliegenden Arbeit stehen dabei die gestiegenen Ansprüche an die Effizienz und 
Transparenz staatlichen Handelns im Fokus, die auch Forderungen nach einem ent- 
sprechenden Monitoring und einer auf Ergebnissen basierenden Berichterstattung 
umfassen. 

International lassen sich zwei Ausprägungen der bildungspolitischen Verände- 
rung hin zu „Outputorientierung“ (z. B. Dubs, 1996, S. 332) oder „Outputsteuerung“ 
(z. B. Buschor, 1993, S. 25) grob dahingehend unterscheiden, wie die Informationen 
zu den jeweils definierten Outputs in Mechanismen der Gestaltung und Steuerung 
von Schule zurückfliessen. Die eine ist primär im angelsächsischen und asiatischen 
Raum verbreitet und kann mit dem Stichwort High-stakes testing umschrieben wer- 
den. Dabei werden die Leistungen der Schülerinnen und Schüler als zentraler Output 
von Schule definiert, die Leistung des Bildungswesens insgesamt daran gemessen 
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sowie die Verteilung von Inputs und Ressourcen mit den Ergebnissen verknüpft. 
Als konkrete Elemente dieser Ausprägung werden etwa für die USA Zentralisie- 
rung, Einführung von Marktmechanismen und Repolitisierung von Schule im Kon- 
text ökonomischer und politischer Globalisierung genannt (Mitchell, Crowson & 
Shipps, 2011). Die Outputs werden in dieser Ausprägung der Outputorientierung 
zu einem Instrument technischer Steuerung von Schule und Bildung. In Europa und 
insbesondere in den deutschsprachigen Ländern ist eine zweite Ausprägung dieser 
Veränderungen zu beobachten, die gekennzeichnet ist durch die Verwendung der 
Outputs im politischen Diskurs. Die Outputinformationen sind dabei in einen diskur- 
siven Rahmen eingebettet, in dem auch Fragen der Auswahl und Deutung relevanter 
Daten und Informationen und der Erarbeitung von Entscheidungsgrundlagen dis- 
kutiert werden. Dabei fliesst die Outputorientierung als Element in Diskussionen 
rund um Bildung und Schule ein, stösst sie teilweise an, führt zu einer Verschie- 
bung von Akzenten oder einer Neubeurteilung von Optionen. Als konkrete Themen 
solcher Diskussionen können für die Schweiz Schulentwicklung, -autonomie und 
-qualität, Harmonisierung der kantonalen Schulsysteme, nationale Bildungsstan- 
dards oder wirkungsorientierte Verwaltungsführung identifiziert werden (Criblez, 
2008a). Daten zum Output von Bildungssystemen werden in dieser Ausprägung 
nicht lediglich auf der Ebene des Gesamtsystems erfasst und ausgewertet, sondern 
zusammen mit anderen Informationen auf den jeweiligen Ebenen des Bildungssys- 
tems politisch-argumentativ eingesetzt. Die Outputs werden so zu — wie sich in den 
letzten Jahren gezeigt hat — mächtigen Instrumenten der politischen Gestaltung von 
Schule und Bildung. 

In der vorliegenden Arbeit steht mit dem Bildungsmonitoring in der Schweiz und 
in den Schweizer Kantonen eine solche Veränderung der politischen Bearbeitung 
von Bildung und Schule im Fokus. Dabei weisen die Schweiz und die Schweizer 
Kantone — wie bereits angedeutet — viele Merkmale der diskursiven Ausprägung 
und kaum Merkmale der technischen Ausrichtung dieser bildungspolitischen Neu- 
ausrichtung an Outputinformationen auf. 

Beide Ausprägungen der bildungspolitischen Veränderungen seit den 1990er- 
Jahren basieren auf einem Paradigma, das die gesellschaftlichen Ansprüche und 
Forderungen an Politik und Verwaltung aufnimmt und mit einer Ausrichtung von 
Politikgestaltung an wissenschaftlicher oder zumindest empirischer Information 
einzulösen versucht. Solche Evidence-based approaches basieren auf der Annahme, 
dass eine auf diese Art und Weise ausgerichtete Politikgestaltung zu einer besse- 
ren Passung zwischen staatlichen Leistungen in Sektoren wie Bildung, Gesundheit, 
Rechtsprechung oder Verkehr und den entsprechenden gesellschaftlichen Vorstel- 
lungen führt (Davies, Nutley & Smith, 2012). Dieses Paradigma nimmt erstens die 
traditionellen, bürokratietheoretischen Prinzipien des frühen 20. Jahrhunderts auf, 
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stellt zweitens eine Weiterentwicklung der Rationalitätsprämissen der 1960er-Jahre 
dar und entspricht drittens auch der Entwicklung hin zur sogenannten Wissensgesell- 
schaft (Armbrüster, Banzhaf & Dingemann, 2010; Jann & Wegrich, 2010; Jakobi, 
Martens & Wolf, 2010). Die Idee einer evidenzbasierten Politikgestaltung wird 
besonders prominent an den Politikbereich Bildung herangetragen, und zwar einer- 
seits begründet durch die strukturelle Komplexität dieses Politikbereiches (Fazekas 
& Burns, 2012) und andererseits legitimiert durch die — gerade aus nationalökono- 
mischer Perspektive — hohe Wichtigkeit von Schule und Bildung bei der Herstellung 
von nationalem Zusammenhalt und Wohlstand (Knodel, Windzio & Martens, 2014). 

Insbesondere die politische Ausprägung der Outputorientierung, wie sie in der 
Schweiz zu beobachten ist, zeichnet sich durch eine offene Definition dessen aus, 
was als Information über Ergebnisse des Bildungssystems verwendet werden kann. 
Dies hängt unter anderem mit einer wenig etablierten Testtradition zusammen und 
äussert sich auch darin, dass gewisse outputorientierte Begrifflichkeiten wie etwa 
Standard breit definiert und angewendet werden (Criblez et al., 2009). Diese breiten 
Begrifflichkeiten und offenen Definitionen entsprechen - theoretisch betrachtet — 
dem Versuch, die ökonomisch und technologisch inspirierten, gesellschaftlich gut 
legitimierbaren Instrumente von Kontrolle und Steuerung mit der pädagogisch defi- 
nierten Komplexität des Gegenstandes Schule zu vereinbaren; einer Komplexität, 
die nicht unwesentlich geprägt ist durch „the non-linear, unpredictable and gene- 
rative character of educational processes and practices in a positive light, focusing 
on the emergence of meaning, knowledge, understanding, the world and the self in 
and through education“ (Biesta & Osberg, 2010, S. 2). 

In der Schweiz ist diese Komplexität nicht nur bezogen auf die Phänomene 
Bildung und Lernen festzustellen, sondern sie wird ergänzt durch ein politisches 
Mehrebenensystem mit differenzierten Kompetenzzuschreibungen auf nationaler, 
teilstaatlicher bis hinunter zur kommunalen Ebene. Dieses ist spätestens seit den 
1970er-Jahren geprägt durch den sogenannten Horizonalföderalismus oder koope- 
rativen Föderalismus in Form interkantonaler Konkordate und Vereinbarungen, der 
die traditionell wichtige, autonome Entscheidungsfindung auf kantonaler Ebene und 
die im 20. Jahrhundert sich zunehmend etablierende nationale oder bundesstaatliche 
Ebene um einen dritten Mechanismus politischer Gestaltung ergänzt hat. Als Kern- 
motiv hinter dem Horizontalföderalismus stand typischerweise eine gesamtschwei- 
zerische Harmonisierung, jedoch ohne damit einhergehende Kompetenzverschie- 
bung auf die nationale Ebene (Blatter, 2010). Im Bildungsbereich wird der koope- 
rative Föderalismus repräsentiert durch die Schweizerische Konferenz der kantona- 
len Erziehungsdirektoren (EDK) als intermediärer Akteur zwischen der Kantons- 
und der Bundesebene (Criblez, 2008c). Das horizontalföderalistische Kernmo- 
tiv stand auch hinter den Koordinationsbemühungen der 1960er-Jahre und wurde 
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sukzessive zur „Idee einer gemeinsamen Verantwortung von Bund und Kantonen 
für das Bildungswesen“ (Criblez, 2008d, S. 23) weiterentwickelt. 

Das bildungspolitische Mehrebenensystem mit der EDK als zentralem Akteur 
spielte und spielt in der gesamtschweizerischen Bearbeitung der bildungspoliti- 
schen Veränderungen der letzten rund 20 Jahre eine wichtige Rolle. Mit der 2006 
angenommenen neuen Bildungsverfassung wurde die Idee der Harmonisierung und 
Kooperation in kantonaler Kompetenz — zumindest für die Volksschule — zu einer 
Verfassungsnorm. Zugleich wurde mit der Verfassungsnorm aber eine Art nationale 
Vollzugskontrolle eingeführt (Criblez & Manz, 2011). Den inhaltlichen Vollzug die- 
ser Norm stellt die 2009 in Kraft getretene Interkantonale Vereinbarung über die 
Harmonisierung der obligatorischen Schule (HarmoS) der EDK dar (EDK, 2011; 
EDK, 2015a). Die öffentliche Rezeption und die politische Verarbeitung der ersten 
PISA-Ergebnisse von 2000 können als wesentliche Auslöser dieser Intensivierung 
der politischen Bearbeitung von Bildungsthemen durch die EDK betrachtet werden 
(Arnet, 2000; EDK, 2001a). Der Aufbau eines nationalen Bildungsmonitorings als 
einer von drei prioritären Arbeitsschwerpunkten im EDK-Tätigkeitsprogramm und 
später auch im PISA-Aktionsplan (EDK, 2001b; EDK, 2002b; EDK, 2003a) illus- 
triert die Wichtigkeit, die den Daten und Informationen zuhanden der politischen 
Bearbeitung generell und speziell bezogen auf die Outputs von Schulsystemen zuge- 
sprochen wurde und wird. 

Die Generierung und Verarbeitung von Daten und Informationen zuhanden bil- 
dungspolitischer Akteure wird international und national intensiv diskutiert und ist 
zunehmend auch Gegenstand politikwissenschaftlicher, soziologischer und erzie- 
hungswissenschaftlicher Forschung. In der vorliegenden Arbeit wird diese For- 
schung aufgenommen und in zwei Bereichen substanziell ergänzt: Die bisherige 
Forschung kümmert sich stark um die internationale Ebene, deren Einflüsse auf 
nationale Bildungspolitik sowie um die Ebenen Schule und Unterricht. Die Ergän- 
zungen liegen einerseits in der Fokussierung der teilstaatlichen Ebene und ande- 
rerseits in der Integration unterschiedlicher Formen der politischen Bearbeitung 
von Bildung und Schule: (1) Zur Internationalisierung von Bildungspolitik sind 
Forschungsaktivitäten und -ergebnisse stark fokussiert auf die sich wandelnden 
und teilweise neu entstandenen Akteure und Ebenen von Policy-making jenseits 
der Nationalstaaten (z. B. Leuze, Martens & Rusconi, 2007; Louis & van Vel- 
zen, 2012; Meyer & Benavot, 2013b). Unter anderem wurden die Mechanismen 
des bildungspolitischen Transfers auf internationaler Ebene und zwischen Natio- 
nalstaaten, die Wirkungen der bildungspolitischen Internationalisierung auf die 
Nationalstaaten und die Veränderung von Entscheidungsstrukturen bearbeitet (z. B. 
L. Graf, 2015; Maroy, 2008; Nordin, 2014; Steiner-Khamsi, 2012). Prominent 
wurde dieser Forschungsfokus zwischen 2003 und 2014 im Rahmen des deutschen 
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Sonderforschungsbereichs zur Staatlichkeit im Wandel realisiert. Dabei wurden 
schwerpunktmässig PISA sowie der europäische Bologna-Prozess als bildungspo- 
litische Internationalisierungsphänomene, ihre nationalen Ursprungskontexte und 
ihre Wirkungen auf nationale Bildungssysteme untersucht (Knödel et al., 2014; 
Martens & Weymann, 2007; Nagel, Martens & Windzio, 2010). Dabei waren die 
nationalen Bildungssysteme zwar Forschungsobjekte in verschiedenen Fallstudien 
(zur Schweiz: Bieber, 2010, 2012, 2014, Bieber & Martens, 2011; auch B. Mül- 
ler, 2012), die Phänomene unterhalb der nationalen Ebenen blieben jedoch wenig 
beleuchtet. In diesem Sinne soll in der vorliegenden Arbeit der Fokus bewusst auf 
Bildungsmonitoring auf nationaler und kantonaler Ebene liegen. (2) Die bildungspo- 
litische Dimension von Schule und Unterricht wird etwa im Rahmen der sogenann- 
ten Educational governance näher beleuchtet. Dabei werden Akteurskonstellationen 
und ihre Veränderung, Handlungslogiken im Mehrebenensystem zwischen staatli- 
cher Steuerung und Unterrichtspraxis sowie Mechanismen der Handlungskoordina- 
tion beleuchtet (Brüsemeister, 2007b; Kussau & Brüsemeister, 2007a). Unabhängig 
davon, ob diese Forschung historisch (z. B. Bösche, 2009; Bürgi, 2016; De Vincenti 
& Grube, 2012) oder auf aktuelle Entwicklungen — etwa unter der Prämisse der not- 
wendigen Differenzierung von „simplifizierenden Steuerungskonzepten“ (Heinrich, 
2008, S. 42) oder dem Stichwort „neue Steuerung“ (Altrichter & Maag Merki, 2010, 
S. 36) — ausgerichtet ist, untersucht ein Grossteil davon jeweils einzelne Elemente, 
Formen oder Instrumente der politischen Bearbeitung von Bildung und Schule auf 
der Basis systematischer Daten und Informationen. Die Untersuchungsebene ist oft 
jene der einzelnen Bildungsorganisation, die Forschung ist bezogen auf wenige, 
partikuläre Aspekte und begleitet teilweise konkrete Programme oder Program- 
mentscheide (Brüsemeister, 2019). Entsprechende Themen sind etwa Schulinspek- 
tion und -aufsicht (z. B. Brägger, Kramis & Teuteberg, 2007; Kotthoff & Böttcher, 
2010; Rothen, 2015), Schulautonomie und -entwicklung (z. B. Altrichter & Rürup, 
2010, Schulte, Fickermann & Lücken, 2016), interne und externe Schulevaluation 
(z. B. Altrichter & Heinrich, 2006, Berkemeyer & Müller, 2010, Brüsemeister 
& Eubel, 2008), verschiedene Arten der Leistungserhebung (z. B. Böttcher, 2002, 
Dedering & Bos, 2008, Thiel, Hannover & Pant, 2014), Bildungsstandards (z. B. 
Böttcher & Dicke, 2008; Criblez et al., 2009) oder der Einsatz von bildungssta- 
tistischen und anderen Daten auf lokaler Ebene (z. B. Campbell & Levin, 2009; 
Park, Daly & Guerra, 2013). In der vorliegenden Arbeit sollen nationale und kan- 
tonale Phänomene von Bildungsmonitoring in der Schweiz in ihrer Komplexität 
und Vielschichtigkeit untersucht werden und damit eine integrierte, übergreifende 
Perspektive darauf eingenommen werden. 

Mit diesem kurzen Überblick über die aktuelle Forschungslandschaft ist zugleich 
eine erste Arbeitsdefinition des Untersuchungsgegenstandes Bildungsmonitoring 
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angelegt: Bildungsmonitoring wird verstanden als integraler Bestandteil von Bil- 
dungspolitik und -praxis. Dabei ist der Monitoring-Begriff insofern ernstzuneh- 
men, als dass der funktional definierte Fokus auf denjenigen Elementen, Formen 
und Instrumenten liegt, mit denen über Bildung und Schule informiert und kom- 
muniziert wird. Die Information und Kommunikation ist aber nicht neutral oder 
zweckfrei, sondern auf die politische Bearbeitung von Bildung und Schule hin aus- 
gerichtet. Bildungsmonitoring wird also im Rahmen der vorliegenden Arbeit sehr 
allgemein und breit gefasst. Diese erste Arbeitsdefinition basiert auf einem Defi- 
nitionsversuch der deutschen Kommission Bildungsorganisation, -planung, -recht 
(KBBB) von 2007: 


„Monitoring im Bildungswesen oder Bildungsmonitoring bezeichnet die kontinuierli- 
che, datengestützte Information von Bildungspolitik und Öffentlichkeit über Rahmen- 
bedingungen, Verlaufsmerkmale, Ergebnisse und Erträge von Bildungsprozessen. Es 
macht das Bildungsgeschehen in der Gesellschaft transparent und ist damit Grundlage 
für Zieldiskussionen und politische Entscheidungen. Im Zentrum eines Bildungsmoni- 
toring steht die Arbeit der Institutionen des Bildungswesens, von der Kinderkrippe bis 
zur Weiterbildung im Erwachsenenalter“ (Böttcher, Bos, Döbert & Holtappels, 2008, 
S. 8). 


Dabei sind Steuerungsfunktionen — gerade in ihrer governanceanalytisch weiten 
Fassung — nicht prinzipiell ausgeschlossen, stehen aber nicht im Zentrum. Bil- 
dungsmonitoring ist eingebettet in die Veränderung der Betrachtung von Schule 
und damit auch Element vieler jüngerer Reformen in Bildungssystemen. In Bil- 
dungsmonitoring werden die Vorstellung und der gesellschaftliche Anspruch einer 
systematischen Perspektive auf Schulen und Bildungssysteme unter Rückbezug auf 
objektivierbare Informationen aufgenommen und so die Erfüllung gesellschaftli- 
cher Forderungen nach Evidence-based policy-making ebenso postuliert wie die 
Ausrichtung an wissenschaftlichen Kriterien. 

In der vorliegenden Arbeit wird das Phänomen Bildungsmonitoring in der 
Schweiz näher untersucht. Neben einer Bestandsaufnahme der damit verbunde- 
nen Programme und Produkte auf nationaler und kantonaler Ebene soll insbeson- 
dere die Frage nach der begrifflichen und inhaltlichen Fassung dieser Art politi- 
scher Betrachtung und Bearbeitung von Bildung und Schule im Zentrum stehen. 
Die beiden Analyseteile fokussieren auf die gesamtschweizerische oder nationale 
Ebene (vgl. Kap. 5) und auf die Ebene der einzelnen Kantone (vgl. Kap. 6) als 
in vielen Bildungsbereichen relevante Gestaltungs- und Steuerungsakteure. Einge- 
leitet wird die Analyse mittels dreier Kontextbeschreibungen, die einerseits auf die 
internationalen Entwicklungen von Bildungsmonitoring und andererseits auf dessen 
historische Ursprünge bezogen sind (vgl. Kap. 2). Die zentralen begrifflichen und 
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erklärenden Ansätze aus Erziehungs-, Gesellschafts- und Politikwissenschaft bilden 
den theoretischen Rahmen der vorliegenden Arbeit (vgl. Kap. 3). Im methodolo- 
gischen und methodischen Konzept werden klassische historische und historiogra- 
phische Zugänge kombiniert mit hermeneutischen und typisierenden Zugängen der 
qualitativen Sozialforschung (vgl. Kap. 4). 

Die umfangreiche Darstellung von Bildungsmonitoring auf nationaler und kan- 
tonaler Ebene mündet in zwei Ergebniskapiteln. Dabei wird jeweils die Frage der 
theoretischen Fassung und Fassbarmachung des Phänomens bearbeitet. Ausgangs- 
punkt für die theoretische Erörterung ist dabei die einleitend präsentierte Arbeitsde- 
finition, in der Bildungsmonitoring als Bestandteil von Bildungspolitik und -praxis 
verstanden wird. Dabei liegt ein Fokus auf den funktional dem Monitoring zuzuord- 
nenden Elementen, Formen oder Instrumenten, mit denen über Bildung und Schule 
informiert und kommuniziert wird. In der Tradition der kritischen Rekonstruktion 
werden aus dem empirischen Material zum Phänomen Bildungsmonitoring in der 
Schweiz abstrakte und generalisierbare Elemente einer Theorie von Bildungsmoni- 
toring entwickelt. Selbstredend kann hier nicht die Rede von einer Theorie maxima- 
ler oder mittlerer Reichweite sein, wie sie etwa mit dem World polity-Ansatz oder 
dem Neo-Institutionalismus vorgestellt wurden (Adiek, 2009). Die hier skizzierte 
theoretische Fassbarmachung bezieht sich auf einen sehr viel weniger generellen 
und klarer abgrenzbaren Bereich des sozialen und politischen Handelns. 

Die Analyseergebnisse fliessen einerseits über Verfahren der qualitativ- 
theoretischen Faktorenanalyse in ein Modell ein, das das Phänomen Bildungsmoni- 
toring beschreib- und theoretisch fassbar macht (vgl. Kap. 7). Diese Dimensionen 
von Bildungsmonitoring ermöglichen kategoriale Zuordnungen und Beschreibun- 
gen von Forschungszugängen, empirischem Material und konkreten bildungspoliti- 
schen Monitoringprogrammen. Zusätzlich stellt das Modell eine mögliche Struktur 
zur Einordnung bestehender und künftiger Theoretisierungsversuche dar. Anderer- 
seits wird der spezifische Beitrag der beobachteten Dimensionen von Bildungsmo- 
nitoring an den Veränderungen in Politik und Verwaltung auf theoretischer Ebene 
herausgearbeitet. Diese Analyse ist orientiert am neo-institutionalistischen Institu- 
tional work-Konzept (vgl. Kap. 8). Die Veränderung institutioneller Kontexte durch 
die in diese Kontexte eingebundenen Akteure sowie durch Prozesse und Produkte 
von Bildungsmonitoring wird dabei zum erklärenden Moment. 
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Kontexte 2 


Bildungsmonitoring verstanden als integraler Bestandteil von Bildungspolitik und 
als Sammelbegriff für Elemente, Formen oder Instrumente zur Information und 
Kommunikation über Bildung und Schule ist nur in konkreten Kontexten erfass- 
und beschreibbar. Als Forschungsobjekt der vorliegenden Arbeit soll Bildungs- 
monitoring explizit auf drei Kontexte bezogen werden. Diese drei Kontexte sind 
internationale Politikgestaltung, Staats- und Verwaltungsleitbilder sowie Föderalis- 
mus. Damit soll einerseits ein Informationsrahmen für die deskriptive Beschreibung 
von Bildungsmonitoring abgesteckt werden. Das Erkenntnisinteresse der Kontext- 
beschreibung ist aber andererseits bereits auf die Interaktionen zwischen Bildungs- 
monitoring und den Kontexten gerichtet. Kontexte sind in diesem Sinne eng ver- 
woben mit dem eigentlichen Untersuchungsgegenstand, konstruieren diesen mit 
und werden gleichzeitig durch ihn konstruiert und aktualisiert (Sobe & Kowalczyk, 
2012). 

Im Kontext internationaler Politikgestaltung werden die Kommunikation über 
Bildung und Schule und damit auch die Inhalte von Bildungsmonitoring sehr 
wesentlich mitdefiniert. Ausgehend von der hohen politischen und öffentlichen Auf- 
merksamkeit für internationale Leistungsstudien wie PISA in den frühen 2000er- 
Jahren werden die Diskurse und Mechanismen internationaler Politikgestaltung 
über Bildung hinaus vorgestellt (vgl. Abschn. 2.1). Der historische Wandel von 
Vorstellungen über den Staat und die Verwaltung definiert die Rahmenbedingungen 
von Bildungsmonitoring immer wieder neu. Ausgehend vom Golden-age nation 
state der 1960er-Jahre wird der Wandel der Staats- und Verwaltungsleitbilder bezo- 
gen auf die staatlichen Kapazitäten der Problem- und Informationsverarbeitung 
dargestellt (vgl. Abschn. 2.2). Zusätzlich zum allgemeinen Wandel werden die Vor- 
stellungen zu Planung und Evaluation sowie der Polikbereich Bildung als direkte 
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Bezüge zu Bildungsmonitoring herausgearbeitet. Gerade als politisches Phänomen 
ist Bildungsmonitoring in der Schweiz nur im entsprechenden politischen Kontext 
verständlich. Das Subsidiaritätsprinzip sowie Vollzugs- und kooperativer Födera- 
lismus werden als relevante Strukturen von Politik, Bildungspolitik und Bildungs- 
monitoring im Besonderen abgebildet (vgl. Abschn. 2.3). 


2.1 Internationalisierung von Politikgestaltung 


„Die unübersehbare Präsenz von international vergleichenden Evaluations- und Leis- 
tungsstudien über die nationalen Bildungssysteme wie Third International Mathema- 
tics and Science Study (TIMSS), Programme für International Student Assessment 
(PISA) und Adult Literacy and Life Skills Survey (ALL) in der nationalen und zuneh- 
mend auch internationalisierten Öffentlichkeit ist mehr als ein Sturm im Wasserglas 
der Medien. Die ausgedehnten Diskussionen über Ranglisten der Bildungssysteme, 
über das Leistungsniveau lokaler oder nationaler Bildungssysteme, die Besonderhei- 
ten der leistungsstarken und der leistungsschwachen ‚Modelle‘ weisen auf bedeutsame 
Entwicklungen in den Bildungssystemen und in der Bildungspolitik selbst hin“ (Crotti 
& Osterwalder, 2007, S. 5). 


Dieser Befund einer hohen politischen und öffentlichen Aufmerksamkeit für eine 
spezifische Art von Information über Bildungssysteme im internationalen Kontext 
wird in der ersten Dekade des 21. Jahrhunderts definitiv zu einem Gemeinplatz 
der wissenschaftlichen Analyse bildungspolitischer Entwicklungen. Bestätigt wird 
dieser Befund aus sehr unterschiedlichen Perspektiven: Leuze et al. (2007) fokus- 
sieren etwa die Rolle der internationalen Organisationen im Bildungsbereich und 
deren Anspruch, die internationale, bildungspolitische Arena nicht nur entstehen zu 
lassen, sondern auch aktiv zu bespielen. Meyer und Benavot (2013a) beschreiben 
die Mechanismen kommunikativer und institutioneller Natur, die dazu führten, dass 
mit PISA eine Art globaler Education governance etabliert werden konnte. Adick 
(2008) weist darauf hin, dass die Bildungsaktivitäten verschiedener Akteure über 
die institutionalisierten politischen Einheiten wie beispielsweise Nationen hinaus- 
reichen und dadurch transnationale Bildungsräume entstehen. 

Die Internationalisierung politischer Diskurse geht aber über die Domäne der 
Bildung hinaus: An Phänomenen wie der Institutionalisierung eines globalen Han- 
delssystems, der Entstehung internationaler Märkte sowie der Verfestigung multi- 
nationaler politischer Vereinigungen wird Globalisierung auf einer sehr viel allge- 
meineren Ebene sichtbar. Die Organisation for economic co-operation and deve- 
lopment (OECD) beschreibt zudem die zunehmende Verbreitung demokratischer 
Regierungsformen, die Zunahme multinationaler Grossunternehmen, die weltweite 
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Migration sowie den Umgang mit globalen Herausforderungen wie der sozialen 
Ungleichheit, dem Umweltschutz oder der Klimaerwärmung als weitere Aspekte 
einer globalisierten Welt (Burns, Fitzpatrick & Lavinson, 2016). Aus soziologischer 
Perspektive wird mit der Globalisierung auch die zunehmende Verbreitung westli- 
cher Symbole, Werte und Güter einerseits und die immer klarere Einordnung von 
Lebenswelten und politischen Strukturen in eine ökonomistische Logik andererseits 
verbunden (Prisching, 2007). Oder anders ausgedrückt würden unter Zuhilfenahme 
von Begriffen wie Fortschritt und Wohlfahrt normative Modelle einer globalen Kul- 
tur weltweit durchgesetzt, wobei diese Modelle primär auf neo-liberalen Annahmen 
basierten (Silova & Brehm, 2014). Aus politikwissenschaftlicher Perspektive wird 
eher nach der Reaktion von politischen Strukturen wie Nationalstaaten auf die glo- 
balisierte Wirtschaft gefragt (Drezner, 2001). Dabei kann etwa in Ansätzen der 
Politikdiffusion festgestellt werden, dass politische Entscheide auf der Ebene von 
Nationalstaaten nicht nur von inländischen Faktoren geprägt sind, sondern ebenso 
von internationalen Einflüssen und Entscheiden in anderen Staaten (Gilardi, 2013). 
In ihrem World society-Ansatz, der oft als Ausgangspunkt weiterführender Unter- 
suchungen dient, gehen J. W. Meyer, Boli, Thomas und Ramirez (1997) davon aus, 
dass sich staatliche Identitäten, Strukturen und Verhalten der Nationalstaaten orien- 
tiert an weltweiten Modellen verändern. Wesentliche Kernelemente dieser Modelle 
seien Menschen- und Bürgerrechte, Demokratie durch Partizipation und Bildung 
sowie eine wachstumsorientierte Wirtschaft. 

Für die vorliegende Arbeit ist die Generierung und Verarbeitung von Daten und 
Informationen zuhanden bildungspolitischer Akteure auf internationaler Ebene des- 
halb ein relevanter Kontext, weil diese Internationalisierung unter anderem über Dis- 
kurse und damit über Kommunikation und Information erfolgt. Der Blick auf die 
Entwicklung einer internationalen Education governance offenbart die Wichtigkeit 
normdefinierender Mechanismen unterhalb von Steuerung und Regelung im klas- 
sischen Sinne. Gerade Instrumente der kommunikativen Beeinflussung, etwa durch 
Meinungsbildung oder Beratung, haben sich als sehr wirkungsvoll erwiesen (Wind- 
zio, 2010). Globalisierung und Internationalisierung sind dabei nicht ohne Akteure 
zu denken: Die isomorphen Entwicklungen, die etwa durch die Orientierung an 
einer World society zustande kommen, werden einerseits von den Nationalstaaten 
sowie von den politisch legitimierten Entscheidungsträgerinnen und -trägern darin 
als Akteure gestaltet. Andererseits spielen im weitesten Sinne soziale Akteure wie 
Wissenschaft und Professionen eine wichtige Rolle indem sie die internationalen 
Modelle formen, an konkrete Kontexte anpassen und politische Akteure informieren 
und beraten (J. W. Meyer et al., 1997). 
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Für den Bildungsbereich wurden die Mechanismen der internationalen Poli- 
tikgestaltung in den letzten Jahren intensiv beforscht. Beispielsweise beschrei- 
ben und erklären Martens und Wolf (2006) in ihrem akteursbezogenen und neo- 
institutionalistischen Ansatz die Genese international bedeutsamer Programme und 
Organisationen in zwei Phasen: (1) Nationale Exekutiven nutzen die Ebene zwi- 
schenstaatlicher Organisationen oder Programme um Ressourcen der Problemlö- 
sung zu bündeln und um innenpolitische Handlungsspielräume zur Durchsetzung 
bestimmter Policies, etwa gegenüber der Legislative, untergeordneten Staatsebenen 
oder anderen Stakeholdern, zu erweitern. (2) Die in diesem Sinne instrumentali- 
sierten Organisationen oder Programme entwickeln eigene Institutionen im Sinne 
von spezifischen Bedeutungsrahmen, Problembeschreibungen und Zielvorstellun- 
gen. Sie werden von reinen Instrumenten der nationalen Exekutiven zu politischen 
Akteuren auf der zwischenstaatlichen Ebene, die über eigene strategische Hand- 
lungsspielräume verfügen und sich, unter anderem über Wissens- oder Informa- 
tionssysteme, so über die Intentionen der nationalen Exekutiven hinaus Geltung 
verschaffen. Im entstehenden Spannungsfeld zwischen Instrumentalisierung und 
Emanzipation werden laut Nagel et al. (2010) auf der Ebene der nationalen Politik- 
gestaltung die Mechanismen der internationalen Beeinflussung durch Institutionen 
und Strukturen moderiert, transformiert oder — ähnlich wie in der Schultheorie 
von Fend (2008b) — rekontextualisiert. Die Beeinflussungsmechanismen sind dabei 
Standard- und Normsetzung, diskursive Meinungsbildung, finanzielle Impuls- oder 
Anreizprogramme, Koordination und Wissensakkumulation sowie Beratungsakti- 
vitäten. 

Ausgehend von politikwissenschaftlichen Ansätzen des Policy learning stellt 
Steiner-Khamsi (2012) den zwischenstaatlichen Vergleich als primären Mechanis- 
mus internationaler Politikgestaltung vor. Dabei wird mit dem Begriff des Policy 
borrowing and lending hervorgehoben, dass internationale Einflüsse aus Sicht der 
einzelnen Staaten nicht externe Kräfte sind, sondern jeweils bewusst rhetorisch 
aktiviert werden um beispielsweise Reformdruck zu generieren, Legitimation zu 
erzeugen oder politische Mehrheiten zu schaffen. 

Die Internationalisierung der einleitend beschriebenen, outputorientierten Poli- 
tikgestaltung im Bildungsbereich und vor allem der empirisch nachweisbare Ein- 
fluss der entsprechenden internationalen Diskurse auf nationale und lokale Bil- 
dungsorganisationen können zeitlich in den 2000er-Jahren festgemacht werden. 
Dessen Ursprünge werden meistens und primär bei den grossen, in den 1990er- 
Jahren lancierten internationalen Schulleistungsstudien verortet (Bürgi, 2016; 
Criblez & Glaser, 2011; Knödel et al., 2014; Steiner-Khamsi, 2003). Allerdings 
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stehen PISA, TIMSS aber auch andere Programme vergleichender Leistungserhe- 
bung! im Kontext eines bestimmten Verständnisses darüber, wie staatliche Orga- 
nisationen ihre Aufgaben wahrnehmen und welche Art von politischer und demo- 
kratischer Kontrolle und Legitimation damit verbunden sind. Sobe (2014) stellt 
dementsprechend fest, dass die Elemente internationaler Politikgestaltung im Bil- 
dungsbereich nicht durch ihren internationalen Charakter derart einflussreich gewor- 
den sind, sondern dadurch, dass Accountability als Kernelement dieser Elemente 
sehr gut zu allgemeineren, weltweit verbreiteten Vorstellungen von Gesellschaft, 
Bildung und Wissenschaft passte. Insofern ist die Internationalisierung von Poli- 
tikgestaltung im Bildungsbereich nicht nur funktionalistisch, strukturalistisch und 
institutionalistisch, sondern eben auch inhaltlich analysier- und erklärbar. 


2.2 Wandel von Staats- und Verwaltungsleitbildern 


„Was ‚der Staat‘ zu sein hat beziehungsweise welche Aufgaben und Funktionen er 
übernehmen (oder eben gerade nicht übernehmen) soll, war schon in der antiken 
politischen Philosophie Gegenstand öffentlicher Diskussionen und wissenschaftlicher 
Reflexionen. Aber nicht nur die politische Philosophie, sondern auch andere wissen- 
schaftliche Disziplinen beschäftigten sich immer wieder von Neuem und in immer 
neuen Kontexten mit dieser Frage: Staats- und Verwaltungsrecht, Volkswirtschaft, 
Politikwissenschaft, Soziologie — um nur die wichtigsten zu nennen. Insbesondere 
durch den Aufstieg der Sozialwissenschaften in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhun- 
derts wurde die normative und idealistische durch eine empirische Perspektive auf den 
Staat ergänzt“ (Criblez, Rothen & Ruoss, 2016, S. 7). 


Die Vorstellungen über den Staat und die Verwaltung bilden einen weiteren relevan- 
ten Kontext für Bildungsmonitoring. Die Elemente, Formen und Instrumente, mit 
denen der Staat über Bildung und Schule informiert und kommuniziert, basieren auf 
Konzeptionen von Staat, Staatlichkeit und Verwaltung. Aus neo-institutionalistischer 
Perspektive könnte man diese Staatskonzeptionen oder -leitbilder als Teil der orga- 
nisationalen und institutionellen Rahmenbedingungen (Herbrechter & Schemmann, 
2019) von Bildungsmonitoring beschreiben. Staats- und Verwaltungsleitbilder und 


! Der Boom von Schulleistungsstudien ist nicht auf die wirtschaftlich gut situierten Staaten 
der OECD beschränkt. In den 1990er-Jahren entstanden zahlreiche Organisationen, die eben- 
falls vergleichende Schulleistungsstudien durchführten: Das Educational Evaluation Rese- 
arch Consortium war mit finanzieller Unterstützung der USA in der Karibik aktiv. Die United 
nations educational, scientific and cultural organization (UNESCO) unterstützte regionale 
Programme in Afrika und Lateinamerika. Französischsprachige Staaten in Afrika wurden bei 
entsprechenden Vorhaben unterstützt durch die Conference des Ministres de l’ Éducation des 
Pays Ayant le Français en Partage (Kamens & McNeely, 2010). 
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ihre Entwicklung seit den 1960er- bis in die 1990er-Jahre sind für Bildungsmoni- 
toring insbesondere deshalb ein relevanter Kontext, weil sie die Grundlagen von 
politischer Kommunikation und Information ebenso rahmen wie die Erwartungen 
daran seitens der politischen Akteure und der Öffentlichkeit. 

Ein breit rezipierter Ausgangspunkt für die Feststellung des Wandels von Staats- 
verständnissen seit den 1960er-Jahren, zumindest der sogenannten westlichen Welt, 
ist der Golden-age nation state. In der Feststellung dieser Staatskonzeption wird 
davon ausgegangen, dass Staatlichkeit auf vier Dimensionen beschreibbar ist. Auf 
jeder Dimension wird dabei eine Gruppe sogenannter normativer Güter bereitge- 
stellt (Hurrelmann, Leibfried, Martens & Mayer, 2007a): (1) Ein Staat, verstanden 
als territorialer Staat, kontrolliert ein Territorium und sorgt darin für Frieden und 
Sicherheit. Er verfügt über die darin vorhandenen Ressourcen materieller Natur, ver- 
waltet die institutionellen Grundlagen des Regierens, sichert den internen Zusam- 
menhalt und ist verantwortlich für die Aussenbeziehungen. (2) Ein Staat, verstanden 
als Verfassungsstaat, hat ein stabiles Rechtssystem und sorgt damit für Freiheit und 
Rechtssicherheit. In diesem Rechtssystem ist unter anderem die persönliche Frei- 
heit verankert. Teil davon sind auch die Instrumente zur Anwendung und Durch- 
setzung des Rechts sowie zur Gewährleistung von Rechtsgleichheit. (3) Ein Staat, 
verstanden als demokratischer Staat, weist institutionalisierte Verfahren auf, die 
Selbstbestimmung und politische Partizipation ermöglichen. Diese Institutionen der 
gemeinsamen Entscheidungsfindung legitimieren wiederum Staat, Regierung und 
Verwaltung. (4) Ein Staat, verstanden als Interventionsstaat, ist aktiv beteiligt an der 
Förderung ökonomischen Wachstums und der Sicherstellung sozialer Stabilität. 

Der Golden-age nation state zeichnet sich dadurch aus, dass er für die Versorgung 
mit allen normativen Gütern verantwortlich ist. Mit der zunehmenden Übernahme 
von Aufgaben in wirtschaftlichen und sozialen Bereichen, die im späten 19. Jahrhun- 
dert einsetzte, wurde der Staat als Interventions- oder Wohlfahrtsstaat in den 1960er- 
und 1970er-Jahren zum international dominierenden Modell (Hurrelmann et al., 
2007a). In diesem Modell, wie Sager und Hurni (2013) für die Schweiz feststellen, 
übernahm der Staat - insbesondere Exekutive und Verwaltung als ausführende Teile 
der staatlichen Organisation — die Verantwortung für die Bereitstellung der normati- 
ven Güter typischerweise, indem er selbst als Anbieter oder Produzent dieser Güter 
auftrat. In der föderalistischen Staatsstruktur der Schweiz setzte dies eine expli- 
zite Kompetenzzuordnung an die nationale Ebene voraus (vgl. Abschn. 2.3). Dies 
betraf zunächst die Intensivierung von bereits früher dem Staat zugeordneten Auf- 
gaben, etwa in den Bereichen Bildung oder Infrastrukturentwicklung. Ab den spä- 
ten 1950er-Jahren erfolgten zudem neue Kompetenzzuordnungen in den Bereichen 
Atomkraft, Nationalstrassenbau, Arbeitslosenversicherung, Raumplanung oder För- 
derung der wissenschaftlichen Forschung (Vatter, 2014). Für S. Müller und Vatter 
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(2017) stellten insbesondere die 1947 eingeführten Bundeskompetenzen im Bereich 
der Wirtschaftsförderung sowie die Implementation der Alters- und Sozialversiche- 
rungen ab 1948 markante Stationen der Entstehung des Wohlfahrtsstaats in der 
Schweiz dar. Wie M. Ruoss (2016) exemplarisch für den Aufbau des staatlichen 
Altersvorsorgesystems in der Schweiz darlegte, gab es in anderen Bereichen bereits 
in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts Formen der gemeinsamen Leistungserbrin- 
gung durch Staat und private Organisationen. Insofern sind geläufige Zäsuren und 
Entwicklungsgeschichten kritisch zu betrachten. Nichtsdestotrotz soll die Feststel- 
lung eines Golden-age nation state, für den die 1960er- und 1970er-Jahre durchaus 
als Höhepunkt beschrieben werden können, auch hier als Ausgangspunkt einer Ent- 
wicklung herangezogen werden. 

Für Deutschland und teilweise darüber hinaus beschreiben Jann und Weg- 
rich (2010) den Wandel von Staats- und Verwaltungsleitbildern, ausgehend vom 
Golden-age nation state, in zwei inhaltlichen Strängen: (1) Die wachsende Fülle 
und Breite staatlicher Verantwortungs- und Aufgabengebiete befördert eine qua- 
litative und quantitative Entwicklung der Problemverarbeitungskapazitäten von 
Staat und Verwaltung. Regierung und Verwaltung werden zunehmend als politisch- 
administratives System verstanden. Dieses System soll über eine Modernisierung 
der Instrumente und Mechanismen seine Rolle der aktiven Gestaltung von Wirt- 
schaft und Gesellschaft besser wahrnehmen können. (2) Parallel zu dieser Verän- 
derung wird die Vorstellung entwickelt, dass die Bewältigung der umfangreichen 
staatlichen Aufgaben auch über eine qualitative und quantitative Entwicklung der 
Informationsverarbeitungskapazitäten von Staat und Verwaltung besser gestaltet 
werden könne. 

Im Kontext wachsender Verantwortungs- und Aufgabengebiete werden bereits in 
den 1960er-Jahren sogenannte Planungsansätze populär und führen zu einer grossen, 
wenn auch nur temporären Planungseuphorie. Der Begriff der Planung umschreibt 
dabei den konkreten Umgang mit Informationen und deren Verarbeitung im Hin- 
blick auf zukünftige Entwicklungen. Planung war aber auch ein Signal für rationale, 
sachgerechte und nicht den politischen Zyklen unterworfene Politik. Verschiedenste 
Wissenschaftsdisziplinen sollten über Planung diese quasi apolitische Politikgestal- 
tung gewährleisten (van Laak, 2008). Hintergrund dafür waren unter anderem die 
grossen Fortschritte in der Erhebung und Verarbeitung quantitativer Daten, die auch 
über Domänen hinweg transferierbar waren. Exemplarisch zeigt dies Bürgi (2016) 
anhand eines amerikanischen Think tanks, der nach dem zweiten Weltkrieg im mili- 
tärischen Kontext entstand und schliesslich einige der Basiskonzepte entwickelte, 
die dem Engagement der OECD im Bildungsbereich ab den 1960er-Jahren zugrunde 
lagen. 
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Eine weitere, konkrete Veränderung zur Bewältigung der wachsenden staatlichen 
Verantwortungs- und Aufgabengebiete ist der zunehmende Einbezug von Markt- 
prinzipien. Dabei behält der Staat zwar die Verantwortung für die Gewährleistung 
normativer Leistungen und Güter, andere Verantwortungsbereiche werden jedoch 
weiteren Akteuren zugewiesen. Hurrelmann, Leibfried, Martens und Mayer (2007b) 
stellen für die westliche Hemisphäre fest, dass vor allem die Regulatory responsibi- 
lity und die Operational responsibility hin zu privaten und teilweise auch zu inter- 
nationalen Akteuren verschoben werden. Erstere umfasst unter anderem die Ent- 
scheidung für eine bestimmte Art von Leistungserbringung oder Güterversorgung, 
letztere bezeichnet die Verantwortlichkeit für die eigentliche Leistungserbringung 
oder die Güterproduktion. Dieser Wandel wird sehr wesentlich durch eine neo- 
liberal inspirierte Kritik vorangetrieben, die angesichts der zunehmenden staatlichen 
Aufgaben eine Überforderung der bürokratisch organisierten, staatlichen Problem- 
verarbeitungskapazitäten feststellt (Jann & Wegrich, 2010). Das Zurückziehen des 
Staates auf die Gewährleistungsverantwortung (Hurrelmann et al., 2007b) wird kri- 
tisch mit dem Begriff des Hollow state umschrieben. Damit ist gemeint, dass sowohl 
die Aufgaben als auch die Ressourcen der Staaten seit den 1960er-Jahren und dem 
Golden-age nation state weiter gewachsen sind bzw. ausgebaut wurden. Trotzdem 
seien die Staaten in ihrer Fähigkeit autonom zu agieren beeinträchtigt dadurch, dass 
zahlreiche Funktionen und Aufgaben an nicht-staatliche oder nur noch teilweise 
staatlich organisierte Organisationen und Akteure übertragen wurden. Dies wie- 
derum hätte zu einer intensiven Entwicklung neuer Steuerungsinstrumente geführt, 
die neben den Produkten auch sehr viel stärker auf die bewusste Gestaltung der 
Prozesse staatlicher Aufgabenerfüllung ausgerichtet sind (Howlett, 2000). 

Die sich spätestens ab den 1980er-Jahren international durchsetzende Vorstel- 
lung des Staats als ökonomische Einheit, ausgerichtet an Effizienzkriterien, wird 
begriffllich oft mit dem Konzept von New public management (NPM) gefasst. 
Im Kern dieses Konzepts, das in der Schweiz auch als wirkungsorientierte Ver- 
waltungsführung bezeichnet wird, steht eine Veränderung der öffentlichen Ver- 
waltung in Richtung von Management und damit ein Wandel des Verständnisses 
und der funktionalen Prinzipien der politisch-administrativen Systeme.? Schedler 
(2007) fasst die wichtigsten Elemente dieses weltweit seit rund 40 Jahren intensiv 


2 Gerade für die Schweiz kann ein sehr direkter Zusammenhang zwischen wirkungsorientier- 
ter Verwaltung und Bildungsmonitoring festgestellt werden: Die wirkungsorientierte Verwal- 
tungsführung als Ansatz zur Reorganisation der Steuerungsabläufe in der öffentlichen Ver- 
waltung wurde massgeblich geprägt von Ernst Buschor (Schedler, 1995), der als Erziehungs- 
direktor des Kantons Zürich, als Mitglied der ersten PISA-Steuergruppe (vgl. Abschn. 5.3.3) 
sowie als Ideengeber beim Aufbau des nationalen Bildungsmonitorings (vgl. Abschn. 5.4.2) 
gleich auf mehreren Ebenen beteiligt war. 
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diskutierten Konzepts folgendermassen zusammen: (1) Die Vermischung von Inter- 
essen, Aufgaben und Verantwortlichkeiten einer bürokratischen Verwaltung wird 
aufgelöst durch interne Rollendifferenzierung. Interessenskonflikte werden verrin- 
gert und die Transparenz gesteigert indem unterschiedliche Rollen wie beispiels- 
weise Leistungsbesteller, -einkäufer und -erbringer definiert und organisatorisch 
unterschieden werden. Diese Differenzierung bedeutet zusätzliche Autonomie für 
die einzelnen Akteure, bedingt aber zugleich neue und explizite Steuerungs- und 
Kontrollinstrumente. (2) Der Steuerungsfokus verschiebt sich von der traditionel- 
len Orientierung an Ressourcen hin zu einer stärkeren Ausrichtung an angestreb- 
ten Wirkungen. Das heisst, die Leistungserbringung öffentlicher oder beauftragter 
Organisationen wird nicht mehr primär über die Definition der Inputs, sondern über 
die Ergebnisse gesteuert. (3) Über die Rollendifferenzierung und die Wirkungsori- 
entierung wird zudem eine Öffnung der Verwaltung angestrebt. Dies wird insbeson- 
dere dadurch realisiert, dass auch nicht-staatliche Akteure Rollen in den Prozessen 
staatlicher Leistungserbringung einnehmen können. Insgesamt wird damit auch ein 
Bewusstsein für die Stakeholder von Staat und Verwaltung geschaffen. (4) Durch die 
Einführung von wettbewerbsähnlichen Mechanismen wird die staatliche Leistungs- 
erbringung unter Effizienzdruck gesetzt. Die staatlichen Akteure und insbesondere 
die Verwaltung sollen sich in einem als Quasi-Markt bezeichneten Kontext mit 
simulierter Kompetition behaupten. 

Die zunehmende Durchdringung der staatlichen Auftrags- und Funktionser 
füllung mit Vorstellungen von NPM war — im Verlauf seit den 1960er-Jahren 
betrachtet — weder direkt und gradlinig noch unwidersprochen. Für die Schweiz 
betonen T. Ruoss, Rothen und Criblez (2016), dass gerade vor dem Hintergrund 
der hybriden Form von Staatlichkeit — gemeint sind damit unter anderem Föderalis- 
mus, direkte Demokratie und die spezifische Verflechtung staatlicher und privater 
Akteure — die Feststellung einer allgemeinen Wende hin zu NPM kritisch zu hinter- 
fragen sei. In ihrer Untersuchung der Unternehmensberatung im öffentlichen Sektor 
zeigen Armbrüster et al. (2010) zwar, dass die Berater mit ökonomischer Provenienz 
eindeutig als Träger der NPM-Konzepte agieren und dabei die kritische Wahrneh- 
mung der Dysfunktionen, der Intransparenz und der mangelnden Ausrichtung an 
Stakeholdern betonen. Gleichzeitig seien aber Verfahrensmässigkeit, Berechenbar- 
keit, Gleichbehandlung der Bürger in einem Rechtsstaat unabdingbar und dürften 
nicht durch ökonomische Prinzipien ersetzt oder auch nur verdünnt werden. Rie- 
der (2005) stellt fest, dass Ansätze wirkungsorientierter Verwaltung zwischen 1990 
und 1999 in praktisch allen Kantonen eingeführt wurden. Allerdings blieben viele 
Implementationen in dem Sinne unvollständig, als dass gerade die Evaluation in 
Form von Leistungs- und Wirkungsmessung nicht oder nur sehr partiell realisiert 
wurden. 
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Im schliesslich in den 1990er-Jahren auch im deutschsprachigen Raum populär 
werdenden Leitbild des aktivierenden Staates wurde die Management-Logik weiter- 
entwickelt hin zu Governance. In diesem Leitbild war die Wahrnehmung nicht nur 
der politischen, sondern auch der gesellschaftlichen Voraussetzung von Politikge- 
staltung sehr zentral. Dabei spielen die Stakeholder nicht nur als Anspruchsgruppen, 
sondern als aktive Partner in der Lösung gesellschaftlicher Probleme oder — aus- 
gedrückt in den Begrifflichkeiten des Golden-age nation state — in der Versorgung 
mit normativen Gütern eine Rolle (Jann & Wegrich, 2010). Essenziell dabei sind 
die Prozesse und Mechanismen, die es ermöglichen verschiedene gesellschaftliche 
Akteure in die Problembewältigung einzubeziehen. In diesen Mechanismen sind 
neben den neo-liberalen Maximen wie Effizienz und Offenheit auch die Stärkung 
von Kohäsion und Interaktion, politischer Beteiligung und gesellschaftlichem Enga- 
gement angelegt (Bogumil & Jann, 2009). 

Die Verantwortungsübertragung und die Messung der entsprechenden Leistung 
als Output einzelner Einheiten gemäss Managementprinzipien wurde abgelöst durch 
die Idee einer geteilten, gemeinsamen Verantwortung solcher Netzwerke für Staat 
und Gesellschaft wobei der Outcome der Handlungen dieser vernetzten Akteure für 
die Ergebnisbewertung herangezogen wird (Jann & Wegrich, 2010). Dieser Ent- 
wicklung von Verwaltungslogiken oder Verwaltungsleitbildern entsprechen auch 
Erkenntnisse über die Veränderungen der Art und Weise wie ein Staat seine Funk- 
tionen ausübt (Hurrelmann et al., 2007b): (1) Die einzelstaatliche Verantwortung 
für regulatorische und operative Aktivitäten wird zunehmend an Standards interna- 
tionaler, teilweise nicht-staatlicher Provenienz ausgerichtet. Die bereits erwähnte 
Gewährleistungsverantwortung bzw. Outcome responsibility verbleibt jedoch auch 
in modernen Governancekonzepten beim Staat (Reichard & Röber, 2011). (2) 
Staatliche Monopolstellungen werden aufgelöst und typische, traditionell staatli- 
che Tätigkeiten auf verschiedene Akteure verteilt. Diese Diffusion wurde in den 
1990er-Jahren teilweise auch als „Quasi-Privatisierung“ (Hood, 1991, S. 3) bezeich- 
net, da eine wirkliche Privatisierung nur in wenigen Politikfeldern erfolgte. (3) Im 
Kontext der Diffusion operativer Verantwortung werden neue Formen von Steue- 
rung und Kontrolle implementiert, mit denen der Staat die bei ihm verbliebene Out- 
come responsibility erfüllen soll. Damit verbunden ist eine Veränderung öffentlicher 
Rechenschaft, oft diskutiert unter dem Stichwort Accountability (Ranson, 2003). In 
diesem Kontext werden unter anderem entsprechende Formate des Monitorings zu 
Formaten von Rechenschaft. Für das Bildungswesen werden die Reformschritte in 
Richtung neuer Steuerung und Outputorientierung unter anderem als Verbindung 
einer Autonomisierung der Einzelschulen mit einer Rezentralisierung im Zeichen 
der Kontrolle beschrieben (Altrichter & Rürup, 2010; Böttcher, 2007; Lambrecht 
& Rürup, 2012; vgl. Abschn. 3.1). 
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Im beschriebenen Wandel der Staats- und Verwaltungsleitbilder ausgehend vom 
Golden-age nation state der 1960er-Jahre spielten die bereits erwähnten Planungs- 
ansätze durchgehend eine gewichtige Rolle. Vor dem Hintergrund der Vielfalt und 
Breite der Aufgaben des Interventions- oder Wohlfahrtsstaats erschien die politi- 
sche Planung als geeignetes Instrument zur Lenkung, Führung und Koordination 
(Bogumil & Jann, 2009). Obwohl die Planungseuphorie der 1960er-Jahre relativ 
schnell einer gewissen Ernüchterung gewichen ist, haben sich Planungstechniken 
weiterentwickelt. Die Datengrundlagen wurden differenzierter und die Methoden 
offener (van Laak, 2008). Zugleich haben sich die Prozesse des Einbezugs von 
Planungswissen in Politikgestaltung verändert. Jasanoff (1990) zeichnet beispiels- 
weise für die Umwelt- und die Medikamentenpolitik der USA nach, wie komplex 
und wandelbar diese Prozesse sind. Eine Studie von Mavrot und Sager (2018) zeigt 
am Fall der Tabakprävention die Prozesse der Durchsetzung einer evidenzbasierten 
Entscheidungsfindung im Multiebenensystem der Schweiz auf. Beide Untersuchun- 
gen zeigen, dass auch in Planung und in den verschiedenen Wissenschaften dahin- 
ter Differenzierungs- und Spezialisierungsprozesse ablaufen, die nur noch wenig 
mit den globalen Planungsvorstellungen im Golden-age nation state zu tun haben. 
Die Vorstellung der einleitenden erwähnten evidence-based policy umfasst nicht 
mehr nur das Wissen, die Informationen oder die Evidenz, die das Potenzial hat in 
einer spezifischen Politikdomäne politische Entscheidungen zu unterstützen, son- 
dern auch die Fragen nach gesellschaftlicher und politischer Akzeptanz der Evidenz, 
nach den Akteuren und Prozessen ihrer Interpretation im politischen Kontext oder 
nach der zeitlichen und inhaltlichen Passung mit den politischen Entscheidungen 
(Davies et al., 2012). 

Neben der Planung entwickelten sich im beschriebenen Wandel der Staats- und 
Verwaltungsleitbilder auch Prozesse und Instrumente der Evaluation und des Con- 
trollings zu wichtigen Elementen der staatlichen Problem- und Informationsverar- 
beitungskapazitäten. Sie basieren auf Regel- und Kontrollkreisläufen, bei denen die 
Feststellung von Ergebnissen und Wirkungen auf die Ausführung einer Aufgabe 
folgt und in Entscheidungen zum nächsten Durchgang durch den Kreislauf mündet 
(Schedler, 2011). Insbesondere Evaluation, also die Erfassung und Bewertung der 
Ergebnisse staatlicher Aufgabenerfüllung, hat sich als eine Form von Steuerung 
und Kontrolle etabliert (Bogumil & Jann, 2009). Dabei können vier Grundfunk- 
tionen von Evaluationen im politischen Umfeld identifiziert werden (Kevenhörster, 
2015): (1) Kontrolle und Bewertung, (2) Erkenntnisgenerierung zuhanden künftiger 
politischer Vorhaben, (3) Legitimation politischer Programme und Mobilisierung 
politischer Unterstützung und (4) Strukturierung des Dialogs der Stakeholder rund 
um ein politisches Vorhaben. Die Betonung von Outputs, Outcomes und Impacts als 
zentrale Merkmale staatlicher Leistungserbringung in NPM, der hohe Bedarf nach 
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Rationalisierung politischer Einscheidungen ausgehend von der Planungseuphorie 
oder auch die Forderung nach einem breiten Einbezug von Stakeholdern in den nor- 
mativen Leitbildern zu Governance setzen Mechanismen der Bestandsaufnahme 
und Bewertung voraus. 

Der Wandel von Staats- und Verwaltungsleitbildern, ausgehend vom Golden- 
age nation state, ist empirisch auch für den Politikbereich Bildung feststellbar. 
Die Bildungsexpansion war neben dem Infrastrukturausbau die grösste Herausfor- 
derung für die Staaten der 1960er-Jahre, die unter anderem dadurch ihre Aufga- 
ben in der Förderung ökonomischen Wachstums und der Sicherstellung sozialer 
Stabilität wahrzunehmen versuchten (Becker, 2006; Schubert & Engelage, 2006). 
Dementsprechend war die politische Planung auf internationaler, nationaler und 
subnationaler Ebene in besonderer Art und Weise auf den Bildungsbereich fokus- 
siert (Bürgi, 2016; Cibulka, 1990; Glatter, 2014). Die neo-liberalen Einflüsse auf 
Staatskonzeptionen führten im Bildungsbereich unter anderem zu stärkerer Kon- 
trolle über Curricula, zur Einführung von Marktmechanismen, zu Autonomisierung 
und gleichzeitig höherer Accountability oder zur Privatisierung von Bildungsbe- 
reichen (Apple, 2005; Jakobi et al., 2010). Die Vorstellungen von NPM haben 
den Bildungsbereich im angelsächsischen Raum sicherlich früher erfasst als in der 
Schweiz oder in Deutschland. Gerade die Erfassung von Schülerleistungen auf der 
Basis von Bildungsstandards ist in den USA seit den 1960er- und in England seit den 
1980er-Jahren realisiert (Cibulka, 1990; Criblez et al., 2009). Für die Gestaltung der 
Volksschulstufen in der Schweiz wurden Elemente der wirkungsorientierten Ver- 
waltungsführung in den 1990er-Jahren erstmals herangezogen. Sie wurden unter 
anderem referenziert in der Einführung autonomer Schulen, in verschiedenen Neu- 
konfigurationen von Schulaufsicht und -inspektion sowie in der Entwicklung von 
Qualitätssicherungskonzepten (Hangartner & Svaton, 2013). 

Der Bildungsbereich ist durch besondere Bedingungen für die Weiterentwick- 
lung von Planungsvorstellungen in Richtung von evidence-based policy gekenn- 
zeichnet. Er weist eine ausgeprägte Mehrebenenstruktur auf, beginnend mit den 
typischerweise als Mikroebene bezeichneten Unterrichts- und Lernprozessen über 
die vielen Formen pädagogischer Einheiten wie Klassen und Schulen auf der Meso- 
ebene bis hin zu den wiederum divers strukturierten Verantwortungsstrukturen 
innerhalb der staatlichen Organisation auf der Makroebene. Damit ist auch eine Viel- 
falt von Stakeholdern verbunden (Schimank, 2007). In diesem Kontext hoher struk- 
tureller Komplexität ist einerseits der Bedarf nach Evidenz zur Politikgestaltung 
grundsätzlich hoch (Fazekas & Burns, 2012; Fend, 2008b). Andererseits reagier- 
ten sowohl der normative als der analytische Governanceansatz (vgl. Abschn. 3.3) 
als Weiterentwicklungen von Steuerungsvorstellungen bzw. klassischer Verwal- 
tungsforschung unter anderem auf die Phänomene im Bildungsbereich mit seinen 
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Restriktionen bezüglich Verwalt- und Steuerbarkeit (Bogumil & Jann, 2009; L. Leh- 
mann, 2013; Tyack & Tobin, 1994). 


2.3 Föderalismus und Staatsstruktur 


„Die erste und nach wie vor sehr wichtige Form des politischen Regierens in der 
Schweiz stellt die autonome Entscheidungsfindung auf kantonaler Ebene dar. Aus einer 
umfassenden und theoretisch aufgeklärten Governance-Perspektive ist diese Struktur 
der Entscheidungsfindung auch als eine Form der gesamtstaatlichen Koordination zu 
verstehen, die auf gegenseitiger Beobachtung und Anpassung sowie auf dem Wett- 
bewerb um mobile Produktions- und Konsumfaktoren basiert [...]. Die zweite, im 
20. Jahrhundert lange Zeit stetig zunehmende Form von Governance stellt die Ent- 
scheidungsfindung auf der nationalstaatlichen Ebene dar. Sie geht einher mit deutlich 
anderen Koordinations- und Entscheidungsmechanismen. Statt des Standortwettbe- 
werbs steht nun der Parteienwettbewerb im Zentrum, und vor allem können nun im 
gesamtstaatlichen Parlament und durch Abstimmungen auf eidgenössischer Ebene 
Entscheidungen durch Mehrheiten gefällt werden. [...] Zu diesen beiden etablierten 
Formen der politischen Entscheidungsfindung und Regulierung tritt mit dem Horizon- 
talföderalismus nun eine dritte Form hinzu. Der Horizontalföderalismus ist dadurch 
gekennzeichnet, dass die Kantone ihre Politik nicht mehr durch Beobachtung und 
Wettbewerb koordinieren, sondern durch Verhandlungen und Diskussionen zwischen 
den Regierungen und Verwaltungen.“ (Blatter, 2010, S. 150-151) 


Bildungsmonitoring ist als Untersuchungsobjekt in der vorliegenden Arbeit auf 
nationaler und kantonaler Ebene gewissermassen in alle drei Regierungsformen 
massgeblich eingebunden. Die Kantone sowohl als autonome Gliedstaaten als auch 
durch ihre horizontal-föderale Zwischenebene, ebenso wie der Bund sind mannig- 
fach in Bildungsmonitoring eingebunden. Gleichzeitig muss Bildungsmonitoring 
auf die politische Mehrebenenstruktur zugeschnitten oder darin eingefügt werden. 
Bildungsmonitoring ist als genuin politisches Phänomen nicht nur institutionell 
über Vorstellungen, Leitbilder und Erwartungen eingebettet in Staat und Verwal- 
tung, sondern auch strukturell durch die Einbindung in die Strukturen politischer 
Organisationen. 

Für die Schweiz als Bundesstaat, gegründet 1848, bilden der Bund, die 26 Kan- 
tone als Teil- oder Gliedstaaten sowie die über 2000 politischen Gemeinden die 
grundlegenden drei Ebenen des politischen Systems. Die Bundesverfassung von 
1848 basierte auf dem Prinzip der Subsidiarität. Es sollte zwar eine Zentralisierung 
der Staatsgewalt initiiert werden, allerdings nur für Angelegenheiten, die die Kan- 
tone im damaligen Kontext nicht oder nicht angemessen bewältigen konnten. Darun- 
ter fielen unter anderem die Sicherstellung von Rechtseinheit sowie Verteidigungs- 
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und Aussenpolitik (Starck, 2012). Spezifisch für die Schweiz machten zum Zeit- 
punkt der Bundesstaatsgründung nicht nur der Wille zur Nation, sondern insbeson- 
dere die Kleinheit der souveränen Kantone und die daraus folgende Notwendig- 
keit des bundesstaatlichen Zusammenschlusses das föderalistische Grundmotiv aus 
(Kriesi, 1998). 

Wie andere föderalistische Staaten weist die Schweiz eine Machtaufgliederung 
durch sogenannte vertikale Gewaltenteilung auf. Gemessen an den Kompetenzen 
und Selbstbestimmungsrechten der Gliedstaaten ist der Föderalismus in der Schweiz 
im internationalen Vergleich sogar äusserst stark ausgeprägt (Vatter, 2014). Die 
Kompetenzen auf Bundesebene umfassen heute primär Aussen-, Verteidigungs- 
und Wirtschafts-, Verkehrs- und Sozialpolitik. Die Kantone sind zuständig für die 
Sicherheits-, Gesundheits- und Bildungspolitik sowie für die eigenen Finanzen und 
Steuern. Die Kompetenzen der Gemeinden umfassen typischerweise Fürsorge, ört- 
liche Sicherheit, Versorgung und Entsorgung, Bau- und Planungsrecht, Bildung, 
Kultur, Freizeit und Sport (Vatter, 2014). Der Föderalismus spielt, neben der direk- 
ten Demokratie, in der politischen Kultur der Schweiz, verstanden als Gesamtheit 
der Werthaltungen, Einstellungen und Partizipationsbereitschaft der Bürgerinnen 
und Bürger zur Politik und zum politischen System, eine zentrale Rolle (Linder, 
2006). 

Ausgehend vom föderalistischen Grundmotiv ist in den meisten föderalistischen 
Staaten das Subsidiaritätsprinzip massgebend wenn es darum geht, den verschiede- 
nen Ebenen des politischen Systems Kompetenzen zuzuordnen. Im traditionellen 
Verständnis gilt das Subsidiaritätsprinzip dann als gegeben, 


„wenn es in einem Bundesstaat eine grundsätzliche Regelung gibt, dass prinzipiell die 
Gliedstaaten für die Erfüllung aller staatlichen Aufgaben zuständig sind. Aufgabenzu- 
weisungen an die Bundesebene bedürften dann einer expliziten verfassungsrechtlichen 
Regelung.“ (Leunig (2015), S. 24). 


Ergänzend dazu hat sich in der neueren Föderalismusforschung der Begriff der 
bedingten Subsidiarität etabliert: Dabei wird der Grundsatz der Kompetenzzuord- 
nung an die Gliedstaaten an bestimmte Bedingungen geknüpft. Solche Bedingungen 
können die Fähigkeit der Gliedstaaten betreffen, bestimmte Aufgaben zu überneh- 
men (Starck, 2012). Wie Härtel (2012) darstellt, Können diese Bedingungen durch- 
aus auch auf Prozesse der Aufgabenerfüllung bezogen sein. Element dieser pro- 
zeduralen Ebene der Subsidiarität ist insbesondere der Einbezug der Gliedstaaten 
in die Einschätzungen und die Entscheide zum Kompetenztransfer. Im Gegenzug 
zu den Bedingungen, die die konkrete Aufgabenerfüllung der Gliedstaaten einer 
Kontrolle unterstellen, soll damit verhindert werden, „dass die Bundesebene aus 
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womöglich nicht sachgerechten Erwägungen heraus Kompetenzen an sich zieht“ 
(Leunig, 2015, S. 25). 

Das Subsidiaritätsprinzip war in der Schweizerischen Bundesverfassung bis zur 
Verfassungsreform von 1999 in einem eher unbedingten Sinne festgeschrieben: 
Die Kantone sind für sämtliche Aufgaben zuständig, die nicht explizit dem Bund 
übertragen sind.” Mit der Reform wurde ergänzend eingeführt, dass der Bund Auf- 
gabenbereiche übernehmen soll, in denen Bedarf nach einer einheitlichen Regelung 
besteht.* Diese Bestimmung wurde schliesslich im Rahmen der Neugestaltung des 
Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen, die 2008 
in Kraft trat, ersetzt durch eine explizite Verankerung des Subsidiaritätsprinzips in 
der Verfassung sowie eine doppelte Bestimmung von Bedingungen’: „Der Bund 
übernimmt nur die Aufgaben, welche die Kraft der Kantone übersteigen oder einer 
einheitlichen Regelung durch den Bund bedürfen“ (BV, Art. 34a Abs. 1). Insgesamt 
enthält das verfassungsmässige Prinzip der Kompetenzzuordnung zwischen Bund 
und Kantonen Aspekte sowohl der unbedingten als auch zunehmend der bedingten 
Subsidiarität. 

Die Kompetenzzuordnung zwischen Kantonen und Gemeinden wiederum ist 
auf der Ebene der Kantone geregelt und weist entsprechend eine grosse Vari- 
anz zwischen den Kantonen auf. Die Gemeindestruktur ist laut Rühli (2012) in 
den meisten Kantonen charakterisiert durch eine auch im internationalen Vergleich 
hohe Gemeindeautonomie und eine niedrige durchschnittliche Einwohnerzahl der 
Gemeinden. Eine Erklärung für diese Struktur liege in der Tatsache, dass — auch 
begründet durch das zwischen Bund und Kantonen geltende Subsidiaritätsprinzip 
— in der Schweiz seit der Gründung des Bundesstaates keine national koordinierte 
Gebietsreform stattfand. Unterhalb der Ebene der Kantone sind zudem die politi- 
schen Gemeinden nicht die einzigen verfassten Einheiten: Schulgemeinden, Bür- 
gergemeinden, Kirchgemeinden, Korporationen oder Ortsgemeinden sind weitere 
solcher Körperschaften. Zwischen Kanton und politischen Gemeinden gibt es in 
vielen Kantonen zudem eine zusätzliche Ebene des politischen Systems, die typi- 
scherweise Bezirk genannt wird und die wiederum sehr unterschiedliche Funktionen 
und Aufgaben wahrnimmt (Rühli, 2012). Auch im Verhältnis zwischen Kantonen, 
etwaigen Zwischenebenen und Gemeinden gilt das Subsidiaritätsprinzip. Allerdings 
kann historisch und auch in der jüngeren Vergangenheit eher eine Zentralisierung 
von Aufgaben bei den Kantonen festgestellt werden (Vatter, 2014). 


3 BV, Stand 20.4.1999, Art. 3 
4 BV, Stand 8.8.2006, Art. 42 
5 BV, Stand 1.1.2008, Art. 5a & 43a 
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Die Entwicklungen der föderalen Staatsstruktur der Schweiz seit den 1960er- 
Jahren werden unter anderem mit den beiden Begriffen Vollzugsföderalismus und 
kooperativer Föderalismus gefasst. Mit Vollzugsföderalismus wird das Phänomen 
bezeichnet, dass der Bund in vielen Bereichen zwar Kompetenzen zugeordnet erhält 
aber gleichzeitig keine Strukturen für den Vollzug schaffen kann oder darf. Der Voll- 
zug durch die Kantone kann auf einem Kontinuum zwischen reiner Implementation 
bis hin zu weitreichender Programmgestaltung innerhalb eines groben gesetzlichen 
Rahmens sehr unterschiedliche Ausprägungen annehmen. Der Vollzugsföderalis- 
mus gewährleistet die Mitwirkung der Kantone an den Entscheidungen auf Bun- 
desebene und bietet zugleich Vetomöglichkeiten für die Kantone auf Bundesebene 
(Vatter, 2014). Die vielstimmige Kritik an der damit verbundenen, vertikalen Politik- 
verflechtung führte unter anderem dazu, dass mit dem Vorhaben der Neugestaltung 
des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen von 
2008 auch der Vollzugsförderalismus optimiert werden sollte (EFD & KdK, 2007; 
Schaltegger & Winistörfer, 2014). Mit der Verankerung der gemeinsamen Verant- 
wortung von Bund und Kantonen für den Bildungsraum Schweiz in der Verfassung 
wurden 2006 — und damit parallel zur Aufgabenteilung zwischen Bund und Kanto- 
nen — die Grundlagen für stärkere vertikale Politikverflechtung im Bildungsbereich 
geschaffen (Criblez, 2008b). 

Mit dem kooperativen Föderalismus wird das Phänomen bezeichnet, dass die 
Kantone selbst Politikgestaltung auf interkantonaler Ebene betreiben und damit 
ohne direkten Einbezug des Bundes Policies entstehen, die im Prinzip für die ganze 
Schweiz Gültigkeit haben. In Abgrenzung zu den nationalen Policies mit Einbezug 
des Bundes hat sich der Begriff „gesamtschweizerisch“ für die horizontalen Institu- 
tionen des Föderalismus in der Schweiz eingebürgert. Die auch in diesem Phänomen 
feststellbare Politikverflechtung wird als horizontale Verflechtung bezeichnet. Der 
kooperative Föderalismus, der teilweise auch als Horizontalföderalismus bezeich- 
net wird (Blatter, 2010), hat aus Sicht der Kantone drei Funktionen (Bochsler & 
Sciarini, 2006): (1) Die Kantone koordinieren ihre Aktivitäten in den Politikberei- 
chen mit kantonaler Zuständigkeit. Dies kann auch ihre Aufgaben im Rahmen des 
Vollzugs von Bundesaufgaben betreffen. (2) Sie vertreten ihre Interessen gegenüber 
dem Bund und praktizieren so eine vertikal orientierte horizontale Zusammenarbeit. 
(3) Sie tauschen ihre Erfahrungen aus. In diesem Zusammenhang wird dem koope- 
rativen Föderalismus teilweise eine innovationsfördernde Wirkung zugeschrieben: 
Neue Problemlösungen können dezentral in den Kantonen erprobt werden und im 
Rahmen des Erfahrungsaustausches evaluiert und auf andere Kantone angewendet 
werden (Schaltegger & Winistörfer, 2014). 

Als Instrumente des kooperativen Föderalismus gelten interkantonale Kon- 
ferenzen und interkantonale Vereinbarungen. In den Konferenzen treffen sich 
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Vertretungen der kantonalen Exekutiven. Die Konferenzen sind entweder regio- 
nal, thematisch oder regional und thematisch zusammengesetzt (Vatter, 2014). Seit 
1993 existiert mit der Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) eine übergeord- 
nete Konferenz (Schnabel & Mueller, 2017). Die wichtigste thematische Konferenz 
ist die Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK). Sie 
verfügt im Gegensatz zu fast allen anderen Konferenzen auch über Instrumente der 
Rechtssetzung (Vatter, 2014). Die interkantonalen Vereinbarungen oder Konkordate 
stellen das ansonsten einzige rechtssetzende Instrument des kooperativen Födera- 
lismus dar (Schnabel & Mueller, 2017). Gemäss Bundesverfassung haben Kantone 
das Recht, Konkordate in ihrem Zuständigkeitsbereich abzuschliessen. Kantonale 
Vereinbarungen können durch den Bund unterstützt werden und der Bund kann 
in definierten Bereichen Konkordate allgemeinverbindlich erklären. In Konkorda- 
ten regeln Kantone ihre Zusammenarbeit in spezifischen Leistungsbereichen. Eine 
grosse Mehrheit der Konkordate wird bilateral zwischen zwei Kantonen abgeschlos- 
sen. Inhaltlich ist der Bereich Bildung, Wissenschaft und Kultur am häufigsten 
(Bochsler & Sciarini, 2006). 

Der Bildungsbereich nimmt im Schweizer Föderalismus eine besondere Position 
ein. Dies war bereits bei der Gründung des Bundesstaats 1848 der Fall, als das Bil- 
dungswesen trotz intensiven Diskussionen schliesslich nicht in der Bundesverfas- 
sung aufgeführt wurde (Criblez, 2007a). In der Berufsbildung, bei der Maturitätsan- 
erkennung und teilweise bei den Hochschulen und in der Forschung wurden bereits 
im 19. Jahrhundert Kompetenzen auf Bundesebene definiert und damit Mecha- 
nismen des Vollzugsföderalismus etabliert (Criblez, 2007a, Späni, 2008, Herren, 
2008), vgl. Abschn. 5.1). Mit der Gründung der EDK 1897 im Kontext der Vor- 
bereitung einer Primarschulsubvention durch den Bund tauchte das Phänomen des 
kooperativen Föderalismus im Bildungsbereich erstmals auf (Manz, 2008). 

In den 1960er-Jahren wurde eine Zusammenführung von vertikaler und hori- 
zontaler Politikverflechtung zur Harmonisierung der kantonalen Volksschulsysteme 
angestrebt. Der Ausbau des Bildungswesen sollte koordiniert erfolgen, keine zusätz- 
lichen Disparitäten schaffen und zugleich die kantonale Schulhoheit nicht untermi- 
nieren. Grundidee war die Verankerung einer gemeinsamen Verantwortung von 
Bund und Kantonen in der Bundesverfassung mit gleichzeitigem Verweis auf die 
entsprechenden Konkordate (Criblez, 2008c). Diese Konzeption, konkret die ent- 
sprechende Verfassungsbestimmung, scheiterte in den frühen 1970er-Jahren und 
wurde erst in den 2000er-Jahren mit der Interkantonalen Vereinbarung über die 
Harmonisierung der obligatorischen Schule (HarmoS) und der sogenannten Bil- 
dungsverfassung realisiert (Manz, 2008; vgl. Abschn. 5.1 & Abschn. 5.4.3). Die 
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Revitalisierung der Koordination und Harmonisierung im Bildungsbereich in den 
1990er-Jahren, fokussiert auf die Sekundarstufe II und die Tertiärstufe, basierte sehr 
stark auf den Instrumenten des kooperativen Föderalismus und des Vollzugsföde- 
ralismus (Hega, 2000; Weber, Tremel & Andreas, 2010). 

Föderalismus und Subsidiarität spielen im Bildungsmonitoring eine ebenso 
wichtige Rolle wie im Bildungsraum Schweiz generell. Die durch horizontale und 
vertikale Verflechtung gekennzeichneten Strukturen wirken sich direkt auf Struk- 
turen, Zuständigkeiten und Inhalte des Bildungsmonitorings aus. Der Umgang mit 
Informationen, die Dokumentation von Gemeinsamkeiten und Unterschieden ist 
historisch betrachtet ein wichtiges Element der bildungsföderalistischen Struktur. 
Bildungsmonitoring wird zudem auf bestehenden föderalistischen Strukturen auf- 
gebaut und teilweise werden auch neue Strukturen von Vollzugsföderalismus und 
kooperativem Föderalismus geschaffen. 
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Theoretischer Rahmen 3 


Zur Frage Was ist Bildungsmonitoring? gibt es, wie der folgende Überblick zei- 
gen wird, zahlreiche Antworten. Allerdings ist eine systematische wissenschaftli- 
che Auslegeordnung oder gar eine Theoretisierung der Frage bislang nicht oder 
nur in Ansätzen erfolgt (Bormann, Hartong & Höhne, 2018; Brosziewski, 2007). 
Im Zentrum der vorliegenden Arbeit stehen die Begriffe Bildungsmonitoring und 
Bildungsberichterstattung. Wie einleitend bereits dargestellt, erfuhren die beiden 
Begriffe in der Forschung bislang eher beschreibende als erklärende Verwendung. 
Dabei geht es typischerweise um die Beschreibung von Programmen der datenge- 
stützten Information oder um die kritische Untersuchung bestimmter Ausprägungen 
rund um die Phänomene, die mit Bildungsmonitoring oder Bildungsberichterstat- 
tung in Verbindung stehen (vgl. Kap. 1). Für diese sehr spezifische Theorielage 
können zwei Gründe identifiziert werden: (1) Bildungsmonitoring und Bildungs- 
berichterstattung sind nicht losgelöst von der erziehungswissenschaftlichen Dis- 
ziplin zu betrachten. Zahlreiche erziehungswissenschaftliche Akteure sind selbst 
in Monitoring und Berichterstattung eingebunden. So ist die Frage nach der theo- 
retischen Fassung auch immer eine Frage der disziplinären Selbstreflexion (z. B. 
Lambrecht & Rürup, 2012; Rubner, 2008; Rürup, 2018). (2) Bildungsmonitoring 
ist als Phänomen nicht nur mit Erziehungswissenschaft und Bildungsforschung ver- 
knüpft, sondern steht auch mit verschiedensten Elementen bildungspolitischer und 
schulpraktischer Natur in Zusammenhang. So ist es eng verbunden mit Vorstel- 
lungen der Steuerung und Regulierung institutionalisierter Bildung, mit indikato- 
renbasierter Bildungsstatistik oder mit der psychometrischen Weiterentwicklung 
von Tests. Die theoretische Beschreibung fluktuiert zwischen der Ebene konkreter 
Elemente wie beispielsweise Leistungserhebungen, Bildungsstandards oder daten- 
basierte Schulinspektion (z. B. Böttcher & Dicke, 2008; Dedering, 2016; Thiel 
et al., 2014; Gördel, 2008) und generellen Phänomenen wie dem Wandel der 
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Steuerungsparadigmata (z. B. van Ackeren & Brauckmann, 2010; Maritzen & 
Tränkmann, 2015; Sager, 2009). 

Der im Folgenden aufgespannte theoretische Rahmen soll im Wesentlichen drei 
Funktionen erfüllen: (1) Als Rahmen für die empirische Arbeit (vgl. Kap. 5 & 6) 
wird die begriffliche Fassung des Untersuchungsgegenstandes geklärt, und zwar pri- 
mär über die Begriffe Bildungsmonitoring und Bildungsberichterstattung. Ebenso 
werden zentrale Elemente des damit verwendeten Begriffsrepertoires wie beispiels- 
weise der Indikatorenbegriff dargestellt. Schliesslich wird der in der empirischen 
Arbeit wichtige Begriff des Dispositivs eingeführt (vgl. Abschn. 3.1). (2) Als Grund- 
lage für die theoretische Verarbeitung und Verdichtung des empirischen Materials 
(vgl. Kap. 7 & 8) werden die theoretischen Kernbegriffe des organisationssozio- 
logischen Neo-Institutionalismus (vgl. Abschn.3.2) und des Governanceansatzes 
(vgl. Abschn. 3.3) diskutiert. Dabei liegt ein besonderer Fokus auf dem Institutional 
work-Konzept. (3) Im Sinne einer möglichst umfassenden theoretischen Grundlage 
für die empirische Arbeit werden zwei weitere, relevante Theoriestränge aufgenom- 
men. Einerseits wird Bildungsmonitoring in die Frage nach den gesellschaftlichen 
Wirkungsmodellen von Schule und Ausbildung sowie nach dem entsprechenden 
Bildungsbegriff eingebettet (vgl. Abschn. 3.4). Andererseits wird Bildungsmonito- 
ring als Element einer Indienstnahme von Wissenschaft durch Politik betrachtet 
(vgl. Abschn. 3.5). 

Der theoretische Rahmen der wissenschaftlichen Beschäftigung mit Bildungs- 
monitoring bewegt sich auf einem mittleren Abstraktionsgrad. Viele theoretische 
Ansätze oder Beiträge — so auch die vorliegende Arbeit — basieren auf konkreten, 
empirisch feststellbaren Dispositiven des Bildungsmonitorings. Solchen Theoreti- 
sierungen wird typischerweise eine grosse Nähe zur Empirie und zu konkreten Fäl- 
len zugeschrieben. Als theoretische Grundlage der Arbeit an und mit empirischem 
Material werden meist sogenannte Theorien mittlerer Reichweite herangezogen. 
Mit ihnen werden die Begrifflichkeiten und die Grundannahmen der konkreten For- 
schungsvorhaben dargestellt (Atteslander, 2003). In der vorliegenden Arbeit bilden 
solche Theorien mittlerer Reichweite die theoretische Basis. 


3.1 Bildungsmonitoring und -berichterstattung 


An der Herbsttagung der KBBB 2007 in Berlin wurde eine Definition von 
Bildungsmonitoring entwickelt, die seither oft als Grundlage theoretischer Über- 
legungen herangezogen wird, und die bereits in der in der Einleitung referen- 
ziert wurde (Böttcher et al., 2008; vgl. Kap. 1). Die Kommission schreibt dem 
Monitoring im Bildungsbereich primär einen Informationscharakter zu. Informiert 
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würden Bildungspolitik und Öffentlichkeit. Die Information erfolge kontinuierlich 
und datenbasiert. Als Zweck dieser Information sei die Transparenz öffentlich orga- 
nisierter Bildungssysteme gegenüber der Öffentlichkeit. Bildungsmonitoring solle 
als Grundlage für die Diskussion politischer Ziele und politischer Entscheide dienen. 
Bildungsmonitoring funktioniere einerseits dadurch, dass Bildungssysteme anhand 
der Informationen kontrollierbar werden, und andererseits durch die Aufnahme der 
Information als politisch verwendbares Steuerungswissen. 

Die KBBB ist eine Kommission der Sektion Empirische Bildungsforschung der 
Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissenschaft (DGfE). Bereits an der Herbst- 
tagung ein Jahr davor in Giessen reagierte die KBBB thematisch auf die Gesamt- 
strategie zum Bildungsmonitoring in Deutschland, die von der Ständigen Konfe- 
renz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland (KMK) 
2006 präsentiert worden war: Unter dem Titel New educational governance wur- 
den Fragen der neuen Steuerung im Bildungssystem, der Fokussierung sogenannter 
Bildungsoutputs und der Einführung von Wettbewerbselementen diskutiert. Neben 
der Definition von Educational governance als Forschungszugang zum Handeln 
staatlicher, gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Akteure in der Bildungspolitik 
ging es auch um die Frage der Verortung von Information und Datengrundlagen 
in dieser neuen Steuerung (Bürger, 2007). Unter dem vielsagenden Titel Bildung 
unter Beobachtung wurden an der Herbsttagung 2007 die beiden Diskussionss- 
tränge wieder aufgenommen (Böttcher et al., 2008): (1) Die empirische Bildungs- 
forschung habe die Bildungsreform hin zur neuen Steuerung kritisch zu begleiten. 
Mit aktuellen forschungsmethodischen und -theoretischen Zugängen sollen etwa 
das Prinzip der Dezentralisierung oder Schlagworte wie Autonomie und Qualitäts- 
sicherung auf ihren Gehalt, ihre Bedeutung und ihre Wirkung hin überprüft werden 
(vgl. Abschn. 3.3). (2) Die neue Steuerung, bei der nicht mehr die Bereitstellung von 
Ressourcen, sondern die Massnahmen der Qualitätssicherung und die systematische 
Erfassung von Bildungsergebnissen im Vordergrund stehen, basiere sehr wesentlich 
auf sogenanntem Steuerungswissen. Auf der Basis dieses Wissens soll zielgerichte- 
tes und wirksames Steuerungshandeln möglich werden. In der Konsequenz sei die 
neue Steuerung auf Steuerungswissen angewiesen. Um dieses Steuerungswissen zu 
erhalten oder zu generieren stehen Prozesse im Fokus, die als Monitoring bezeichnet 
werden können. Am Beispiel der KBBB-Herbsttagungen zeigt sich prototypisch, 
wie eng die Frage der theoretischen Gestalt von Bildungsmonitoring und die Frage 
der Governance zusammenhängen. 

Im Juni 2006 erschien der erste nationale Bildungsbericht in Deutschland. Er 
wurde vorgestellt als „datenbasierte Darstellung des deutschen Bildungswesens“ 
und als Beginn einer kontinuierlichen Bildungsberichterstattung, die steuerungsre- 
levante Informationen liefern und damit „Informationskraft‘“ (Avenarius & Kühne, 
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2006, S. 15) entwickeln solle. Auch in der Schweiz wurde 2006 der erste nationale 
Bildungsbericht veröffentlicht (vgl. Abschn. 5.4). Er enthielt explizit so benanntes 
Steuerungswissen und sollte die längst fällige „evidenz- oder informationsbasierte 
Steuerung des Bildungswesens“ (Wolter, 2008a, S. 54) vorantreiben, auch indem 
die Realisierbarkeit einer solchen Steuerung aufgezeigt und gefördert werde. Der 
erste nationale Bildungsbericht für Österreich erschien 2009. Er sollte mit Daten 
und Fakten das „Systemwissen und Systemverständnis [...] erweitern und damit 
moderne Bildungspolitik (Evidence-based Policy) bei der Entscheidung und Steue- 
rung [...] unterstützen“ (Specht, 2009, Bd. 1, S. 7). 

Der Aufbau der Bildungsberichterstattung war in den deutschsprachigen Län- 
dern inhaltlich und zeitlich eng gekoppelt mit der Vorstellung von Bildungsreformen 
in Richtung neuer Steuerung und Outputorientierung. Ermöglicht wurde der Aufbau 
unter anderem durch die Rezeption internationaler Entwicklungen und namentlich 
durch den Einsatz von Schulleistungsstudien als Datengrundlage für Monitoring und 
Berichterstattung. Damit wurde die Konzentration auf sogenannte innere Reformen 
und Schulentwicklung aufgebrochen, die für die Schweiz sowie für Ost- und West- 
deutschland gut dokumentiert ist (unter anderem Berkemeyer, 2010; Manz, 2011; 
R. H. Lehmann, 2008; Tenorth, 2017; Ziehe, 2017; vgl. Abschn. 5.1). An die Stelle 
der bis Mitte der 1990er-Jahre praktizierten „Abstinenz hinsichtlich einer syste- 
matischen und vergleichenden empirischen Überprüfung von Schülerleistungen“ 
(Maritzen, 2014, S. 399) traten Bemühungen um Anschluss an die internationalen 
Entwicklungen. Damit verbunden waren Begriffsbestimmungen, -übersetzungen 
und die Einführung der internationalen Konzepte und Begriffe in den deutschspra- 
chigen Diskurs. Bildungs- oder Systemmonitoring und Bildungsberichterstattung 
waren dabei die zentralen Begrifflichkeiten. 

Wie R. H. Lehmann (2008) anlässlich der erwähnten KBBB-Tagung festhielt, 
wurde der Monitoringbegriff im Kontext des entstehenden deutschen Bildungsbe- 
richts als Bildungsberichterstattung gefasst. Damit sei eine bewusste Distanzierung 
von der, aus deutscher Tradition und Perspektive zu stark in Richtung von Steuerung 
tendierenden, internationalen Monitoringkonzeption verbunden gewesen. Bildungs- 
berichterstattung markiert in dieser Begriffsfassung die auf das deutsche und allen- 
falls auch das deutschsprachige Bildungs- und Schulverständnis angepasste Version 
des internationalen Bildungsmonitorings. In Bildungsberichterstattung wird typi- 
scherweise der Steuerungsanspruch, der dem international gebräuchlicheren Moni- 
toringbegriff inhärent ist, weniger stark gewichtet. Bildungsberichterstattung steht 
demnach für eine spezifische Teilfunktion von Bildungsmonitoring, die in Deutsch- 
land übernommen wurde. 

Der Monitoringbegriff wurde in Deutschland ab 2006 trotzdem verwendet, und 
zwar als Klammer für die unterschiedlichen Aktivitäten im Bereich der Daten- und 
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Informationsverarbeitung zugunsten der verschiedenen Systemebenen, des auch in 
Deutschland föderalistisch organisierten Bildungssystems (vgl. Abschn. 2.3). Die 
KMK definierte in ihrem Gesamtkonzept zum Bildungsmonitoring vier Elemente 
desselben (KMK, 2006): (1) Teilnahme an internationalen Schulleistungsstudien, 
(2) zentrale Überprüfung des Erreichens der bereits 2004 definierten, nationalen Bil- 
dungsstandards zum Zweck eines Ländervergleichs, (3) verschiedene Vergleichs- 
arbeiten zur Ermittlung des Leistungsstands von Schulen und Klassen und (4) 
gemeinsame und kontinuierliche Bildungsberichterstattung von Bund und Ländern 
als gemeinsames Instrument der Dokumentation und Kommunikation von Ergeb- 
nissen. Die Bildungsberichterstattung basiert dabei aber nicht nur auf den verschie- 
denen Leistungserhebungen verschiedener Provenienz, sondern nimmt relevantes 
Wissen aus unterschiedlichsten Bereichen auf. Wichtig ist dabei die Orientierung 
am Begriff des Indikators (Döbert, 2008a; Klieme, Avenarius, Baethge et al., 2007). 
Bildungsberichterstattung istin dieser Begriffsfassung ein Teil oder ein Element von 
Bildungsmonitoring (auch Döbert, 2008b; Hüfner, 2007). 

In ihrer Aufarbeitung der Vorstellungen und Funktionen von Bildungsmonito- 
ring in der deutschen Diskussion ergänzen Niedlich und Brüsemeister (2012) die 
beiden Teil-Ganzes-Lesarten um eine dritte: Auf der nationalen Ebene werde Bil- 
dungsberichterstattung betrieben, auf der Ebene der Länder und Kommunen wür- 
den zunehmend auch andere Teilfunktionen von Bildungsmonitoring realisiert. Sie 
beziehen sich dabei auf die Mehrebenenstruktur mit nationalen Berichten, Län- 
derberichten sowie kommunalen und lokalen Berichtsformaten, die für deutsche 
Bildungsberichterstattung vorgesehen war (Avenarius et al., 2005). Im deutschen 
Bildungsmonitoring-Programm war dieser Aspekt explizit formuliert (Avenarius 
et al., 2005). Ab 2006 wurden Initiativen für Bildungsberichte auf Länderebene 
vorangetrieben (BMBF, 2010; Döbert & Weishaupt, 2012). Im Rahmen des Pro- 
gramms Lernen vor Ort wurde ab 2009 auch die kommunale Bildungsberichterstat- 
tung national gefördert (Andrezejewska et al., 2011). 

Niedlich & Brüsemeister (2012) gehen ebenfalls von der Definition der KBBB 
aus (Böttcher et al., 2008) und ordnen dem Monitoring auf der Ebene des Bildungs- 
systems zunächst Beobachtung, Analyse und Darstellung als funktionale Elemente 
zu. In dieser primären Funktion sind, immer noch in Anlehnung an Böttcher et al. 
(2008), zwei weitere funktionale Elemente angelegt: Systemkontrolle und Steue- 
rungswissen. Das nationale Bildungsmonitoring in Deutschland sei mit seiner Aus- 
richtung auf Transparenz und öffentliche Rezeption im doppelten Sinne beschränkt 
auf Bildungsberichterstattung und vernachlässige zumindest teilweise den Kontroll- 
und Steuerungsanspruch. Diese für die nationale Ebene kritische Einschätzung 
basiert vor allem auf der Orientierung von Bildungsmonitoring am Indikatoren- 
begriff. Dem Bildungsmonitoring lägen berechtigterweise Indikatoren zugrunde. 
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Diese seien aber auf nationaler Ebene kaum so ausgerichtet, dass sie Steuerungswis- 
sen generieren oder steuerungsrelevante Informationen aus vergleichenden Schul- 
leistungsstudien einbinden könnten (Niedlich & Brüsemeister, 2012). Rürup, Fuchs 
und Weishaupt (2010) beantworten die Frage nach der Wirkung in Richtung Sys- 
temkontrolle und Steuerungswissen ebenfalls eher negativ. Während das nationale 
Bildungsmonitoring eher eine Beschreibung über Bildungsberichterstattung leisten 
kann, wird auf der Ebene der Länder und dann noch deutlicher auf der Ebene der 
Regionen und Kommunen durchaus festgestellt, dass Bildungsmonitoring — gerade 
auch über die Definition konkret relevanter Indikatoren - steuerungsorientierter und 
damit näher am Monitoringbegriff realisiert werde: 


„[Die] Anforderungen an Bildungsmonitoring und Bildungsberichterstattung variieren 
in Abhängigkeit von der jeweiligen Handlungsebene. Mit steigendem Dezentralisie- 
rungsgrad könnte das Bildungsmonitoring zunehmend Informationen liefern, die sich 
direkt in konkretes Handeln umsetzen lassen [...]“ (Niedlich & Brüsemeister, 2012, 


S. 136). 


Mit der Unterscheidung der Ebenen bzw. über eine dezidiert adressatenbezogene 
Indikatorenauswahl (Rürup et al., 2010) wird eine zusätzliche Unterscheidung in das 
Verhältnis der beiden Begriffe eingeführt, zumindest für die Diskussion in Deutsch- 
land. Gerade über diese dritte, umgedrehte Lesart der Verknüpfung beiden Begriffe 
in einer Art Teil-Ganzes-Relation kann die verbreitete synonyme Verwendung von 
Bildungsmonitoring und Bildungsberichterstattung begründet werden. 

In der deutschsprachigen Diskussion wurde in den 1990er-Jahren mit Bildungs- 
controlling teilweise ein dritter Begriff für die ökonomisch inspirierten Planungs- 
und Kontrollsysteme im Bildungsbereich verwendet. Wie Seeber (2000) aufzeigt, 
werden dabei — typischerweise unter der Prämisse, dass Aus- und Weiterbildung 
Humankapitalinvestitionen darstellen — Elemente betriebswissenschaftlichen Con- 
trollings auf den Bildungsbereich übertragen. Controlling werde verstanden als 
Informations-, Koordinations- und Steuerungsinstrument. Bildungscontrolling sei 
dabei die Steuerungsfunktion kaum abzusprechen, obwohl sich die Steuerung von 
Bildungsprozessen stark von der Unternehmenssteuerung unterscheide. Mit Bil- 
dungsberichterstattung wird — gerade mit Blick auf die Spezifität von Lernen, 
Qualifizierung und Bildung — eher eine Abwertung der Steuerungsfunktion inner- 
halb von Bildungsmonitoring vorgenommen. Der Begriff des Bildungscontrollings 
dagegen betont, nicht zuletzt durch die relativ direkte Übernahme ökonomischer 
Konzepte, die funktionale Einheit von Information und Steuerung. 

In der Bestimmung von Bildungsmonitoring ist der Indikatorenbegriff zentral. 
Das gilt sowohl im deutschsprachigen Raum als auch international. Gerade die 
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Verwendung von Indikatoren unterscheidet im deutschsprachigen Raum die ab 
2006 publizierten Bildungsberichte von früheren Situationsanalysen und Zustands- 
beschreibungen (Döbert, 2008a; Döbert & Klieme, 2009; Rürup et al., 2010). Wie 
Fend (2008b) betont, ist Bildungsmonitoring unter anderem über die Indikatoren- 
entwicklung aus der traditionellen Bildungsstatistik heraus entstanden. Bildungs- 
monitoring sei, im Unterschied zu Statistik im Dienst der Verwaltung, evaluativ in 
dem Sinne, als dass es Merkmale von Qualität zu erfassen versuche, Problemberei- 
che identifiziere, Informationsbeschaffung breiter konzipiere als nur über Statistik, 
sowie die Formen der Rückmeldung und Präsentation explizit als wichtige Teil- 
funktion begreife. 

Wie Feller-Länzlinger, Haefeli, Rieder, Biebricher und Weber (2010) in ihrer 
Untersuchung indikatorenbasierter Entscheidungssysteme in den Politikbereichen 
nachhaltige Entwicklung und Bildung aufzeigen, sind Indikatoren ihrerseits Hilfs- 
grössen, die in kausaler Beziehung zu einem indizierten Sachverhalt stehen. Sie 
ermöglichen die Beschreibung eines Sachverhaltes und damit die Kommunikation 
über diesen. Indikatoren sind eine Form der Objektivierung mit einer spezifischen 
Ausrichtung auf praktische und politische Fragestellungen. Mit Indikatoren kön- 
nen komplexe Sachverhalte in Narrationen wie beispielsweise Grafiken, Ranglisten 
oder Tabellen transformiert werden und sie sind dadurch auch als Kommunikati- 
onstechnologie zu verstehen (Espeland, 2015; Zenker, 2015). Das Generieren von 
Indikatoren und der politische Umgang damit werden über ihre Narrativität zu sozia- 
len Prozessen (Rottenburg & Merry, 2015). 

Die Idee der Indikatoren ist nicht per se modern oder neuartig. Vorläufer sind etwa 
beispielsweise im Deutschen Reich unter Bismarck oder in den USA der 1930er- 
Jahre identifizierbar (Frønes, 2007; Desrosieres, 1993/2005). Die Organisation for 
economic co-operation and development (OECD) startete in den 1960er-Jahren ein 
Programm zur Erstellung von Indikatoren zum internationalen Vergleich sozialer 
Verhältnisse. Daraus entstand 1973 zunächst die List of social concerns common 
to most OECD countries (Christian, 1974) und 1982 der erste umfassende Bericht 
Social indicators (Kalimo, 2005). Im Bildungsbereich liegen die Ursprünge der indi- 
katorengestützen Systembetrachtung ebenfalls in den 1960er-Jahren. Vor dem Hin- 
tergrund der durch die Konkurrenz der beiden Supermächte USA und Sowjetunion 
geprägten globalen „politisch-ökonomische[n] Großwetterlage“ (Langer, 2008b, 
S. 50) - sinnbildlich dafür auch der sogenannte „Sputnik-Schock“ (Criblez, 2001a, 
S. 97) — wurde insbesondere innerhalb der Westmächte eine Internationalisie- 
rung der Bildungspolitik angestossen. Die OECD war ein wesentlicher Akteur 
dieser Internationalisierung (Frønes, 2007). Die Bildungspolitik entwickelte sich 
relativ früh zu einem ihrer wichtigen Tätigkeitsbereiche. Dokumentiert wird dies 
unter anderem durch die 1960 eingesetzte Arbeitsgruppe Bildungsökonomie, die 
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Einrichtung des Centre for educational research und innovation (CERI) 1968 und 
des Ausschusses für Bildungsfragen, Education committee (EDC) 1970 (Martens & 
Wolf, 2006, S. 163). Schon in den 1960er-Jahren übernahm die OECD eine zentrale 
Rolle in der internationalen Konsolidierung bildungsstatistischer Daten: Anläss- 
lich der sogenannten Washingtoner Konferenz von 1961 wurde der Entwicklung 
quantitativer Analysetechniken sowie der Bildungsplanung und damit auch der Bil- 
dungsstatistik hohes Gewicht zugeordnet (Papadopoulos, 1994/1996). Als ein ers- 
tes Ergebnis dieser Entwicklungsarbeit kann das 1967 veröffentlichte sogenannte 
Grünbuch gelten, das unter anderem „die systematische Bewertung der Qualität 
von Bildungs- und Lernleistungen in den Mitgliedstaaten“ (Martens & Wolf, 2006, 
S. 164) anleiten sollte. 

Der indikatorenbasierten Beschreibung eines Sachverhalts liegt prinzipiell ein 
Modell zugrunde. Die Indikatoren erhalten erst im Rahmen dieses Modells und der 
damit verbundenen Annahmen und Operationalisierungen ihre Gültigkeit. In Bil- 
dungskontexten wird eher mit einem weiten Verständnis von Indikatoren operiert, 
das auch die Kombination verschiedener Indikatoren unterschiedlicher Provenienz 
grundsätzlich ermöglicht (Döbert & Klieme, 2009). Wichtig für diesen Anspruch 
und für die Referenzierung von Indikatoren zur Abgrenzung von Bildungsmonito- 
ring gegenüber Bildungsstatistik ist ihr evaluativer Charakter, der über reine Infor- 
mation hinausgeht und damit das erklärende Moment von Indikatoren begründet 
(Kanaev & Tuijnman, 2001). Die politische Aussage von bildungsbezogenen Indi- 
katoren entsteht — zumindest programmatisch — durch ihre Systematisierung und 
Strukturierung in Indikatorensystemen. Indikatorensysteme bilden dabei einen nor- 
mativen Rahmen bzw. ein Modell ab und stellen zugleich die Verbindung zwischen 
den bildungspolitisch interessierenden Fragen und den einzelnen Indikatoren her 
(Feller-Länzlinger et al., 2010; Wolter, 2008a). Wie ein Überblick über sechs natio- 
nale Bildungsberichterstattungen zeigt, wird mit Indikatoren oft auch eine stabile 
Darstellung der periodisch erscheinenden Berichte erreicht (Breit et al., 2018). 

Konzeptionell dienen die Indikatoren- oder Beschreibungssysteme von Bil- 
dungsmonitoring und Bildungsberichterstattung aber primär der Modellierung des 
Bildungsbegriffs, besonders in der deutschsprachigen Diskussion. Die Reflexion 
über die hinter den Prozessen und Produkten von Bildungsmonitoring stehenden 
Sichtweisen begleitet, ebenso wie die Kritik, den Aufbau von Bildungsmonitoring 
der letzten rund 20 Jahre, und zwar weltweit. 

Für die deutsche Diskussion identifiziert Rürup (2018) eine „Nicht-Debatte“ 
um den Bildungsbegriff zwischen den Akteuren des Bildungsmonitorings als 
eine Art wissenschaftlicher Politikberatung und den verschiedenen Traditionen 
des erziehungswissenschaftlichen Ringens um den wichtigsten Grundbegriff der 
Disziplin: In der Praxis von Bildungsmonitoring sei Bildung letztlich nur ein 
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Platzhalter für Phänomene und Institutionen von Bildung, Erziehung und Soziali- 
sation. Die erziehungswissenschaftliche Begriffsfindung sei dagegen akademisch- 
geisteswissenschaftlich ausgerichtet, vielstimmig und inkonsistent sowie aus poli- 
tischer Perspektive kaum relevant. Die Nicht-Debatte entstehe letztlich durch die 
Ungewissheit darüber, ob Bildungsmonitoring überhaupt ohne Messmetaphern 
und ohne axiomatische Eingriffs- und Gestaltungshoheit des Staates denkbar sei 
und damit auch nicht-systemische und nicht-funktionalistische Aspekte aufnehmen 
könne und solle. 

Für die vorliegende Arbeit ist weniger der Befund der Unvereinbarkeit von Bil- 
dungsbegriffen, sondern vielmehr die Feststellung einer, unter anderem über das 
Konzept des Indikators realisierten, axiomatischen Grundlage als konstituieren- 
des Element von Bildungsmonitoring relevant. Bormann et al. (2018) zeichnen die 
axiomatische Grundlage der deutschen Bildungsberichterstattung folgendermas- 
sen nach: (1) Bildung wird verstanden als ein System von Input-, Output- und 
Prozessvariablen. Dementsprechend sind die Indikatoren jeweils auf mindestens 
eine dieser drei Variablengruppen hin zugeschnitten. (2) Innerhalb des Bildungs- 
systems gibt es definierbare und über Indikatoren darstellbare Wechselwirkungen. 
Die Beschreibung bezieht sich ausschliesslich auf die Indikatoren und die definier- 
baren Wechselwirkungen. Damit findet eine pragmatische Reduktion oder Umwer- 
tung von Bildung aus Monitoringperspektive statt. (3) Das im Indikatorensystem 
transportierte Wissen ist primär quantitativer oder quantifizierbarer Natur. Ihm wird 
eine Steuerungsrelevanz oder ein Steuerungswert zugemessen. (4) Die Bildungsbe- 
richterstattung referenziert überwiegend Informations- und Wirkungskonzepte, die 
ökonomisch oder technisch inspiriert sind. Gerade über die indikatorenbasierte Her- 
angehensweise und die systematischen Prozesse der Datenproduktion, -sammlung 
und -nutzung transportiert Bildungsberichterstattung einen Rationalitätsanspruch 
auf Bildungssteuerung und Bildungspolitik. 

Der Aufbruch in Richtung Systemmonitoring in Deutschland ist für die Schweiz 
selbstverständlich nur einer der relevanten Einflüsse. In der Schweiz lag das Augen- 
merk beim Aufbau des nationalen Bildungsmonitorings ebenfalls auf der Rea- 
lisierung datenbasierter Politikgestaltung im Bereich des öffentlichen Bildungs- 
wesens. Wie Wolter (2008b) darstellt, reagiert die Schweiz dabei sehr stark auf 
die internationalen Entwicklungen. Ähnlich wie in Deutschland war das natio- 
nale Bildungsmonitoring angelegt als periodische, indikatorenbasierte Darstel- 
lung, die unter anderem die Daten aus internationalen Schulleistungsstudien und 
zu entwickelnden gesamtschweizerischen Schulleistungsstudien integrieren sollte 
(vgl. Abschn. 5.4). Die französisch- und die italienischsprachige Schweiz orientierte 
sich stärker an Frankreich, wo die systematische und datengestützte Beobachtung 
des Bildungssystems bereits früher und wesentlich näher an den internationalen 
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Entwicklungen forciert wurde. In der französischen Tradition spielten die Indi- 
katorensysteme basierend auf Daten aus Bildungsstatistik und teilweise auch auf 
Verwaltungsdaten eine grössere Rolle (Emin & Levasseur, 2007). Ein Systemmoni- 
toring zum Zweck der Legitimation und der transparenten Dokumentation des Bil- 
dungswesens wurde bereits in den 1980er-Jahren intensiv diskutiert und 1989 auf 
Gesetzesebene vorgeschrieben (Pair, 2001). In dieser Diskussion wurde gerade die 
Frage der Begrifflichkeiten kontrovers besprochen: Sollten bei der Evaluation auf 
Systemebene eher Kontrolle, Selektion und Sanktion betont werden oder könnte es 
eher um Wandel, Systementwicklung, Systemanpassungen und letztlich um Ratio- 
nalisierung gehen (Barbier, 1985)? 

In der französischsprachigen Diskussion gewissermassen sprachinhärent sind die 
begrifflichen Relationen von Bildungsmonitoring und Evaluation. Dabei ist sowohl 
im internationalen als auch im französischsprachigen Kontext Bildungsmonitoring 
als Evaluation auf Systemebene gedacht und soll zu Kontrolle und Verbesserung des 
Systems beitragen (Weiss, 2001). Die begriffliche Gemeinsamkeit der Evaluation 
verschiedener Evaluationsobjekte auf den unterschiedlichen Systemebenen führt 
dazu, dass im gesamten französischen Sprachraum vor allem die Modelle der Beur- 
teilung im Zentrum der Diskussion um Bildungsmonitoring stehen (Mottier Lopez 
& Figari, 2012). Das Kontinuum der Evaluation reicht dabei vom der formativen 
und summativen Beurteilung der Schülerleistungen im Unterrichts- und Klassen- 
kontext bis hin zum Systemmonitoring und umfasst dabei auch die Evaluation von 
pädagogischen Entwicklungen, Innovationen und Versuchsprogrammen (Thelot, 
1994). Gerade der Einbezug der Evaluation spezifischer Bildungs- und Schulpro- 
gramme in die Begriffsbestimmungen von Bildungsmonitoring ist im Kontext der 
in Frankreich mehrfach versuchten, pädagogischen Autonomisierung der Schulen 
als Reaktion auf die schwachen Ergebnisse im Programme for international student 
assessment (PISA) zu sehen (Dobbins, 2014). 

Im Gegensatz dazu ist in der deutschsprachigen Diskussion eher eine Trennung 
zwischen Bildungsmonitoring als Systembeschreibung und Evaluation als Beur- 
teilung einer konkreten Leistung, Massnahme oder Organisation vorherrschend 
(Hovenga & Bos, 2009). Im Speziellen bei den Instrumenten zur Erhebung von 
Schulleistungen mahnen etwa Klieme, Avenarius, Blum et al. (2007) explizit an, 
deren kombinierte Verwendung für Bildungsmonitoring, Schulevaluation und Indi- 
vidualdiagnostik sei weder vorgesehen noch sinnvoll (dazu auch Imlig & Ender, 
2018). Nichtsdestotrotz spielt auch im deutschen Verständnis von Bildungsmoni- 
toring der Evaluationsbegriff eine Rolle, allerdings eher im Sinne eines Modus 
evidenzbasierter, politischer Entscheidungsfindung und weniger im Sinne von Eva- 
luation als Technik der Erhebung von Rückmeldungen (Fend, 2008b). 
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Eine eher jüngere theoretische Herangehensweise, zumindest in der deutschspra- 
chigen Diskussion, basiert nicht auf bestehenden Begriffen und Begriffsrelationen, 
sondern auf der Betrachtung der mit Bildungsmonitoring verbundenen Praktiken 
und Wirkungen. Dabei geht der Blick, unabhängig von begrifflichen Abgrenzun- 
gen und Zuschreibungen, hin zu den Wirkungen und Wirkmechanismen auf Syste- 
mebene. Ähnlich wie etwa Espeland (2015) für Indikatoren, beschreibt etwa Kar- 
cher (2018) Bildungsmonitoring als sozial-technologische Sichtbarmachung von 
Zusammenhängen im Bildungssystem. Entscheidend sei dabei die Verknüpfung 
von Beobachtung und gleichzeitiger Steuerung. Dadurch entstehe ein sogenanntes 
Sichtbarkeitsregime. Der Begriff des Sichtbarkeitsregimes fasst datenbasierte Kom- 
munikation und Steuerung nicht als blosse Beschreibung oder Dokumentation, son- 
dern als politische und ästhetische Ordnung. Politisch wirken Sichtbarkeitsregimes 
auf Beobachtete und Beobachter zurück, schaffen spezifische Aufmerksamkeiten 
und machen die Beobachtungsobjekte für regulierende Zugriffe erreichbar. Bezogen 
auf Wahrnehmung, und damit ästhetisch, verändern sie durch ihre Beschreibungs-, 
Kommunikationsstrukturen die Wissensstrukturen rund um den sichtbar gemach- 
ten Gegenstand (Hempel, Krasmann & Bröckling, 2011). Die Beobachtung selbst — 
daher auch der Regimebegriff — wirkt dabei als Ordnungsstruktur auf die diskur- 
sive Praxis und führt dabei auch zu einer Vereinheitlichung dieser Praxis (Maroy, 
2008). Gerade über die Positionierung der Beobachtung ausserhalb der politischen 
Meinungsbildung, habe Bildungsmonitoring das Potenzial, die genuin politische 
Frage der Gestaltung und Steuerung öffentlicher Bildung zu entpolitisieren (Kar- 
cher, 2018). 

Theoretisch werden die Wirkungen von Bildungsmonitoring und Bildungsbe- 
richterstattung im deutschsprachigen Kontext über Mechanismen der Beobachtung, 
Sichtbarkeit und Kommunikation erklärt. Dabei ist ein derartiges System durch die 
Bedingungen seiner Herstellung und Aufrechterhaltung geprägt. Hartong (2018) 
verweist mithilfe einer Theatermetapher auf die Unterscheidung zwischen Produk- 
ten und Produktionsbedingungen von Bildungsmonitoring: Die Sichtbarmachung 
von Aspekten des Bildungssystems habe sich, ähnlich einer Theatervorstellung, über 
ihre Akzeptanz und Aufnahme zu legitimieren. Sie soll sinnvoll, widerspruchs- 
frei und sorgsam durchdacht sein. Ein konstituierendes Element dieser Darstel- 
lungen von Bildungsmonitoring seien Verweise auf Objektivität und Evidenz. Im 
Unterschied zu den öffentlichen Darstellungen seien aber die Produktionsbedin- 
gungen geprägt durch Entscheide, etwa bezogen auf die Auswahl der beteiligten 
Akteure, der Begrifflichkeiten oder der Darstellungstechnologien. Diese Entscheide 
auf der Hinterbühne seien nicht an die Kriterien der Darstellung gebunden. Sie 
können durchaus intransparent und widersprüchlich sowie von Machtkonstellatio- 
nen und Möglichkeitsfenstern geprägt sein oder — wie Dedering (2010) für die 
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bildungspolitische Entscheidungsfindung generell feststellte — nicht dem Modell 
einer linearen und instrumentellen Verbindung von Evidenz und Entscheidungsfin- 
dung entsprechen. 

Im Zusammenhang mit der Beschreibung von Sichtbarkeitsregimes wird unter 
anderem auf sogenannte „Dispositive der Wissensgenerierung“ (Hempel et al., 
2011, S. 11) hingewiesen. In der französischsprachigen Diskussion von Evalua- 
tion im Bildungssystem wird der Dispositivbegriff als Bezeichnung für konkrete 
Instrumente und Prozesse zur Erfassung von Informationen verwendet (Emin & 
Levasseur, 2007; Maroy, 2012). Im Kontext der Beschreibung von Schulreformen 
wird der Begriff teilweise verwendet um die lose Gruppierung von Programmen, 
Ideologien, Diskursen und Reformansätzen zu bezeichnen, die letztlich hinter Ver- 
änderungen im Bildungssystem stehen (Cormack, 2012). Viele Verwendungen des 
Begriffs gehen zurück auf Foucault und seine Unterscheidung zwischen Dispositif 
und Appareil. Wie Bussolini (2010) ausführt, meinen beide Begriffe ursprünglich 
eine Maschinerie. Dabei stelle Dispositif aber im Gegensatz zu Appareil eher die 
Verwendung, Anwendung oder Ausrüstung in einem bestimmten Kontext in den 
Vordergrund. Begrifflich hänge Dispositif — wie in der Foucault-Rezeption betont 
wird — einerseits zusammen mit Oikonomia, der griechischen Haushaltsführung, 
und andererseits mit Modi der politischen Entscheidungsfindung. Gouvernemen- 
talität basiert bei Foucault auf den Konzepten der politischen Ökonomie und wird 
über Dispositive wirksam (Spilker, 2015). Das Dispositiv als jenes Element von 
Entscheidungsfindung, das nicht mit Motivation in Zusammenhang steht, markiert 
die Gültigkeit und Legitimität von Entscheiden (Bussolini, 2010). 

Mit Blick auf die vielseitige Gestalt von Bildungsmonitoring auf der theoreti- 
schen Ebene, die sich auch empirisch zeigen wird, bietet es sich an, den Dispositiv- 
Begriff dafür aufzunehmen. Bildungsmonitoring kann, unter Berücksichtigung sei- 
ner stark durch Foucault geprägten Begriffsgeschichte, als Dispositiv beschreiben 
werden. Damit wird es als Gesamtheit von Instrumenten, Prozessen, Programmen 
und Produkten in einem geografisch und politisch abgrenzbaren Kontext fassbar. 
Über den Dispositiv-Begriff wird Bildungsmonitoring gerade nicht deskriptiv oder 
präskriptiv als einfaches und klar konturiertes Programm beschrieben. ‚In der Funk- 
tionsweise von Dispositiven sind Machtkonstellationen, Wissensordnungen, Verge- 
genständlichungen, Subjektivierungsweisen und Selbsttechnologien produktiv mit- 
einander verwoben“ (J. Budde, Geßner & Weuster, 2018, S. 18). Bildungsmonitoring 
als Dispositiv verweist auf die Vielzahl der mitzudenkenden Ausprägungen und dar- 
auf, dass es sich bei Bildungsmonitoring gleichermassen um ein gesellschaftliches, 
pädagogisches, politisches sowie wissens- und machtbezogenes Phänomen handelt. 
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3.2 Institutionen und Akteure 


Zur Beschreibung von Prozessen der Steuerung und Governance in Bildungssys- 
temen wird in der vorliegenden Arbeit auf gesellschafts- und staatstheoretische 
Theorieelemente aus unterschiedlichen Disziplinen zurückgegriffen. Sie stellen — 
auch über Bildungspolitik hinaus — die theoretischen Fundamente dar und reprä- 
sentieren damit zugleich „die evidente Tatsache, dass Prozesse der Steuerung zum 
einen soziale Prozesse und zum anderen fast immer [...] in Verbindung mit dem 
Staat zu sehen sind“ (Berkemeyer, 2010, S. 146). 

Ein entscheidender Schritt in der theoretischen Modellierung politisch- 
gesellschaftlicher Steuerung erfolgte in den 1990er-Jahren mit dem Ansatz des 
akteurzentrierten Institutionalismus, massgeblich entwickelt von Mayntz und 
Scharpf (1995). Die Grundidee dabei ist, dass Steuerungs- und Regelungsstruk- 
turen als Ergebnis der Interaktion von Akteuren in bestimmten Konstellationen und 
Situationen verstanden werden. Dabei stehen die Koordinationsformen verschie- 
dener Akteure als Governancemechanismen im Vordergrund (Houben, 2019). Auf 
die Akteurskonstellationen selbst und die Interaktionsprozesse wirken der institu- 
tionelle Kontext und nicht-institutionelle Faktoren ein. Der institutionelle Kontext 
wird wiederum über die Steuerungs- und Regelungsstrukturen verändert (Mayntz & 
Scharpf, 1995). Der akteurzentrierte Institutionalismus stellt laut Blum und Schubert 
(2011) eine Vereinigung von strukturalistischen und akteurzentrierten Ansätzen dar. 
Im strukturalistischen Paradigma, entwickelt in den 1960er-Jahren, werde der Ein- 
fluss der sozio-ökonomischen Faktoren auf die politischen Entwicklungen betont 
und zugleich infrage gestellt, ob politische Programme, Prozesse oder Institutionen 
überhaupt einen Unterschied machen. Im konträr angelegten, akteurstheoretischen 
Paradigma, zeitlich in den 1980er-Jahren verortet, würden die politischen Akteure 
über politische Gestaltungsfähigkeit verfügen und über ihre Entscheide die politi- 
sche Entwicklung bestimmen. So gesehen sei der akteurzentrierte Institutionalismus 
eine Art Wegbereiter für die offerene Betrachtung von Steuerung und Regelung von 
und in Gesellschaften und damit auch für den Governanceansatz. 

Eine wichtige Unterscheidung, die auch in den akteurzentrierten Institutiona- 
lismus einfloss, ist jene zwischen Institutionen und Akteuren. Institutionen werden 
als Regelsysteme verstanden, die selber nicht handeln, Akteure als handlungsfä- 
hige soziale Einheiten, die über Handlungsressourcen und -orientierungen verfü- 
gen. Soziale Gebilde wie beispielsweise Organisationen können damit sowohl als 
Institutionen als auch als Akteure betrachtet werden. Im ersten Fall liegt der Fokus 
auf den Regelungen, die die Organisationen repräsentieren und im zweiten auf ihrer 
Handlungsfähigkeit (Mayntz & Scharpf, 1995). 
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Mayntz und Scharpf (1995) unterscheiden für die Analyse von Akteurskon- 
stellationen drei Typen von Akteuren: (1) Einzelne Personen werden als individu- 
elle Akteure bezeichnet. (2) Als korporative Akteure werden „formal organisierte 
Personen-Mehrheiten“ (Mayntz & Scharpf, 1995, S. 49) bezeichnet. Sie verfügen 
über Handlungsressourcen, die nicht den einzelnen Mitgliedern oder individuellen 
Akteuren zugeordnet werden können, sowie über innere Strukturen und Mecha- 
nismen der internen Entscheidungsfindung zum Einsatz der Ressourcen. Dadurch, 
dass alle korporativen Akteure individuelle Akteure als Mitglieder haben und indi- 
viduelle Akteure in den Strukturen der korporativen Akteure bestimmte Positio- 
nen besetzen, ergibt sich eine analytische Mehrebenenstruktur. (3) Als kollektive 
Akteure oder Quasi-Gruppen werden Gruppen individueller Akteure bezeichnet, die 
temporär oder permanent einzelne handlungsrelevante Merkmale gemeinsam haben 
aber keine formale Organisation im Sinne gemeinsamer Handlungsressourcen und 
Strukturen aufweisen. Quasi-Gruppen müssen nicht zwingend handlungsfähig sein, 
sondern können auch als Adressaten gewisser Regelungsstrukturen modelliert wer- 
den. Kollektiven Akteuren dagegen werden bewusste, gemeinsame Handlungsori- 
entierungen und dadurch die Fähigkeit zu gemeinsamem Handeln zugesprochen. 

Das Handeln der Akteure wird im akteurzentrierten Institutionalismus zwar 
durch den institutionellen Kontext geprägt, aber nicht determiniert. Bei der Aus- 
wahl aus den verbleibenden oder allenfalls auch den illegitimen, dem institutionellen 
Kontext widersprechenden Handlungsoptionen spielen die Handlungsorientierun- 
gen eine zentrale Rolle. Inhaltlich weisen Handlungsorientierungen kognitive und 
motivationale Aspekte auf. Kognitive Aspekte betonen die Wahrnehmung und Deu- 
tung der Situation und der Konstellation durch die Akteure sowie das Abschätzen 
der erwarteten Ergebnisse. Dabei konstituieren sich gerade in nicht individuellen 
Akteuren kognitive Handlungsorientierungen über Kommunikation sowie indivi- 
duelle und kollektive Lernprozesse. Motivationale Aspekte betonen dagegen die 
handlungsleitenden Interessen, Normen und Identitäten. Sowohl die Wahrnehmung 
und Deutung von Situationen als auch die Interessen, Normen und Identitäten sind 
als Aspekte der Handlungsorientierungen ihrerseits institutionell geprägt: Akteure 
haben beispielsweise bestimmte Aufgaben verbunden mit entsprechenden Erwar- 
tungen, bestimmte Positionen in Akteurskonstellationen oder spezifische Hand- 
lungspräferenzen (Mayntz & Scharpf, 1995). 

Der institutionelle Kontext erfährt bei Mayntz und Scharpf (1995) ebenfalls eine 
Typologisierung: Dabei handelt es sich um Regeln, die (1) „für bestimmte Situatio- 
nen (materielle) Verhaltens- und (formale) Verfahrensnormen festlegen“, (2) „spe- 
zifizierten Adressaten die Verfügung über finanzielle, rechtliche, personelle, tech- 
nische und natürliche Ressourcen gewähren oder untersagen“ und (3) „Relationen 
(insbesondere Dominanz- und Abhängigkeitsbeziehungen) zwischen bestimmten 
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Akteuren festlegen“ (S. 47-48). Gerade die als korporative Akteure gefassten Orga- 
nisationen, auf denen im akteurzentrierten Institutionalismus das Hauptaugenmerk 
liegt, sind über solche Institutionen konstituiert und damit in besonderer Art und 
Weise dadurch geprägt (Berkemeyer, 2010). 

Ein Grund für die Popularität des akteurzentrierten Institutionalismus als 
Beschreibungsansatz in der Governanceforschung liegt in der Mehrebenenstruktur, 
die vor allem den korporativen Akteuren zugesprochen wird. Über diese analytisch 
unterscheidbaren Akteurskonstellationen mit Organisationen, Verbänden, Initiati- 
ven und Einzelpersonen, die innerhalb eines institutionellen Rahmens in Auseinan- 
dersetzung miteinander Steuerungsprojekte vorantreiben oder blockieren, wird die 
hohe Komplexität fassbar gemacht (Houben, 2019). 

Der akteurzentrierte Institutionalismus ist allerdings nur eine Referenz aktueller 
Governanceforschung. Bereits Mayntz & Scharpf bezogen sich bei ihren Über- 
legungen auf Elemente neo-institutionalistischer Organisationsforschung. Institu- 
tion ist dabei eine Modellierung der Mechanismen, über die Kontrolle und Koor- 
dination innerhalb von Organisationen erfolgen kann. Institutionen werden im 
Neo-Institutionalismus deutlich offener definiert. Sie stellen nicht bloss Regelkon- 
strukte dar, sondern umfassen darüber hinaus auch gesellschaftliche Vorstellun- 
gen, professions- oder organisationsbezogene Praktiken, kollektive Normativitäts- 
vorstellungen und kulturelle Glaubenssysteme oder sogenannte Mythen (Houben, 
2019). Letztere sind Vorstellungen davon, was als normativ richtiges, gesellschaft- 
lich angemessenes und rationales Handeln von Organisationen gilt (J. W. Meyer & 
Rowan, 1977/2009). Aus dieser Theorietradition entstand ein breiterer Institutionen- 
begriff, der unter anderem auch kulturell-kognitive Institutionen einschliesst. Damit 
werden Institutionen als subjektive Deutungsmuster hervorgehoben, die zugleich 
gesellschaftlich konstituiert sind (Scott, 2001). Dieses Institutionenverständnis bil- 
det den Kern des organisationssoziologischen Neo-Institutionalismus (Koch, 2009). 

Rund um diesen Kern wurden in den letzten Jahren unterschiedliche Weiterent- 
wicklungen und theoretische Differenzierungen ausgearbeitet. Eine davon ist das 
sogenannte Institutional work-Konzept. Lawrence und Suddaby (2006) übertragen 
damit die Perspektive der Institutional entrepreneurship auf die empirische Ebene 
der tatsächlichen Handlungen der Akteure und deren Bestreben, Institutionen zu 
gestalten. Den Akteuren werden dabei Gestaltungsfähigkeiten und -möglichkeiten 
zugesprochen und die Wechselwirkung zwischen Akteuren und Institutionen wird 
anhand der Wirkungen des Handelns von Akteuren auf die Institutionen beschrie- 
ben. Dabei werden die institutionellen Strukturen und die regulativen Mechanis- 
men, die Handlungen beeinflussen, zwar nicht verneint, aber erst in zweiter Linie 
mitgedacht. Gerade im Unterschied zur Institutional entrepreneurship-Perspektive 
wird das Schaffen, Pflegen und Stören von Institutionen nicht rationalen und 
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unabhängigen Akteuren zugeordnet, sondern alle Akteure bewegen sich unabhän- 
gig von ihren Beiträgen zur Institutional work in einen institutionell definierten 
Kontext (Lawrence, Suddaby & Leca 2009). Mit Institutional work wird nicht nur 
die institutionelle Veränderung auf der Ebene gesellschaftlicher Felder erfasst, son- 
dern bewusst auch die lokale, dezentrale Praxis und ihre institutionellen Wirkungen 
untersucht (Enders & Naidoo, 2018). 

Die Forschung mit dem Institutional work-Konzept ist laut Lawrence & Suddaby 
(2006) an drei theoretischen Kernelementen orientiert: (1) Sie betont die Fähigkei- 
ten, das Bewusstsein und die Reflexivität der individuellen und kollektiven Akteure. 
(2) Sie versteht Institutionen als konstituiert durch Handlungen von Akteuren. (3) 
Sie definiert sämtliche Handlungen als Praxis, die innerhalb eines institutionellen 
Rahmens erfolgen. 

Unterschieden werden mit der Schaffung, der Pflege und der Störung von Insti- 
tutionen drei Kategorien von Institutional work, für die jeweils spezifische Formen 
und Typen von Institutionsgestaltung durch Akteure empirisch nachweisbar sind. 
Die Schaffung von Institutionen kann über politische Arbeit, die Konfiguration von 
Belief systems oder die Veränderung von symbolischen und kulturellen Bedeutungs- 
zuschreibungen erfolgen. Die Pflege von Institutionen umfasst Mechanismen zur 
Sicherstellung, dass Akteure die institutionellen Regeln einhalten, sowie zur Wei- 
tergabe und Reproduktion existierender Normen und Belief systems. Die Störung 
oder Zerstörung von Institutionen schliesslich geschieht etwa durch die Beeinträch- 
tigung von Mechanismen der Belohnung konformen Verhaltens, die Entkopplung 
gesellschaftlicher Praxis von ihrer moralischen Grundlage oder das Unterminieren 
gesellschaftlicher Symbol- und Bedeutungssysteme (Lawrence & Suddaby, 2006). 
In aktuelleren Arbeiten zu Institutional work weisen Lawrence et al. (2009) unter 
anderem darauf hin, dass damit vor allem die Agency von Akteuren, die hinter den 
Handlungen liegende Intentionalität sowie der empirisch feststellbare Effort, den 
Akteure im Rahmen ihrer aktiven Beteiligung an der Gestaltung von Institutionen 
leisten, erfasst werden kann. Gerade mit der Betonung von Agency und Intentiona- 
lität ordnet sich Institutional work in die neuere institutionalistische Theorieland- 
schaft ein. Intentionalität setzt dabei Akteure voraus, die ihre Umwelt permanent 
und entsprechend ihren Interessen mitgestalten. Dabei können drei Modi von Inten- 
tionalität unterschieden werden (Battilana & D’Aunno, 2009): (1) Die iterative 
Intentionalität bezieht sich auf die Vergangenheit und auf die Auswahl und Akti- 
vierung spezifischer Handlungsmuster. Damit ist sie sehr nahe beim Begriff des 
Habitus angesiedelt, betont aber die kognitive Verbindung von aktueller Situation, 
eigenen Interessen und möglichen Handlungsmustern als Effort der Akteure. (2) Die 
praktisch-evaluative Intentionalität bezieht sich auf die Gegenwart und auf die Adap- 
tion von Handlungsmustern an sich stets verändernde Situationen. Sie betont die 
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praktischen und normativen Entscheide der Akteure, in die mögliche Handlungs- 
optionen, erwartete Wirkungen und Ambiguitäten einfliessen. (3) Die projektive 
Intentionalität bezieht sich auf die Zukunft und auf die subjektiven Vorstellungen 
zukünftiger Handlungen in Verbindung mit den individuellen Hoffnungen, Befürch- 
tungen und Wünschen. 

Neben der Intentionalität operiert die Forschung rund um das Institutional work- 
Konzept unter anderem mit dem Begriff der kulturellen, gesellschaftlichen und orga- 
nisationalen Narrative. Diese Narrative sind ein Element von Institutionen, in dem 
ihr Gehalt kommunikativ transportfähig gemacht wird. Wie Zilber (2009) darstellt, 
ordnen Akteure in Narrativen den Kern und das Verständnis institutioneller Regeln 
und drücken diese in kommunikativer, erzählerischer Form aus. Dabei verwendeten 
sie auch spezifisch kommunikative Elemente wie Redewendungen und orientier- 
ten sich an Rhetorik und Dramaturgie. Mittels Narrativen kommunizierten Akteure 
über Institutionen sowohl innerhalb ihrer jeweiligen organisationalen Ebene als auch 
zwischen den Ebenen. Gesellschaftliche Narrative würden beispielsweise in Orga- 
nisationen getragen, aufgenommen und zugleich neu interpretiert und übersetzt in 
lokale und spezifischere Versionen. Wie Zilber (2009) weiter ausführt, sind Narra- 
tive empirisch zugängliche Aspekte von Institutional work. In ihnen zeige sich die 
sorgfältige Balance zwischen Weitergabe und Transformation von Institutionen, die 
vielfältige Agency, das Zusammenspiel von Interessen- und Machtkonstellationen 
und die komplexen Schnittstellen zwischen den unterschiedlichen gesellschaftli- 
chen Ebenen. Die jüngere Forschung rund um das Institutional work-Konzept macht 
sich unter anderem den Umstand zunutze, dass Narrative in sogenannten Artefakten 
abgebildet werden und untersucht diese als praktisch eingesetzte Instrumente und 
Techniken der Arbeit an und mit Institutionen (Lawrence, Leca & Zilber 2013). 

Die Begrifflichkeiten Akteur und Institution werden im Rahmen von Educational 
governance als Analyse- und Forschungsansatz intensiv rezipiert (Houben, 2019). 
Im Mehrebenensystem Schule bieten diese Begriffe ein dichtes Beschreibungssys- 
tem, das das handelnde Zusammenwirken unterschiedlicher Akteure, die Wichtig- 
keit symbolischer Bedeutungszuschreibungen sowie das Nebeneinander von poli- 
tischer Logik der „Macht“ und professioneller Logik einzufangen vermag (Kussau 
& Brüsemeister, 2007b). Mit dem Institutional work-Konzept wird über die starke 
Betonung von institutionellen Kontexten hinaus auch die Agency von Akteuren theo- 
retisch fassbar gemacht. Was Enders und Naidoo (2018) für die Hochschulbildung 
festhält, kann sicherlich auch für Bildungsmonitoring angenommen werden: Gerade 
der Blick auf die Gestaltung von Institutionen auf organisationalen Mikro-Ebenen 
erweitert das Verständnis für die fortlaufende Veränderung von Organisationen und 
Praktiken im Kontext umfassenderer, weltweiter Veränderungen im Bildungsbe- 
reich. 
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3.3 _ Governance und Steuerung 


Der Beginn der politischen Bearbeitung von Schul- und Bildungssystemen anhand 
sogenannter Outputs, die teilweise auch etwas salopp einfach als „Bildungsreform“ 
(Böttcher et al., 2008, S. 7; Gruschka, 2014, S. 243), „Systemreform‘“ (Altrich- 
ter & Geisler, 2012, S. 71), „Education reform“ (Darling-Hammond, 2012, S. 31) 
oder „Assessment reform“ (Berry & Adamson, 2011, S. 11) bezeichnet wurde, kann 
zeitlich in den 1990er-Jahren festgemacht werden. Wie Altrichter, Brüsemeister und 
Wissinger (2007) betonen, wurden damit die Steuerungsstrukturen der Bildungssys- 
teme in den Fokus der Entwicklungen gestellt. Parallel dazu entwickelte sich unter 
demselben Begriff ein wissenschaftlicher Analyseansatz (Houben, 2019; Schimank, 
2007). 

Die theoretische Bearbeitung politischer Steuerung hat historisch eine enge Ver- 
bindung zur Praxis staatlicher Steuerung.! Wie L. Lehmann (2013) darstellt, waren 
die Vorstellungen rationaler Planung der 1960er-Jahre (vgl. Abschn. 5.1), die darauf 
folgende Aufmerksamkeit für die Mikroebene und die Integration von Steuerungs- 
konzepten aus der Wirtschaft in den 1990er-Jahren sowohl für die Praxis als auch 
für die Theorie politischer Steuerung wesentliche Impulse. Allerdings repräsen- 
tiere der analytische Governance-Ansatz zugleich einen Bruch in der parallelen 
Entwicklung: 


„Während mit dem normativen Governance-Konzept also auf alte Steuerungsideen der 
Bildungsplanung zurückgegriffen wird, ist mit dem Governance-Ansatz als analyti- 
sche Perspektive ein Paradigmenwechsel verbunden: Im Vordergrund stehen grund- 
sätzliche Fragen der Steuerbarkeit, die eine Ausweitung der Aufmerksamkeit auf die 
Anzahl und Art von Akteuren im Steuerungsprozess mit sich bringen. Mit dieser kon- 
zeptuellen Offenheit — und das ist wohl die bedeutendste Neuerung — schafft es die 
wissenschaftliche Analyse über Steuerung und Handlungskoordination erstmals, sich 
von den realen Geschehnissen im Feld zu lösen.“ (L. Lehmann, 2013, S. 66) 


Der normative Governanceansatz wird vor allem verbunden mit der ab den 2000er- 
Jahren international feststellbaren Wende verwaltungspolitischer Leitbilder von 
„Public Management zu Governance“ (Jann & Wegrich, 2010, S. 185). Dabei 
wird Verwaltung losgelöst von stark hierarchisch gedachten Steuerungsformen 
und stärker als Netzwerk mit staatlichen und privaten Akteuren beschrieben (vgl. 
Abschn. 2.2). 

Im Gegensatz zum normativen Governanceansatz, der immer noch stark auf 
der Vorstellung traditioneller Steuerung und auf der Annahme von Steuerbarkeit 


l! Einen historischen Überblick gibt unter anderem Brüsemeister (2007a). 


3.3 Governance und Steuerung 45 


basiert, liegen dem analytischen Governanceansatz die Modi sozialer Handlungs- 
koordination als theoretisches Kernelement zugrunde (L. Lehmann, 2013; Mayntz, 
2004). Gerade im Bildungsbereich bietet der Ansatz das Potenzial, theoretisch über 
die eindimensionale Vorstellung der Steuerung eines Steuerungsobjekts durch ein 
Steuerungssubjekt hinauszukommen, die sich — streng genommen - bereits in den 
1960er-Jahren empirisch nicht mehr halten liess (Kussau & Brüsemeister, 2007a). 
Vielmehr werden alle Beteiligten als soziale und handlungsfähige Akteure betrach- 
tet (vgl. Abschn. 3.2). Auf der Analyseebene werden neben den Akteuren und den 
Akteurskonstellationen folgende Kategorien mitberücksichtigt (Altrichter & Hein- 
rich, 2007): (1) Das Handeln der Akteure erfolgt in bestehenden Strukturen, die 
man auch als Institutionen oder Ressourcen bezeichnen könnte. Als Struktur wird 
dabei die Verteilung von Verfügungsrechten bezeichnet, die den Akteuren zukom- 
men oder die sie im Zuge von allfälligen Veränderungen gewinnen oder verlieren. 
Solche Verfügungsrechte sind typischerweise Regeln oder Normen, die Akteuren 
für ein bestimmtes Handeln explizit Kompetenz und Legitimation verleihen. Eben- 
falls darunter fallen auch Verfügungsfähigkeiten in Form materieller oder imma- 
terieller Ressourcen. (2) Der Governanceansatz fasst soziale Systeme prinzipiell 
als Mehrebenensysteme, was ihn gerade im Bildungsbereich anschlussfähig macht. 
Handlungskoordination wird dabei auch zwischen verschiedenen Systemebenen 
erfasst. Im Bildungsbereich stehen auf der Makro-Ebene die Akteure im Fokus, die 
legitimiert und befähigt sind, Einfluss auf das gesamte Bildungssystem auszuüben. 
Damit sind insbesondere Staat und Verwaltung der bildungspolitisch kompetenten 
Einheiten gemeint (vgl. Abschn. 2.3). Aber auch andere politische Akteure wie etwa 
Parteien oder Stakeholdervereine werden auf der Makro-Ebene mitberücksichtigt. 
Auf der Meso-Ebene sind — beispielsweise mit den Schulen - diejenigen Organisa- 
tionen anzusiedeln, die die eigentliche Leistungserbringung verantworten. Auf der 
Mikro-Ebene stehen dann typischerweise Prozesse der Handlungskoordination der 
individuellen Akteure in Schule und Unterricht im Fokus. (3) Ausgehend von den 
Handlungsorientierungen im akteurzentrierten Institutionalismus (vgl. Abschn. 3.2) 
werden im Governanceansatz die leitenden Werte und Intentionen der Akteure eben- 
falls berücksichtigt. Eine zentrale Unterscheidung ist jene zwischen geäusserten und 
nicht explizit gemachten Intentionen. Ein weiteres Element dieser leitenden Werte 
sind zudem die Annahmen der Akteure zu Wirkungen und Wirkungszusammen- 
hängen. 

Zusammen mit den Akteurskonstellationen lassen sich die Ergebnisse aus den 
drei Kategorien zu einer Analyse der Modi der Handlungskoordination verdich- 
ten. Diese Verdichtung kann wiederum auf drei Ebenen vorgenommen werden: 
Auf der Ebene der basalen Governancemechanismen werden quasi Mikroprozesse 
der Handlungskoordination wie beispielsweise Beobachtung, Beeinflussung oder 
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Verhandlung identifiziert. Die Koordinationsformen der zweiten Ebene stellen typi- 
scherweise Kombinationen mehrerer basaler Governancemechanismen dar. Bei- 
spiele solcher Koordinationsformen sind Hierarchie, Markt, Gemeinschaft oder 
Netzwerk. Die dritte Analyseebene ist jene der Governance-Regime (Altrichter 
& Heinrich, 2007). Diese Analyseebene ist sehr viel stärker auf die zur Verfügung 
stehenden Informationen bezogen und zudem bereichsspezifisch. Im Gegensatz zu 
Governancemechanismen und Koordinationsformen geht es nicht um eine Abbil- 
dung des empirischen Materials auf allgemeine Typen, sondern um das Herausar- 
beiten von spezifischen Merkmalen aus dem Material und damit um ein indukti- 
ves Vorgehen. Die Beschreibung des Governanceregimes weniger und inhaltlich 
zusammenhängender Fälle soll die Handlungskoordination zwischen ihnen ver- 
gleichbar machen. Verglichen werden beispielsweise unterschiedliche Fälle im glei- 
chen Bereich oder ein Fall im historischen Wandel (Schimank, 2007). 

Als konkrete Beschreibungsmerkmale eines Governanceregimes im Hochschul- 
bereich nennt Schimank (2007) beispielsweise staatliche Regulierung, Aussensteue- 
rung, akademische Selbstorganisation, hierarchische Selbststeuerung und Konkur- 
renzdruck. Gerade bezogen auf die Veränderung von Governanceregime bietet sich 
eine institutionalistische Perspektive an: 


„Governanceregimes sind aufzufassen als Institutionen im Sinne relativ stabiler Dis- 
positive zur Bearbeitung von Organisationsproblemen, namentlich von Integrations- 
und/oder Kompositionsproblemen zwischen ausdifferenzierten sozialen Sphären einer- 
seits und zwischen politisch konstituierten Einheiten anderseits. [...] Allerdings kön- 
nen Governanceregimes einem institutionellen Wandel unterworfen sein — sei es, weil 
der Support für die gegebene Organisationsform brüchig wird und ein alternatives 
Modell zunehmend Anklang findet; sei es auch, weil sich die Umweltbedingungen 
des regulierten Systems grundsätzlich verändern.“ (Rosenmund, 2019, S. 252-253) 


Die vom analytischen Governanceansatz inspirierte Forschung im deutschsprachi- 
gen Raum zeichnet sich unter anderem dadurch aus, dass sie nicht auf die Untersu- 
chung politisch-administrativer Akteure und Handlungen beschränkt bleibt, sondern 
auch Prozesse der Selbststeuerung und der Kooperation sowie nicht-staatliche Orga- 
nisationen und weitere relevante Akteure einzubeziehen vermag. Steuerung wird 
dabei nicht negiert, sondern in einem komplexen und interdependenten Steuerungs- 
verständnis wiederaufgenommen und erfolgt in einem breiter gefassten Kontext 
formaler und informeller Strukturen (Bösche & Lehmann, 2014). 

Altrichter und Maag Merki (2010) beschreiben die zentralen Elemente eines 
erweiterten Steuerungsverständnisses im Sinne des analytischen Governancean- 
satzes folgendermassen: (1) Vom einen Steuerungsakteur wird Abstand genom- 
men. Vielmehr muss davon ausgegangen werden, dass viele Akteure explizit und 
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implizit an Steuerung beteiligt sind. (2) In solchen Steuerungsprozessen mit vie- 
len unterschiedlichen Akteuren ergibt sich eine hohe Dynamik. In den Prozessen 
verändern sich konkrete Reformprogramme ebenso wie die Intentionen der einzel- 
nen Akteure. (3) Gerade über diese Dynamik entsteht permanenter kommunika- 
tiver Austausch zwischen Akteuren sowie innerhalb korporativer und kollektiver 
Akteure. Systemtheoretisch ausgedrückt stehen die Akteure, ihrerseits als Systeme 
betrachtet, in einem aktiven und selektiven Verhältnis zur Umwelt. Sie nehmen dabei 
die Dynamik in den Akteurskonstellationen aktiv wahr, verarbeiten ihre Wahrneh- 
mung und leisten Übersetzungsarbeit. Beeinflussung ist in diesem Sinne ein doppelt 
aktiver Vorgang, bei dem auch der potenziell beeinflusste Akteur eine aktive Rolle 
hat. (4) Allen Akteuren kann intentionales und im Sinne ihrer Intentionen rationa- 
les Handeln zugeschrieben werden. Das heisst, sie versuchen die Entwicklungen 
so zu beeinflussen, dass diese ihren Intentionen entsprechen. Diese Rationalität ist 
allerdings auf die eigenen Intentionen und Wahrnehmungen beschränkt. In der Viel- 
zahl der Akteure mit divergierenden Intentionen und Rationalitäten entstehen dabei 
trans- und kontraintentionale Dynamiken und Wirkungen. 

Gerade in der dichten Beschreibung von Steuerungseffekten, die nicht den Inten- 
tionen entsprechen, identifiziert Langer (2008a) ein Potenzial des analytischen 
Governanceansatzes: 


„Hier kann rekonstruiert werden, warum Akteure handeln, wie sie handeln, und wie 
sich diese Handlungen zu erwünschten und unerwünschten Folgen verquicken. In 
Zukunft könnte sich die Educational Governance-Forschung zur Aufgabe machen, 
ergänzend vor allem danach zu fragen, wie fransintentionale und emergente Effekte 
durch das handelnde Zusammenwirken der Akteure erzeugt werden. Denn nur wenn 
man genauer weiß, wie unerwünschte Zustände unabsichtlich erzeugt werden, wird 
man etwas genauer sagen können, an welchen Angelpunkten sozialer Dynamiken 
wirksame Eingriffe anzusetzen wären.“ (Langer, 2008a, S. 16) 


In ihrem als theoretische Selbstreflexion angelegten Rückblick auf die Entstehung 
und die Geschichte des analytischen Governanceansatzes weisen Langer und Brü- 
semeister (2019a) auf sechs jüngere theoretische Entwicklungen hin: (1) Eine sehr 
wesentliche Entwicklung ist die theoretische Bearbeitung des Mehrebenencharak- 
ters. Dabei wird einerseits die Assoziation mit formal-hierarchischen Ebenen zuneh- 
mend aufgegeben und andererseits die Rekonstruktion von kommunikativen Trans- 
aktionen, Deutungsakten und damit Steuerung über Ebenengrenzen hinweg ver- 
stärkt. (2) Neben Wandel, Veränderung und Dynamik werden mit dem analytischen 
Governanceansatz auch Persistenzen, Phänomene der Reproduktion, tradierte Rou- 
tinen und Muster erklärbar. (3) Mit der Abwendung von einzelnen, hierarchisch 
hoch positionierten Steuerungsakteuren wird die Praxis auf der Mikroebene von 
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Steuerung in den Blick genommen. Die Analyse informeller und impliziter Prak- 
tiken wird dabei neben die auch in Educational governance lange vorherrschende 
Orientierung an formalen und explizit symbolisierten Strukturen gestellt. (4) Auf der 
Basis der neo-institutionalistischen Theorieansätze wird die kulturell-symbolische 
Dimension von Governance entdeckt. Dabei erscheinen Strukturen von Governance 
sehr wesentlich stabilisiert und legitimiert über symbolische Konstruktionen. (5) 
Mit der kulturell-symbolischen Dimension werden unter anderem soziale Aus- 
einandersetzungen um Wissensordnungen und deren Durchsetzung stärker in den 
Blick genommen. (6) Die erst in Ansätzen entwickelte wissenschaftssoziologische 
Selbstreflexion soll auch künftig eine kritische Position ermöglichen, gerade gegen- 
über politisch-ökonomischen Theorieansätzen. 

Praktisch alle Elemente dieser skizzierten Weiterentwicklung nimmt eine Per- 
spektive auf, in der Governance über Regelung hinaus als „institutional work“ (Hou- 
ben, 2019, S. 165) verstanden wird. Wie Houben (2019) ausführt, bringen alle 
beteiligten Akteure ihre je eigenen Intentionen in die Akteurskonstellationen ein, 
wollen Institutionen in ihrem Sinne mitgestalten, bewahren oder zum Verschwin- 
den bringen. Insofern weist das Institutional work-Konzept (vgl. Abschn. 3.2) für 
die Weiterentwicklung und theoretische Differenzierung des analytischen Gover- 
nanceansatzes wertvolle Anknüpfungspunkte auf. 

Bildungsmonitoring ist sowohl ein zentrales Element in der normativen Prä- 
gung von Governance im Bildungssystem als auch ein potenzielles Element der 
analytischen Fassbarmachung der sozialen Handlungskoordination. Vor allem die 
Fokussierung von Mechanismen kommunikativer und kulturell-symbolischer Natur 
sowie die Rekonstruktion von Steuerung als sozialem Prozess sind auch in der theo- 
retischen Bearbeitung von Bildungsmonitoring anschlussfähig (Brosziewski, 2007; 
Rürup, 2018; vgl. Abschn. 3.1). 


3.4 Schule und Gesellschaft 


Schule als formale und in der Regel öffentliche Bildung hat ein einen besonde- 
ren gesellschaftlichen Stellenwert. Bildungsmonitoring bildet diesen Stellenwert 
einerseits ab und ist aber andererseits auch darüber legitimiert. Der Zusammenhang 
zwischen Schule und Gesellschaft wurde und wird aus unterschiedlichen theore- 
tischen Richtungen diskutiert. Für Bildungsmonitoring spielt dabei vor allem die 
Wahrnehmung von Schule als wichtiger Faktor in Technologie-, Wirtschafts- und 
Prosperitätspolitik eine Rolle. Diese spezifische Wahrnehmung wurde massgeblich 
geprägt im Kontext der sich wandelnden Aufgaben, Funktionen und Funktions- 
weisen von Staaten und politisch-administrativen Systemen in den 1960er-Jahren 
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und der gegenseitigen internationalen Beobachtung innerhalb und zwischen den bei- 
den geopolitischen Hemisphären der Nachkriegsordnung (vgl. Abschn. 2.2; Langer, 
20085; Martens & Wolf, 2006). 

Als Beleg für die direkte Verknüpfung von Bildung und wirtschaftlicher Leis- 
tungsfähigkeit in den 1960er-Jahren wird häufig auf die von Picht (1965) prokla- 
mierte „Bildungskatastrophe“ verwiesen. Picht sah die nachhaltige Weiterführung 
des sogenannten Wirtschaftswunders in Deutschland gefährdet durch zu geringe 
Investitionen in Bildung. Er bezog sich dabei auf international vergleichende Infor- 
mationen und eine globale Konkurrenz- und Wettbewerbssituation auf wirtschaft- 
licher, politischer und weltanschaulicher Ebene (Erpenbeck & Sauter, 2016). 


„Bildungsnotstand heißt wirtschaftlicher Notstand. Der bisherige wirtschaftliche Auf- 
schwung wird ein rasches Ende nehmen, wenn uns die qualifizierten Nachwuchskräfte 
fehlen, ohne die im technischen Zeitalter kein Produktionssystem etwas leisten kann. 
Wenn das Bildungswesen versagt, ist die ganze Gesellschaft in ihrem Bestand bedroht.“ 
(Picht, 1965, S. 10) 


Obwohl dies eine politische und keine theoretische Position ist, steht die Schule 
damit im Zentrum eines gesellschaftlichen Wirkungsmodells. Schule ist in die- 
sem Sinne nationalökonomisch funktional. Die Vorstellung einer Funktion von Bil- 
dung für Gesellschaft wurde unter anderem von Dahrendorf (1966) aufgenommen 
und weiterentwickelt: Ein Wirkungsmodell habe der gesellschaftlichen Relevanz 
von Bildung nicht nur in Bezug auf technischen Fortschritt und wirtschaftliche 
Prosperität zu entsprechen. Vielmehr sei Bildung auch als Instrument der sozia- 
len und kulturellen Weiterentwicklung von Gesellschaft zu gestalten. In Dahren- 
dorfs Modell wird Schule gesellschaftlich funktional indem eine aktive Politik der 
Bildungsexpansion betrieben und Bildung als Bürgerrecht verstanden wird. Diese 
Gesamtkonzeption strebe nach der Realisierung von Bildung als sozialem Grund- 
recht, nach Chancengleichheit und Chancengerechtigkeit (Dahrendorf, 1966). Die 
Vorstellung von Wachstum und Prosperität durch rationale, zielorientierte Planung 
im Bildungsbereich wurde bereits in den 1960er-Jahren auf internationaler Ebene 
intensiv bewirtschaftet (Bürgi, 2016). 

Diese Art und Weise, Schule in einem gesellschaftlichen Kontext ökonomisch 
funktional zu verstehen und entsprechend zu gestalten, wird unter anderem den Akti- 
vitäten der OECD im Bildungsbereich allgemein und PISA im Besonderen zuge- 
schrieben (Knodel, Martens & Niemann, 2013). Dazu passt, dass sich die OECD 
für ihre Aktivitäten im Bildungsbereich bis in die 1990er-Jahren hinein nicht direkt 
auf einen entsprechenden Auftrag in der Gründungskonvention beziehen konnte. 
Vielmehr wurde Bildung durch die in der Präambel festgehaltene Erhöhung des 
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allgemeinen Wohlstands als Arbeitsfeld legitimiert: Aus der Präambel der OECD- 
Konvention 


„kann man schließen, daß der Bildung eine Bedeutung zukommt sowohl in bezug 
auf den Beitrag, den sie zum Wirtschaftswachstum leisten kann, als auch als einem 
Mittel, durch das die Ziele dieses Wachstums, nämlich eine Steigerung des allgemeinen 
Wohlstands, Realität werden können.“ (Papadopoulos, 1994/1996, S. 14) 


Insofern wird Bildung - nicht ausschliesslich aber sehr prominent — als Instrument 
in einem wirtschaftspolitischen Programm verstanden (vgl. Abschn. 5.2.1). In PISA 
repräsentiert unter anderem das Literacy-Konzept, mithilfe dessen die Deutung von 
Schülerleistungen als wirtschaftliches Verwertungspotenzial möglich wird, dieses 
Verständnis (vgl. Abschn. 5.3.1). Ein drittes Element dieses Verständnisses von Bil- 
dung manifestiert sich im Lifelong learning. Lernen und damit Bildung wird dabei 
in einen doppelten theoretischen Rahmen gesetzt (Alheit & Dausien, 2009): (1) Als 
politisch-ökonomische Zielsetzung sollen damit Wettbewerbsfähigkeit, Beschäfti- 
gung und Anpassungskompetenz der Arbeitskräfte verbessert werden. Als indivi- 
duelle Zielsetzung sollen biografische Planungsfreiheit ermöglicht und das soziale 
Engagement der Individuen gestärkt werden. Lifelong learning ist damit instrumen- 
tell — oder funktional — für die Gesellschaft und die Wirtschaft und wirkt zugleich 
emanzipatorisch auf der Individualebene. Allerdings umfasst der Begriff des Life- 
long learning bewusst auch nicht-formale und informelle Lernprozesse und reicht 
damit im Prinzip über Schulsysteme hinaus (Lassnigg, 2009). 

In Anlehnung an die theoretische Fundierung, die Lassnigg (2009) für Lifelong 
learning als Politikparadigma identifiziert, lassen sich auch für diese Konzeption 
des Zusammenhangs zwischen Schule und Gesellschaft, der in Bildungsmonitoring 
eine wichtige Rolle spielt, drei zentrale Theoriebezüge aufzeigen: (1) Lernprozesse 
sind genuin in das Wirtschaftssystem eingebettet. Die theoretischen Referenzen 
sind vor allem ökonomischer Natur und gehen hauptsächlich in Richtung 
Humankapital-, Wachstums- und Innovationstheorie. Lernen, die weiteren pädago- 
gischen Begrifflichkeiten und alle weiteren theoretischen Referenzen sind bestimmt 
durch die Kompatibilität mit ökonomischen Theorien. (2) Das Lernen und seine 
Beeinflussung sind theoretisch eher schwach fundiert. Zwar werden verschiedene 
lerntheoretische, didaktische und pädagogische Ansätze, die Lernen selbst und 
seine Beeinflussung beschreiben, aufgenommen. Aber zugleich sind Referenzen 
auf das Technologiedefizit von Lernen, die Signalling-Theorie, konstruktivistische 
Lerntheorien und damit auf Ansätze wichtig, die einen eher distanzierten Blick 
auf die eigentlichen Lernprozesse werfen. (3) Ergänzend werden als theoretische 
Fundierungen Elemente des Governanceansatzes, der Lebenslaufforschung, der 
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Wohlfahrts- und Gerechtigkeitstheorie, von Netzwerk- und Globalisierungstheorien 
und der Systemtheorie herangezogen. Die theoretischen Referenzen sind allerdings 
grundsätzlich so gestaltet, dass sie mit den ökonomischen Theorien kompatibel 
sind. 

Selbstverständlich ist die ökonomische Konzeption weder die einzige noch eine 
unwidersprochene Vorstellung zur Frage der gesellschaftlichen Bedeutung und 
Relevanz von Schule. Gegenstände der bildungssoziologischen Forschung sind Bil- 
dungsungleichheiten, ihre Entwicklung, die Mechanismen ihrer Produktion und 
Reproduktion sowie die Rolle der Bildungssysteme in dieser Produktion. Dabei 
gibt es durchaus Berührungspunkte mit der wirtschaftsbezogenen Konzeption, etwa 
in den theoretischen Fundierungen oder der Verwendung von Daten aus Schul- 
leistungserhebungen. Zugleich widmet sich die bildungssoziologische Forschung 
aber auch der Mikroebene, beispielsweise den individuellen Entscheiden in Bil- 
dungslaufbahnen, und den Sozialisations- und Identitätsbildungsprozessen (Solga 
& Becker, 2012). 

Eine weitere Konzeption positioniert die Schule im Dienst einer demokratischen 
Gesellschaft. Retzl (2014) macht beispielsweise die sozialpsychologischen Überle- 
gungen von John Dewey zu Erfahrung, Erkenntnis, Verhalten, Erziehung, Gemein- 
schaft und Gesellschaft für Schulentwicklungsprozesse nutzbar. Die individuelle 
Entwicklung ist dabei hochgradig angeregt durch die soziale Gemeinschaft. Sowohl 
die individuelle Entwicklung als auch der gesellschaftliche Wandel setzen Impulse 
oder von der Norm abweichende individuelle Kräfte als Ursache von Spannun- 
gen und Konflikten voraus, die dann zur kontinuierlichen Erweiterung der Erfah- 
rung mittels intelligenter Problemlösung führen. Schule stellt in diesem Verständnis 
sowohl ein gezieltes Impuls- und Entwicklungsangebot für junge Menschen als auch 
eine Möglichkeit dar, als Teil der Gesellschaft auf die Gesellschaft zurückzuwirken. 

Eine erziehungswissenschaftlich oft rezipierte Konzeption des Zusammenhangs 
zwischen Schule und Gesellschaft ist die Aufstellung gesellschaftlicher und indivi- 
dueller Funktionen des Bildungswesens von Fend (2008a). Dabei wird das Erzie- 
hungssystem, neben politischem und ökonomischem System, als eines der drei 
wesentlichen Subsysteme von Gesellschaft verstanden. Die drei Subsysteme ope- 
rieren einerseits gemäss ihren je eigenen Systemlogiken und stehen aber gleichzeitig 
in vielfältigen, gegenseitigen Abhängigkeitsverhältnissen. Gerade über Austausch- 
prozesse zwischen den drei Subsystemen werde Gesellschaft konstituiert. Das Erzie- 
hungssystem leiste dabei grundsätzlich das Heranführen neuer Generationen an die 
Gesellschaft und trage damit sehr wesentlich zum Fortbestand der Gesellschaft bei. 
Konkret habe das Erziehungssystem sowohl Funktionen für die Gesellschaft als 
auch für die einzelnen Menschen zu erfüllen. Bezogen auf die Gesellschaft nennt 
Fend (2008a) vier Funktionen: kulturelle Reproduktion, Qualifizierung, Allokation 
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und Integration. Dieselben vier Funktionen können bezogen auf die individuelle 
Entwicklung und Handlungsfähigkeit als kulturelle Teilhabe, Berufsbefähigung, 
Lebens- und Bildungsverläufe sowie soziale Identität und politische Teilhabe for- 
muliert werden. Schule ist über ihre Position als Sozialisationsinstanz einerseits an 
der Reproduktion gesellschaftlicher Verhältnisse und andererseits auch an sozialem 
Wandel wesentlich beteiligt. Dabei stehen 


„sich wandelnde Funktionen und Leistungen von Schule im Verhältnis zu sich wan- 
delnden gesellschaftlichen Erwartungen, die an die Schule als Aufgaben herangetragen 
und dort eigensinnig im operativen Vollzug von Unterricht und im Umgang zwischen 
Lehrenden und Lernenden verarbeitet werden.“ (Idel, 2018, S. 34) 


Wie Rürup (2018) aufzeigt, stellt nur schon die Fokussierung auf den Zusammen- 
hang zwischen einer als staatlich organisiert gedachten Schule und einer primär 
politisch und ökonomischen Gesellschaft eine Reduktion des theoretischen Rah- 
mens dar. Beschränkt oder reduziert werde dabei insbesondere der Bildungsbe- 
griff. Konsequenterweise müsste nicht nur nach der gesellschaftlichen Relevanz und 
Funktion von Schule, sondern nach dem Bildungsbegriff an sich gefragt werden. 
Er verweist dabei auf den als Diskussionsimpuls konzipierten Definitionsversuch 
von Stojanov (2014). Die über 40 Beiträge als Reaktion darauf (unter anderem 
Braches-Chyrek, 2014; Faulstich, 2014; Gruschka, 2014; Horlacher, 2014; Jobst, 
2014; Ladenthin, 2014; Reichenbach & Park, 2014; Tenorth, 2014; Tröhler, 2014) 
bildeten den den prinzipiellen Widerstand der Erziehungswissenschaft gegen einen 
allgemeinen, klar abgrenzbaren Bildungsbegriff ab (Rürup, 2018). Bildung sei als 
Begriff höchst normativ und gerade in diesem wertenden Sinne sowohl leitende 
Norm von Schule als auch von Humanität und Gesellschaft (Stojanov, 2014). Wie 
bei anderen, höchst strittigen Begrifflichkeiten mit zentraler gesellschaftlicher Ori- 
entierungsfunktion hat der Versuch einer Festlegung etwas Totalitäres und Einsei- 
tiges (Horlacher, 2014). 


„Der Versuch, es sozusagen allen ein für alle Mal zu zeigen, wie der Begriff der Bildung 
zu fassen ist, erinnert an eine „Wut des Verstehens“ [...], die dem Verstehen eines 
eben strittigen Konzeptes kaum angemessen sein kann. Die theoretische Strittigkeit 
der Bildung selbst ist ja das Thema oder könnte Thema sein.“ (Reichenbach & Park, 
2014, S. 309) 


Bildungsmonitoring ist insofern nicht nur als Element eines ökonomisch oder 
struktur-funktionalistisch verstandenen Verhältnisses zwischen Schule und Gesell- 
schaft zu untersuchen. Bildungsmonitoring ist zugleich ein Element der Ausein- 
andersetzung um das theoretische und praktische Verständnis von Bildung. Über 
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Bildungsmonitoring wird unter anderem ein Bildungsbegriff vermittelt, der erst 
durch das Bewusstsein für die dem Gegenstand inhärente, definitorische Unab- 
schliessbarkeit in seiner Beschränkung offenbar wird. Dabei sind die Vielstimmig- 
keit in der wissenschaftlichen Diskussion, die unterschiedlichen Möglichkeiten, Bil- 
dung mit Bedeutung zu versehen, und die unterschiedlichen disziplinären Zugänge 
als theoretisches Potenzial zu sehen (Faulstich, 2014; Gruschka, 2014; Tenorth, 
2014). Durch den Einbezug unterschiedlicher Konzeptionen zur gesellschaftlichen 
Bedeutung und Relevanz von Schule wird Bildungsmonitoring über seine eigene 
Normativität hinaus erst theoretisch fassbar. 

Gerade mit der Berücksichtigung der erziehungswissenschaftlichen Ausein- 
andersetzung um die Begrifflichkeiten — und hier wurde fast ausschliesslich die 
deutschsprachige Diskussion referenziert — zeigt sich, dass Bildungsmonitoring auf 
einer spezifischen axiomatischen Grundlage operiert (vgl. Abschn.3.1). Ein Ele- 
ment dieser Grundlage ist, dass Bildung in Bildungsmonitoring primär für „institu- 
tionalisierte Praxen der Beschulung und der Unterrichtung und deren gesellschaft- 
liche Folgen“ (Rürup, 2018, S. 23) steht. Bildungsmonitoring betont zudem Schule 
als gesellschaftlich und vor allem politisch gestaltete Institution, die — wieder mit 
Fend (2008a) gesprochen — über Austauschbeziehungen, Mechanismen und Pro- 
zesse zwischen Schule und Gesellschaft, Wirtschaft und Politik gestaltet und auch 
kontrolliert wird. 


3.5 Wissenschaft und Politik 


„Evidence-based policies have great potential to transform the practice of education, 
as well as research in education. Evidence-based policies could finally set education 
on the path toward the kind of progressive improvement that most successful parts of 
our economy and society embarked upon a century ago.“ (Slavin, 2002, S. 20) 


Mit dieser Feststellung schloss Slavin (2002) sein Plädoyer für eine verstärkte Aus- 
richtung bildungspolitischer und -praktischer Programme an naturwissenschaftlich 
inspirierter Bildungsforschung ab, das er anlässlich der Jahrestagung der Ameri- 
can Educational Research Association (AERA) in New Orleans präsentierte. Es 
ging ihm als Psychologe und Entwickler des in den USA weit verbreiteten Cur- 
riculumprogramms Success for all vor allem um die Hervorhebung der rigorosen 
empirischen Standards, die für die Elemente von Success for all gelten würden 
(Biddle, 2010). Zugleich wies Slavin (2002) aber auf die spezielle Geschichte 
des Verhältnisses zwischen Wissenschaft, Politik und Praxis im Bildungsbereich 
hin. Die pädagogische Praxis habe eine grundsätzliche Entwicklung verpasst, die 
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in Medizin, Landwirtschaft, Fortbewegung und Technologie im Verlauf des 20. 
Jahrhunderts zu Fortschritt und Innovation führte. Innovationstreibendes Kernele- 
ment dieser Entwicklung sei die wissenschaftsbasierte Erarbeitung und die rigorose 
Evaluation von Massnahmen und Programmen, vor allem in Form randomisiert- 
quantitativer und experimenteller Forschung. Die Bildungsforschung sei metho- 
disch deutlich zu wenig entwickelt, kimmere sich kaum um konkrete Praxispro- 
gramme, sei nur in Einzelfällen politisch relevant und werde darum in Politik und 
Praxis nur gelegentlich berücksichtigt, vor allem dann, wenn die Forschungsergeb- 
nisse mit pädagogischen oder politischen Trends übereinstimmten. Die sich ab den 
1990er-Jahren abzeichnenden bildungspolitischen Veränderungen hin zu einer ver- 
änderten Accountability (vgl. Abschn. 2.2) würden nun auch Veränderungen in der 
Akzentsetzung innerhalb der Bildungsforschung und im Verhältnis zu Politik und 
Praxis möglich machen: „Evidence-based policies for education would be important 
at any time, but they are especially important today, given the rise of accountability“ 
(Slavin, 2002, S. 19). 

Die Wurzeln der Vorstellung einer permanenten Verbindung von Wissenschaft 
und Politik reichen historisch weit zurück. Wissenschaftshistorisch war lange 
die Unterscheidung in internalistische und externalistische Zugänge massgebend. 
Gestalt und Wandel von Wissenschaft wurden vor allem in letzteren sehr wesent- 
lich auf äussere Faktoren wie Gesellschaft, Politik und Ökonomie zurückgeführt. 
Neuere Ansätze gehen eher von allgemeinen Verfahren und Darstellungsformen 
aus, die die Entstehung von Wissen leiten und dokumentieren (Brandstetter, 2012). 
Diese Ansätze fragen nicht zuerst nach den Inhalten oder den Organisationen von 
Wissenschaft. 


„Zentrale Leitfragen beträfen die vielfältigen Formen und Eigenheiten des [...] Wis- 
sens, die Wege seiner Generierung, die Rollen und Formen der Verschriftlichung, die 
Kommunizierbarkeit und die Tradierungswege, die sozialen Konstellationen inklusive 
ihrer Barrieren und die kulturelle Geprägtheit allgemein.“ (Steinle, 2018, S. 428) 


In einem solchen Wissenschaftsverständnis ist die politische und gesellschaftli- 
che Rezeption von Wissen ein Faktor unter vielen, der Wissenschaft beeinflusst. 
Zugleich ist Wissenschaft weder wert- noch machtfrei: In der Auseinandersetzung 
um wissenschaftliche Erkenntnis spielen - ähnlich wie in der politischen Entschei- 
dungsfindung - soziale Prozesse, Werte und Einstellungen sowie Machtverhältnisse 
eine Rolle (Jasanoff, 1990). Wissenschaft ist, gerade in ihren Funktionen zuhanden 
von Politik, hochgradig abhängig von den Bedingungen, die Gesellschaft und Politik 
für sie bereitstellen (Biesta, 2007/2011b). 
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Im Gegenzug sind Informationen vonseiten der Wissenschaft einer von verschie- 
denen Faktoren, die politische Gestaltung beeinflussen. S. Campbell, Benita, Coates, 
Davies und Penn (2007) beispielsweise beschreiben Policy making in einer Untersu- 
chung der Verwaltung in Grossbritannien als unvorhersehbar, chaotisch und wenig 
linear und identifizieren etwa besondere Ereignisse, Krisen, politische Machtver- 
hältnisse oder Akteurskonstellationen als weitere Einflussfaktoren. Ausserdem sind 
politische Entscheide demokratisch und damit diskursiv und partizipativ zu legi- 
timieren (Biesta, 2007/2011b). In einer versozialwissenschaftlichten Gesellschaft 
sind politische Entscheide gar doppelt zu legitimieren: über die demokratischen 
Modi der Entscheidungsfindung und über den Einbezug wissenschaftlicher Erkennt- 
nisse (Criblez, 2008a). Insofern handelt es sich beim Verhältnis zwischen Wissen- 
schaft und Politik um ein Verhältnis zwischen zwei Systemen mit unterschiedlichen 
Handlungslogiken (Tenorth, 2015). 

Mit seiner Forderung nach evidenzbasierter Praxis im Bildungsbereich reiht sich 
Slavin (2002) ein in eine international beobachtbare Entwicklung. Exemplarisch 
stellt Biesta (2007/2011b) für Grossbritannien ab den 1990er-Jahren eine Trans- 
formation der Forschung, der pädagogischen Praxis und der Bildungspolitik fest. 
Parallel zur Entwicklung der Governance von Bildung handle es sich dabei um 
eine Transformation in Richtung einer evidenzbasierten Erziehungs- und Unter- 
richtspraxis. Die Transformation sei gleichzeitig bezogen auf Praxis, Politik und 
Wissenschaft. Die Vorstellung einer über Evidenz mit Praxis und Politik verknüpf- 
ten Bildungswissenschaft lag auch dem OECD-Bericht zum Stand der Bildungsfor- 
schung in der Schweiz zugrunde: 


„Ihe basic assumption underlying this report is that educational R&D activities can be 
organised in such a way so as to constitute a system. In this context, the basic purpose 
of such a system is to develop, organise and disseminate knowledge that illuminates 
the understanding of the education system and nurtures its continuous improvement 
by providing supporting evidence either for the policy and decision-making process 
or for educational practice.“ (Tippelt, Pollard & Van der Wende, Marijk, 2007, S. 5) 


Bezogen auf die Transformation des Verhältnisses zwischen Erziehungswissen- 
schaft und Bildungspolitik in Deutschland nach der Veröffentlichung der ersten 
PISA-Ergebnisse skizzierte Tillmann (2008) zwei Herausforderungen: (1) Die 
Erziehungswissenschaft ist, historisch und aktuell, zu einem wesentlichen Teil 
legitimiert über die Intention eines Theorie-Praxis-Bezugs. Allerdings wird die- 
ser Bezug zwischen Wissenschaft und Praxis im Bildungsbereich seinerseits in 
der Erziehungswissenschaft immer wieder intensiv diskutiert und teilweise auch 
in Abrede gestellt. (2) Das Verhältnis ist geprägt durch ein beidseitiges Ressour- 
cenproblem. Die Erziehungswissenschaft kann und will sich nicht nur auf die in 
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einer politischen Logik verwertbare und relevante Forschung beschränken. Die 
Bildungspolitik ihrerseits ist nicht immer in der Lage, die gemäss einer wissen- 
schaftlichen Logik entstehenden Ergebnisse angemessen zu rezipieren und in die 
politischen Prozesse aufzunehmen. Die internationalen Schulleistungsstudien hät- 
ten dabei, so Tillmann (2008) weiter, die Erwünschtheit von Kooperationen zwi- 
schen Erziehungswissenschaft und Bildungspolitik erhöht. Zugleich wurden Res- 
sourceneinsatz und öffentliche Aufmerksamkeit lediglich für einen Teilbereich der 
Erziehungswissenschaft verstärkt. Insbesondere die Ressourcen zur angemessenen 
und kritischen Rezeption der umfangreichen wissenschaftlichen Erkenntnisse in 
den bildungspolitischen Prozessen hätten nicht im gleichen Masse zugenommen 
wie jene der Forschung mit proklamierter, politischer Relevanz. Parallel dazu ist 
mit den Ergebnissen der internationalen Schulleistungsstudien teilweise bewusst 
eine medial-öffentliche Verarbeitung initiiert worden, die nicht mehr durch klassi- 
schen Akteure des Theorie-Praxis-Bezugs kontrolliert und trotzdem für die Praxis 
und die Politik höchst relevant war (Tillmann, Dedering, Kneuper, Kuhlmann & 
Nessel, 2008). Die Ausrichtung auf bildungspolitische Relevanz geht — gerade in 
Deutschland — einher mit durchaus konfliktreichen disziplinären Entwicklungen. 
Erben (2010) beschreibt etwa ein Auseinanderfallen von philosophisch-praktischer 
Pädagogik und empirisch-psychologischer Bildungsforschung. Dabei versuche die 
Pädagogik ihren praktischen Charakter zu bewahren. Die Bildungsforschung pro- 
pagiere dagegen einen szientistischen Zugang ohne orientierenden Praxisbezug und 
realisiere diesen unter anderem in Kompetenzerhebungen. Zapp und Powell (2016) 
konstatieren für die deutsche Entwicklung ab Mitte der 1990er-Jahre eine massive, 
unter hohem Druck erfolgte Expansion der empirischen Bildungsforschung. Der 
grosse Effort in Ausbildung und Rekrutierung des entsprechenden akademischen 
Personals stelle einen wichtigen Teil der Institutional work (vgl. Abschn. 3.2) dar, 
die zum Aufbau und zur Verankerung dieses disziplinären Feldes in Deutschland 
geleistet worden sei. 

Bildungsmonitoring erscheint zunächst als Praxis des Wissenstransfers zwischen 
Wissenschaft, Praxis und Politik. Der Kontext sind dabei die Bildungsreformen in 
Richtung neuer Steuerung und Outputorientierung im Sinne des normativen Gover- 
nanceansatzes (vgl. Abschn. 3.3). Im Zusammenhang mit der Frage nach dem Ver- 
hältnis zwischen Wissenschaft und Politik wird dabei meist von evidenzbasierter 
Steuerung, Politik oder Praxis gesprochen (Heinrich, 2015). Mit dem im Moni- 
toringbegriff enthaltenen Transparenzanspruch und der damit verbundenen Sicht- 
barmachung (vgl. Abschn. 3.1) wird, teilweise mit Verweisen auf Slavin (2002), 
eine spezifische Art von Wissenschaft hervorgehoben. Leitvorstellung ist dabei 
die Medizin und die in der Medizin zentrale Vorstellung von Wissenschaft als 
technisch produzierte Evidenz (Karcher, 2018). Diese Vorstellung ist gerade im 
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Bildungsbereich umstritten: Biesta (2007/201 1b) stellt etwa die Vereinbarkeit zwi- 
schen einer an der Medizin angelehnten Evidenzvorstellung und der kaum in Kau- 
salketten fassbaren und hochgradig über Interaktion und Interpretation strukturier- 
ten pädagogischen Praxis infrage. Heinrich (2016) schlägt angesichts der schwa- 
chen Validität technologischer Zugänge zu pädagogischer Praxis eine kritisch- 
konstruktive empirische Bildungsforschung vor, die sich durch die bewusste Kombi- 
nation pädagogischer Normvorstellungen - beispielsweise in Form von Bildungs- 
idealen — und moderner empirischer Zugänge im Forschungsprozess und in der 
Darstellung der Befunde auszeichnet. 

In der theoretischen Bearbeitung von Bildungsmonitoring spielt einerseits die 
doppelte Legitimation politischer Entscheide eine wichtige Rolle. Bildungsmoni- 
toring selbst ist abhängig von politischen Entscheidungen - ist selbst eine Policy — 
und damit sowohl demokratisch als auch über Wissenschaft zu legitimieren. Ande- 
rerseits wird in Bildungsmonitoring die Verbindung von Wissenschaft und Politik 
in Form sozialer Prozesse fassbar, beispielsweise in der Diskussion von Wissen- 
schaftsverständnis oder politischer Relevanz. 
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Vorgehen und Methoden A 


In der vorliegenden Arbeit wird Bildungsmonitoring als Generierung und Verar- 
beitung von Daten und Informationen zuhanden bildungspolitischer Akteure aus- 
schliesslich mit Methoden qualitativer empirischer Sozialforschung untersucht. In 
der Organisation des Forschungsprozesses muss dabei die Komplexität und Viel- 
schichtigkeit des Untersuchungsgegenstandes mit der bestehenden Theorielage und 
dem breiten, zur Verfügung stehenden methodischen Arsenal zusammengebracht 
werden (Baur & Blasius, 2014). Die methodologischen Bezüge gehen in Rich- 
tung der qualitativ-historischen Forschung, der Politikfeldanalyse und der Herme- 
neutik. Ebenfalls eingesetzt werden Verfahren der Typisierung und der qualitativ- 
theoretischen Faktorenanalyse. Das konkrete Vorgehen definiert sich über die Aus- 
wahl der Quellen sowie über die Auswertungsverfahren. 


4.1 Methodologie 


Die bildungshistorische Betrachtung von politischen Prozessen und Entwicklun- 
gen ist inspiriert von den Methoden der allgemeinen Geschichtswissenschaft, der 
Bildungsgeschichte und der pädagogischen Historiografie sowie von den qualitati- 
ven Zugängen der Sozialforschung im Allgemeinen. Solche Zugänge qualitativer 
Sozialforschung sind im Speziellen die Politikfeldanalyse und die Governance- 
forschung. Der vorliegenden Arbeit liegen konkrete methodologische Annahmen 
aus vier Bereichen zugrunde: (1) historisch-kritische Methode der Geschichtswis- 
senschaft, (2) historiografische Bewusstheit über die Kontextabhängigkeit histori- 
scher Darstellungen, (3) Begriffsrepertoire und methodische Zugänge der qualitativ 
ausgerichteten Politikfeldanalyse und (4) Ansätze einer hermeneutisch inspirierten 
Analyse von Textquellen. 
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Die historische Forschung zeichnet sich durch einen spezifischen Umgang mit 
ihren Quellen aus. Quellen werden dabei als Zeugnisse der darzustellenden Sachver- 
halte ernst genommen. Zugleich wird jedoch ihre Differenz zur historischen Dar- 
stellung betont (G. Budde, 2008). Als methodisches Instrument des historischen 
Umgangs mit dieser Differenz wird unter anderem die Quellenkritik herangezogen. 
Quellenkritik dient laut Koselleck (2006) der Objektivierung der historischen Dar- 
stellung indem der Bezug zwischen Quelle und historischer Darstellung fass- und 
kommunizierbar wird. Über Quellenkritik wird gleichzeitig das sogenannte Veto- 
recht der Quelle realisiert und damit eine beliebige Kombination von historischer 
Darstellung und Quelle verhindert: 


„Streng genommen kann uns eine Quelle nie sagen, was wir sagen sollen. Wohl aber 
hindert sie uns, Aussagen zu machen, die wir nicht machen dürfen. Die Quellen haben 
ein Vetorecht. Sie verbieten uns, Deutungen zu wagen oder zuzulassen, die aufgrund 
eines Quellenbefundes schlichtweg als falsch oder als nicht zulässig durchschaut wer- 
den können.“ (Koselleck, 2006, S. 206) 


Insofern begründen die Quellen als empirische und kritisch bearbeitete Basis den 
Wissenschaftscharakter historischer Forschung, etwa in Abgrenzung zu einer spe- 
kulativen Geschichtsphilosophie (Borowsky, Vogel & Wunder, 1989). 

Aktuelle methodologische Überlegungen zum quellenkritischen Umgang mit 
digitalen Quellen weisen darauf hin, dass bestimmte Quelleneigenschaften digitaler 
Quellen auch auf die historische Arbeit mit analogen Quellen übertragen werden 
könnten. 


„Als Konsequenz stellt sich die Frage, ob es nicht an der Zeit wäre, diese Quelle- 
neigenschaften in die allgemeine Quellenkritik zu integrieren. Diese Auffassung, jede 
Quelle als prozessual und mehrdimensional wahrzunehmen, ermöglicht es, hinter dem 
normativen Setting jeder Quelle rekursive und diskursive Prozesse zu identifizieren“ 
(Schreiber, 2012, S. 13). 


In einer solchen als korrealistisch bezeichneten Quellentheorie, so Schreiber (2012) 
weiter, fragt Quellenkritik nicht nur nach den Eigenschaften der Quelle, sondern 
auch nach der Sichtbarkeit dieser Eigenschaften sowie den Prozessen der Entste- 
hung dieser Eigenschaften und ihrer Sichtbarkeit. Etwas konkreter weist Salheiser 
(2014) auf zwei Probleme hin, die gerade bei der Arbeit mit Dokumenten als Arte- 
fakte und Kommunikationselemente aus den interessierenden sozialen Prozessen zu 
beachten sind: (1) Die Selektivität der Quellen steht für die Praktiken der Erstellung, 
Verarbeitung, Dokumentation und Aufbewahrung der Quellen im Rahmen der poli- 
tischen und administrativen Tätigkeit der datenerzeugenden Organisation. Dabei 
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gilt es in der Arbeit mit den Quellen unter anderem Sichtbarkeits- oder Geheimhal- 
tungsvorschriften, Hierarchien oder das Primat der betrieblichen Anforderungen bei 
der Datenerfassung zu beachten. (2) Die Kategorisierung und die Struktur solcher 
Quellen folgt in der Regel der Eigenlogik der Verwaltungsorganisation und ent- 
spricht nicht sozialwissenschaftlichen Standards. Aus wissenschaftlicher Sicht sind 
in diesen Informationsstrukturen der Quellen Potenziale für Informationsverlust, 
Redundanz, Inkonsistenz oder ideologische Gefärbtheit angelegt. 

Quellenkritik ist aber nur der erste Schritt der bewussten Entwicklung histori- 
scher Darstellung auf der Basis von Quellen. Im Sinne einer historisch-kritischen 
Methode müssen auf die quellenkritisch begleitete Analyse Prozesse der Interpreta- 
tion und Darstellung folgen. Erst da entstehen die historischen Darstellungen bzw. 
Narrative. Die Kontextualisierung der historischen Quellen ist für diese Prozesse 
eine unabdingbare Voraussetzung, insbesondere wenn die historischen Darstellun- 
gen den wissenschaftlichen Standards von Objektivität, Reproduzierbarkeit und 
Überprüfbarkeit standhalten sollen (Borowsky et al., 1989). 

Die in diesem Sinne moderne historische Forschung hat einen ihrer Ursprünge 
in der Entwicklung der neuen Ideengeschichte in den 1960er-Jahren. Durch Kon- 
textualisierung der Texte sollte die bis dahin vorab philosophisch praktizierte Ide- 
engeschichte an die empirische Ausrichtung der Sozialwissenschaften, der Sozi- 
algeschichte, der Sprachphilosophie und des französischen Strukturalismus ansch- 
liessen. Massgebliche Impulse waren die Ideologiekritik der Frankfurter Schule, 
die Entwicklung des soziologischen Diskursbegriffs und die Sprechakttheorie (Lot- 
tes, 2002). Prototypisch ist etwa die Forderung von Skinner (2002/2009), auf die 
Annäherung an dekontextualisierte Idealtypen, Elementarideen und damit auf das 
Weiterschreiben bestehender Mythen zu verzichten. Vielmehr sei die neue Ide- 
engeschichte — auch über Quellenkritik — an der Unterschiedlichkeit von Ideen, 
Mentalitäten, Vorstellungen und Begrifflichkeiten zu verschiedenen Zeiten und in 
unterschiedlichen Diskursen interessiert (Overhoff, 2004). 

Die Ideen in einem bestimmten Kontext zu einer bestimmten Zeit enthalten ihrer- 
seits mit hoher Wahrscheinlichkeit auch historische Vorstellungen und Darstellun- 
gen. Über historiografische Zugänge soll diese zusätzliche Reflexionsebene erfasst 
und eingeholt werden. Pädagogische Historiografie interessiert sich beispielsweise 
dafür, wie pädagogische Geschichtsschreibung in Kontexten wie etwa der Lehrer- 
bildung ausgestaltet war, welche Elemente darin prominent vorkamen oder welche 
Themen wenig Berücksichtigung fanden (Tröhler, 2001). In einer historiografi- 
schen Sichtweise ist unter anderem zu untersuchen, wie historische Darstellungen 
zustande kommen und welche quellenkritischen Prozesse wie angewendet wur- 
den. Der Blick auf die historischen Darstellungen in einem historisch zu rekonstru- 
ierenden Feld offenbart zudem die dominanten kollektiven Interpretationsmuster 
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(Andrews, 2008). Gerade in Bildungsmonitoring als Praxis der Darstellung von 
Bildung birgt eine historiografische Perspektive grosses Potenzial. 

Die wissenschaftliche und retrospektive Untersuchung der Inhalte bestimmter 
politischer Auseinandersetzungen und Entscheidungen wird als Politikfeldanalyse 
bezeichnet. Die Politikfeldanalyse ist eine von mehreren Ausrichtungen der Politik- 
wissenschaft. Zur Abgrenzung der verschiedenen Ausrichtungen wird meist die in 
der Deutschen Sprache nicht gut repräsentierbare Differenzierung in Policy, Politics 
und Polity herangezogen. Der Begriff der Policy wird verwendet für „die konkre- 
ten Inhalte der Politik, die materiell-inhaltlichen Fragen und Probleme, auf die mit 
politischen Programmen und Maßnahmen reagiert wird, aber auch die Resultate 
der politischen Aktivitäten in den jeweiligen Politikfeldern“ (Blum & Schubert, 
2011, S. 14). Die Policy steht im Zentrum politikwissenschaftlicher Ansätze des 
Policy making, verstanden als Be- und Verarbeitung gesellschaftlicher Probleme. 
Gerade über die prozessualen Vorstellungen von Politik, die in den 1970er-Jahren 
in Politik- und Verwaltungswissenschaft international weiterentwickelt wurden und 
die unter anderem zu methodischen Neuorientierungen führten, wurden auch Pro- 
zesse und Institutionen zunehmend als Analyse- und Erklärungskategorien berück- 
sichtigt (Jann & Wegrich, 2009). Der Begriff der Politics repräsentiert die Prozesse 
der Politikgestaltung. Dabei stellt das Aufeinanderprallen unterschiedlicher Mei- 
nungen, Interessen und Ziele die Ausgangslage dar und die Prozesse sind gekenn- 
zeichnet durch Modi der Entscheidungsfindung wie beispielsweise Absprachen, 
Abstimmungen, Kooperationen, Koalitionen aber auch Willensbildung, Opposition 
oder Mechanismen der Austragung von Konflikten (Blum & Schubert, 2011). Wie 
beispielsweise die Vertreterinnen und Vertreter der Critical policy analysis auf- 
zeigen, offenbart der Blick auf die Prozesse und die dahinterliegenden Mecha- 
nismen wie Macht und Ideologie auch die teilweise sehr positivistischen Annah- 
men einer reinen Policy-Perspektive (Young & Diem, 2017). Der Begriff der Polity 
fasst die politischen Ordnungen, Verfassungen, Strukturen sowie die Institutionen 
(vgl. Abschn. 3.2). Konkret handelt es sich unter anderem um den Staatsaufbau, das 
Parteien-, Regierungs- und Justizsystem, aber auch die politische Kultur eines Lan- 
des und die darin vorherrschenden Normen und Werte (Blum & Schubert, 2011). Wie 
am sogenannten World polity-Ansatz deutlich wird, kann sich Polity auch auf nicht- 
formalisierte Institutionen beziehen und ist nicht zwingend an staatliche Strukturen 
gebunden (Adiek, 2009). Die Politikfeldanalyse bearbeitet vorrangig Fragestellun- 
gen, die sich auf die Policy beziehen und bei denen Politics und Polity als erklärende 
Faktoren herangezogen werden (Blum & Schubert, 2011). 

Die methodischen Zugänge der qualitativen Politikfeldanalyse lehnen sich mehr- 
heitlich an allgemeinen Methoden der historischen Forschung und der qualitati- 
ven Sozialforschung an. Die zwei wesentlichen methodischen Elemente sind die 
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Informationsgewinnung aus Quellen und die Interpretation der erhobenen Infor- 
mationen (Blum & Schubert, 2011). Durch die Unterscheidung der drei Politikbe- 
griffe ist die Auswertung in der Politikfeldanalyse — durchaus auch in Abgrenzung 
zur historischen Forschung - stärker und expliziter fokussiert auf Politikinhalte, 
Prozesse oder Institutionen. Anders als andere Bereiche der Politikwissenschaften 
hatte die Politikfeldanalyse auch stets einen engen und expliziten Praxisbezug (Jann, 
2009). Vor diesem Hintergrund wird in der politikfeldanalytischen Vorgehensweise 
der Zweck der Auswertung üblicherweise explizit gemacht. Windhoff-Heritier 
(1987) unterschied bereits für die an Policy interessierte Forschung der 1960er- 
Jahre ein Nebeneinander einer neopluralistisch-deskriptiven und einer synoptisch- 
präskriptiven Ausrichtung fest. Dabei habe sich die synoptische Ausrichtung eher 
um eine ganzheitliche Sicht, zentrale Planungsmodelle und rationale Steuerungs- 
modelle bemüht, dabei vor allem statistisch-empirische Methoden eingesetzt und 
sich zunehmend mit Auftragsforschung für Regierungen beschäftigt. Die deskrip- 
tive Ausrichtung dagegen sei stärker auf die Arbeit an Fällen konzentriert und damit 
an der Theoriebildung innerhalb gewisser Politikfelder interessiert gewesen. 

Gerade in der qualitativ-sozialwissenschaftlichen Beschäftigung mit Politik 
spielt die methodische Tradition der interpretativen Auswertung von Daten und 
Informationen eine wichtige Rolle. Die hermeneutische Interpretationsarbeit stellt 
dabei den Kern der Auswertungsprozesse dar. Allerdings hat sich die Politikwissen- 
schaft erstin den 1990er-Jahren intensiver qualitativen Vorgehensweisen zugewandt 
und dabei Ansätze aus Soziologie, Ethnologie und Sozialpsychologie aufgegriffen 
(Blatter, Janning & Wagemann, 2007). Ein wichtiger Ausgangspunkt war dabei 
die gesteigerte Sensibilität der politikwissenschaftlichen Forschung für die Bedeu- 
tung von Sprache als elementares Medium des Weltverstehens und Weltveränderns. 
Viele theoretische und methodische Ansätze, die im Zuge des sogenannten Liguistic 
turn entwickelt wurden, sind mittlerweile auch politikwissenschaftlich intensiv rezi- 
piert und auf die komplexen Aushandlungsprozesse von Politik angewendet worden 
(Gadinger, Jarzebski & Yildiz, 2014). 

Hermeneutische Verfahren gehen davon aus, dass soziale Handlungen — und 
damit auch politische Prozesse — durch die Wahrnehmung und Interpretation der 
einzelnen Akteure konstituiert sind. Über hermeneutische Interpretation sollen die 
subjektiven Konstruktionen der Lebenswelt als empirisches Material fassbar und 
theoretisch verwendbar werden. Mit hermeneutischen Verfahren wird in der quali- 
tativen Sozialforschung versucht, das Beobachtete zu deuten und seinen „sozialen 
Sinn“ (Süßmann, 2016, S. 116) zu rekonstruieren. Dieser Sinn — beispielsweise 
dokumentiert in Texten - erschliesst sich allerdings nicht direkt, sondern die multi- 
plen Sinnschichten sind interpretatorisch aufzuschlüsseln (Blatter et al., 2007). Es 
geht also nicht um das blosse Nachvollziehen von Gesagtem oder Geschriebenem, 
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sondern um die Rekonstruktion des Gemeinten oder — im Sinne der Sprechakt- 
theorie — des Beabsichtigten (Skinner, 2002/2009). Das gilt auch bei der Analyse 
von Dokumenten (Salheiser, 2014). Dabei ist die Subjektivität der Forschenden 
eine wichtige Forschungsressource, die nicht neutralisiert, sondern reflektiert und 
transparent gemacht werden muss (Baur & Blasius, 2014). Interpretationen wer- 
den unter anderem dadurch objektiviert und damit wissenschaftlich nutzbar, dass 
objektive Bedeutungszusammenhänge konstruiert sowie die Akteure und ihre Aus- 
sagen in ihrem Kontext betrachtet werden (Blatter et al., 2007). Konkrete Vorgaben 
zu dieser Objektivierung sind beispielsweise in der Methodenschule der objekti- 
ven Hermeneutik entwickelt worden (Franzmann, 2016). Für qualitative Verfahren 
— vorab mit interpretativem oder rekonstruktivem Charakter — gelten also, ebenso 
wie bei quantitativen Verfahren, allgemeine Gütekriterien. Diese können laut Flick 
(2014) entweder an den klassischen quantitativen Gütekriterien Reliabilität, Vali- 
dität und Objektivität orientiert, als Standards aus der Rekonstruktion qualitativer 
Forschungspraxis entwickelt oder auf Strategien der Geltungsbegründung bezogen 
sein. Als Strategien der Geltungsbegründung würden dabei die empirische Anrei- 
cherung von Ergebnissen mit der Berücksichtigung und Integration von Gemein- 
samkeiten und Widersprüchen sowie die Transparenz der Vorgehensweisen gelten. 
Die objektive Hermeneutik geht in der Objektivierung und der Generalisierung noch 
einen Schritt weiter und löst das Verhältnis zwischen dem Allgemeinen und dem 
Einzelfall auf: 


„Der Allgemeinheitsanspruch der Interpretation ergibt sich aus den konstitutionstheo- 
retischen Prämissen. Der analysierte Fall ist immer schon allgemein und besonders 
zugleich. Denn in jedem Protokoll sozialer Wirklichkeit ist das Allgemeine ebenso 
mitprotokolliert wie das Besondere im Sinne der Besonderheit des Falls. Der konkrete 
Fall ist insofern schon mehr als ein Einzelfall, als er ein sinnstrukturiertes Gebilde 
darstellt.“ (Wernet, 2009, S. 19) 


Insofern sind Objektivierung und Generalisierung — und damit zwei Elemente der 
Geltungsbegründung — bereits in der Rekonstruktion tieferliegender Sinnschich- 
ten zumindest teilweise angelegt. In der Grounded theory, einem weiteren herme- 
neutischen Forschungsansatz, wird das Gütekriterium der theoretischen Sättigung 
angewendet. Dabei werden die theoretischen Kategorien und Modelle so lange mit 
Fällen und weiteren Informationen konfrontiert, bis sie genügend detailliert, Kohä- 
rent und dicht sind um potenziell auch weiteren empirischen Varianten standhalten 
zu können (Breuer, 2010). 

Die qualitative Sozialforschung bedient sich in der Auswertung und vor allem in 
der Darstellung von Ergebnissen einer breiten Palette von Verfahren zur Bildung von 
Typen, Kategorien oder Modellen. Über die Entwicklung von Begriffen, Konzepten 
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und Kategorien aus dem Datenmaterial kann sowohl eine dichte Beschreibung for- 
muliert als auch, darüber hinausgehend, eine empirisch begründete Theorie konstru- 
iert werden (Kelle & Kluge, 2010). Mithilfe von Typen können die grundlegenden 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede verschiedener Fällen identifiziert und zugleich 
Strukturierung und Informationsreduktion eines Gegenstandbereiches erreicht wer- 
den (Baumgartner, 2010). 

Die Typenbildung als methodisches Konzept geht zurück auf den Begriff des 
Idealtypus nach Weber. Der Idealtypus steht dabei zwischen Empirie und Theorie 
und mit ihm können empirische Ergebnisse anhand ausgewählter Merkmale in ein 
Modell sozialer Wirklichkeit eingeordnet werden. Nach Kelle und Kluge (2010) ist 
Typenbildung ein Prozess bei dem bestimmte Elemente so gruppiert werden, dass sie 
innerhalb der Gruppen möglichst viele gemeinsame Eigenschaften aufweisen. Diese 
Eigenschaften werden als Kategorien, Subkategorien, Merkmale, Merkmalsausprä- 
gungen oder Dimensionen bezeichnet. Kategorien bzw. Merkmale sind die basalen 
Beschreibungskonzepte. Subkategorien bzw. Merkmalsausprägungen beschreiben 
die möglichen empirischen Möglichkeiten innerhalb einer Kategorie. Dimensio- 
nen stehen — immer noch gemäss Kelle und Kluge (2010) — für Merkmale, deren 
Merkmalsausprägungen eine bestimmte Strukturierung aufweisen. Eine Typologie 
entsteht meist aus der Kombination mehrerer Merkmale bzw. Dimensionen und 
ihrer Ausprägungen. 

Gerade in der Forschung rund um Educational governance hat sich eine spe- 
zifische Variante der Typenbildung etabliert. Dabei werden Governanceregime — 
aus dem empirischen Material herausgearbeitete, spezifische Merkmale (vgl. 
Abschn. 3.3)- beschrieben, die Beschreibungsmerkmale ihrer Ausprägungen ermit- 
telt und diese für jedes Merkmal möglichst kontrastierend dimensionalisiert. Für 
eine Typologisierung nationaler Hochschulgovernance schlägt beispielsweise Schi- 
mank (2007) einen sogenannten Governance-Regler mit staatlicher Regulierung, 
staatlicher Steuerung, akademischer Selbstorganisation, Konkurrenzdruck und hier- 
archischer Selbststeuerung als Merkmale vor. Mit dieser fünfdimensionalen Cha- 
rakterisierung nimmt Schimank (2007) den Modus einer Regler-Analytik auf, der 
bereits in den 1980er-Jahren vielfach verbreitet war, allerdings eher als politisches 
Überzeugungsmittel denn als methodisch-wissenschaftlicher Ansatz (Brüsemeis- 
ter, 2019). Wie Langer (2015) nachzeichnet, wird diese Art der dimensionalisierten 
Typenbildung in der Governanceforschung immer wieder angewendet, dabei jedoch 
methodologisch kaum weiterentwickelt: 


„Die Educational Governance nutzt [...] eine Forschungsstrategie, die man als 
qualitativ-theoriebildende Faktoren- und Dimensionalanalyse bezeichnen könnte. Sie 
ist qualitativ, da sie eher nach den Beschaffenheiten als den Mengenverhältnissen ihrer 
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Gegenstände fragt; sie ist theoriebildend, weil sie mit den Dimensionen die struktu- 
rell wesentlichen Züge ihrer Gegenstände beschreibt (und von konkret variierenden 
Einzelfalleigenschaften abhebt) und mit den Faktoren die Erzeugungsprinzipien und 
-ursachen ihrer Gegenstände erfasst [...]. Es wäre nützlich, eine explizite Methodolo- 
gie für diese Forschungsstrategie zu entwickeln, die sich an der Theoriebildungspraxis 
orientiert (und nicht an idealisierenden Vorstellungen, wie sie häufig in Methodenbü- 
chern anzutreffen sind).“ (Langer, 2015, S. 56) 


Ähnlich argumentiert Brüsemeister (2019) wenn er feststellt, dass Governance- 
regler in der Forschung bislang durchaus gewinnbringend verwendet wurden um 
Projekte einzeln zu untersuchen oder zu vergleichen. Auf dieser Basis müsse nun 
aber zunehmend eine Verdichtung der induktiv generierten Beschreibungs- und 
Erklärungsfaktoren erfolgen. Ein mögliches Ergebnis einer solchen Analyse sind 
stärker generalisierbare Faktoren, Dimensionen oder — bei Brüsemeister (2019) — 
Regelungsbereiche, anhand derer die Governanceprozesse akkurater erklärt und 
theoretisiert werden können. 

Der zentrale Modus dieser qualitativ-theoriebildenden Faktoren- und Dimensio- 
nalanalyse ist laut Langer (2015) das Herausarbeiten von Faktoren bzw. Dimensio- 
nen aus empirischem und teilweise auch theoretischem Material. Dabei sei gerade 
empirisches Material, das mit historisch-kritischen Methoden erhoben und ausge- 
wertet wurde, sehr gut geeignet. Die Doppelbezeichnung als Faktoren bzw. Dimen- 
sionen bildet zugleich den Doppelcharakter von analytischem und normativem 
Governanceansatz ab: In der Forschung rund um Educational governance wur- 
den auf diesem methodischen Weg bislang vor allem Gelingensbedingungen oder 
Erfolgsfaktoren ermittelt, die dann im Rahmen von Expertisen und Beratungen 
direkt ins Untersuchungsfeld zurückgetragen wurden und so gewissermassen nor- 
mativ gedacht waren. Das theoriebildende Potenzial liege aber genau in der Bildung 
von Dimensionen, auf denen verschiedene Ausprägungen identifiziert und benannt 
werden können (Langer, 2015). 

Die Analyse von Institutional work ist methodologisch noch nicht intensiv bear- 
beitet worden. Wie Lawrence und Suddaby (2006) darlegen, sind in der Forschung 
mit dem Institutional work-Konzept die theoretischen Begrifflichkeiten sowie der 
Fokus auf die soziale Praxis im Umgang mit Institutionen zentral (vgl. Abschn. 3.2). 
Methodisch seien im Prinzip alle Möglichkeiten offen, die in Organisationsfor- 
schung genutzt werden, beginnend bei Methoden qualitativer Sozialforschung wie 
Ethnografie oder Oral history über Diskursanalyse und die Semiotik der Akteur- 
Netzwerk-Theorie bis hin zu quantitativen Ansätzen wie statistischer Event- oder 
Netzwerkanalysen. Die methodologische Weiterentwicklung über den Begriff der 
Materialität von Institutional work weist auf die wichtige Rolle der empirisch erfass- 
baren Kommunikation zwischen Akteuren innerhalb von Organisationen hin (Jones 
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& Massa, 2013). Gawer und Phillips (2013) schlagen etwa vor, die Konturen von 
Institutional work und die Intentionalität der beteiligten Akteure direkt anhand des 
Designs der Artefakte zu untersuchen. 


4.2 Vorgehen 


Die Analyse von Bildungsmonitoring als Generierung und Verarbeitung von Daten 
und Informationen zuhanden bildungspolitischer Akteure erfolgt in der vorliegen- 
den Arbeit ausschliesslich auf der Basis von Dokumenten bzw. schriftlichen Quel- 
len. Obschon Bildungsmonitoring als Forschungsgegenstand und vorab die zeit- 
liche Einordnung sich nur mit Mühe als historisch oder auch nur zeitgeschicht- 
lich charakterisieren lassen, wird grundsätzlich ein Methodenrepertoire angewandt, 
das sich an historisch-kritischen und qualitativ-hermeneutischen Ansätzen orien- 
tiert (vgl. Abschn. 4.1). Auf der Basis textueller Daten wird dementsprechend über 
die reine Informationssammlung hinausgehend nach theoretischen Schlüssen und 
Interpretationsansätzen gesucht. 

Für die Analyse der Bildungsmonitoring-Dispositive in allen 26 Kantonen 
der Schweiz wurde in drei Rechercheschritten ein umfangreiches Quellenkorpus 
erstellt: (1) Ausgehend von der Feststellung, dass Bildungsmonitoring ein Instru- 
ment politischer Kommunikation ist, simulierte eine unsystematische Recherche 
in den Onlineportalen der Kantone einen Zugang, wie ihn die interessierte Öffent- 
lichkeit erhält. Gefunden wurde in diesem ersten Schritt eine breite Palette ver- 
schiedener Informationsprodukte und Projekte mit bildungsbezogenen Themen. Die 
kantonalen Schulblätter wurden als Instrumente bildungspolitischer Kommunika- 
tion in diesem Rechercheschritt ebenfalls systematisch einbezogen. (2) Als zweiter 
Rechercheschritt wurden die regierungsrätlichen Rechenschaftsberichte systema- 
tisch nach Hinweisen auf kantonale Bildungsmonitoring-Tätigkeiten und Bildungs- 
berichterstattung durchsucht. Dieser zweite Rechercheschritt stellt einen zusätzli- 
chen Zugang dar, mit dem die Ergebnisse des ersten Rechercheschrittes verifiziert 
und weitere Elemente von Bildungsmonitoring identifiziert wurden. (3) In einem 
dritten Schritt wurden weitere Dokumente, bezogen auf die Entstehungsprozesse 
und Produkte von Bildungsmonitoring, zusammengetragen. Da kamen Zwischen- 
produkte wie Vorstudien, Ergebnisberichte, politische Aufträge oder Rapporte der 
Exekutive zuhanden der Legislative zutage. In diesem Schritt wurde auch die für das 
Bildungswesen zuständige, kantonale Verwaltung näher untersucht. In ihren Publi- 
kationen wurden weitere wichtige Eckdaten zu Bildungsmonitoring gefunden. 

Die Analyse der kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositive ist grob auf den 
Zeitraum zwischen 2000 und 2016 beschränkt. Dementsprechend sind auch die 
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Dokumente im Quellenkorpus mehrheitlich in dieser Zeit entstanden. Gerade die 
sukzessive Ausweitung des Quellenkorpus in den drei Schritten führte allerdings 
dazu, dass in einzelnen Kantonen auch Dokumente einbezogen wurden, die älter 
oder jünger sind. 

Für die Analyse der Entwicklung von Bildungsmonitoring auf der nationalen 
bzw. gesamtschweizerischen Ebene erfolgte die Zusammenstellung der relevanten 
Quellen hauptsächlich auf der Basis bestehender Sekundärliteratur zum Aufbau 
der nationalen Bildungsberichterstattung, zur Entwicklung der Bildungsforschung 
sowie zur Entstehung eines nationalen Bildungsraums. Auch dieses Quellenkorpus 
besteht fast ausschliesslich aus öffentlich zugänglichen Dokumenten. Anders als für 
die Analyse der kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositive wurde hier, vor allem 
aufgrund der besseren Verfügbarkeit von Sekundärliteratur, nicht systematisch und 
in mehreren Schritten auf eine vollständige Erfassung aller relevanten Dokumente 
hingearbeitet. Die Analyse des nationalen Bildungsmonitorings bezieht sich im Kern 
auf die Zeit zwischen 2001 und 2019. Die Aufnahme von Bildungsmonitoring ins 
Tätigkeitsprogramm der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdi- 
rektoren (EDK), der formale Projektauftrag sowie die erste Vorstudie markieren 
den Anfang dieses Zeitraums (vgl. Abschn. 5.4). Die Publikation der ersten Ergeb- 
nisse der ÜGK markiert das Ende des Untersuchungsfensters auf nationaler Ebene 
(vgl. Abschn. 5.5). 

Die Auswertung der beiden Quellenkorpora erfolgte zunächst im Hinblick die 
Beschreibung der Bildungsmonitoring-Dispositive. Im Fall des Bildungsmonito- 
rings auf nationaler Ebene wurden zusätzlich dessen Ursprünge in den 1960er- 
Jahren sowie die zentralen Entwicklungen in den 1990er-Jahren nachgezeichnet. Mit 
der Auswertung der Quellen zu den kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositiven 
wurde, neben der Beschreibung, eine bewusste Verknüpfung von theoretischem Vor- 
wissen mit empirischen Erkenntnissen und Einsichten angestrebt. Kelle und Kluge 
(2010) formulieren ein solches Vorgehen als iterativen, qualitativen Forschungs- 
prozess: Das theoretische Vorwissen kann zu Beginn einer Untersuchung durchaus 
alltagsnah und empirisch wenig gesättigt sein. Im Verlauf des Forschungsprozes- 
ses steht für die einzelnen Analyseschritte ein immer umfangreicheres, empirisch 
gehaltvolleres und schliesslich auch theoretisch besser verwertbares Wissen zur 
Verfügung. 

Die wesentlichen vier Iterationen im Auswertungsprozess waren die folgen- 
den: (1) Mit den zentralen theoretischen Begrifflichkeiten, der Wahrnehmung bil- 
dungspolitischer Prozesse sowie der praktischen Erfahrung in der Erstellung eines 
Bildungsberichtes für vier Kantone der Nordwestschweiz (Criblez, Imlig & Mon- 
tanaro, 2012) als Vorwissen wurden in allen 26 Kantonen Produkte identifiziert, 
die als Bildungsberichte bezeichnet werden konnten. Im Modus der qualitativ- 
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theoriebildenden Faktoren- und Dimensionalanalyse wurden dabei die Zweck- 
zuschreibungen sowie die Vielfalt der vorzufindenden Elemente, Formen und 
Instrumente, mit denen Daten und Informationen zuhanden bildungspolitischer 
Akteure generiert und verarbeitet werden, als weiter theoretisierbare Elemente 
identifiziert. (2) Mit diesem in diesem Sinne ergänzten Vorwissen wurden die 
Bildungsmonitoring-Dispositive in den fünf Kantonen Aargau, Luzern, Neuenburg, 
St. Gallen und Tessin genauer analysiert. Ein Augenmerk lag unter anderem dar- 
auf, welche weiteren Produkte einem Bildungsmonitoring-Dispositiv zugeordnet 
werden können und welche Akteure involviert sind. (3) Auf der Basis dieses rela- 
tiv breiten und empirisch abgestützten, heuristischen Orientierungsrahmens folgte 
dann die Analyse aller 26 Kantone. Im Zuge der Analysen wandelte sich die Heu- 
ristik von einem analytischen Hilfsmittel zunehmend zu einer epistemologischen 
Struktur, in der theoretisches und empirisches Wissen kombiniert werden können, 
und die schliesslich herangezogen wird, um die Darstellung der Ergebnisse auf 
kantonaler Ebene zu strukturieren (vgl. Kap. 6) sowie um diese Ergebnisse in Form 
von Dimensionen zu theoretisieren (vgl. Kap. 7). (4) Für die abschliessende Darstel- 
lung von Bildungsmonitoring als Institutional work (vgl. Kap. 8) wurden sowohl die 
empirischen Ergebnisse als auch die theoretischen Erkenntnisse in Form der Dimen- 
sionen von Bildungsmonitoring nochmals neu gruppiert. Zentrale Ordnungs- und 
Typisierungskategorien waren dabei die in Bildungsmonitoring relevanten Institu- 
tionen, die Produkte von Bildungsmonitoring als Narrative und Artefakte sowie die 
Akteure und ihre Agency. 
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Bildungsmonitoring auf nationaler Ebene 5 


Im Mai 2019 wurden die ersten Ergebnisse der Überprüfung der Grundkompeten- 
zen (ÜGK) vorstellt. Damit wurde eine rund 20-jährige Entwicklung hin zu einem 
Dispositiv des nationalen Bildungsmonitorings abgeschlossen. Dessen Ursprünge 
reichen zurück bis in die 1960er-Jahre und zu den im Kontext der Bildungsexpansion 
kultivierten Vorstellungen einer rationalen Planung auf wissenschaftlichen Grund- 
lagen. Ein für die Schweiz stets zentrales Motiv war neben der Planung die Har- 
monisierung der unter kantonaler Hoheit stehenden obligatorischen Schule. Beide 
Elemente werden im folgenden Blick auf die Bildungspolitik und die Bildungsfor- 
schung der 1960er-Jahre herausgearbeitet. 

Nach dem Abflauen der Planungseuphorie und dem vorläufigen Scheitern der 
strukturellen Harmonisierung wurden in den 1990er-Jahren die interkantonalen 
Harmonisierungs- und Koordinationsbestrebungen als auch die Bemühungen um 
evidenzbasierte Entscheidungen wieder intensiviert. Dabei spielten auch die inter- 
nationalen Entwicklungen in Richtung von Evidence-based policy im Bildungs- 
bereich eine Rolle. Das Projekt eines nationalen Bildungsmonitorings entstand 
diesem Kontext. Diese Revitalisierung wird anhand von vier Projekten darge- 
stellt: die Entwicklung internationaler bildungsstatistischer Indikatoren, die Ein- 
richtung eines Koordinationsorgans für bildungsbezogene Forschung und Ent- 
wicklung, die ersten internationalen Schulleistungsstudien sowie das erste allge- 
mein auf Bildung bezogene, nationale Forschungsprogramm. Mit den Indicators of 
education systems (INES) und der Third international mathematics and science 
study (TIMSS) sind zwei dieser Projekte auf internationaler Ebene angesiedelt 
und werden insbesondere auf die Beteiligung der Schweiz hin betrachtet. Als 
Gremium im Schnittfeld zwischen bildungsföderalistischer Koordination und Bil- 
dungsforschung prägte die Schweizerische Koordinationskonferenz Bildungsfor- 
schung (CORECHED) die Ausgangslage des nationalen Bildungsmonitorings sehr 
wesentlich mit, nicht zuletzt indem sie mit Blick auf internationale Entwicklungen 
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Bildungsforschung soziologischer, staatsrechtlicher und ökonomischer Prägung 
initiierte. Das Nationale Forschungsprogramm Wirksamkeit unserer Bildungssys- 
teme (NFP 33) schliesslich war als Impuls für die nationale Bildungsforschung in 
Richtung dieser internationalen Entwicklungen konzipiert. 

Sowohl zeitlich als auch programmatisch ist das Programme for international 
student assessment (PISA) als einer der zentralen Impulse zum Aufbau des nationa- 
len Bildungsmonitorings zu sehen. Dementsprechend werden das darin angelegte 
Programm sowie die internationale und nationale Ergebnislage detailliert nachge- 
zeichnet. 

Der Aufbau eines nationalen Bildungsmonitorings wurde 2001 als gemeinsames 
Projekt von Bund und Kantonen initiiert. Dabei spielen sowohl die angestrebte Neu- 
konzeption der interkantonalen Zusammenarbeit als auch der durch die ersten PISA- 
Ergebnisse ausgelöste, bildungspolitische Handlungsdruck eine wichtige Rolle. Die 
dargestellte Entwicklung geht über die Konzeptphase, in der unter anderem um das 
Verständnis von Bildungsmonitoring gerungen wird, und die Pilotberichte hin zu 
den bislang drei publizierten, periodischen Bildungsberichten. 

Als Abschluss der hier vorliegenden Untersuchung wird die ÜGK als finales 
Element eines international inspirierten und umfassend angelegten Systemmoni- 
torings eingeordnet. Dabei wird unter anderem gefragt, inwiefern der 2019 beste- 
hende Informationsbedarf von Praxis, Verwaltung und Bildungspolitik durch mit 
Leitungsdaten generierbare Erkenntnisse abgedeckt werden kann. 


5.1 Bildungspolitik und -forschung der 1960er-Jahre 


In den sogenannten langen 1960er-Jahren! erfuhren vor dem Hintergrund der Bil- 
dungsexpansion sowohl die Bemühungen zur Koordination der zumeist in Kanto- 
naler Kompetenz liegenden Bildungssysteme als auch die Bildungsforschung eine 
Phase beschleunigter Entwicklung. Politische Meilensteine dieser Zeit sind etwa 
das Schulkonkordat von 1970, die Abstimmungen zu Forschungs- und Bildungsar- 
tikel in der Bundesverfassung von 1973 oder das erste bildungsbezogene nationale 


! Der Begriff der „langen 60er-Jahre“ bezieht sich auf eine historische Phase der deutschen 
Geschichte, die 1950er-Jahre einsetzte und dann bis weit in die 1970er Jahre hineinreichte. 
Geprägt wurde der Begriff unter anderem von Doering-Manteuffel (2000). Diese Phase war 
insbesondere im wiederaufgebauten Westdeutschland aber auch in anderen westeuropäischen 
Ländern geprägt durch eine intensive, gesellschaftspolitische Dynamik, den volkswirtschaft- 
lichen Wandel hin zur postindustriellen Dienstleistungsgesellschaft, durch steigenden Wohl- 
stand und eine Planungseuphorie in zahlreichen Politikfeldern geprägt (Schildt, 2007). 
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Forschungsprogramm ab 1975 (Cusin, Grossenbacher & Vögeli-Mantovani, 2001; 
Criblez, 2008c; Herren, 2008). 

„Schulkoordination sollte Ende der 1960er- und anfangs der 1970er-Jahre durch 
eine verbesserte Koordination zwischen den Kantonen und durch unterstützendes 
Wirken des Bundes erzielt werden“ (Criblez, 2008c, S. 251-252). Unter politi- 
schem Druck und der Forderung nach Harmonisierung wurden im Schulkonkordat 
strukturelle Eckwerte sowie eine verstärkte Harmonisierung in zahlreichen Berei- 
chen verankert (Arnet, 2000). Parallel dazu legte der Bundesrat eine Revision des 
Bildungsartikels in der Bildungsverfassung vor, zusammen mit einem Forschungs- 
artikel (Criblez, 2008c). 

Die so von Bund und Kantonen angelegte, strukturelle Schulkoordination sta- 
gnierte bereits kurz nach der Verabschiedung des Schulkonkordats. Kritische Ereig- 
nisse dabei waren die Nicht-Einführung des Herbstschulbeginns in den Kantonen 
Zürich und Bern 1972 sowie das Scheitern des nationalen Bildungsartikels 1973 am 
Ständemehr (Arnet, 2000; Manz, 2011). Als Reaktion darauf wurden Koordinations- 
bemühungen der Kantone bereits in den 1970er-Jahren nicht mehr als strukturelle 
Harmonisierung, sondern als „innere Schulkoordination im Sinne einer Förderung 
des Schulwesens — entsprechend Artikel 3 des Konkordats - “ (EDK, 1977/1995c, 
S.51) vorangetrieben (Badertscher, 1997). 

Parallel zu den quantitativen Anforderungen an Bildungssysteme entwickelte 
sich in den 1960er-Jahren in den westlichen Industriestaaten eine gesellschaftliche 
Debatte rund um die Funktion der Bildung und den Zugang dazu, in Deutschland 
etwa festzumachen an den Publikationen von Picht (1965) und Dahrendorf (1966) 
(vgl. Abschn. 3.4). Diese Diskussion wurde begleitet von der Vorstellung einer 
wissenschaftlichen Bearbeitung dieser Themen und geführt vor dem Hintergrund 
einer steigenden Reformnotwendigkeit. Insbesondere die ebenfalls wachsenden Bil- 
dungsverwaltungen sollten „im Zuge der Versozialwissenschaftlichung der Gesell- 
schaft auf rationaler Grundlage“ (Criblez, 2002, S.435) operieren und artikulierten 
eine steigende Nachfrage nach wissenschaftlichem Support (Criblez, 2007b). Die 
Bildungsforschung erfuhr vor diesem Hintergrund einen deutlichen Ausbau. Dieser 
erfolgte durch quantitative und qualitative Veränderungen der Erziehungswissen- 
schaft als akademische Disziplin. Unter anderem löste sich die Erziehungswissen- 
schaft zunehmend als eigenständige Disziplin aus der Philosophie heraus und initi- 
ierte zugleich eine funktionale Trennung zwischen Disziplin und Lehrerbildung 
(Criblez, 2015). Parallel dazu erwuchs der universitären Erziehungswissenschaft 
Konkurrenz vonseiten der ab 1965 innerhalb der Verwaltung entstehenden, kan- 
tonalen Bildungsplanungsstellen (Criblez, 2002). Diese verwaltungsinternen, poli- 
tikorientierten Arbeitsstellen erschienen als neuer und innovativer Organisations- 
typ und veränderten das Verhältnis zwischen universitärer und ausseruniversitärer 
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Bildungsforschung nachhaltig indem politik- und verwaltungsnahe, entscheidungs- 
orientierte Bildungsforschung bewusst vorangetrieben und gefördert wurde (Gret- 
ler, 2001). 

Im Rahmen der Bemühungen um eine nationale Hochschul- und Wissenschafts- 
politik wurde die Koordination der Forschungstätigkeiten der Hochschulen, wie 
sie etwa die sogenannte Kommission Labhardt 1964 vorschlug, intensiv vorange- 
trieben (Herren, 2008). Ende der 1960er-Jahre forderte der 1965 vom Bundesrat 
geschaffene Schweizerische Wissenschaftsrat (SWR) mehrmals und explizit den 
Auf- und Ausbau von Koordination und Förderung der noch sehr dezentral orga- 
nisierten Bildungsforschung (Gretler, 1997; Criblez, 2007b). Die Zusammenarbeit 
in der Bildungsforschung im Sinne einer anwendungs- und politikorientierten For- 
schung fand unter anderem Eingang in die Koordinationsbereiche des Schulkon- 
kordats (Arnet, 2000). Zu diesem Zweck wurde 1969 zunächst eine Koordinations- 
stelle in gemeinsamer Trägerschaft der Schweizerischen Konferenz der kantonalen 
Erziehungsdirektoren (EDK) und des Kantons Aargau eingerichtet, die ab 1974 
in die geplante aber nie realisierte Aargauer Hochschule für Bildungswissenschaf- 
ten integriert werden sollte. 1974 wurde die Koordinationsstelle als Schweizeri- 
sche Koordinationsstelle für Bildungsforschung (SKBF) neu konzipiert und letztere 
als gemeinsame Institution von Bund und Kantonen gegründet. Ihre Kernaufgaben 
lagen in der Registrierung und Dokumentation von Projekten der Bildungswissen- 
schaften, der Netzwerkbildung sowie der Identifikation bildungspolitisch relevanter 
Themen (Gretler, 1997; Grossenbacher, 2016). 

Die Forschungsförderung auf nationaler Ebene erfuhr durch den 1973 in einer 
Volksabstimmung angenommenen Forschungsartikel in der Bundesverfassung einen 
Wandel: Der 1952 gegründete Schweizerische Nationalfonds (SNF) förderte davor 
primär Grundlagenforschung. Daneben konnte die Förderung der praxisorientierten 
Forschung, für die die 1944 gegründete Kommission zur Förderung der wissen- 
schaftlichen Forschung (KWF) zuständig war, nicht mit dem stark zunehmenden 
Bedarf und dem Interesse an gesellschaftlich und politisch relevanter Forschung 
mithalten. Mit dem Forschungsartikel wurde das Instrument der Nationalfonds- 
programme geschaffen, das es dem SNF ermöglichte, gezielt auf bestimmte For- 
schungsziele hin ausgerichtete Forschung zu fördern (Herren, 2008). Ebenfalls 1973 
definierte der SWR die Bildungsforschung als einen von vier Forschungsbereichen, 
in denen durch besondere Fördermassnahmen Impulse zur intensiveren Weiterent- 
wicklung der sogenannten orientierten Forschung gegeben werden sollten (Fricker, 
2001). Legitimiert wurde diese forcierte Förderung der Bildungsforschung durch die 
besondere Bedeutung von Bildung „für die künftige Entwicklung eines hochindus- 
trialisierten Landes und für das Wohlergehen seiner Bevölkerung“ (SWR, 1973, zit. 
nach Grossenbacher, 2016, S. 444). Konkrete Produkte dieser nationalen Förderung 
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und Koordination der Bildungsforschung waren die Gründung der Schweizerischen 
Gesellschaft für Bildungsforschung (SGBF) 1975 und das erste bildungsbezogene 
Nationalfondsprogramm zur Berufsbildung (NFP 10) (Criblez, 2007b). 

Nicht zuletzt vor dem Hintergrund internationaler und disziplinärer Entwick- 
lungen, dem Eintreten der Wirtschaftskrise sowie einer Ernüchterung bezogen auf 
die Möglichkeiten wissenschaftlicher Planung und Politikberatung folgte auf die 
Etablierung und Intensivierung sozialwissenschaftlicher Bildungsforschung, insbe- 
sondere auch mit ausseruniversitärer, verwaltungsnaher Prägung, eine Latenz- oder 
Konsolidierungsphase bis Ende der 1980er-Jahre (Criblez, 20075; Bottani, 1990; 
Grossenbacher, 2016; Zedler, 2013). Was Fricker (2001) für die Aargauer Hoch- 
schule festhält, galt sicher auch für die in den 1960er-Jahren angestossene Dyna- 
misierung von Koordination, Planung und Forschung im Bildungsbereich: „Konnte 
man in den sechziger Jahren noch füglich von einer gewissen Bildungseuphorie spre- 
chen, setzte das veränderte wirtschaftliche Umfeld im nächsten Jahrzehnt visionären 
Gedanken enge Grenzen“ (S. 119). Die innovative Vorstellung einer Durchdringung 
administrativer und bildungspolitischer Prozesse mit Information und Wissenschaft 
scheiterte nicht zuletzt am komplexen Gefüge der Gegenstände und den bestehen- 
den, von politischen und professionsbezogenen Durchsetzungskräften durchzoge- 
nen Konstellationen, gegenüber denen gerade die verwaltungsnahen Arbeitsstellen 
keine Autonomie reklamieren konnten (Rothen, 2016). 

Sowohl die Erziehungswissenschaft als auch die Bildungspolitik veränderten 
sich im Kontext der Bildungsexpansion bzw. während der sogenannten langen 
1960er-Jahre. Die Erziehungswissenschaft in der Schweiz wurde quantitativ und 
qualitativ gewandelt und erfuhr — zumindest teilweise — als Bildungsforschung 
erhöhte politische Aufmerksamkeit und Förderung. Die Bildung wurde als zen- 
trales Element einer an Rationalitäts- und Wissenschaftsmassstäben ausgerichteten 
Politikgestaltung, auch im Sinne eines Wettbewerbsfaktors, identifiziert. Die Pla- 
nung einer koordinierten Expansion stand als gemeinsames Motiv von Bund und 
Kantonen im Vordergrund. Die international verbreitete Vorstellung von Wachstum 
und Prosperität durch rationale, zielorientierte Planung im Bildungsbereich beein- 
flusste die beschriebenen Entwicklungen in der Schweiz (vgl. Abschn. 3.4). Dass die 
Dynamik sich in den 1970er-Jahren nicht im gleichen Masse fortsetzte und auf die 
sogenannte Planungseuphorie Ernüchterung folgte, wird unter anderem auf die welt- 
weite Wirtschaftskrise, die auf verschiedenen Ebenen nicht erfüllten Hoffnungen 
in Bildungsforschung, -planung und -koordination sowie auf einzelne Schlüssel- 
entscheidungen wie etwa den 1973 abgelehnten Bildungsartikel in der Bundesver- 
fassung oder die Schwierigkeiten rund um die Harmonisierung des Schuljahresbe- 
ginns zurückgeführt. Die anschliessende Phase ist nicht als eine Phase der Inaktivität 
zu charakterisieren. Vielmehr verlagerten sich die Schwerpunkte in verschiedener 
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Hinsicht weg von der Systemebene hin zu Bildungs- und Harmonisierungsprozessen 
auf anderen Ebenen. Die im Hinblick auf das nationale Bildungsmonitoring rele- 
vanten Denkanstösse und insbesondere die damit verbundenen Vorstellungen der 
durch Forschung und Planung unterstützten, bildungspolitischen Gestaltung auf der 
Systemebene wurden nicht grundsätzlich zurückgewiesen oder revidiert, sondern 
blieben in diesem Sinne latent. 


5.2 Revitalisierung in den 1990er-Jahren 


Beginnend in den späten 1980er-Jahren erfolgte eine erneute Intensivierung sowohl 
der interkantonalen Harmonisierungs- und Koordinationsbestrebungen als auch der 
Bemühungen um evidenzbasierte Entscheidungen im bildungspolitischen Bereich. 
Diese Intensivierung entstand einerseits im Kontext einer stärkeren internationalen 
Perspektive auf die durch Bildungsforschung begleitete Steuerung von Bildungssys- 
temen wie sie beispielsweise im ersten OECD-Examen zur Schweizer Bildungspo- 
litik eingenommen wurde (Silvestre, 1990). Gretler (1991b, S. 5) etwa stellte „nach 
jahrzehntelanger mehr oder weniger ausgeprägter Igelstellung [...] in der schwei- 
zerischen Bildungspolitik eine Reihe hoffnungsvoller Zeichen der Öffnung‘ fest 
und bezog sich dabei auf die Beteiligung der Schweiz an internationaler Bildungs- 
forschung ebenso wie auf die internationale und interkantonale Bildungspolitik. 
Andererseits entstanden, unter anderem markiert durch die Lösung des Konflikts 
beim Schuljahresbeginn 1985, im Bereich der Koordination und Harmonisierung 
neue Möglichkeiten, verstärkte Aktivität und damit ein „Ausbruch aus der inneren 
Reform“ (Badertscher, 1997, S. 217). 

Ausgehend von einer 1990 initiierten systematischen Überprüfung des Schul- 
konkordates, war diese revitalisierte Koordination im Bildungsraum Schweiz sehr 
viel deutlicher auf die Sekundarstufe II und die Tertiärstufe fokussiert als dies noch 
in den 1960er-Jahren der Fall gewesen war (Criblez, 2008c; EDK, 1991/1995a; 
Hega, 2000). Für die Sekundarstufe II wurde die 1993 verabschiedete Vereinbarung 
über die Anerkennung von Ausbildungsabschlüssen zum Grundstein für die wei- 
tere Harmonisierung (EDK & GDK, 2015). Auf der Tertiärstufe wurde im gleichen 
Jahr der Aufbau der Fachhochschulen sowie die Tertiarisierung der Ausbildung 
von Lehrpersonen für die Volksschule mittels entsprechender Thesen oder Emp- 
fehlungen initiiert (Badertscher, 1997; EDK, 1993; EDK, 1993/1995d). Für die 
Bildungsstufen der Volksschule wurden 1991 zudem gemeinsame Lehrplangrund- 
lagen sowie die Struktur der Sekundarstufe I als Harmonisierungsprojekte bekräftigt 
(EDK, 1991/1995a). Insbesondere die Bestrebungen im Bereich der gesamtschwei- 
zerischen Anerkennung von Ausbildungsabschlüssen sind in einem internationalen 
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Kontext zu sehen: Durch die politische Positionierung der Schweiz gegenüber dem 
zusammenwachsenden Europa und konkret im Vorfeld der Volksabstimmung, in 
der sich die Schweiz 1992 gegen den Beitritt zum Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR) entschied, wurden Strukturprobleme offenbar. Insbesondere die Strukturen 
der Sekundarstufe II sowie der Tertiärstufe erfüllten kaum die Voraussetzungen für 
eine internationale Anerkennung (Arnet, 1990; Criblez, 2007a). Nach dem EWR- 
Nein mussten zudem für die europäische Bildungszusammenarbeit und die interna- 
tionale Diplomanerkennung alternative Lösungen gefunden werden (EDK & GDK, 
2015). 

Die revitalisierte Koordination stand im Kontext einer angespannten Finanzlage 
des Bundes und vieler Kantone. Diese wirtschaftlichen Schwierigkeiten und die nur 
zurückhaltend erfolgte, strukturelle Harmonisierung des Bildungswesens rückten in 
den Fokus politischer Diskussionen. 


„Auch wenn weiterhin in politischen Absichtserklärungen der Bildung Priorität einge- 
räumt, Bildung als Investition in die Zukunft bezeichnet und als entscheidender Faktor 
für die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit erachtet wird, so erfolgen doch auf der 
anderen Seite im politischen Alltag Sparmassnahmen, Leistungsabbau und finanzielle 
Beschränkungen. [...] Hier sieht sich also das Bildungswesen zusätzlich zu der For- 
derung nach Veränderung oder Verbesserung des Outputs — also der Effektivität — mit 
der Tatsache stagnierender oder gar sinkender öffentlicher Ressourcen konfrontiert. 
Das Thema der Effizienz rückt in der bildungspolitischen Agenda der 90er Jahre weit 
nach vorne.“ (Gilomen, 2000, S. 243) 


Mit der bildungspolitischen Sensibilität für den Einsatz der knappen Mittel verbun- 
den war die Forderung nach entsprechenden wissenschaftlichen Entscheidungs und 
Gestaltungsgrundlagen. Im Fokus stand dabei insbesondere der mögliche Beitrag 
bildungsökonomischer Ansätze. 

In ihrem Tätigkeitsbericht für die Jahre 1989 und 1990 konstatierte die SKBFeine 
stark zunehmende Beteiligung der Schweiz an internationalen Projekten der Bil- 
dungsforschung und -evaluation. Die Beteiligung war aber selten eine nationale oder 
gesamtschweizerische, sondern die Schweiz wurde repräsentiert durch die jeweils 
interessierten Kantone und Forschungsorganisationen. Klare, gesamtschweizeri- 
sche Entscheidungs- und Finanzierungsstrukturen fehlten und die Beteiligungen 
mussten projektbezogen und innerhalb der interessierten Organisationen organi- 
siert und finanziert werden (SKBF, 1991). Spätestens ab 1990 war in vielen Kanto- 
nen sowie innerhalb der EDK eine erhöhte Aufmerksamkeit für die internationalen 
Trends der Bildungsforschung festzustellen. Diese Aufmerksamkeit entstand vor 
dem Hintergrund der Revitalisierung der internationalen Bildungsforschung einer- 
seits sowie der erwähnten, zunehmenden Ausrichtung von Politik und Verwaltung 
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an Rationalitätsmassstäben im Kontext der angespannten Finanzlage andererseits. 
Die bildungsökonomischen Ansätze in Neo-Liberalismus und New public manage- 
ment (NPM) passten gut in diesen Kontext (Gretler, 2000; Hangartner & Svaton, 
2013). 


„International gesehen richtete sich das Augenmerk von Politik und Forschung zuneh- 
mend auf Qualität, Wirkungen und Ergebnisse von Bildungsprozessen. Der Qualitäts- 
diskurs und der allgemeine Trend zur Rechenschaftslegung steigerten den Bedarf an 
wissenschaftlich fundierten Evaluationen von Programmen, Institutionen und Syste- 
men.“ (Grossenbacher, 2016, S.443) 


Der Aufbau entsprechender Projektstrukturen und Monitoring-Dispositive war teil- 
weise durch ähnliche Zielsetzungen, Grundvorstellung und auch durch ein ähnliches 
Instrumentarium gekennzeichnet, wie die beschriebenen Entwicklungen in der Bil- 
dungspolitik und -forschung der 1960er-Jahre (Weiss, 2001). 

Ein Beispiel solcher politiknaher und entscheidungsorientierter Forschung war 
die Untersuchung des abteilungsübergreifenden Versuchs auf der Oberstufe im Kan- 
ton Zürich mittels Daten von Schulleistungsstudien und entlang von Qualitätsbegrif- 
fen (U. Moser, 1997; U. Moser & Rhyn, 1999). Diese Untersuchung stellte einen der 
ersten Versuche dar, mit Leistungserhebungen bildungspolitische Problemstellun- 
gen auf der Systemebene zu bearbeiten und Gestaltungsentscheidungen — im kon- 
kreten Fall zur Struktur der Sekundarstufe I- zu begründen.” Damit repräsentiert sie 
exemplarisch den höheren Bedarf der kantonalen Bildungsverwaltungen nach soge- 
nanntem Steuerungswissen. Diesem hohen Bedarf nach Steuerungswissen konnte 
zunächst nicht entsprochen werden. Dementsprechend wurde im OECD-Examen 
zur Schweizer Bildungspolitik das „zur Verfügung stehende Instrumentarium auf 
dem Gebiet der Reflexion, der Analyse, der Prospektive und der Prognose als unge- 
nügend erachtet“ (Gretler, 1991a, S. 132). Die Bildungsforschung rückte im Zuge 
dieser Entwicklungen stärker in den bildungspolitischen Fokus von Bund und Kan- 
tonen. Konkret wurden an den Universitäten Bern, Zürich und Basel dezidierte 
Forschungsabteilungen geschaffen, die Zahl privater Forschungsorganisationen im 
Bildungsbereich stieg markant an und die verwaltungsinternen Forschungsstellen 


2 Die Frage der Struktur der Sekundarstufe I und ihrer gesamtschweizerischen Harmonisie- 
rung stand sowohl inhaltlich als auch bezogen auf die Steuerbarkeit des föderalen Systems 
im Fokus der bildungspolitischen Aufmerksamkeit. Trotz einer breiten Diskussion, verschie- 
denen Expertisen und Studien (unter anderem Aurin, 1996; J. Brunner et al., 1995; U. Moser, 
1997) und entsprechender politischer Priorisierung mussten Ende der 1990er-Jahre eine unver- 
ändert heterogene Landschaft der Strukturen der Sekundarstufe I konstatiert und die Versuche 
der angestrebten „Reduktion der Strukturmodelle für die Sekundarstufe I“ (J. Brunner et al., 
1995, $.7) abgebrochen werden (EDK, 1999a; Stadelmann, 2004). 
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wurden teilweise umstrukturiert und neu positioniert (Gretler, 2001). Die kantons- 
übergreifende, gesamtschweizerische Koordination im Bereich der Bildungsfor- 
schung erfuhr ebenfalls eine Intensivierung, und zwar sowohl innerhalb bestehender, 
akademischer Organe wie der SGBF oder der SGAB als auch durch die Gründung 
der beiden Koordinationskonferenzen Schweizerische Koordinationskonferenz Bil- 
dungsforschung (CORECHED) und Schweizerische Konferenz der Arbeitsstellen 
für Schulentwicklung und Bildungsforschung (CODICRE) (Gretler, 2000, 2001). 

Die Entwicklungen der Revitalisierung von harmonisierter Bildungsgestaltung 
und politikbezogener Bildungsforschung der 1990er-Jahre wird im Folgenden 
anhand von vier Entwicklungen dargestellt: (1) Ein wesentlicher Ausdruck der inter- 
nationalen Perspektive waren die sogenannten Bildungsindikatoren mit denen auf 
internationaler Ebene eine vergleichbare Darstellung einzelner Elemente von Bil- 
dungssystemen auf statistischer Grundlage angestrebt wurde. Die Beteiligung der 
Schweiz am Projekt INES dokumentiert zudem die Forderung nach politisch nutz- 
baren Informationen zum Bildungssystem. (2) Anschliessend wird die Geschichte 
der CORECHED als eines der beiden Gremien der gesamtschweizerischen Aus- 
einandersetzung mit Bildungsforschung präsentiert. (3) Als eine der ersten inter- 
nationalen Schulleistungsstudien mit Beteiligung der Schweiz und zugleich als ein 
wichtiger Ursprung der Gründung der CORECHED steht dann TIMSS im Fokus. 
(4) Die politische Setzung von Themen und Forschungsbereichen auf nationaler 
Ebene erfolgte ab den 1970er-Jahren über die sogenannten nationalen Forschungs- 
programme. Nicht zufällig wurde mit dem NFP 33 in den 1990er-Jahren das erste 
Programm im Bereich der Bildungsforschung lanciert. 

Die Ausführungen zur Revitalisierung münden in einem vorläufigen Fazit. Vor- 
läufig ist es insbesondere deshalb, weil ab Ende der 1990er-Jahre die Entwicklung 
eines nationalen Bildungsmonitorings auf der Grundlage der Revitalisierung der 
1990er-Jahre erst initiiert wurde. 


5.2.1 Internationale Bildungsindikatoren 


Die Organisation for economic co-operation and development (OECD) initiierte 
1988 das Projekt Indicators of education systems (INES). Damit sollte unter ande- 
rem der Forderung einiger der damals 24 Mitgliedstaaten nach einer Basis für inter- 
nationale Vergleiche der Qualität ihrer Bildungssysteme entsprochen werden. Diese 
Vergleichsbasis wurde etwa von den USA zur Legitimierung angestrebter Bildungs- 
reformen eingefordert (Langer, 2008b; Martens & Wolf, 2009). Das Vergleichsmo- 
tiv war allerdings nur ein Element in der Zweckdefinition des Indikatorenprojekts. 
Neben dem Vergleich sollte INES die Indikatorenentwicklung an sich sowie die 
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mittelfristige Veränderung von Steuerungsmechanismen über internationale Indi- 
katorensysteme anstossen (Bottani, 1990). 

Aufbauend auf Entwicklungen in den 1960er-Jahren (vgl. Abschn. 3.1) und 
angeregt durch grosse Mitgliedstaaten wie die USA und Frankreich wurden in 
den 1980er-Jahren die Entwicklungen in diesem Bereich in Richtung international 
vergleichbarer Indikatoren vorangetrieben (Martens & Wolf, 2006). Diese sollten 
zunächst fünf und dann später vier Themenbereiche abdecken (Bottani, Tuijnman 
& Duch£ne, 1993; Bottani, 1990): (1) Schülerleistungen und erreichte Qualifikatio- 
nen, (2) Bildungsverläufe und Arbeitsmarkteintritte der Schülerinnen und Schüler, 
(3) Rahmenbedingungen von Schulen und Charakteristika der Bildungssysteme 
sowie (4) gesellschaftliche Haltungen und Erwartungen. Die konkreten Indikato- 
ren wurden ab 1989 durch vier international zusammengesetzte Expertennetzwerke 
entwickelt (Bottani, 1990). Im September 1991 wurde das Indikatorenmodell, das 
der ersten Publikation der Bildungsindikatoren zugrunde lag, anlässlich der dritten 
INES-Konferenz in Lugano verabschiedet (Bottani et al., 1995). Dieser erste Bericht 
trug den Titel Education at a glance und wurde 1992 publiziert (Bottani, Duch&ne 
& Tuijnman, 1992). Er enthielt die Auswertungen zu den rund 50 Bildungsindi- 
katoren, „begleitet von ausführlichen Analysen der begrifflichen und technischen 
Probleme, mit denen die Entwicklung der Indikatoren und die Möglichkeiten ihres 
Gebrauchs und Missbrauchs in der Bildungspolitik und der Bildungsplanung kon- 
frontiert waren“ (Papadopoulos, 1994/1996, S. 222). Auf die erste Publikation folg- 
ten 1993 und ab 1995 im Jahresrhythmus weitere Ausgaben von Education at a 
glance (Bottani et al., 1993, 1995). 

Das INES-Indikatorenmodell, die Daten und die Berichtspublikationen wurden 
bereits in den 1990er-Jahren intensiv evaluiert und weiterentwickelt. Die Weiterent- 
wicklung fokussierte die vergleichende Beschreibung der Strukturen der nationalen 
Bildungssysteme sowie die Erweiterung der Datenbasis im Bereich der Schüler- 
leistungen als Indikatoren für den Output der Bildungssysteme. Unter anderem 
legitimiert durch den Erfolg von INES übernahm die OECD die Weiterentwick- 
lung der International system of educational classification (ISCED) von der United 
nations educational, scientific and cultural organization (UNESCO) (Martens & 
Wolf, 2009). Für die Education at a glance-Publikation von 2000 war das Indikato- 
renmodell entlang der neu entwickelten Klassifikation der Bildungsgänge (ISCED 
97) strukturiert (OECD, 2000). Als Output-Indikatoren wurden in INES bis 2001 
die Ergebnisse ausgewählter Leistungserhebungen wie etwa TIMSS verwendet. Da 
diese Erhebungen nicht von der OECD verantwortete wurden, sondern von Organi- 
sationen wie der International association for the evaluation ofeducational achieve- 
ment (IEA), konnten sie nicht oder nur punktuell auf die Erfordernisse ihrer Verwen- 
dung in INES adaptiert werden. Im Bestreben, die jeweils besten verfügbaren Daten 
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zu referenzieren, wurden deshalb das Indikatorenmodell bzw. die entsprechenden 
Indikatoren immer wieder der Datenlage angepasst und neu definiert (OECD, 2001). 
Gerade für die bildungspolitisch interessierenden Outputdaten konnte damit keine 
Stabilität im Indikatorenmodell erreicht werden. Diese Praxis wurde sowohl von 
den Mitgliedstaaten als auch OECD-intern immer wieder kritisch beurteilt (Bot- 
tani, 1996). Mit der Lancierung von PISA 1997 und den ersten Ergebnissen 2001 
wurde diese Datenlücke geschlossen und das Ziel einer in möglichst allen Bereichen 
stabilen und durch die OECD verwalteten Datenbasis realisiert (Schleicher et al., 
2002). 

In der ersten Publikation von Education at a glance wurden nicht nur die Indi- 
katoren präsentiert, sondern auch die drei Prinzipien, die bei der Entwicklung der 
Indikatoren leitend waren (Bottani et al., 1992): (1) Mit INES wurden bildungs- 
statistische Informationen auf internationaler Ebene als relevant für die politische 
und insbesondere auch die öffentliche Bearbeitung von Bildung und Schule pro- 
klamiert. An ein breites Publikum gerichtet sollten die Indikatoren in öffentliche 
Debatten auch ausserhalb der Bildungsverwaltung einfliessen. (2) Durch die Kon- 
zentration auf wenige, programmatisch und pragmatisch ausgewählte Indikatoren 
sollte relevantes Steuerungswissen generiert werden. (3) Über die internationale 
Vergleichbarkeit sollte eine Art Bildungswettbewerb erst ermöglicht werden. 

Die Schweiz war an INES in vielerlei Hinsicht aktiv beteiligt. Mit dem Erzie- 
hungswissenschaftler Norberto Bottani? lag die Projektleitung bis 1997 in Schwei- 
zer Händen. In der sogenannten Advisory group war die Schweiz mit Walo Hut- 
macher vom Service de la recherche en education (SRED) in Genf vertreten. Die 
Position des nationalen Projektkoordinators hatte Heinz Gilomen vom Bundesamt 
für Statistik (BFS) inne. In den verschiedenen Netzwerken und Expertengruppen 
wirkten an den ersten beiden Publikationen acht weitere Personen als Vertreterinnen 
und Vertreter der Schweiz mit, darunter Sigfried Hanhart und Maria Schubauer- 
Leoni von der Universität Genf, Paul Amacher und Anna Borkowsky vom BFS, 
Jacques Prod’hom von der Schweizerischen Dokumentationsstelle für Schul- und 
Bildungsfragen (CESDOC), Uri Peter Trier von der Zürcher Bildungsplanung und 
Eugen Stocker von der Unite de recherche pour le pilotage des systemes pedagogi- 
ques (URSP) in Lausanne (Bottani et al., 1992, 1993). 


3 Der Tessiner Norberto Bottani war nach seinem Studium an der Universität Freiburg zunächst 
als Lehrerbildner im Kanton Tessin und dann im Staatssekretariat für Bildung und Forschung 
(SBF) tätig wo er sich ab 1969 schwerpunktmässig mit der politischen Gestaltung der Bil- 
dungsforschung auseinandersetzte. 1976 wechselte er zur OECD und übernahm 1988 die 
Projektleitung von INES. 1997 wurde Bottani Direktor des Service de la recherche en educa- 
tion (SRED) in Genf und damit Nachfolger von Walo Hutmacher. Er wurde 2007 pensioniert 
(Beer, 2007). 
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Das BFS erstellte 1992 erstmals eine statistische Zusammenstellung zum Schwei- 
zer Bildungssystem, die sich explizit an den internationalen Entwicklungen in Rich- 
tung der Bildungsindikatoren orientierte. Anlass dieser Publikation mit dem Titel 
Bildungsmosaik Schweiz war die Rolle der Schweiz bzw. des BFS als Gastgeberin 
der INES-Konferenz von 1991. Inhaltlich wurde versucht, den bildungsstatistischen 
Datenbestand möglichst über alle Bildungsstufen hinweg nutzbar zu machen. Zwar 
konnte das eigentliche Indikatorenmodell der OECD nicht umgesetzt werden, die 
Beiträge im Bildungsmosaik sollten trotzdem die Verhältnisse in der Schweiz einer 
internationalen Leserschaft bekannt machen und zugleich das Potenzial der beste- 
henden statistischen Daten zum Schweizer Bildungssystem dokumentieren. Als 
Fokusthema wurde die Frage der Chancengleichheit bezogen auf Geschlecht und 
Nationalität vertieft untersucht und dargestellt (Costa et al., 1992). Der Pilotpu- 
blikation liess das BFS 1995, 1999 und 2007 weitere Übersichtspublikationen mit 
Bildungsindikatoren folgen (Ryser & von Erlach, 2007). 

Die Beteiligung der Schweiz an INES zeigt deutlich zwei Elemente der zuneh- 
mend internationalen Ausrichtung von Bildungsgestaltung und Bildungsforschung 
in den 1990er-Jahren: (1) Die internationale Ebene wurde nicht nur diskursiv und 
als Legitimationsfolie wichtig. Vielmehr sollte — im Stile der USA und Frankreichs 
— die internationale Perspektive auch in der Schweiz nationale und gesamtschweize- 
rische Entwicklungen katalysieren und vorantreiben. Dabei waren Vergleichbarkeit 
und der Vergleich als Kommunikationsform bedeutsam. Dass dies insbesondere 
auf der Ebene einer stark bildungsökonomisch geprägten Ausrichtung an systema- 
tisch aufbereiteten Daten und Informationen so gut funktionierte, war im Kontext 
knapper öffentlicher Finanzen kein Zufall. (2) Die Schweizer INES-Mitarbeit unter 
Führung des BFS und mit Beteiligung einer kleinen Gruppe von Expertinnen und 
Experten dokumentiert zudem den vorsichtigen Eklektizismus, der den Beteiligun- 
gen an internationaler Bildungsforschung innewohnte. 

In der Kombination dieser beiden Elemente illustriert die Beteiligung der 
Schweiz an INES gut, wie eine kleine Gruppe zentraler Akteure der nationalen und 
kantonalen Bildungsforschung und Bildungsstatistik die in INES angelegten Kern- 
prinzipien mitentwickelte und — unter anderem über das Bildungsmosaik - in die 
Art der Aufbereitung und Präsentation von datenbasierten Entscheidungsgrundla- 
gen für die Bildungspolitik oder — wie es im aktuellsten Bildungsmosaik sinngemäss 
formuliert war (Ryser & von Erlach, 2007) — in die Anstrengungen zur Deckung 
der Nachfrage nach Informationen zu Strukturen, Funktions- und Wirkungsweisen 
des Bildungssystems transferierte. 
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5.2.2 Schweizerische Koordinationskonferenz 
Bildungsforschung 


Bereits bei ihrer Gründung 1991 vereinte die Schweizerische Koordinationskonfe- 
renz Bildungsforschung (CORECHED) verschiedene an Bildungsforschung inter- 
essierte und beteiligte Akteure. Politische Vertreter von Bund und Kantonen hat- 
ten ebenso Einsitz wie Akteure der Bildungsforschung innerhalb und ausserhalb 
der Universitäten (Criblez, 2001b; Gretler, 2001; Weiss, 2001). Die bildungspoliti- 
schen Akteure reagierten mit der Gründung der CORECHED primär auf die fehlen- 
den Entscheidungsstrukturen, die Akteure der Bildungsforschung, vertreten durch 
die SGBF, primär auf die Stagnation der Forschung im Bildungsbereich. Letztere 
wurde auch auf die längerfristigen Folgen der Verfassungsabstimmungen von 1973 
zurückgeführt: „Das Bildungswesen also Sache der Kantone, die Forschung Sache 
des Bundes und Bildungsforschung zwischen Stuhl und Bank?“ (SKBF, 1993, S. 9). 

Mit der CORECHED sollte den Forderungen nach einer Intensivierung der For- 
schung in den Bereichen System- und Leistungsevaluation, Organisationsentwick- 
lung, Qualitätssicherung, Berichterstattung, Steuerung und Regulierung sowie Poli- 
tikevaluation entsprochen werden (Cusin et al., 2001). Sie sollte sich mit dem zuneh- 
menden Bedarf nach internationalen, gesamtschweizerischen und überregionalen 
Forschungsprojekten auseinandersetzen und zugleich eine nationale Bildungsfor- 
schungspolitik und die Koordination der Bildungsforschung interkantonal und zwi- 
schen Bund und Kantonen gewährleisten (SKBF, 1993). Inhaltlich definierte sie ihr 
Arbeitsprogramm 1994 mit der Formulierung der Leitlinien zur Entwicklung der 
Bildungsforschung. Dieses Programm wies drei Schwerpunkte auf (CORECHED- 
Mandat, 1993; EDK, 1995b): (1) Zur Bildungsforschung in der Schweiz sollte 
eine periodische Berichterstattung konzipiert und initiiert werden. (2) Der inhaltli- 
che Fokus der Bildungsforschung sollte auf der bildungsökonomischen Forschung 
liegen. (3) Nationale Bildungsforschungsprojekte sollten aufgegleist und die Teil- 
nahme an internationalen Projekten forciert werden. 

Die inhaltliche Bestimmung der künftigen, inhaltlichen Entwicklungsrichtun- 
gen der Bildungsforschung in der Schweiz war stark auf die im internationalen 
Kontext verbreiteten, soziologischen, staatsrechtlichen und ökonomischen Betrach- 
tungsweisen und auf den Ausbau von System- und Leistungsevaluation, Organi- 
sationsentwicklung, Qualitätssicherung, Steuerung, Regulierung, Monitoring und 
Reporting ausgerichtet. Die Zusammenarbeit im Rahmen internationaler Bildungs- 
forschung sollte es den Bildungsforschungsorganisationen erlauben, international 
anschlussfähig zu bleiben und andererseits bildungspolitisch relevante Erkennt- 
nisse generieren. Dies umfasste sowohl die politischen Organisationen Europarat, 
Europäische Union (EU), OECD und UNESCO als auch die wissenschaftlichen 
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Organisationen wie etwa die IEA oder später die European educational research 
association (EERA). In den Leitlinien explizit genannt wurden vor allem die indika- 
torenbasierte, vergleichende Bildungsstatistik sowie die Systemleistungsvergleiche 
(CORECHED, 1995). 

Die Schweizer Beteiligungen an internationalen Bildungsforschungsprojekten 
waren in den ersten Jahren der CORECHED die dominierenden Diskussionsthe- 
men (Landert 1997). Darunter sind etwa die anfangs der 1990er-Jahre initiierten 
IEA-Projekte zur Civic education und zur Language education zu nennen. Erste- 
res wurde mit der Veröffentlichung des nationalen Berichtes 1997 abgeschlossen. 
An letzterem wurde 1996 die Beteiligung der Schweiz zurückgezogen. Auch die 
Schweizer Beteiligung an TIMSS sowie an den ab 1999 auf nationaler Ebene durch- 
geführten Vertiefungsstudien waren bei der CORECHED angesiedelt. Ein wichtiges 
Projekt war der International adult literacy survey (LALS) der OECD, dessen erster 
Durchlauf 1996 mit der Veröffentlichung der Schweizer Ergebnisse abgeschlossen 
wurde. Andere in der CORECHED diskutierte OECD-Projekte beschäftigten sich 
mit den Übergängen ins Berufsleben, der Informationsgewinnung zur Organisa- 
tion und Steuerung der Sekundarstufe II, der Frühkindlichen Erziehung oder der 
Erwachsenenbildung (EDK, 1995b, 1996, 1997, 1998b, 1999a, 2000, 2001a). 

Die CORECHED war das Gremium, das sich innerhalb der EDK um die Vor- 
bereitungen der ersten Durchführung von PISA kümmerte. 1998 konnte sie im 
EDK-Jahresbericht folgendes vermelden: 


„Die Beteiligung der Schweiz an der Messung der Kenntnisse der 15-Jährigen wurde 
erfolgreich gesichert und die Projektleitung etabliert. Kompetenzmessungen werden 
von nun an regelmässig durchgeführt. Die Schweiz ist mit ihrer ausgereiften Curricu- 
lumentwicklung führend an der konzeptionellen Planung der Kompetenzmessungen 
beteiligt.“ (EDK, 1999a, S. 40) 


Die CORECHED hat, nicht zuletzt aufgrund ihrer Ausrichtung auf bildungsökono- 
mische Themen, die Teilnahme der Schweiz an den internationalen Schulleistungs- 
studien massgeblich angestossen (Denzler-Schircks, 2006a). Insgesamt wird ihr in 
den 1990er-Jahren eine sehr zentrale Rolle in der Beteiligung an und der Rezeption 
von internationalen Projekten der Bildungsforschung zugesprochen (Gretler, 2000). 
Allerdings wurden für PISA — und später auch für weitere Projekte mit organisa- 
torischem und thematischem Bezug zur CORECHED - spezifische, nationale und 
sprachregionale Organisationsstrukturen aufgebaut und die nationale Projektleitung 
im BFS angesiedelt (McCluskey, 2000; EDK, 2000; vgl. Abschn. 5.3). 

In Ergänzung des NFP 33 (vgl. Abschn. 5.2.4), das die CORECHED eben- 
falls verfolgte, initiierte sie zwei eigene Projekte mit bildungsökonomischem 
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Schwerpunkt: (1) In Zusammenarbeit mit dem BFS und der Universität St. Gal- 
len wurde 1996 ein Projekt zu Kostenrechnungsmodellen für Bildungsinstitutio- 
nen initiiert (EDK, 1997). Im 1998 veröffentlichten Expertenbericht wird deutlich, 
dass auf internationaler Ebene, bildungsökonomisch inspirierte Kosten- und Leis- 
tungsrechnungen oft mit der Einführung wettbewerbsorientierter Steuerungsme- 
chanismen einhergingen. In der Schweiz dagegen würde dagegen der Informations- 
charakter solcher Kostenmodelle betont, unabhängig von den bildungspolitischen 
Entscheidungs- und Steuerungsmechanismen. Das erarbeitete Modell basierte auf 
Kostenarten, Leistungsgruppen, Bildungsstufen und Organisationseinheiten als pri- 
märe Gliederungselemente. Es sollte in seiner abstrakten Grundform anwendbar 
sein von der Ebene der Gemeinde bis hin zum Bund sowie über alle Bildungsstu- 
fen hinweg (Schedler et al., 1998). Die Modellvorschläge wurden ab 1998 rege 
diskutiert und in verschiedenen Kantonen sowie gesamtschweizerisch für die Fach- 
hochschulen aufgenommen (EDK, 1999a). (2) Vor dem Hintergrund der Ende der 
1990er-Jahre intensivierten Untersuchungen zum Stand der Bildungsforschung in 
der Schweiz lancierte die CORECHED 2000 eine Untersuchung der finanziellen 
Ressourcen der Bildungsforschung und beauftragte die Universität Genf damit 
(EDK, 2001a). Im 2001 veröffentlichten Schlussbericht wurde festgestellt, dass 
über 70 Prozent der Gesamtausgaben für Bildungsforschung an öffentlichen For- 
schungsanstalten in der Schweiz — 1999 und 2000 je ca. 24 Millionen - an Instituten 
ausserhalb der Universitäten angefallen waren. Diese typischerweise bei den kan- 
tonalen Erziehungsdirektionen angegliederten Forschungszentren und Institute für 
Berufspädagogik bewältigten damit auch den Hauptanteil der Bildungsforschung in 
der Schweiz. Die Finanzierung sowohl dieser nicht akademischen als auch der For- 
schungsabteilungen innerhalb der Hochschulen war praktisch ausschliesslich durch 
die öffentliche Hand erfolgt (Hanhart, 2001). Auch die Impulse dieses Projektes 
wurden in der Folge in verschiedenen Kontexten aufgenommen, beispielsweise im 
Bereich der Weiterbildungsfinanzierung (SKBF, 2004). 

Ein sehr wesentlicher Teil des CORECHED-Programms war die regelmässige 
Berichterstattung zur Bildungsforschung in der Schweiz. Der erste Bericht über 
Stand, Entwicklung und Tendenzen der Bildungsforschung in der Schweiz sowie 
deren Beziehungen zu Bildungspolitik, -verwaltung und -praxis wurde 1996 veröf- 
fentlicht und behandelte die Berichtsperiode von 1993 bis Anfang 1995. Darin wurde 
eine Bestandsaufnahme in sechs Punkten präsentiert (CORECHED, 1996): (1) In 
der föderalistischen Vielfalt Kleiner Organisationen der Bildungsforschung werde 
bislang nur sporadisch Kooperation und Netzwerkbildung betrieben. Insbesondere 
zwischen universitären und ausseruniversitären Organisationen könne kaum Zusam- 
menarbeit festgestellt werden. (2) Personell sei die Bildungsforschung durch einen 
Kern, in dem wenige Personen für Stabilität und Kontinuität sorgen, und viele spo- 
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radisch engagierte Personen gekennzeichnet. (3) Die Bildungsforschung sei selten 
interdisziplinär angelegt. Sie befasse sich primär mit pädagogisch-psychologischen 
und didaktischen Fragestellungen auf der Unterrichtsebene und kaum mit ökono- 
mischen, soziologischen oder juristischen Themen. Ebenso würden Steuerungs- 
und Regulationsprozesse sowie Organisationsentwicklung kaum bearbeitet. Die Bil- 
dungsforschung sei zudem fokussiert auf die obligatorischen Schulstufen während 
die Sekundarstufe II, die Tertiärstufe und die Erwachsenenbildung kaum bearbei- 
tet würden. (4) Die CORECHED habe das Potenzial, die internationale Öffnung 
der schweizerischen Bildungsforschung mitzugestalten. Allerdings stellten sich der 
internationalen Zusammenarbeit auch politische Hindernisse entgegen, etwa durch 
die Ablehnung des EWR-Beitritts 1992. Die Bearbeitung der nationalen Beteiligung 
an internationalen Projekten und der Finanzierung solcher Beteiligungen durch die 
CORECHED sei intensiv und aufwändig. Für die Berichtsperiode wurden 16 Pro- 
jekte sowie das erstmalige Erscheinen des Jahrbuchs European documentation and 
information system on education (EUDISED) und die Gründung der EERA aufge- 
führt. (5) Die Zusammenarbeit zwischen Bildungsforschung und Bildungspolitik, 
die international als Voraussetzung für die Weiterentwicklung und Verbesserung des 
Bildungswesens angesehen wurde, stehe in der Schweiz erst am Anfang. Auf kan- 
tonaler Ebene funktioniere primär die Zusammenarbeit mit den kantonalen pädago- 
gischen Arbeitsstellen, von denen es in der Berichtsperiode 20 gab. Auf regionaler 
Ebene hätten nur zwei der EDK-Regionalkonferenzen eigene Bildungsforschungs- 
organisationen. Der universitären Bildungsforschung wurde mit Ausnahme zweier 
Forschungsstellen an den Universitäten Bern und Zürich nur wenig Bedeutung bei- 
gemessen. (6) Bezogen auf die Beziehung der Bildungsforschung zur Bildungspra- 
xis wurde der Einbezug der Lehrerverbände in die CORECHED als erster Schritt 
bezeichnet. Die erste Berichterstattung von 1996 wurde in den Folgejahren nicht 
ergänzt oder aktualisiert. Der Bericht von 1996 blieb in diesem Sinne ein Unikat. 
Knapp zehn Jahre später war die CORECHED Auftraggeberin und zugleich eines 
der Untersuchungsobjekte des OECD-Reports zum Stand der Bildungsforschung 
in der Schweiz. Im Rahmen dieses Reportings verfasste die SKBF einen Hinter- 
grundbericht zur Bildungsforschung in der Schweiz. Darin wurde die CORECHED 
als einer der wenigen auf nationaler Ebene für die Bildungsforschung zuständigen 
Akteure präsentiert. Zugleich waren die verschiedenen Projekte zur Ermittlung der 
Situation der Bildungsforschung in der Schweiz seit den 1980er-Jahren aufgeführt. 
Im Bericht wurde auf Faktoren hingewiesen, die eine nationale Bildungsforschung 
erschweren. Dies waren etwa die Kleinräumigkeit, die Vielzahl der Organisationen, 
Programme und Projekte sowie die komplexe Struktur der föderalen Ebenen. Insge- 
samt konstatierte der Report eine auch angesichts dieser Faktoren wenig dynamische 
Entwicklung (Denzler-Schircks, 2006a). Neben den strukturellen Problemen wurde 
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auch eine insgesamt eher schwach ausgeprägte Zusammenarbeit zwischen den poli- 
tischen Akteuren und den Akteuren der Bildungsforschung festgestellt. Erstere hät- 
ten bis dahin nur in Ansätzen systematische und auf aktuelle Policies bezogene 
Fragestellungen an die Bildungsforschung herangetragen. Diese wiederum würde 
die politische Verwertbarkeit der Forschungsergebnisse nicht deutlich genug her- 
vorheben (Denzler-Schircks, 2006a). 

Der Hintergrundbericht wurde von verschiedenen Akteuren der Bildungsfor- 
schung eher kritisch rezipiert. Die SKBF als für den Bericht verantwortliche Instanz 
legte daraufhin eine überarbeitete Version vor, die unter anderem eine umfang- 
reichere Auflistung der Forschungsorganisationen enthielt sowie den Stellenwert 
der Pädagogischen Hochschulen und der kantonalen Forschungsstellen in der For- 
schungslandschaft höher einschätzte (Denzler-Schircks, 2006b). Im eigentlichen 
OECD-Report wurde trotzdem die kritische Einschätzung übernommen, insbeson- 
dere was die Wirkung der eingesetzten Mittel im Hinblick auf eine politisch rele- 
vante Bildungsforschung betraf (Tippelt et al., 2007). Die Erkenntnisse des durch 
die CORECHED angestossenen Reports wurden an mehreren Tagungen 2007 und 
2008 intensiv diskutiert (EDK, 2008). Die CORECHED setzte sich unter anderem 
für eine Diskussion der Ergebnisse im Vergleich mit weiteren Ländern ein, die ein 
ähnliches Reporting durchführen liessen (SKBF, 2009) 

Inwiefern der OECD-Report und seine Verarbeitung die CORECHED in ihrer 
Arbeit und Struktur beeinflusste, kann im Rahmen der vorliegenden Arbeit nicht 
beantwortet werden. Insgesamt brachte er für die Bildungsforschung sicherlich 
einen weiteren Impuls zugunsten einer stärkeren Ausrichtung auf politische The- 
men und Fragestellungen mit sich. Der Impuls, der im Verständnis der OECD auch 
in Richtung einer stärker sozialwissenschaftlichen und ökonomischen Bildungsfor- 
schung gehen sollte, fand zwar nicht nur positive Resonanz, wurde aber durchaus 
in der Bearbeitung grundsätzlicher Fragen wie etwa der Hochschulpolitik oder der 
Bildungsstandards aufgenommen (Baeriswyl & P£risset, 2008; Forneck, 2007). 

Aus der Position der CORECHED im Nukleus sowohl der bildungspolitischen 
als auch der wissenschaftlichen Entwicklungen heraus entwickelte sich auch der 
Arbeitsschwerpunkt „Aufbau eines nationalen Bildungsmonitorings“ (EDK, 2002b, 
S.3) im EDK-Tätigkeitsprogramm von 2001 (vgl. Abschn. 5.4.1) und damit die 
Anfänge des nationalen Bildungsmonitorings. Bis 2015 war das Bildungsmonito- 
ring innerhalb der EDK explizit der CORECHED zugeordnet (EDK, 2015b). 

Die Organisationsstruktur der CORECHED spiegelte das Akteursspektrum von 
Bildungspolitik und -forschung in der Schweiz wider. Seit der Gründung waren 
die jeweils massgeblichen für Bildungsforschung zuständigen Behörden von Bund 
und Kantonen in der Konferenz vertreten. Dies waren bei der Gründung 1991 das 
Bundesamt für Bildung und Wissenschaft (BBW) das Bundesamt für Industrie, 
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Gewerbe und Arbeit (BIGA) sowie die EDK. Zusätzlich wurden das BFS, der SNF, 
die SGBF, die Schweizerische Vereinigung für Erwachsenenbildung (SVEB), ver- 
schiedene Vertreter der Bildungsforschung an kantonalen Amtsstellen sowie an den 
Universitäten, die Lehrerverbände Dachverband Lehrerinnen und Lehrer Schweiz 
(LCH) und Societe pedagogique romande (SPR) und mit Uri Peter Trier der Pro- 
grammdirektor des NFP 33 miteinbezogen (SKBF, 1993). Die Tatsache, dass meh- 
rere Personen, die in der CORECHED Einsitz nahmen, verschiedene Funktionen 
innerhalb der Mitgliedsorganisationen wahrnahmen, wurde in der externen Eva- 
luation als „Wesenselement der CORECHED“ (Landert 1997, S.10) bezeichnet. 
Kernorgan der Konferenz war ursprünglich die Plenarversammlung. Der erste Vor- 
steher war der Neuenburger Erziehungsdirektor und damalige EDK-Präsident Jean 
Cavadini (SKBF, 1993). Er wurde 1993 als Vorsteher der EDK und CORECHED- 
Präsident abgelöst vom Berner Erziehungsdirektor Peter Schmid (EDK, 1994). Die 
Vorbereitung und der Vollzug der Geschäfte war dem permanenten Ausschuss über- 
tragen, dem zwölf der rund 25 Konferenzmitglieder angehörten. Das Sekretariat der 
CORECHED übernahm von Beginn an die SKBF (CORECHED-Mandat, 1993). 
Die CORECHED hat bis zu ihrer formalen Auflösung 2016 einige organisato- 
rische Veränderungen durchlaufen: So wurde 1997 auf Anregung eines hinzuge- 
zogenen, externen Experten eine Anpassung der Strukturen vorgenommen (Lan- 
dert 1997), die eine Professionalisierung des Sekretariats sowie 1999 eine neue 
Finanzierungsvereinbarung nach sich zog (EDK, 1999a, 2000). Die ebenfalls Ende 
der 1990er-Jahre in die Wege geleitete Organisationsrevision, die eine Straffung 
der Gremienstruktur innerhalb der CORECHED beinhaltete, wurde 2001 mit dem 
Inkrafttreten des neuen Statuts abgeschlossen. In diesem Statut wurden Funktion 
und Mitgliedschaft der drei Organe definiert (CORECHED-Statut, 2001): (1) Die 
Steuerungsgruppe als operativ zentrales Organ wurde besetzt mit leitenden Mit- 
gliedern der Verwaltung von EDK, BBW, Bundesamt für Berufsbildung und Tech- 
nologie (BBT), SNF, BFS und SGBF. (2) Als beratendes Organ wurde ein Bei- 
rat eingesetzt, in dem Vertretungen weiterer Arbeitsgruppen bei Bund und EDK, 
Vertreter der Wissenschaft sowie der Direktor der SKBF Einsitz haben.* (3) Die 
Geschäftsstelle verblieb in der Verantwortung der SKBF. Ab 2004 wurde der stän- 
dige Beirat abgelöst durch themenbezogene Beratungen mit externen Fachleuten 
(EDK, 2005). Das Statut wurde 2008 überarbeitet, die Steuerungsgruppe in Kon- 
ferenz umbenannt, den Vertretern der nicht-finanzierenden Organisationen SNF, 
BFS und SGBF nurmehr eine beratende Stimme zugestanden und der Beirat auch 
formal abgeschafft (CORECHED-Statut, 2008). Die Liste der in der CORECHED 


4 Dieser Beirat sollte zugleich auch den bestehenden, wissenschaftlichen Beirat der SKBF 
ablösen (SKBF, 2001). 
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vertretenen Organisationen wandelte sich auch durch Veränderungen in den Orga- 
nisationen selbst.” Im Zuge der Etablierung projektspezifischer Organisationen und 
Strukturen rund um die ursprünglich von der CORECHED inhaltlich geprägten 
Projekte wurde gleichzeitig die Relevanz und der Wirkungskreis der CORECHED 
zunehmend eingeschränkt. Für die PISA-Untersuchungen, die Einrichtung des Bil- 
dungsmonitorings und später auch im Zusammenhang mit der Harmonisierung 
der Volksschule wurden mit den spezifischen Projektgremien die Diskussionen der 
ursprünglichen Themen sukzessive aus der CORECHED ausgelagert.° Die CORE- 
CHED blieb zwar zunächst als Gremium bestehen, das gemeinsam mit den Gremien 
des nationalen Bildungsmonitorings die Teilnahme an internationalen Schulleis- 
tungsstudien prüfte. Mit der Auslagerung der zentralen Themen nahm die Relevanz 
der CORECHED jedoch ab. In den EDK-Jahresberichten ist die CORECHED 2014 
letztmals erwähnt worden (EDK, 2015b). Die formelle Auflösung erfolgte 2016 
durch die Aufhebung des Statuts von 2008 (EDK, 2017a). 

In der Gründung der CORECHED und dem Spektrum ihrer Themen und 
Geschäfte in den 1990er-Jahren zeigt sich unter anderem die Intention, die bildungs- 
politische Gestaltung national und gesamtschweizerisch einerseits an Informationen 
mit wissenschaftlichem Charakter auszurichten und andererseits mit Blick auf die 
internationale Ebene anzugehen. Schon in den ersten Leitlinien klingen die Postulate 
der 1960er-Jahre wieder an: Mit einer Intensivierung der Bildungsforschung sollte 
dem grossen Bedarf nach später als Steuerungswissen bezeichneten Informationen 
seitens der Bildungspolitik entsprochen werden. Besondere Relevanz wurde dabei 
der bildungsökonomischen Forschung zugesprochen. Zudem sollte die Entwicklung 
der Bildungsforschung auf der nationalen Ebene nicht zuletzt durch die Teilnahme 
an internationalen Bildungsforschungsprojekten massgeblich beeinflusst werden. 

Die CORECHED konnte die hohen Erwartungen, gerade bezogen auf die Förde- 
rung und Koordination von explizit politikrelevanter Bildungsforschung nur punk- 
tuell erfüllen. Dementsprechend kritisch fiel auch der OECD-Report zum Stand 
der Bildungsforschung aus. Zugleich zog sich das Gremium bei praktisch allen 
grösseren Projekten auf eine begleitende Rolle zurück während projektspezifische 


5 Das BIGA wurde 1996 durch das BBT ersetzt. Das BBW wurde 2004 aufgelöst und seine 
Aufgaben an das Staatssekretariat für Bildung und Forschung (SBF) übertragen. Ab 2013 
übernahm das Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation (SBFI) sämtliche 
bildungsbezogenen Zuständigkeiten auf Bundesebene und wurde damit auch anstelle von 
SBF und BBT in die CORECHED einbezogen. 

6 Konkret: PISA-Steering Group, Nationale Projektleitung und regionale Projektorganisa- 
tionen (McCluskey, 2000, S. 9-10); Steuerausschuss Masterplan/Hochschullandschaft und 
Arbeitsgruppe Bildungsmonitoring Schweiz (Rhyn, Giere, Amacher, Sabo & Wolter, 2004, 
S. 3); Koordinationsstab HarmoS (EDK, 2008, 2016) 
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Strukturen die operative und thematische Führung übernahmen. Dies ist unter ande- 
rem darauf zurückzuführen, dass die CORECHED weder Ressourcen noch Kom- 
petenzen für die tatsächliche Durchführung von Grossprojekten wie PISA oder der 
Interkantonalen Vereinbarung über die Harmonisierung der obligatorischen Schule 
(HarmoS) hatte. Insofern könnte man einerseits folgern, dass in der Phase der Revi- 
talisierung der 1990er-Jahre die künftige Gestalt der Implementation von Bildungs- 
monitoring noch kaum abschätzbar war. Andererseits scheint die CORECHED mit 
ihrem breiten Einbezug von Akteuren aus Bildungspolitik und Bildungsforschung 
den Anforderungen an Projektstrukturen im bildungsföderalistischen System mit 
ausdifferenzierter Kompetenzverteilung nicht zu entsprechen. 


5.2.3 Third international mathematics and science study 


Die Third international mathematics and science study (TIMSS) steht in einer lang- 
jährigen Tradition international vergleichender Schulleistungsstudien in Verantwor- 
tung der IEA (Köller, Baumert & Bos, 2014). Begründet wurde diese Tradition durch 
einen informellen Zusammenschluss von Bildungsforschern, die sich bereits in den 
1950er-Jahren mit der Idee der vergleichenden Evaluation nationaler Bildungssys- 
teme beschäftigt hatten. Diese erstmals 1955 am UNESCO-Institut für Pädagogik 
in Hamburg zusammengekommene Gruppe führte 1960 eine Erhebung der Fähig- 
keiten und Fertigkeiten in einer nicht-repräsentativen Stichproben von 13-Jährigen 
aus zwölf Ländern in vier Fächern durch (Husén, 1996). In der Fortführung dieser 
Zusammenarbeit wurde 1964 die First International Mathematics Study durchge- 
führt und 1967 die IEA formal gegründet (DeBoer, 2010). 

Bereits 1964 wurde in den Forschungsgruppen und ab 1967 innerhalb der IEA 
die Durchführung von Schulleistungsstudien in den Fächern Naturwissenschaften, 
Civic education, Leseverständnis und Literature in der Erstsprache sowie in Englisch 
und Französisch als Fremdsprachen diskutiert und vorbereitet (Bloom, 1969). Die 
Datenerhebung dieser Six Subject Survey erfolgte in den Jahren 1970 und 1971. Par- 
allel dazu entstand in den 1970er-Jahren die Idee, die Schulleistungen als Artained 
curriculum mit den Lehrprogrammen (Intended curriculum) und den Lehr-Lern- 
Prozessen (Implemented curriculum) zu verknüpfen. Dieses Untersuchungsdesign 
wurde unter anderem ab 1980 in der Second International Mathematics Study mit 
vergleichenden Leistungserhebungen in 20 Ländern realisiert (Pelgrum, 1986). Die 
Untersuchung war zugleich eine von mehreren IEA-Untersuchungen der 1980er- 
Jahre mit längsschnittlichen Untersuchungselementen (Kifer & Wolfe, 1990). Par- 
allel zu den Mathematikleistungen wurden im Rahmen der Second International 
Science Study die Schulleistungen in Naturwissenschaften erhoben. International 
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vergleichende Studien in den sprachlichen Fächern sowie zur Verwendung von 
Computern in den Schulen folgten. 

In der Forschungsgruppe, die die Leistungserhebung von 1960 durchführte, war 
die Schweiz vertreten durch Samuel Roller von der Universität Genf. Die Schwei- 
zer Stichprobe bestand aus 314 Schülerinnen und Schülern aus der Stadt Genf 
(Foshay, 1962). Die Leistungen der Genfer Schülerinnen und Schüler lagen in 
den Fächern Mathematik, Leseverständnis und Geografie über dem internationalen 
Durchschnitt. In Naturwissenschaften wiesen sie die tiefsten Leistungen aller zwölf 
nationalen Stichproben auf (Thorndike, 1962). In den ab 1964 auf die Pilotstudie 
folgenden Untersuchungen der IEA war die Schweiz weder in den Forschergrup- 
pen noch mit Stichproben vertreten. Insofern ist die Latenzphase der Bildungs- 
forschung in der Schweiz bis in die 1990er-Jahre auch in der Beteiligung an den 
IEA-Schulleistungsstudien abzulesen. 

In den späten 1980er-Jahren reagierte die IEA auf die steigende Nachfrage ver- 
schiedener Staaten nach Informationen zur vergleichenden Beurteilung der Quali- 
tät ihrer Bildungssysteme. Im Kontext vieler nationaler Leistungserhebungen, des 
Erfolgs der OECD-Bildungsindikatoren und ähnlicher Initiativen durchlief die IEA 
eine organisationale Transformation. Dabei wurden unter anderem ein Hauptsitz 
und ein Generalsekretariat eingerichtet. Parallel dazu wurde, ausgehend von der 
Annahme eines „international appetite for data from cycles of repeat surveys“ 
(Plomp, 2011, S.45), die inhaltliche und konzeptionelle Ausrichtung der künfti- 
gen IEA-Untersuchungen geprägt. Diese sollten nicht mehr einmalig, sondern als 
periodische Untersuchungsreihen angelegt sein, sich auf die Kernfächer Mathema- 
tik, Naturwissenschaften, Erst- und Fremdsprachen beschränken sowie Daten mit 
direktem Bezug zu bildungspolitischen Entscheidungen und zu Phänomenen neuer 
Steuerung im Bildungsbereich liefern (Plomp, 2011).” TIMSS wurde von der IEA 
1989 erstmals diskutiert, 1991 offiziell initiiert und stellte sowohl eine Realisierung 
der erwähnten Neuausrichtung als auch eine Fortführung der in den 1970er-Jahren in 
den Fokus der IEA gerückten Fragen der Curriculum- und Unterrichtsentwicklung 
dar. Obwohl methodisch der Fokus klar auf den elaborierten Verfahren der Leis- 
tungserhebung lag, waren Erhebungen von Unterrichtsinhalten einerseits sowie von 
Rahmenbedingungen und Praktiken des Unterrichts andererseits ebenfalls Teil von 
TIMSS (Robitaille & Donn, 1992). Legitimiert wurde diese breite Konzeption durch 


7 Bereits vor der ersten Durchführung von TIMSS wurden die Ergebnisse der unterschied- 
lichen Studien über die Zeit verglichen. Beispielsweise wurden in den US-amerikanischen 
Auswertungen der Second International Science Study die Resultate zu den Schülerleistungen 
mit mit jenen der Six Subject Survey in Naturwissenschaften verglichen (Jacobson, Doran, 
Rodney L. & Schneider, 1992). Allerdings basierten diese Vergleiche auf relativ wenigen 
Testitems und waren statistisch und methodisch problematisch (Wolf, 1992). 
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die Annahme, Bildungssysteme seien anhand von Input-, Prozess- und Outputva- 
riablen beschreib- und untersuchbar: 


„Educational inputs, processes, and outputs constitute three basic components of the 
educational system, and each of these is related to the others in a complex, integrated 
whole. An important objective of international studies in education is to examine the 
comparative influence of a variety of constituent variables within each component 
on the success of a given education system as indicated by measures of students’ 
achievement, participation, and attitudes and aspirations.“ (Robitaille & Donn, 1992, 
S.205) 


Nach den ersten Schritten der Konzeptentwicklung wurden 1992 die ersten Pilot- 
untersuchungen und 1994 bis 1995 die eigentlichen Leistungserhebungen durch- 
geführt. Sie umfassten drei verschiedene Schülerpopulationen in 40 Ländern und 
insgesamt über eine halbe Million Schülerinnen und Schüler (Salganik, Rychen, 
Moser & Konstant, 1999). Die ersten nationalen und internationalen Resultate wur- 
den 1996 publiziert (Martin et al., 1997; Beaton, Martin et al., 1996; Beaton, Mullis 
et al., 1996; Mullis et al., 1997; Harmon et al., 1997). Mit der Wiederholung der 
Untersuchung der mittleren Population der 13-jährigen Schülerinnen und Schüler 
wurde 1999 einerseits der Vierjahresrhythmus etabliert und andererseits das Kon- 
zept der sich wiederholenden Untersuchungen erstmals statistisch und methodisch 
robust umgesetzt. Die zweite Untersuchungsreihe, TIMSS 1999 oder teilweise auch 
TIMSS-R genannt, umfasste 38 Länder und ca. 150°000 Schülerinnen und Schüler 
(Martin & Mullis, 2000; Martin et al., 2000; Mullis et al., 2000). Der Vierjahres- 
rhythmus der TIMSS-Untersuchungen wird bis heute beibehalten. Mit TIMSS 2015 
wurde die mittlerweile sechste Durchführung abgeschlossen. Beibehalten wurde 
über alle Untersuchungen hinweg die Erfassung von Unterrichtsinhalten, Rahmen- 
bedingungen und Praktiken des Unterrichts, seit 2007 publiziert in der der soge- 
nannten Encyclopedia (Mullis et al., 2008, 2012; Mullis, Martin, Goh & Cotter 
2016). 

Auf den ersten beiden Durchführungen von 1995 und 1999 basierten die von den 
USA initiierten TIMSS Videostudien, die sich eingehender mit der Unterrichtspraxis 
in Mathematik und Naturwissenschaften auseinandersetzten. Während in der TIMSS 
1995 Video Study primär die methodischen und analytischen Aspekte im Vorder- 
grund standen und lediglich Mathematikunterricht aus drei Ländern erfasst wurde 
(Ainley et al., 2011), war die TIMSS 1999 Video Study deutlich breiter angelegt, 
erfasste Mathematik- und Naturwissenschaftsunterricht und bezog Schülerinnen 
und Schüler aus sieben Ländern ein. Ein primäres Ziel des methodisch neuarti- 
gen Zugangs über Videoaufnahmen bestand in der Dokumentation und Analyse 
von Unterricht als komplexem Prozess (Hiebert et al., 2003). Während die erste 
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Durchführung stark auf die Unterrichtsstruktur und die eingesetzten didaktischen 
Prinzipien fokussiert gewesen war, sollte in der zweiten Durchführung insbesondere 
die Analyse der inhaltsbezogenen Aspekte von Unterricht vertieft werden (Pauli & 
Reusser, 2010). Aufgezeichnet wurden insgesamt 638 Mathematik- und 439 Natur- 
wissenschaftslektionen (Hiebert et al., 2003; Gonzales et al., 2006). 

Die Schweizer Beteiligung an der ersten TIMSS-Erhebung von 1995 war einer 
der Auslöser für die Gründung der CORECHED. Sie diskutierte denn auch die 
TIMSS-Untersuchungen als eines ihrer ersten grossen Themen (EDK, 1996). Die 
Mitarbeit an der Entwicklung und Planung von TIMSS leistete primär das Amt für 
Bildungsforschung des Kantons Bern in Zusammenarbeit mit dem Institut de recher- 
che et de documentation pedagogique (IRDP), dem Ufficio studi e ricerche (USR) 
und dem BFS. Ein Grossteil der Auswertungsarbeit wurde im Rahmen des NFP 33 
vom SNF finanziell unterstützt. Von den in TIMSS vorgesehenen drei Populationen 
wurden in der Schweiz zwei untersucht: (1) Die TIMSS-Stichprobe der 13-Jährigen 
umfasste in der Schweiz 13’000 Schülerinnen und Schülern aus rund 380 Klassen 
aus 20 deutsch-, drei französisch- und den beiden italienischsprachigen Kantonen 
(Martin & Kelly, 1997; U. Moser, 1997). (2) Die TIMSS-Stichprobe im letzten 
Jahr der Sekundarstufe II umfasste 366 Klassen und etwas über 6°000 Schülerinnen 
und Schüler an Gymnasien, Lehrerseminaren, Diplommittelschulen sowie in der 
beruflichen Grundbildung (IEA, 1998; Ramseier, Keller & Moser, 1999). 

Für die Sekundarstufe I und damit die Population der 13-Jährigen wurde, bezo- 
gen auf die Schulleistungen in Mathematik, ein positives Fazit gezogen, vor allem im 
Vergleich mit den Nachbarländern sowie den Ländern der EU. In den Naturwissen- 
schaften dagegen wurden die Leistungen als „europäisches Mittelfeld“ (U. Moser, 
1997, S.43) eingestuft. Die Differenz zwischen den Leistungen in den beiden 
Fachbereichen wurde insbesondere durch die Curriculumanalyse erklärt: Der lehr- 
planorientierte Unterricht in der Schweiz decke die Inhalte der Testaufgaben in 
Mathematik deutlich breiter ab als jene in Naturwissenschaften. Zudem wurde auch 
die in den Lehrplänen definierte Unterrichtszeit als Erklärung für die Leistungsdif- 
ferenzen bestätigt. Daneben wurde auf eine eher positiv wahrgenommene Arbeits- 
situation der Lehrpersonen sowie auf die soziale Herkunft der Schülerinnen und 
Schüler als weitere Faktoren hingewiesen. Insbesondere für die französisch- und 
die deutschsprachige Schweiz wurde eine grosse Schichtabhängigkeit der Leistun- 
gen nachgewiesen (U. Moser, 1997). 

Für die Sekundarstufe II und damit die Population der Schülerinnen und Schü- 
ler im letzten Jahr von Ausbildungsprogrammen auf ebendieser Stufe fielen die 
Ergebnisse ähnlich aus: Im europäischen Vergleich waren die Leistungen bezogen 
auf die Mathematik hoch und jene in Naturwissenschaften im oberen Mittelfeld 
anzusiedeln. Zwischen den Sprachregionen der Schweiz ergaben sich signifikante 
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Differenzen zwischen der deutsch- und der italienischsprachigen Schweiz. Die Leis- 
tungen in der französischsprachigen Schweiz waren etwas tiefer als jene der deutsch- 
sprachigen und etwas höher als jene der italienischsprachigen Schweiz, jedoch ohne 
signifikante Differenz. Für die gesamte Schweiz wurde, unabhängig von den Schul- 
typen und -formen und von den unterschiedlichen Testarrangements auf der Sekun- 
darstufe I und der Sekundarstufe II, ein eher tiefer Stellenwert der Naturwissen- 
schaften festgestellt (Ramseier et al., 1999). In den folgenden Durchgängen von 
TIMSS ab 1999 war die Schweiz nicht mehr beteiligt (Martin & Gregory, 2000). 
Dies kann unter anderem auf die Beteiligung an PISA zurückgeführt werden. 

Unter anderem finanziert durch die CORECHED beteiligte sich die Schweiz an 
dem auf Mathematik bezogenen Teil der TIMSS 1999 Video Study. Die Schwei- 
zer Stichprobe bestand aus 140 Lehrpersonen, deren Mathematiklektionen gefilmt 
wurden. Daneben wurden die Lehrpersonen sowie die Schülerinnen und Schüler 
schriftlich befragt. Als Schweizer Ergänzung enthielten die schriftlichen Fragebo- 
gen zusätzliche Items und die Schülerinnen und Schüler absolvierten zusätzlich 
eine Leistungserhebung sowie einen Test auf kognitive Fähigkeiten (Reusser & 
Pauli, 2010). Neben den weltweit beobachtbaren Gemeinsamkeiten in Unterrichts- 
organisation, sogenannten Inszenierungsmustern und Unterrichtsinhalten wurde die 
Unterscheidung von Einführungs- und Vertiefungslektionen als spezifisches Cha- 
rakteristikum von Unterricht in der Schweiz identifiziert (Pauli & Reusser, 2010). 
Die TIMSS-Untersuchungen wurden auch im Kontext der gesamtschweizerischen 
Weiterentwicklung sogenannter Treffpunkte im Mathematikunterricht aufgenom- 
men. Dabei ging es darum im Fach Mathematik einerseits didaktische und inhaltliche 
Impulse aus der aktuellen Bildungsforschung in die Praxis zu tragen. Andererseits 
wurde mit den Treffpunkten eine Art Lehrplanharmonisierung angestrebt, und zwar 
bezogen auf die gesamte Volksschule (EDK, 1998a). 

Entstanden in der Planungseuphorie der 1960er-Jahre war die IEA als zunächst 
nur schwach institutionalisierter Zusammenschluss interessierter Wissenschaftle- 
rinnen und Wissenschaftler über Jahre für die wichtigsten international verglei- 
chenden Schulleistungsstudien verantwortlich. Insbesondere in der Verbindung mit 
den Begrifflichkeiten der Curriculumforschung und der Vorstellung einer periodi- 
schen Leistungserhebung rund um die zweite Generation der IEA-Untersuchungen 
wurden zentrale Prinzipien der Leistungserhebung international erstmals konzipiert 
und umgesetzt. An TIMSS zeigt sich der punktuelle und von wenigen Akteuren 
abhängige Charakter der Beteiligung an internationalen Bildungsforschungsprojek- 
ten nochmals sehr deutlich. Es ist schon fast vermessen, dabei von einer Beteiligung 
der Schweiz zu sprechen, da jeweils einzelne Forscher oder Forschergruppen die 
Initiative ergriffen und nie die ganze Schweiz im Sinne aller Kantone untersucht 
wurde. Trotzdem wurde mit TIMSS in der Schweiz der Anspruch einer stärker 
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national koordinierten Beteiligung an internationaler Bildungsforschung verbun- 
den und — wie der Aufbau der CORECHED illustriert — auch erfüllt. TIMSS passte 
thematisch sehr gut zu den damals drängenden, bildungspolitischen Fragen und die 
Ergebnisse prägten die Diskussionen, etwa um die Struktur der Sekundarstufe I oder 
um harmonisierte Lehrplangrundlagen im Fach Mathematik. 


5.2.4 Nationales Forschungsprogramm Wirksamkeit unserer 
Bildungssysteme 


Der Bundesrat hatte 1985 zum ersten Mal auf der Basis des Forschungsgesetzes von 
1983 seine forschungspolitischen Ziele formuliert. Dabei war Forschung zu „Indi- 
viduum, Gesellschaft und Staat im Wandel der Zeit“ (Ziele Forschungspolitik 1988, 
1985, S.231) als einer von drei thematischen Schwerpunkten definiert worden. In 
den forschungspolitischen Zielen von 1990 wurde dieser Schwerpunkt fortgesetzt. 
Dabei sollten insbesondere die Geistes- und Sozialwissenschaften Ursachen, Ent- 
stehung und Entwicklung der zentralen Probleme von Staat und Gesellschaft unter- 
suchen und einen Beitrag zur politischen Bearbeitung ebendieser Probleme leisten. 
Konkret definierte der Bundesrat innerhalb des als „Mensch: sozio-ökonomische 
und medizinische Probleme“ bezeichneten Schwerpunktes vier Forschungsgebiete, 
in denen wiederum Forschungsthemen aufgeführt waren. Die vier Forschungsge- 
biete lauteten „Mensch und Technik“, „Bildung und Ausbildung“, „Fragen der natio- 
nalen und internationalen Politik“ sowie „soziale und medizinische Aspekte“. Wäh- 
rend die übrigen drei Forschungsgebiete jeweils mehrere unterschiedlich priorisierte 
Themen umfassten war für die Bildung nur ein Thema erster Priorität aufgeführt: 
„Effizienz unserer Ausbildungssysteme angesichts der demographischen und tech- 
nologischen Entwicklung, namentlich Entwicklung und Anwendung Unterrichts- 
technologien und -methoden“ (Ziele Forschungspolitik 1992, 1990, S. 890). 

Kurz darauf beauftragte der Bundesrat den SNF, im Rahmen der sechsten Serie 
der nationalen Forschungsprogramme ein Programm zur Wirksamkeit der Bildungs- 
systeme vorzubereiten und durchzuführen. Eine zehnköpfige Expertengruppe arbei- 
tete zuhanden der Programmleitung® einen Ausführungsplan sowie die Ausschrei- 
bungsunterlagen für das Nationale Forschungsprogramm Wirksamkeit unserer Bil- 
dungssysteme (NFP 33) aus (Bauhofer, 1999). Im Ausführungsplan wurde klar 
formuliert, dass sich die intendierte Wirksamkeitsanalyse zwar auf eine normative 


8 Die Programmleitung bzw. Programmverantwortung lag bei Uri Peter Trier als Programm- 
leiter, Walo Hutmacher als Präsident der Expertengruppe, Heinz Gilomen als deren Vize- 
präsident sowie bei Anne-Claude Berthoud, als Verbindung zum SNF-Forschungsrat (Trier, 
1999a). 
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Bewertung bezog, jedoch angesichts der Komplexität von Bildung und Bildungssys- 
temen nicht eindimensional gedacht werden dürfe. Die Expertengruppe setzte damit 
die Effizienzformulierung in den forschungspolitischen Zielen sowie den Effekti- 
vitätsbegriff im Programmtitel sehr multidimensional und prospektiv um. Konkret 
empfahl sie eine 


„Wirksamkeitsanalyse der Bildungssysteme: (a) aus der Perspektive der Erforschung 
von typischen Prozessen, (b) durch den Bezug ihrer historischen Entwicklung auf die 
innere Struktur und auf die Interaktion „Innen — Aussen“, sowie (c) aus der Sicht der 
formativen Evaluation von Bildungssystemen.“ (Trier et al., 1994, S.63) 


Die 1992 erfolgte Ausschreibung stiess zwar auf grosses Interesse, wurde aber 
gleichzeitig sehr kritisch kommentiert, nicht zuletzt aufgrund von begrifflichen 
Unschärfen in der inhaltlichen Anlage. So wies Criblez (1991) schon mit Bezug 
auf die erste publizierte Programmskizze auf die Schwierigkeit der Unterscheidung 
zwischen Begleit- und Wirkungsforschung hin und fragte kritisch nach den Gren- 
zen von Wirkungsforschung auf Unterrichtsebene. Auch die Schwierigkeiten der 
im Bildungskontext zuvor wenig verwendeten Kernbegriffe Wirksamkeit, Effizienz, 
Wirkung und Effekte wurden vonseiten der Bildungsforschenden kritisch hervorge- 
hoben (Hexel, 1991). Nichtsdestotrotz wurden rund 160 Projektskizzen eingereicht 
(Trier et al., 1994). Davon wurden schliesslich 39 Projekte bewilligt und umge- 
setzt. Die Forschungstätigkeit begann 1993 und das Programm endete formal 1999 
(Bauhofer, 1999). 

Eine Mehrheit der Forscherinnen und Forscher war an Universitäten beschäftigt. 
Dazu kamen Projekte, bei denen kantonale Forschungsstellen oder private Organi- 
sationen federführend waren. Zahlreiche Projekte stellten Koordinationsvorhaben 
zwischen Hochschulen und ausseruniversitären Organisationen dar (Cusin et al., 
2001; Gretler, 2000). Dabei wurde durchaus kritisch auch angemerkt, dass private 
Organisationen ein höheres Gewicht hatten als die kantonalen Forschungsstellen 
(Gretler, 2001). Im NFP 33 waren einige Projekte enthalten, die die Ausgangslage 
von Bildungsmonitoring Schweiz konkret mitprägten. So waren die nationalen Aus- 
wertungen von TIMSS und die Beteiligung an der TIMSS 1999 Video Study als 
Projekte im NFP 33 integriert. Zwei weitere Projekte betrafen die Schweizer Betei- 
ligung an den internationalen TALS-Untersuchungen der OECD. Weitere Themen 
waren das Sprachenlernen sowie die Aus- und Weiterbildung von Lehrpersonen, 
Ingenieuren und im Gesundheitsbereich. Eine explizit bildungsökonomische Per- 
spektive wurde in vier Projekten eingenommen (Bauhofer, 1999). 

In den abschliessenden Überlegungen zum NFP 33 hoben die Programm- 
verantwortlichen vier Aspekte hervor: (1) Mit dem NFP 33 sei der Versuch 
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verbunden gewesen, Politik und Praxis auch im Bildungsbereich durch wissen- 
schaftliche Erkenntnisse zu prägen. Bildungswissenschaften, Bildungspolitik und 
Schulpraxis seien inhaltlich zu verknüpfen mit dem Ziel, Erziehung und Bildung 
wirksamer, transparenter und innovativer zu machen (Trier, 1999b). (2) Dies sei 
vor dem Hintergrund einer stärkeren gesellschaftlichen Nachfrage nach sozialwis- 
senschaftlicher Forschung im Bildungsbereich erfolgt. Die Rezeption der Ergeb- 
nisse des NFP 33 durch Praxis und Politik dokumentiere zugleich die gestiegene 
Akzeptanz von wissenschaftlichen Informationen im Bildungsbereich (Hutmacher, 
1999; Berthoud, 1999). (3) Gleichzeitig lägen die Prozesse der Kommunikation, 
Interpretation und Umsetzung der Ergebnisse nur noch teilweise in der Hand der 
Wissenschaft. Nicht zuletzt deshalb sei der Frage des Wissenstransfers zurecht ein 
hoher Stellenwert zugeordnet worden (Hutmacher, 1999). (4) Die wissenschaftli- 
che Bearbeitung von Erziehung und Bildung als sehr komplexe und vielschichtige 
Gegenstände habe sich im NFP 33 sehr differenziert und vielfältig präsentiert. Dabei 
wurden die in den forschungspolitischen Zielen und im Projekttitel angedeuteten 
Hoffnungen einer zusammenfassenden Beurteilung nicht erfüllt. Gerade das dies- 
bezüglich als hoch eingeschätzte Potenzial der bildungsökonomischen Perspektive 
sei nicht ausgeschöpft worden (Trier, 1999b; auch Brunschwig-Graf, 2002). 

In dieser zurückliegenden Beurteilung wird deutlich, dass das NFP 33 in sei- 
ner Gesamtheit als Bildungsmonitoringprojekt angelegt und realisiert worden war. 
Im Zentrum standen nicht Effizienz- und Effektivitätskriterien, sondern die Vorstel- 
lung einer differenzierten Forschung für die vielfältige Praxis in Politik, Bildung und 
Ausbildung. Insofern passte das NFP 33 sehr gut in das heterogene Feld der dama- 
ligen Bildungsforschung und die damalige Themenkultur. Es wirkte verstärkend 
auf die bereits etablierten Akteure und Diskurse. Dass das Programm den erhoff- 
ten Impuls in Richtung einer Bildungsforschung darstellte, die sich mit Fragen der 
Wirksamkeit beschäftigt und damit bildungspolitisch rezipierbares Steuerungswis- 
sen erzeugt, ist aus heutiger Sicht eher kritisch zu bewerten. Der vom Programm 
erwartete Aufschwung bildungsökonomischer Betrachtungsweisen erfolgte nicht 
oder nur sehr spärlich (Streckeisen, 2013). Der angestrebte Wandel hin zu einer 
systematischen Sicht der Bildungsforschung auf die Wirksamkeit organisierter und 
formaler Bildungsangebote (Trier, 2000) wurde in vielen Projekten nicht vollzo- 
gen. Die Frage der Wirksamkeit der Lehrerbildungssysteme wurde beispielsweise 
anhand einer breit angelegten Erhebung von Qualitäts- und Wirksamkeitseinschät- 
zungen unterschiedlicher Akteure bearbeitet (Oelkers & Oser, 2000). Oder die Frage 
der Wirkung unterschiedlicher sprachdidaktischer Ansätze wurde mittels Lehrmit- 
telanalysen untersucht (Bronckart, Marschall & Plazaola Giger, 1999). Insofern lässt 
sich das NFP 33 durchaus als Element der Revitalisierung der Bildungsforschung 
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einordnen. Neue inhaltliche Impulse oder eine breite Förderung neuer Forschungs- 
akteure sind ihm aber eher nicht zuzuschreiben. 


5.2.5 Vorläufiges Fazit 


Die Revitalisierung der bildungspolitischen Koordination einerseits und der darge- 
stellten Impulse und Aktivitäten der Bildungsforschung andererseits schaffte in den 
1990er-Jahren die Ausgangslage zur Etablierung des nationalen Bildungsmonito- 
rings. Diese Ausgangslage war charakterisiert durch die Vorstellung, die Qualität 
von Bildung auf verschiedenen Stufen des Bildungssystems und von der individu- 
ellen bis auf die Systemebene steigern zu können. Diese Qualitätssteigerung sollte 
nicht zuletzt durch wissenschaftliche Erkenntnisse ermöglicht und vorangetrieben 
werden. 

Als Mitglied verschiedener internationaler Organisationen und Initiativen war 
die Schweiz zwar regelmässig eingebunden in die multilaterale Zusammenarbeit 
im Bildungsbereich über die Landesgrenzen hinweg. Allerdings — so formuliert 
etwa in der sogenannten BFT-Botschaft für die Jahre 2000 bis 2003 — stand die 
Schweiz relativ häufig abseits, da die Finanzierung der Teilnahme an internationa- 
len Projekten nicht immer sichergestellt werden konnte. Vor diesem Hintergrund 
integrierte der Bundesrat in die BFT-Botschaft die Finanzierung der 


„Beteiligung an ausgewählten Bildungsprojekten der multilateralen Organisationen|,] 
[...] insbesondere an gross angelegten internationalen Projekten über Kompetenz- 
messungen und Leistungsvergleiche im Bildungsbereich, an den international verglei- 
chenden Studien zur Verbesserung des Übergangs von Erstausbildung in die Arbeits- 
welt sowie an länderübergreifenden Studien zur effizienteren Steuerung nationaler 
Bildungssysteme.“ (BFI-Botschaft 2000-2003, 1999, S.401) 


Insofern gab es auch von Bundesseite her Druck in Richtung einer stärkeren Aus- 
richtung an internationalen Entwicklungen, gerade was die Generierung und Ver- 
arbeitung von Entscheidungsgrundlagen durch die Bildungsforschung zuhanden 
bildungspolitischer Akteure anging. 

Die Ausgangslage war zweitens geprägt durch eine disziplinäre und begriff- 
liche Offenheit: Obschon die kompetenzorientierte Leistungserhebung in vielen 
Aktivitäten prominent vertreten war und obwohl der Ruf nach bildungsökono- 
mischen Gesamtbetrachtungen prominent erklang, wurde — gerade auch im NFP 
33 und angeregt durch die CORECHED - eine wissenschaftliche Betrachtung 
des Bildungssystems aus verschiedenen disziplinär codierten Perspektiven rea- 
lisiert. Die Frage nach der disziplinären Konfiguration einer politikrelevanten 
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Bildungsforschung wurde ab 1990 wiederum prominent gestellt, verbunden mit der 
Forderung gerade die bildungsökonomischen Ansätze weiterzuentwickeln. Aller- 
dings zeigten sowohl interne als auch externe Auswertungen, dass die Forcierung 
der meist mit Verweis auf internationalen Kontexte legitimierten Interdisziplinarität 
die Phalanx der eher traditionellen, an den Universitäten angesiedelten Erziehungs- 
wissenschaft nur punktuell durchbrechen konnte.” Vorläufig ist dieses Fazit deshalb, 
weil mit dem PISA die Ausgangslage — gewissermassen kurz vor dem eigentlichen 
Beginn der Entwicklung zum nationalen Bildungsmonitoring — nochmals deutlich 
verändert wurde. 


5.3 Programme for international student assessment 


Die OECD fällte 1997 den Entscheid, ihr Bildungsindikatorenmodell INES durch 
eine eigene, systematische Erhebung der Schülerleistungen und damit der Outputs 
von Bildungssystemen substanziell zu erweitern. Mit diesem Entscheid wurde das 
Programme for international student assessment (PISA) initiiert (Bloem, 2015). 
Hintergrund für diesen Entscheid war die breite internationale Aufmerksamkeit, die 
INES und den ab 1992 erscheinenden Education at a glance-Publikationen zuteil 
wurde (Martens & Wolf, 2009). Ein wesentliches Element der kontinuierlichen Wei- 
terentwicklung von INES war die Abbildung der Schülerleistungen. Das Bestreben 
der OECD, für diesen zentralen Faktor im Indikatorenmodell eine solide Daten- 
grundlage zu erhalten, stand hinter der Lancierung von PISA (vgl. Abschn. 5.2.1). 
In der international vergleichenden Konzeption von PISA waren und sind die soge- 
nannten Student outcomes und deren Erhebung als „three domains of ‚literacy ‘- rea- 
ding literacy, mathematical literacy and scientific literacy“ (Schleicher & Tamassia, 
2000, S.7) ein Schlüsselelement. 

Mit PISA erfuhren die Bestrebungen zu einer gesamtschweizerischen Betrach- 
tung von Bildung auf wissenschaftlicher Grundlage einerseits zusätzlichen Schub 
und erhielten andererseits einen diskursiven und programmatischen Rahmen aufge- 
setzt. Trotz teilweiser Übereinstimmungen ging das bildungspolitische Programm 
von PISA deutlich über die bis dahin zwar immer wieder geforderte, aber eher zag- 
hafte realisierte Priorisierung bildungsökonomischer Zugänge hinaus. Ausgehend 


9 Eine im Rückblick wohl entscheidende Veränderung der disziplinären Konfiguration kann 
in der Neubesetzung der SKBF-Direktion 1999 gesehen werden: Während aus dem damals 
gerade auslaufenden NFP 33 letztlich nur wenig Impulse für bildungsökonomische Forschung 
entsprungen waren, wurde der Ökonom Stefan Wolter neuer Direktor der SKBF und diese 
damit „zum Aushängeschild und Zugpferd der schweizerischen Bildungsökonomie“. (Streck- 
eisen, 2013, S. 143) 
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vom bildungspolitischen Programm, das in PISA angelegt und sukzessive ausgebaut 
wurde, werden im Folgenden die internationalen und die auf die Schweiz bezogenen 
Ergebnisse präsentiert. Dabei interessieren neben den eigentlichen PISA-Resultaten 
auch deren Implikationen auf das Generieren und Verarbeiten von Daten und Infor- 
mationen zuhanden politischer Akteure. 


5.3.1 Bildungspolitisches Programm 


Während sich das methodische Programm von PISA um die akkurate Erfassung von 
Kompetenzen dreht, ist das bildungspolitische Programm auf die Bedeutung eben- 
dieser erfassten Kompetenzen von 15-jährigen Schülerinnen und Schülern fokus- 
siert. Dabei spielt der internationale Vergleich - in der Tradition der Bildungsindika- 
toren — eine wichtige Rolle, ebenso wie die Definition der erfassten Kompetenzen 
als Outcome von Bildungssystemen (Adams & Wu, 2002). Die erfassten Kom- 
petenzen sind jedoch nicht auf ihre Bedeutung als Bildungsresultate beschränkt. 
Vielmehr werden sie, codiert als am Literacy-Begriff orientierte Grundbildung, als 
gesellschaftlich und ökonomisch definiertes Verwertungspotenzial gedeutet (Zah- 
ner et al., 2002). „In PISA, literacy is regarded as knowledge and skills for adult 
life“ (Schleicher & Tamassia, 2000, S.7). Der Literacy-Begriff wird dabei auch zur 
Abgrenzung gegenüber den curriculumzentrierten Schulleistungsstudien der IEA 
verwendet (Hopfenbeck et al., 2017). Referenzrahmen für die Einschätzung des 
Outcomes von Bildungssystemen sind in PISA nicht mehr länger die bildungssys- 
temimmanenten Definitionen von Strukturen und Inhalten, sondern Vorstellungen 
von Lebensverläufen, Bildungs- und Erwerbskarrieren und der darin wichtigen Wis- 
senselemente, Fähigkeiten und Fertigkeiten. Diese Vorstellungen sind so konstru- 
iert, dass Bildung einerseits ein individuelles Merkmal und eine stetige Aufgabe 
im Lebensverlauf und andererseits eine ökonomische Grösse in Arbeitsmärkten 
darstellt. 

Wie Lassnigg (2009) darlegt, sind im zeitlich parallel zu PISA von der OECD 
entwickelten Begriff des Lifelong learning beide Elemente des neuen Referenz- 
rahmens vereint. Zudem sei die Begrifflichkeit des lebenslangen Lernens sowohl 
eine empirisch begründete, bildungspolitische Zielvorstellung als auch ein hege- 
monialer Diskurs. Damit solle eine spezifische Entwicklung in Richtung dieser 
Zielvorstellung mittels einer bestimmten Perspektive auf Bildung und Bildungs- 
systeme durchgesetzt werden. Durch die Orientierung am Literacy-Konzept wird 
es erst möglich, die bislang als Outputs verstandenen Leistungen der Schülerinnen 
und Schüler als Outcomes zu definieren. Die Schülerleistungen werden damit im 
bildungspolitischen Programm von PISA nicht bloss als Ergebnisse oder Leistungen 
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der Schule bzw. des Bildungssystems verstanden, sondern gewissermassen transi- 
tiv auf die Wirkungen von Bildung auf individueller und gesellschaftlicher Ebene 
umgedeutet. 

Das politische Programm und die mit PISA verfolgte Zielvorstellung gehen 
über die individuelle Ebene hinaus. Ausgehend von makroökonomisch bestätig- 
ten Zusammenhängen zwischen Wirtschaftswachstum und Bildungsfaktoren wie 
Schulbesuchsquoten und -dauer ist die Frage nach dem Zusammenhang zwischen 
wirtschaftlicher Prosperität und den Schülerleistungen ebenfalls Teil des bildungs- 
politischen Programms. Die entsprechenden Annahmen lauten dahingehend, dass 
die kognitive Leistungsfähigkeit- über Humankapitaltheorien bezogen auf ein Land 
bzw. eine Nation — ein ökonomisches Potenzial darstelle. Hanushek & Woessmann 
(2010) unternahmen diesbezüglich den Versuch einer Beschreibung der zentralen 
Zusammenhänge in den PISA-Daten und deren monetärer Quantifizierung. Dabei 
bestätigen sie einerseits die Kausalität des Zusammenhangs zwischen den Skills 
und der wirtschaftlichen Entwicklung eines Landes. Damit seien bildungspoliti- 
sche Massnahmen — neben solchen in den Bereichen Gesundheit und Kultur — als 
nationalökonomische Investitionen zu sehen. Andererseits seien nicht nur Steige- 
rungen der Skills mit grosser ökonomischer Wertschöpfung verbunden, sondern — 
im gegenteiligen Fall — die wirtschaftlichen Folgen von Unterinvestitionen in Bil- 
dung massiv. Diese Zusammenhänge werden auch quantifiziert: „A modest goal of 
having all OECD countries boost their average PISA scores by 25 points over the 
next 20 years [...] implies an aggregate gain of OECD GDP of USD 115 trillion 
over the lifetime of the generation born in 2010“ (Hanushek & Woessmann, 2010, 
S.6). Obschon diese makroökonomische Perspektive nicht im Zentrum der bil- 
dungspolitischen Aufmerksamkeit steht, offenbart sie die ökonomischen Elemente 
als wesentliche Begriffe des mit PISA etablierten Diskurses über Bildung. 


5.3.2 Internationale PISA-Ergebnisse 


Die Ergebnisse der ersten PISA-Durchführung in 32 Ländern wurden im Dezember 
2001 veröffentlicht.!" Dabei wurden die Ergebnisse der Schülerinnen und Schüler 
in den drei untersuchten Fachbereichen präsentiert, und zwar in Form von Mittel- 
werten sowie als Verteilung auf die fünf Kompetenzstufen. Als inhaltlicher Schwer- 
punkt wurden in PISA 2000 die Lesekompetenzen vertieft untersucht (Schleicher 


10 Die breite und intensive Rezeption der ersten PISA-Resultate führte dazu, dass elf weitere 
Länder nachträglich an der ersten Durchführung von PISA teilnahmen (Schleicher et al., 
2003). Infolgedessen wird rückblickend teilweise von 43 an PISA 2000 beteiligten Ländern 
gesprochen. 
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et al., 2001). Ein grosser Teil des ersten Ergebnisberichts war den Zusammenhängen 
zwischen Schulmerkmalen, individuellen Merkmalen und den Leistungen gewid- 
met. Dabei zeigten die Ergebnisse einen Zusammenhang des sozio-ökonomischen 
Hintergrunds der Schülerinnen und Schülern mit den Leistungen. Dieser Zusam- 
menhang war in den verschiedenen Ländern unterschiedlich stark ausgeprägt, aber 
in allen Ländern feststellbar (Schleicher et al., 2001). Insgesamt wurden der 
sozio-Ökonomische Hintergrund, die Herkunft sowie die sozialen und kulturellen 
Bedingungen der einzelnen Schülerinnen und Schüler als wichtigste Einflussfakto- 
ren auf die Leistung identifiziert. Bildungssysteme unterscheiden sich deutlich in 
ihrer Fähigkeit, diese unterschiedlichen Voraussetzungen zu kompensieren (Schlei- 
cher etal., 2003). Neben den medial sehr intensiv rezipierten, reinen Ergebnissen der 
Leistungserhebung wurde der Befund einer deutlichen Chancenungleichheit welt- 
weit aufgenommen und politisch bearbeitet, wenn auch nicht nur im Sinne einer 
evidenzbasierten Politikgestaltung, sondern primär als Legitimationsgrundlage und 
Referenz bildungspolitischer Programme (Tillmann, 2015). 

Im Bericht mit den ersten Ergebnissen der zweiten PISA-Durchführung in 49 
Ländern, publiziert im Dezember 2004, stand die Frage „How have things changed 
since 2000?“ (Schleicher, Tamassia & Ikeda, 2004, S.4) im Vordergrund. In PISA 
2003 lag der Untersuchungsschwerpunkt auf den mathematischen Kompetenzen, 
zusätzlich wurden überfachliche Kompetenzen erhoben und der Umfang der erho- 
benen Hintergrundinformationen zu Schülerinnen, Schülern und Schulen war deut- 
lich grösser als in der Vorgängeruntersuchung. Die Befunde aus PISA 2000 zum 
Zusammenhang zwischen sozio-ökonomischem Hintergrund und den Leistungen 
wurden bestätigt. Zusätzlich wurden unterrichts-, schul- und ressourcenbezogene 
Faktoren mit den Ergebnissen verknüpft. Ein wichtiger Befund war, dass leistungs- 
differenzierte Schulstrukturen mit sozio-ökonomisch erklärbaren Leistungsunter- 
schieden einhergingen. Daneben wurde auf die positiven Auswirkungen von Vor- 
schulerziehung sowie — mit einigen Unsicherheiten behaftet — von Privatschulen auf 
die erfassten Leistungen hingewiesen (Schleicher et al., 2004). 

Während die Präsentation auch in diesem Ergebnisbericht sehr akkurat und mit 
zahlreichen Einordnungen, Erläuterungen und Interpretationshilfen angereichert 
war, deutete sich ein Wandel auf einer diskursiv-kommunikativen Ebene an: Der 
bildungspolitische Impact von PISA 2000 wurde mehrfach hervorgehoben, ebenso 
die durch die zweite und die folgenden Untersuchungen nun mögliche Rolle eines 


11 Bereits im Ergebnisbericht von PISA 2000 wurde dieser Zusammenhang pro Land mit- 
tel sogenannter Gradientlinien visualisiert und differenziert nach dem Einfluss des sozio- 
ökonomischen Hintergrunds der Schülerinnen und Schülern sowie der Schulen (Schleicher 
et al., 2001, S. 192 & 199). Diese Information zum sozio-Öökonomischen Gradienten ist in 
sämtlichen PISA-Berichten wiederzufinden (z. B. Schleicher et al., 2016a, S. 218) 
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umfassenden und periodischen Monitorings. Illustriert wurde dieser Wandel durch 
eine deutlich akzentuierte Rhetorik der Leistung im Wettbewerb der Nationen. Im 
Vorwort des Ergebnisberichts heisst es beispielsweise: 


„Finland, the top performing country in the PISA 2000 reading assessment, has main- 
tained its high level of reading performance while further improving its performance 
in mathematics and science, placing it now on a par with the East Asian countries, 
whose performance in mathematics and science had been previously unmatched. By 
contrast, in Mexico, the lowest performing OECD country in the 2000 assessment, the 
pressure to expand the still limited access to secondary education [...] may have been 
one of the factors contributing to lower performance in 2003 in all three assessment 
areas.“ (Schleicher et al., 2004, S.4) 


Die PISA-Berichterstattung nahm in diesem Sinne die Art und Weise der öffentli- 
chen Diskussion und Interpretation von PISA 2000, wie sie Tillmann (2008) exem- 
plarisch für Deutschland rekonstruiert, selbstreferenziell auf. Dieser Stil wurde in 
den Folgeuntersuchungen sukzessive zum Standard in den PISA-Ergebnisberichten. 
PISA entwickelte sich damit auch diskursiv zu einem anerkannten Verfahren der 
Leistungsevaluation (Fend, 2008b). 

In PISA 2006 lag der Untersuchungsschwerpunkt auf den naturwissenschaftli- 
chen Kompetenzen. Der Ergebnisbericht dieser dritten PISA-Durchführung enthielt 
vertiefte Analysen bezogen auf schulische und schulsystematische Charakteristika. 
Bezogen auf die durch sozio-Öökonomische Faktoren erklärbaren Leistungsunter- 
schiede wurde insbesondere die Wichtigkeit der bildungspolitischen Bearbeitung 
des Bedarfs nach spezifischer Förderung einzelner Schulen und Schülergruppen 
betont. Bezogen auf die unterrichts-, schul- und ressourcenbezogenen Faktoren 
wurde ein komplexes Mehrebenenmodell präsentiert, in dem insbesondere Schulau- 
tonomie, verschiedene Formen der Zulassungsregulierung und mehr Unterrichtszeit 
als Merkmale hervortraten, die auch unter Kontrolle des sozio-ökonomischen Hin- 
tergrunds mit höheren Leistungen einhergingen. Als eher negativer Einflussfaktor 
stellten sich Möglichkeiten der leistungsbezogenen Gruppierung und damit das Prin- 
zip der Leistungsdifferenzierung heraus. Mit der dritten PISA-Durchführung wurde 
auch die Betrachtung der Ergebnisse im Zeitverlauf aktualisiert: Insbesondere für 
den Kompetenzbereich Lesen wurde festgestellt, dass — abgesehen von einzelnen 
Ländern - sich die Leistungen zwischen 2000 und 2006 nicht markant verbessert 
hatten, und dies trotz teilweise massiv höherer Bildungsausgaben. Ähnliches wurde 
für die Entwicklung der Mathematikleistungen zwischen 2003 und 2006 konstatiert 
(Schleicher, Cresswell, Ikeda & Shewbridge, 2007). 

Im Ergebnisbericht zu PISA 2006 setzte sich der Wandel auf der diskursiv- 
kommunikativen Ebene fort. In den früheren Berichten waren zwar jeweils 
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Rangreihenfolgen enthalten. Das explizite Rangieren der Länder nach ihren Leis- 
tungsmittelwerten wurde jeweils unterhalb der entsprechenden Tabellen angegeben. 
Dazu wurde die relative Unsicherheit der Mittelwerte und der daraus entstehenden 
Rangreihenfolge stets transparent gemacht (Schleicher et al., 2004). Im Ergebnis- 
bericht zu PISA 2006 dagegen stellten die Range of ranks der einzelnen Länder 
vielfach nicht mehr eine kommentierte Zusatzinformation dar, sondern waren die 
eigentliche Hauptinformation der entsprechenden Tabellen (z. B. Schleicher et al., 
2007, S. 58). Damit wurde das kommunikative Element der Ratings and rankings 
zunehmend in den Vordergrund gerückt: 


„What is fairly new is that results of R&R [ratings and rankings] initiate public and 
political debates because they create an air ofcompetition around state performance or 
policies by attributing relative positions. Although R&R usually do not provide direct 
recommendations or policy proposals, they can at least draw attention to possible 
solution strategies or best practice examples in a specific problem field and, hence, 
open a window of opportunity for policy reforms.“ (Martens & Niemann, 2013, S.314) 


Obschon unter anderem Grek (2009) feststellte, dass die PISA-Ergebnisse weltweit 
sehr unterschiedlich rezipiert und bildungspolitisch eingesetzt wurden, erscheint das 
bildungspolitische Programm in den internationalen PISA-Berichten der ersten drei 
Durchführungen zunehmend stabiler und konkreter. Die hohe Effektivität der Kom- 
munikation von Ergebnissen und bildungspolitischem Programm lässt sich unter 
anderem daran ablesen, dass der Diskurs um die politische Bearbeitung von Bil- 
dung und Schule auf internationaler, nationaler und regionaler Ebene entscheidend 
und fast unausweichlich durch PISA bestimmt wurde (H.-D. Meyer & Benavot, 
2013a). Ergebnisse und Terminologien fanden — wie für die Schweiz zu zeigen sein 
wird — national und regional zunehmend Verbreitung. 

Mit PISA 2009 begann der zweite Untersuchungszyklus. Untersuchungsschwer- 
punkt waren zum zweiten Mal die Lesekompetenzen. Die Erhebung fokussierte 
zusätzlich die Lerndispositionen der 15-jährigen Schülerinnen und Schüler sowie 
das Wissen und die Anwendung von Lernstrategien. Im Ergebnisbericht kristallisier- 
ten sich der sozio-ökonomische Hintergrund, die unterrichts-, schul- und ressour- 
cenbezogenen Faktoren, die Lerndispositionen der Schülerinnen und Schüler und — 
für 19 Länder — der Umgang mit digitalen Informationen als relevante Themenkom- 
plexe heraus (Schleicher et al., 2010d; Adams & Cresswell, 2012). Erneut bestätigt 
wurden die Zusammenhänge der Leistungen mit dem sozio-ökonomischem Status 
der einzelnen Schülerinnen und Schüler sowie der Schülerschaft einer Schule. Die 
Bildungssysteme seien — so ein Kernergebnis - trotz vieler gezielter Interventionen 
immer noch nicht in der Lage, unterschiedliche Hintergründe und Voraussetzungen 
der Kinder so zu kompensieren, dass sich diese nicht mehr auf deren Leistungen 
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auswirkten (Schleicher et al., 2010b). Zusätzlich konnten Massnahmen auf der Sys- 
temebene wie etwa Leistungsdifferenzierung, Repetition oder separative Sonder- 
schulung erneut mit niedrigeren Durchschnittsleitungen und deutlich verringerter 
Chancengleichheit in Zusammenhang gebracht werden. Schulautonomie bezogen 
auf Curricula und Leistungsbewertung wirke sich positiv auf die Leistungen aus. Ein 
kompetitives Umfeld - teilweise auch als Quasi-Markt bezeichnet (Maroy, 2008) — 
für Schulen gehe dagegen nicht mit höheren Leistungen einher (Schleicher et al., 
2010c). Im Vergleich mit den früheren PISA-Resultaten zeigte sich in vielen Län- 
dern eine leichte Verbesserung, insbesondere in Form einer Reduktion der Anteile 
von 15-Jährigen in den untersten Kompetenzstufen (Schleicher et al., 2010a). 

In PISA 2012 lag der Untersuchungsschwerpunkt ein zweites Mal auf den mathe- 
matischen Kompetenzen. Als zusätzliches Element wurde in einigen Ländern die 
sogenannte Financial literacy untersucht (Schleicher et al., 2014a). Ebenfalls konn- 
ten in PISA 2012 erstmals einige Mathematikaufgaben am Computer gelöst werden. 
Ergänzend zu den mathematischen Kompetenzen wurde — dem Literacy-Konzept 
folgend — der Grad der Vertrautheit mit und der Bekanntheit von mathematischen 
Theorien, Konzepten und Inhalten erhoben. Diese sogenannten Opportunities to 
learn bezogen sich dabei auf die Lernzeit in Schul- und Unterrichtskontexten 
(Schleicher et al., 2014b). Die meisten Ergebnisse von PISA 2009 wurden in PISA 
2012 reproduziert: Eine separative Ausrichtung der Bildungssysteme wurde eher mit 
tieferen Leistungen und die in vielen Ländern gestärkte Schulautonomie mit besse- 
ren Leistungen in Verbindung gebracht (Schleicher et al., 2013a, 2013b). Bezogen 
auf die Financial literacy wurde festgestellt, dass ein wesentlicher Teil der Schüle- 
rinnen und Schüler sehr niedrige Kompetenzen aufwies. Dieses Ergebnis — und hier 
tauchen wiederum Elemente des ökonomisch angehauchten, bildungspolitischen 
Programms auf — wurde insofern als gravierend dargestellt, als dass ein Mindest- 
mass an Financial literacy einem substanziellen Teil der Bevölkerung fehle und 
damit deren Teilnahme an Arbeitsmarkt und an einer Gesellschaft, die geprägt sei 
durch genuin finanzielle Phänomene wie Hypotheken, Versicherungen, Steuern, 
Rente und Geldanlagen, erschwere (Schleicher et al., 2014a). 

In den Ergebnisberichten von PISA 2012 findet sich erstmals eine Art bil- 
dungspolitisches Programmmonitoring: Entwicklungen in den Leistungen und in 
den wichtigsten Zusammenhangsgrössen — etwa zu Stärke und Form der sozio- 
ökonomischen Gradienten — wurden mit konkreten politischen Entwicklungen 
in einzelnen Ländern zusammengebracht. So wurden beispielsweise die PISA- 
Ergebnisse und die dadurch ausgelösten Reformen seit 2000 in Deutschland oder 
Polen oder detailliert beschrieben (Schleicher et al., 2013a, 2013b). An anderer 
Stelle wurden die bildungspolitischen Massnahmen zur Förderung der Financial 
literacy in acht Ländern aufgeführt (Schleicher et al., 2014a). Mit der expliziten 


106 5 Bildungsmonitoring auf nationaler Ebene 


Bewertung der bildungspolitischen Massnahmen der einzelnen Länder auf der Basis 
der PISA-Resultate wurde der Diskurs um die Generierung und Verarbeitung von 
Daten und Informationen zuhanden politischer Akteure im Sinne des bildungspoli- 
tischen Programms weiterentwickelt. 

In PISA 2015 mit Untersuchungsschwerpunkt in den Naturwissenschaften war 
die computerbasierte Testdurchführung erstmals Standard und nur eine sehr redu- 
zierte Menge von Aufgaben konnte überhaupt noch auf Papier bearbeitet werden. 
Ein Teil der ergänzenden Untersuchungselemente — etwa die Befragung zu den Kon- 
textinformationen — wurde ebenfalls in den Modus des Computer-based assessment 
(CBA) überführt (Schleicher et al., 2016a). Die Untersuchung der Financial literacy 
wurde in 15 Ländern wiederholt (OECD, 2017a). Als zusätzliches Untersuchungs- 
element wurden erstmals Daten zum Wohlbefinden der Schülerinnen und Schüler 
erhoben (OECD, 2017b). Wiederum wurde ein Grossteil der Ergebnisse von PISA 
2009 und 2012 reproduziert (Schleicher et al., 2016a). Gerade mit Bezug auf die 
unterrichts-, schul- und ressourcenbezogenen Faktoren wurden für die naturwis- 
senschaftlichen Kompetenzen wieder eher Elemente des Unterrichts wie Lernzeit, 
adaptive Lernformen, positive Lernumgebung, integrative Förderung und variable 
Beurteilungsformen sowie Ressourcenfragen wie Schul- und Klassengrössen als 
bedeutsam hervorgehoben (Schleicher et al., 2016b). Bezogen auf das Wohlbefinden 
zeigten sich in den Ergebnissen Zusammenhänge zwischen der Elternzusammenar- 
beit, der Unterstützung durch die Eltern und den Leistungen sowie dem allgemeinen 
Wohlbefinden der Kinder (OECD, 2017b). 

In den Ergebnisberichten von PISA 2015 wurde das Gewicht der Einordnung 
und Bewertung der Ergebnisse deutlich erhöht: Die Ergebnisse in den naturwis- 
senschaftlichen Kompetenzen wurden — ähnlich wie bei der Financial literacy in 
PISA 2012 - vor einen gesellschaftlichen Hintergrund gesetzt und als enttäuschend 
eingeordnet. Nur wenige Länder hätten ihr Resultat gegenüber PISA 2006 verbes- 
sern können und dies vor dem Hintergrund einschneidender technologischer und 
naturwissenschaftlicher Entwicklungen: 


„Since then [PISA 2006], the world of science and technology has changed signifi- 
cantly. The smartphone [...] was invented and became ubiquitous. Social media |...], 
cloud-based services and advances in robotics/machine learning, based on Big Data, 
became available and have had a profound impact on our economic and social life 
[...]. The Internet of things as well as augmented and virtual reality emerged. Also, bio- 
technology advanced considerably since 2006, as evidenced in the possibilities of gene 
sequencing and genome editing, synthetic biology, stem-cell therapies, bio-printing, 
optogenetics, regenerative medicine and brain interfaces that became available since 
then.“ (Schleicher et al., 2016a, S. 264) 
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Dass die Kompetenzentwicklung in vielen Ländern der technologischen Entwick- 
lung hinterherhinke und ein signifikanter Teil der Schülerinnen und Schüler die als 
Baseline definierte zweite Kompetenzstufe nicht erreiche, sei aus mehreren Grün- 
den problematisch: (1) Die ungleiche Kompetenzverteilung verletze eines der 2015 
vereinbarten Ziele für nachhaltige Entwicklung der United nations organization 
(UNO), das inklusive, gleichberechtigte und hochwertige Bildung für alle postu- 
liert. (2) Verschiedene Längsschnittstudien zeigten, dass Kinder, die in den frühen 
PISA-Untersuchungen lediglich untere Kompetenzstufen erreichten, deutlich selte- 
ner einen Abschluss auf der Sekundarstufe II erreichten.'? (3) Studien, die PISA- 
und PIAAC-Daten kombinierten, zeigten einen Zusammenhang zwischen tiefen 
Kompetenzstufen und späteren Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt (Schleicher 
et al., 2016a). Mit diesen und weiteren Argumentationsmustern in den Ergebnisbe- 
richten wurde die evaluative Dimension der PISA-Ergebnisse zunehmend betont. 
Die hegemonialen Züge des Diskurses sind offensichtlich. Die Teilnahme an PISA 
und am PISA-Diskurs selbst wurde als Erfolgsvoraussetzung explizit gemacht: 


„Ihe countries that have improved the most in PISA over the past decade have often 
shown the capacity to find solutions to the challenges they face, using PISA and other 
robust sources of evidence, as both a mirror and a way to build consensus about the 
priorities for action.“ (Schleicher et al., 2016a, S.265) 


Diese selbstreferenzielle Evaluation dokumentiert gewissermassen den 
Abschluss — oder die Durchsetzung — der über die sechs ersten PISA-Untersuchungen 
hinweg entwickelten bildungspolitischen Programmatik. PISA stützt sich auf einen 
breiten, internationalen Konsens bezüglich des methodischen und theoretischen Pro- 
gramms und ein entsprechend ausgebautes Experten- und Wissenschaftsnetzwerk. 
Die globale Rezeption der Ergebnisse ist gewährleistet und über das Politikmonito- 
ring wird die Wirksamkeit des bildungspolitischen Programms dokumentiert. Aller- 
dings ist die vor allem mit PISA verbundene, „neue Form der an Standards orientier- 
ten Bildungsentwicklung“ (Terhart, 2015, S.6) etwas zu eindimensional geblieben. 
Einwände bezogen auf die Passung zwischen primär ökonomisch, technologisch 
und neo-liberal inspirierten Ansätzen und den Gegenstandsbereichen Bildung, Ler- 
nen und Schule, die sich als soziale, offene, semiotische und rekursive Systeme einer 
solchen Perspektive immer teilweise entziehen, wurden parallel mit PISA weiter- 
entwickelt (Biesta, 2015; Uljens, 2007; H.-D. Meyer & Zahedi, 2014). Die Kritik 
an der Idee des ausschliesslich an PISA-Ergebnissen orientierten Improvement, die 


12 Zu den zitierten Studien gehört auch die Schweizer Studie Transitionen von der Erstaus- 
bildung ins Erwerbsleben (TREE) (T. Meyer, Stalder & Matter, 2003; Scharenberg, Rudin, 
Müller, Meyer & Hupka-Brunner, 2014) 
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Fragen nach Qualitätsverständnis und Praxisrelevanz des bildungspolitischen Pro- 
gramms und der dabei identifizierten Herausforderungen und Lösungen sind nach 
wie vor relevant. 

Auf einer konkreteren Ebene identifizieren Hopfenbeck et al. (2017) in ihrer 
Sekundäranalyse englischsprachiger Artikel in wissenschaftlichen Zeitschriften 
Elemente kritisch-wissenschaftlicher Qualitätskontrolle. Insgesamt hätten sich 
neben der Verarbeitung von PISA-Daten auch Policyanalysen und die kritische 
Auseinandersetzung mit PISA im Forschungsdiskurs etabliert. Kritisch seien unter 
anderem Fragen nach Inhalt und Bedeutung des Literacy-Konzepts, zur Frage der 
kulturellen Curricula, zur Qualität der ab 2012 einbezogenen Lehrpersonendaten, 
zur Qualität der Instrumente im Bereich der Kontextinformationen oder zu Stichpro- 
ben und Skalen bearbeitet worden. Dazu gäbe es in vielen Artikeln auch Hinweise 
auf grundsätzliche Schwierigkeiten in der politischen Verwendung von PISA-Daten 
und auf generelle Unstimmigkeiten. 

Die PISA-Ergebnisse und der damit etablierte Diskurs um die politische Bear- 
beitung von Bildung und Schule auf der internationalen Ebene bildete — zusammen 
mit der Revitalisierung von Koordination und Bildungsforschung in der Schweiz 
(vgl. Abschn. 5.2) — eine Gemengelage, in der sich das Bildungsmonitoring auf 
nationaler Ebene entwickelte. Brenn- und Referenzpunkte in dieser Gemengelage 
sind unter anderem die PISA-Untersuchungen und -Auswertungen in der Schweiz. 


5.3.3 PISA in der Schweiz 


Die Schweiz war von Beginn weg an PISA beteiligt. Im Ausschuss der teil- 
nehmenden Länder nahm seitens der Schweiz Heinz Gilomen vom BFS Ein- 
sitz. Mit Raul Gagliardi von der Universität Genf in der Expertengruppe für die 
Naturwissenschaften und Erich Ramseier vom Amt für Bildungsforschung des 
Kantons Bern im internationalen PISA-Konsortium waren zwei weitere Schwei- 
zer auf der internationalen Ebene des Programms vertreten (Schleicher et al., 
2001). Bereits 1998 legten Bund und Kantone gemeinsam im Rahmen der CORE- 
CHED die nationale Projektstruktur fest: Die operative Projektleitung übernahm 
das BFS, die nationale Gesamtleitung wurde einer eigens eingesetzten Steering 
group mit Vertretern von Bund und Kantonen"? übertragen, der ihrerseits ein 
20-köpfiges Konsultativgremium zur Seite gestellt war. Beteiligt an PISA 2000 


13 Für den ersten nationalen Bericht zeichnete die Steuergruppe in folgender Zusammenset- 
zung verantwortlich: Martine Brunschwig Graf, Erziehungsdirektorin, Genf; Ernst Buschor, 
Bildungsdirektor, Zürich; Hans Ambühl, Generalsekretär EDK; Carlo Malaguerra, Direktor 
BFS; Gerhard M. Schuwey, Direktor BBW (Zahner et al., 2002) 
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waren alle 26 Kantone. Unterhalb der nationalen Projektstruktur wurden mehrere 
regionale Konsortien gebildet, die die eigentliche Erhebung organisierten und durch- 
führten: Die französischsprachigen Kantone übertrugen diese dem Service de la 
recherche en education (SRED) in Genf, für die italienischsprachige Schweiz war 
das Ufficio studi e ricerche (USR) in Bellinzona zuständig. An den Erhebungen in 
den deutschsprachigen Kantonen waren das Amt für Bildungsforschung des Kan- 
tons Bern, die Forschungsstelle der Pädagogischen Hochschule St.Gallen (PHSG), 
die Bildungsplanung Zentralschweiz in Luzern und das Kompetenzzentrum für Bil- 
dungsevaluation und Leistungsmessung (KBL) in Zürich beteiligt. Auf nationaler 
Ebene waren wiederum mehrere Expertengremien an der Adaption der Erhebungs- 
instrumente, der Stichprobenziehung sowie der Auswertung beteiligt (McCluskey, 
2000; Zahner et al., 2002). 

Während die Stichprobe für den internationalen Vergleich ausschliesslich über 
das Alter der Schülerinnen und Schüler definiert war, wurden für die nationalen Aus- 
wertungen repräsentative Stichproben für die drei grossen Sprachregionen unter 
den Schülerinnen und Schülern der 9. Klasse der obligatorischen Schule gebil- 
det. Die Kantone hatten zusätzlich die Möglichkeit, die kantonale Stichprobe aus- 
zubauen und so die Jugendlichen des eigenen Kantons repräsentativ abzubilden. 
Davon machten in PISA 2000 neun Kantone Gebrauch (Zahner et al., 2002). Zusätz- 
lich konnte der Kanton Tessin die Stichprobe der italienischsprachigen Schweiz als 
kantonal repräsentative Stichprobe nutzen (Pedrazzini-Pesce, 2003). An den ersten 
PISA-Tests nahmen rund 13’000 Schweizer Schülerinnen und Schüler teil (Zahner 
et al., 2002). 

Die ersten PISA-Ergebnisse für die Schweiz wurden zeitgleich mit den interna- 
tionalen Ergebnissen 2001 veröffentlicht (U. Moser, 2001). Bereits in diesem ersten 
Bericht wurde deutlich, dass PISA auf der nationalen, sprachregionalen und kanto- 
nalen Ebene den gesamtschweizerischen Diskurs einerseits prägen und verändern, 
sich aber andererseits sorgfältig darin einfügen sollte. Programmatisch eingeführt 
wurde dies durch die Steuergruppe im Vorwort folgendermassen: 


„Die Qualitätssicherung des Bildungswesens setzt sinnvollerweise bei den Resultaten 
des Bildungsprozesses an. Die schulischen Leistungen von Schülerinnen und Schü- 
lern in den Kernbereichen Lesen, Mathematik und Naturwissenschaften am Ende der 
obligatorischen Schule können dabei als kumulierte Effekte der schulischen Karrie- 
ren interpretiert werden. Ein Leistungsvergleich mit andern Bildungssystemen liefert 
wertvolle Informationen zu Stärken und Schwächen des eigenen Bildungssystems.“ 
(U. Moser, 2001, S.4) 


Mit dieser Art der Funktionszuschreibung wurde PISA als Leistungserhebung und 
Instrument des internationalen Vergleichs mit dem schweizerischen Diskurs einer 
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auf Qualität bezogenen und durch (bildungs-)wissenschaftliche Erkenntnisse unter- 
stützten Systementwicklung kombiniert. 

Inhaltlich wurden die nationalen Ergebnisse von PISA 2000 - insbesondere in 
Mathematik - als Bestätigung früherer Schulleistungsstudien wie TIMSS oder IALS 
bzw. als den Erwartungen auf der Basis dieser früheren Resultate entsprechend dar- 
gestellt. Zentrale Ergebnisse waren der hohe Anteil der Schülerinnen und Schüler 
mit geringen Lesekompetenzen von über 20 Prozent und die teilweise damit verbun- 
denen, eher wenig ausgeprägten Fähigkeiten der Reflexion und der Beurteilung von 
Texten. Die in den Ergebnissen identifizierten Ansatzpunkte politischer Handlungs- 
felder waren die späte Einschulung, die Geschlechterdifferenzen in Leseinteresse 
und -leistungen sowie die Möglichkeiten der Schule, ungünstige Lernvoraussetzun- 
gen und Unterschiede der sozialen Herkunft von Kindern und Jugendlichen — auch 
im Zusammenhang mit Migration — zu kompensieren (U. Moser, 2001; Zahner et al., 
2002). 

In fünf ergänzenden Berichten wurden einzelne Aspekte auf Basis der PISA- 
Daten vertieft untersucht: (1) In ihrer Untersuchung der Passung von PISA- 
Aufgaben und Lehrplänen stellten U. Moser & Berweger (2003) fest, dass die soge- 
nannte curriculare Validität mit den Leistungen in Mathematik und Naturwissen- 
schaften zusammenhänge, jedoch nicht mit den Leseleistungen. (2) Broi, Moreau, 
Soussi und Wirthner (2003) identifizierten in ihrer Analyse der Ergebnisse in den 
zehn Kantonen mit erweiterter Stichprobe die Vertrautheit mit der Testsprache, das 
Geschlecht und den sozio-ökonomischem Hintergrund als Einflussgrössen auf die 
Leistungen. (3) Die Analyse des Einflusses der sozialen und kulturellen Herkunft auf 
die Schulleistungen von Coradi Vellacott, Hollenweger, Nicolet und Wolter (2003) 
vertiefte die Analyse zu dem, in den internationalen Berichten zentralen sozio- 
ökonomischen Gradienten in Form eines Vergleichs von sechs Ländern. (4) Mit den 
PISA 2000-Untersuchungen verbunden war die erste Erhebung der TREE-Studie, 
in der die nachobligatorischen Ausbildungs- und Erwerbslaufbahnen der in PISA 
getesteten Schülerinnen und Schüler längsschnittlich untersucht wurden. T. Meyer 
et al. (2003) stellten in ihrer Analyse fest, dass der aktuelle sozio-ökonomische 
Status, der für die Zukunft erwartete sozio-Öökonomische Status sowie das Anforde- 
rungsniveau der voraussichtlichen Ausbildung zusammenhängen. (5) Im Nachgang 
einer Tagung zur wissenschaftlichen Diskussion des internationalen Vergleichs und 
Wettbewerbs nationaler Bildungssysteme anhand der PISA-Ergebnisse, die 2002 
in Zürich stattfand, entstand schliesslich ein weiterer Bericht. Neben den im Sinne 
von Best practise relevanten Merkmalen der in PISA erfolgreichen Länder stan- 
den darin auch Fragen nach der wissenschaftlichen Verarbeitung von Wirkungs- 
und Leistungsdaten durch eine auszubauende schweizerische Bildungsforschung 
im Fokus (Larcher & Oelkers, 2003). 
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Die Steuergruppe veröffentlichte zusätzlich eine Synthese der Ergebnisse und 
Analysen und empfahl darin zehn Handlungsfelder zur politischen Bearbeitung, die 
vor allem bedingt durch sinkende Schülerbestände im Zeitraum bis 2020 möglich 
und realistisch seien. Darunter waren die obligatorische Einführung einer Vorschul- 
stufe bzw. des Kindergartens, die Einführung geleiteter Schulen sowie die stärkere 
Ausrichtung von Qualitätsentwicklung auf Schul- und Systemebene an überprüfba- 
ren Leistungszielen und Bildungsstandards. Eine weitere Empfehlung bezog sich 
auf den quantitativen und qualitativen Ausbau der Lehrerbildung sowie der Bil- 
dungsforschung, primär bezogen auf die Untersuchung von Wirksamkeit (Buschor, 
Gilomen & McCluskey, 2003). 

Wie Bieber (2012) darstellt, wurden die PISA-Ergebnisse in der Schweiz aus 
dreierlei Gründen sehr intensiv rezipiert: (1) Ähnlich wie in Deutschland oder 
Dänemark seien Bildung und wirtschaftliche Prosperität wichtige Elemente des 
nationalen Selbstverständnisses gewesen. (2) Da die Schweiz eher selten an den ver- 
schiedenen internationalen Schulleistungsstudien der 1990er-Jahre teilnahm, hätten 
die relativ hohen Bildungsausgaben und die meist positiven Ergebnisse nicht direkt 
leistungsbezogener internationaler Vergleiche vor PISA kaum Zweifel an der hohen 
Qualität des Bildungssystems aufkommen lassen. (3) Zugleich seien in den föde- 
ralen Strukturen verschiedene Reformvorhaben nicht oder nur teilweise umsetzbar 
gewesen. Ein sehr deutliches Beispiel dafür ist die Struktur der Sekundarstufe I 
(vgl. Abschn. 5.2). Gerade für diese politisch in den 1990er-Jahren nicht entscheid- 
bare Frage wurde von PISA dezidiertes Steuerungswissen und damit eine Wieder- 
aktivierung der Harmonisierungsbestrebungen erwartet (Ramseier et al., 2002). 

Die diskursive Aufnahme der ersten PISA-Ergebnisse im Schweizer Kontext war 
einerseits geprägt durch die auf internationaler Ebene diskutierten Zusammenhänge 
zwischen Merkmalen der einzelnen Bildungssysteme und den Leistungen. Gerade 
die Themen der Selektion auf der Sekundarstufe I und der frühen Förderung wurden 
aufgenommen. Andererseits wurde im Schweizer Kontext die Frage der Reaktions- 
fähigkeit der regelmässig als harmonisierungsbedürftig bezeichneten, kantonalen 
Systeme der obligatorischen Schule zentral. Die inhaltliche Zielsetzung „Vorausset- 
zungen dafür zu schaffen, dass alle Kinder und Jugendlichen, unabhängig von ihrem 
sozialen und ökonomischen Hintergrund, Bildungsangebote wahrnehmen können, 
die ihren Fähigkeiten entsprechen“ (U. Moser, 2001, S.18) akzentuierte auch die 
Diskussion um Harmonisierung und Steuerung im föderalen Bildungssystem neu. 
Konkret diskutiert wurden Themen der Standardsetzung, der Qualitätssicherung, 
der Schulautonomie und der Schulentwicklung (Larcher & Oelkers, 2003). 

Nicht zuletzt über die Diskussion der ersten PISA-Ergebnisse etablierte sich ein 
nationales, bildungspolitisches Programm, das beispielsweise an einer Tagung von 
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2002 zu den Lesekompetenzen im internationalen Vergleich sehr deutlich umrissen 
wurde: 


„In Workshops wurden Massnahmen wie die Senkung des Einschulungsalters, der wei- 
tere Ausbau des ausserhäuslichen Betreuungsangebots, die Integration von Problemfäl- 
len mit gezielter fachlicher Unterstützung anstelle des Abschiebens in Sonderklassen, 
eine individuelle Begabungsförderung statt allzu frühe Selektion, die wechselseitige 
Nutzung von Print- und Multimedia, der gezieltere und kompetentere Einbezug des 
Internets oder die Bedeutung von Lerntechnik und Leistungsbereitschaft diskutiert. 
Einig waren sich die Anwesenden, dass sehr bald gesamtschweizerische Minimal- 
standards verbindlich festgelegt und dass die von der EDK in Auftrag gegebenen 
vertiefenden Studien abgewartet werden müssen, bevor konkrete Schlussfolgerungen 
gezogen werden können.“ (Gloor, 2002, S. 19) 


Dieses bildungspolitische Programm bezog sich sowohl auf die Ebene der konkre- 
ten Systemmerkmale als auch auf die Frage der Harmonisierung und der Steuerung. 
Es floss unter anderem direkt in die bereits Ende der 1990er-Jahre initiierten Pro- 
grammarbeiten der EDK ein (vgl. Abschn. 5.4.1). 

Für PISA 2003 wurde das Stichprobendesign grundsätzlich beibehalten. Drei 
zusätzliche Kantone liessen eine kantonal repräsentative Stichprobe testen. Die 
Gesamtzahl der getesteten Schülerinnen und Schüler stieg auf fast 25’000. Die 
Ergebnisse in Naturwissenschaften waren signifikant besser als 2000, jene in Lesen 
und Mathematik ungefähr gleich. Ein inhaltlicher Fokus der Auswertungen lag auf 
den Auswirkungen der verschiedenen Modelle der Sekundarstufe I, auf die bereits in 
PISA 2000 einige kantonale Auswertungen ausgerichtet waren (unter anderem Broi 
et al., 2003; Ramseier et al., 2002). Dabei schnitten kooperative Schulmodelle besser 
ab als geteilte, insbesondere bei der Verminderung des sozio-ökonomischen Einflus- 
ses (Zahner Rossier et al., 2004). Dieser Befund wurde in einer vertieften Analyse 
der Mathematikkompetenzen mit den Daten aus allen kantonalen Stichproben bestä- 
tigt. Die in geteilten Schulmodellen bestehende Zusammensetzung von Schulklas- 
sen nach sozio-ökonomischen Merkmalen führe insbesondere dann zu schlechteren 
Mathematikleistungen wenn der Anteil der Kinder aus sozio-Öökonomisch benach- 
teiligten Verhältnissen hoch sei, was typischerweise in Schultypen mit Grundan- 
sprüchen der Fall wäre (U. Moser & Berweger, 2005). Eine weitere Analyse dersel- 
ben Daten wies zusätzlich auf die Anteile der Landbevölkerung, der Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund, der Bildungsausgaben an den Gesamtausgaben sowie 
die über die gesamte Schulzeit kumulierten Mathematikstunden als Faktoren zur 
Erklärung der Unterschiede zwischen den Kantonen hin (Holzer, 2005). 

Wiederum im dreistufigen Stichprobendesign beteiligte sich die Schweiz an 
PISA 2006. Kantonale Zusatzstichproben wurden in 15 Kantonen getestet. Die 
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nationalen Ergebnisse lagen in Naturwissenschaften und Mathematik auf dem 
Niveau von 2003 sowie bei den Lesekompetenzen auf dem Niveau von 2000 und 
2003. In den als Untersuchungsschwerpunkt gesetzten Naturwissenschaften wurde 
der deutliche Einfluss des sozio-ökonomischen Hintergrundes von Schulen, Schü- 
lerinnen und Schülern für die Schweiz bestätigt. Zudem sei das Unterrichtsangebot 
in Naturwissenschaften in der Schweiz etwas weniger umfangreich als im OECD- 
Durchschnitt (Zahner Rossier & Holzer, 2007). Insbesondere die über Stundentafeln 
relativ direkt steuerbare Unterrichtszeit wurde als Einflussfaktor auf die Leistungen 
näher untersucht. Dabei wurde ein Zusammenhang zwar bestätigt, jedoch auf die 
Schwierigkeit einer rein quantitativen Lesart hingewiesen. Des Weiteren wurde in 
Zusatzanalysen darauf hing7ewiesen, dass die im internationalen Vergleich guten 
Ergebnisse in Naturwissenschaften nicht direkt dazu führten, dass sich Jugendli- 
che für naturwissenschaftsbezogene Berufe interessierten und entschieden. Insofern 
wäre eine geschlechtsspezifische, schulische Förderung entsprechender Interessen 
und Berufsabsichten sinnvoll (U. Moser et al., 2009). 

Nach drei PISA-Durchführungen bilanzierte die nationale Steuergruppe, dass 
durch die breite Aufmerksamkeit, die den PISA-Ergebnissen und dem Schulbe- 
reich insgesamt zuteil wurde, zahlreiche Reformvorhaben aus den 1990er-Jahren 
vorangebracht werden konnten. Zudem seien mit PISA gewissermassen Grundsteine 
einer neu ausgerichteten Generierung und Verarbeitung von Daten und Informatio- 
nen zuhanden politischer Akteure und eines neuen Steuerungsverständnisses gesetzt 
worden: 


„Die regelmässige Beobachtung des ganzen Systems ist notwendig, damit die PISA- 
Ergebnisse in einen grösseren nationalen Kontext gestellt werden können und eine 
Steuerung des Bildungssystems möglich ist, die sich vermehrt an Evidenz orientiert 
und die traditionellen Steuerungsinstrumente durch Outputdaten ergänzt.“ (Zahner 
Rossier & Holzer, 2007, S.5) 


Damit wurde die PISA-Debatte explizit in den Diskurs um Harmonisierung, Moni- 
toring und letztlich Steuerung des Bildungssystems eingeordnet. 

Im nationalen Ergebnisbericht von PISA 2009 wurde der internationale Ver- 
gleich als Kommunikationsstrategie deutlich intensiver angewandt als zuvor. Die 
Schweizer Ergebnisse wurden jeweils im Vergleich mit den Nachbarstaaten, den 
OECD-Mittelwerten sowie mit vier weiteren Ländern präsentiert. Sogenannte Ver- 
gleichsländer waren zwar schon im nationalen Ergebnisbericht von PISA 2006 zu 
finden gewesen, sie waren jedoch nicht explizit als zentrales kommunikatives Ele- 
ment eingeführt worden (Zahner Rossier & Holzer, 2007). Mit dem vergleichenden 
Ansatz wurde im nationalen Ergebnisbericht von PISA 2009 der OECD-Mittelwert 
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als Referenzgrösse stärker hervorgehoben, ähnlich wie dies in den internationalen 
Ergebnisberichten von Beginn an praktiziert worden war. Eine Betonung lag darauf, 
dass die Schweizer Ergebnisse im Mittelwert wiederum signifikant über den Mittel- 
werten aller OECD-Länder lagen (vgl. Tabelle 5.1)."* Neben den durchschnittlichen 
bis guten Ergebnissen, wurden insbesondere die für die Schweiz nachgewiesenen 
Einflussgrössen des Geschlechts, des sozio-ökonomischen Status, der Sprache und 
des Migrationshintergrunds auf die Leseleistungen berichtet (Nidegger et al., 2010). 
Im Bericht zu den Ergebnissen der drei sprachregionalen und 13 kantonalen Stich- 
proben wurde die Relevanz der erwähnten Einflussgrössen auch für die Mathematik- 
und Naturwissenschaftskompetenzen bestätigt, wenngleich sich die konkrete Stärke 
der entsprechenden Zusammenhänge zwischen den Sprachregionen und den Kan- 
tonen teilweise deutlich unterschieden habe (Nidegger, Moser et al., 2011). 

Der Bericht der regionalen und kantonalen Ergebnisse von PISA 2009 enthielt 
eine Einordnung der durch PISA dokumentierten Leistungsentwicklung in die damit 
verbundenen Ansprüche einer durch regelmässiges Monitoring unterstützten Bil- 
dungspolitikgestaltung. Damit wurde die Bilanzierung im Vorwort des Ergebnis- 
berichts von PISA 2006 gewissermassen fortgesetzt (Angelone & Moser, 2011): 
(1) Durch die PISA-Untersuchungen habe der in vielen Kantonen bereits vor 2000 
initiierte Diskurs um die Förderung sozio-Öökonomisch benachteiligter Kinder neuen 
Schub erhalten. (2) Das in PISA zentrale Literacy-Konzept habe das Bewusstsein 
für die gesellschaftlichen Funktionen von Schule verändert, hin zu einer Betonung 
der grundlegenden Kompetenzen, die für eine erfolgreiche Integration in Arbeits- 
markt und Gesellschaft als wichtig definiert wurden. Dabei würde vor allem den 


Tabelle 5.1 Leistungsmittelwerte der PISA-Untersuchungen (Zahner et al., 2002; Zahner 
Rossier et al., 2004; Zahner Rossier & Holzer, 2007; Nidegger et al., 2010; Nidegger et al., 
2013; Schleicher et al., 2016a) 


2000 2003 2006 2009 2012 2015 


Lesen OECD |500 494 492 493 496 493 
Schweiz 494 499 499* 501* 509* 492 
Mathematik OECD |500 500 498 497 494 490 


Schweiz 529* 527* 530* 534* 531* 521* 
Naturwissenschaften | OECD |500 500 500 501 501 493 
Schweiz| 496 513* 512* 517* 515* 506* 


14 Die mit * markierten Leistungsmittelwerte für die Schweiz liegen signifikant über dem 
jeweiligen OECD-Mittelwert 
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Sprachkompetenzen eine Schlüsselrolle zugeordnet. (3) Neben den eigentlichen 
Resultaten hätten vorab die durch PISA initiierten Veränderungen des Diskurses als 
Katalysatoren und Auslöser politischer Prozesse gewirkt. (4) Ein Monitoring der 
ausgelösten Prozesse und ihrer Wirkungen sei jedoch auch mit PISA eine kaum 
erfüllbare Hoffnung geblieben. PISA sei nicht zu einem Instrument der Wirkungs- 
überprüfung politischer Programme geworden. 

Mit dieser Einordnung wurde — durchaus in Übereinstimmung mit internatio- 
nalen Bilanzierungen — die Wirkung von PISA als Impuls für nationale, regio- 
nale und kantonale Entwicklungen bestätigt. Zugleich wurde die Nachhaltigkeit 
von PISA als Impulsgeber eher kritisch bewertet. Eine Überführung von PISA im 
damaligen Umfang hin zu einer langfristigen Politikbeobachtung und Wirkungs- 
analyse erschien nicht mehr als sinnvolles und realistisches Szenario. Es wurden 
zunehmend Zweifel formuliert, ob der mit PISA angestrebte Nutzen in Form von 
bildungspolitisch verarbeitbarem Steuerungswissen erreicht worden sei und ob er 
den grossen Ressourceneinsatz rechtfertige. Positiv formulierte dies die damalige 
EDK-Präsidentin folgendermassen: 


„In wenigen Jahren werden wir in der Schweiz erstmals mit „eigenen“ Instrumen- 
ten die Leistungen der obligatorischen Schule überprüfen. Das Referenzsystem bilden 
die nationalen Bildungsstandards [...]. Im Unterschied zu internationalen Leistungs- 
messungen wie PISA werden sich mit dieser Überprüfung Daten erheben lassen, die 
für die Weiterentwicklung des nationalen Bildungssystems besonders aussagekräftig 
sind. [...] Für unsere Schulkultur wird aber leitend bleiben: Keine Testitis und keine 
Rankings. Die EDK verfolgt im Rahmen von HarmoS seit langem ein Evaluations- 
konzept, das bewusst zurückhaltend ist. Auf gesamtschweizerischer Ebene werden die 
Referenztests für das System-Monitoring eingesetzt. Dieses umfasst repräsentative 
Stichproben. Rankings oder Beurteilungen von Lehrpersonen sind damit nicht mög- 
lich und auch nicht gewollt. Eine zweite Anwendung finden die Tests im Rahmen der 
förderorientierten individuellen Standortbestimmungen, die in der Verantwortung der 
Sprachregionen entwickelt werden.“ (Chassot, 2012, S. 1) 


Dementsprechend entschied die EDK bereits 2009, das dreistufige Stichprobende- 
sign und damit die sprachregionale und kantonale Untersuchungsebene auf PISA 
2015 hin aufzugeben (EDK, 2010; Nidegger, Moser et al., 2011). Im Verlauf des Jah- 
res 2012 wurden auf nationaler und gesamtschweizerischer Ebene die Entscheide 
bestätigt, das künftige Engagement in PISA deutlich zu reduzieren und stattdes- 
sen auf die 2007 mit dem HarmoS-Konkordat beschlossene, an den nationalen 
Bildungsstandards ausgerichtete Überprüfung der Grundkompetenzen (ÜGK) zu 
setzen (EDK, 2013a; vgl. Abschn. 5.5). 

Im nationalen Ergebnisbericht von PISA 2012 wurde die rückblickend- 
bilanzierende Perspektive der Vorgängerberichte fortgesetzt. Im Fokus standen 
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wiederum die Zusammenhänge zwischen sozio-ökonomischem Hintergrund, Migra- 
tion und den Leistungen. Im Lichte der sehr positiven Ergebnisse wurden etwa die 
Phänomene der zunehmenden Zuwanderung von hochqualifizierten Arbeitskräf- 
ten oder der Schülerinnen und Schüler, die trotz sozialer und sozio-ökonomischer 
Benachteiligung die oberen Kompetenzstufen erreichten, analysiert und dargestellt 
(Nidegger et al., 2013; Nidegger, Moser et al., 2014). 

An PISA 2015 war die Schweiz erstmals lediglich mit der internationalen 
Stichprobe beteiligt. Die Kommunikation und Verarbeitung der Ergebnisse wurde 
geprägt durch die im Mittelwert gegenüber den letzten drei Untersuchungen deutlich 
schlechteren Lesekompetenzen (vgl. Tabelle 5.1). Anstelle eines Berichtes mit ers- 
ten Ergebnissen publizierten SBFI und EDK eine Medienmitteilung. Darin wurden 
Zweifel an der Validität der Ergebnisse geäussert und einerseits mit dem Wechsel 
auf die computerbasierte Erhebung und andererseits mit Unklarheiten bezüglich 
der Stichprobenzusammensetzung begründet (EDK & SBFI, 2016). Insbesondere 
der sogenannte Moduseffekt, der die Auswirkungen des Wechsels auf mehrheitlich 
computerbasiertes Testen auf die Leistungen beschreibt, sei trotz hohem Aufwand 
bei den entsprechenden Feldtests 2012 von der OECD nicht auf Länderebene aus- 
gewertet worden, was die Aussagen zur Leistungsentwicklung stark beeinträchtige 
(Eymann & Ambühl, 2016).'5 Im internationalen Ergebnisbericht wurden für die 
Schweiz (1) die guten Mathematikleistungen, (2) die vergleichsweise grosse Dif- 
ferenz der Naturwissenschaftsleistungen zwischen Schülerinnen und Schülern mit 
bzw. ohne Migrationshintergrund sowie (3) die trotz hoher Durchschnittsleistung 
nach wie vor eher unterdurchschnittliche Chancengleichheit hervorgehoben (Schlei- 
cher et al., 2016a). 

Bund und Kantone beschlossen im Juni 2015 die Teilnahme an PISA 2018, 
wiederum mit einer für internationale Vergleiche repräsentativen Stichprobe aber 
ohne Stichprobenerweiterungen für Sprachregionen oder Kantone (EDK, 2016). 

Die diskursive Be- und Verarbeitung der PISA-Ergebnisse in der Schweiz lässt 
sich ganz grob in drei Phasen gliedern. (1) In der ersten Phase trafen die kommu- 
nikativ wirksamen Elemente des internationalen, bildungspolitischen Programms 
von PISA auf ein föderales Bildungssystem, das zumindest für die obligatori- 
sche Schule eher einen Rückstand an koordinierter Systementwicklung aufwies 
und sowohl um die Inhalte als auch um die Prozesse und Verantwortlichkeiten 
von Harmonisierung rang (Bieber, 2012). Gerade im Volksschulbereich wurden 
in den 1980er- und 1990er-Jahren Ansatzpunkte für eine strukturelle und koordi- 
nierte Systementwicklung identifiziert und benannt. Beispiele dafür sind der frühe 


15 Die Kritik seitens von Bund und EDK wies Andreas Schleicher, Direktor des OECD- 
Direktorats für Bildung, entschieden zurück (Nock, 2016) 
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Fremdsprachenunterricht oder das Schuleintrittsalter (Badertscher, 1997; Criblez, 
2008c). Zugleich wurde die Reaktionsfähigkeit der immer noch auf der Basis des 
Schulkonkordats von 1970 koordinierten, in kantonaler Hoheit liegenden, obligato- 
rischen Schulsysteme bereits 1990 und dann wiederum im Lichte der ersten PISA- 
Ergebnisse kritisch beurteilt (Criblez, 2007a). Insgesamt erhöhte sich der Hand- 
lungsdruck in dieser ersten Phase markant da die unter den Erwartungen liegen- 
den Resultate und diskursiven Elemente von PISA auf einen trägen und inhaltlich 
anders gelagerten Diskurs trafen (vgl. Abschn. 5.2.5). Dieser war — wiederum für 
die Volksschulstufen — thematisch geprägt durch Fragen des Fremdsprachen- und 
Informatikunterrichts, der Beurteilungs- und Förderungspraxis, der Bildung vier- 
bis achtjähriger Kinder sowie durch die Bemühungen, den Status der Harmonisie- 
rung und der Koordination im Bildungsbereich zu klären (Arnet, 2000; EDK, 2001a, 
2002a; Vögeli-Mantovani, 1999). (2) Im Verlauf des ersten PISA-Zyklus veränder- 
ten sich die politisch bearbeiteten Themen sowohl in den Kantonen als auch inter- 
kantonal und gesamtschweizerisch. Die Ergebnisse spurten die einzelnen Elemente 
thematisch vor — beispielsweise Vorstellungen einer verbesserten Sprachförderung 
(z. B. Bertschi-Kaufmann, 2000) oder einer Neugestaltung der Schuleingangsstufe 
(z. B. Wiederkehr Steiger et al., 2010) — und rahmten zugleich das für politische 
Argumentation und Legitimation verfügbare Material. Zugleich erfuhren die bereits 
in den 1990er-Jahren vorangetriebenen Bemühungen um die Weiterentwicklung der 
Harmonisierung im Schulbereich neuen Schub. (3) Die jüngste Phase, spätestens 
mit dem Beginn des zweiten PISA-Zyklus einsetzend, war geprägt durch eine repe- 
titive, thematische und ergebnisbezogene Kenntnisnahme und Verarbeitung von 
PISA. Die von Angelone und Moser (2011) dokumentierte und von Chassot (2012) 
auch politisch zum Ausdruck gebrachte Ernüchterung basierte einerseits auf der 
Erwartung, mit der ÜGK bald ein auf die Bildungsstandards abgestimmtes Instru- 
ment zur Leistungserhebung zur Verfügung zu haben. Andererseits war der unter 
dem Eindruck der ersten PISA-Ergebnisse postulierte Anspruch, kontinuierlich und 
nachhaltig auf der Basis entsprechender Daten Bildungspolitik zu planen, zu gestal- 
ten und zu evaluieren nur sehr partiell eingelöst worden. Die PISA-Studien stellen 
damit für die Schweiz und die hier als Bildungsmonitoring im Fokus stehenden 
Prozesse der Generierung und Verarbeitung von Daten und Informationen zuhan- 
den politischer Akteure einen wichtigen Impuls dar. Die Ergebnisse von PISA haben 
den Diskurs und damit die im Folgenden beschriebenen Entstehungsprozesse hin 
zum nationalen Bildungsmonitoring ebenso wie die Entwicklungen der kantonalen 
Bildungsmonitoring-Dispositive massgeblich mitgeprägt. 
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5.4 Nationale Bildungsberichte 


Neben den PISA-Berichten stellen die nationalen Bildungsberichte die prominen- 
testen Produkte des nationalen Bildungsmonitorings in der Schweiz dar. Wäh- 
rend die Hintergründe für diese ab 2006 konkrete Form der Bildungsberichterstat- 
tung auf nationaler Ebene historisch weit zurückreichen, wurde der Aufbau eines 
gesamtschweizerischen Bildungsmonitorings in Verantwortung von Bund und Kan- 
tonen mit dem Tätigkeitsprogramm der EDK von 2001 formal initiiert. 1° 

Die Initiierung eines nationalen Bildungsmonitorings durch Bund und Kantone 
fiel zeitlich ziemlich genau mit der Veröffentlichung der ersten PISA-Ergebnisse 
zusammen. Damit wurden die Grundlagen der nationalen Bildungsberichterstattung 
gewissermassen im Sog des sich auflösenden Reformstaus (Bieber, 2012) geschaf- 
fen. Insofern lohnt sich zunächst ein Blick in die Phase, in der Bildungsmonitoring 
zum Entwicklungsschwerpunkt und zum prioritären Handlungsfeld wurde bevor 
daran anschliessend die konzeptionellen Vorarbeiten und die Berichte selbst darge- 
stellt werden. 


5.4.1 Entwicklungsschwerpunkte und Handlungsfelder 


Das Tätigkeitsprogramm der EDK, verabschiedet im Juni 2001 anlässlich der Plenar- 
versammlung in Magglingen, war ein breit gefächertes Panoptikum von Themen, 
die in den vorangegangenen Jahren politisch von Bund, EDK und Kantonen bear- 
beitet worden waren. Es sollte zugleich Grundlage eines allgemeinen Programm- 
und Tätigkeitsmonitorings sein, mit dem die EDK sich nach innen und aussen prä- 
sentieren und Profil verschaffen wollte. 

Innerhalb dieses Tätigkeitsprogramms ordnete der EDK-Vorstand im Juli 2001 
drei Schwerpunkten höchste strategische Priorität zu (EDK, 2002b). Die Priori- 
sierung wurde im November von der EDK-Plenarversammlung bestätigt (EDK, 
2002a): (1) Im Bereich der obligatorischen Schule sollte die bislang auf dem 
Schulkonkordat von 1970 basierende Harmonisierung auf formaler und inhaltli- 
cher Ebene weiterentwickelt werden. Anvisiert wurde explizit eine nationale Fest- 
setzung von Leistungsstandards in Erstsprache, Fremdsprachen, Mathematik und 


16 Das EDK-Tätigkeitsprogramm umfasst insgesamt 23 Schwerpunkte wie beispielsweise die 
Evaluation der Reform der gymnasialen Maturitäten, die Überführung der Ausbildungsfelder 
Gesundheit, Soziales, Kunst und Musik von den Kantonen zum Bund, die Neuausrichtung 
der Heil- und Sonderpädagogik im Volksschulbereich oder das Vorantreiben einer umfas- 
senden Hochschulgesetzgebung unter Einschluss von Fachhochschulen und pädagogischen 
Hochschulen (EDK, 2002a). 
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Naturwissenschaften sowie eine sprachregionale Koordination von Lehrplänen 
und Lehrmitteln. (2) Dem Lehrerinnen- und Lehrermangel sollte mit verschiede- 
nen Massnahmen in den Bereichen Ausbildung, Weiterbildung, Rekrutierung und 
Berufsbild begegnet werden. (3) Ein schweizerisches Bildungsmonitoring sollte 
etabliert werden: 


„Der Aufbau eines schweizerischen Bildungsmonitorings zielt auf die kontinuierliche 
Beschaffung und Aufarbeitung jenes umfassenden Wissens, welches für eine zukunfts- 
gerichtete Steuerung des Bildungssystems erforderlich ist. So verstandenes Monitoring 
liefert demnach die Voraussetzungen für seriöse Bildungsplanung und für solide bil- 
dungspolitische Entscheide. Es setzt auf der gesamtsystemischen Ebene an und geht 
implizit davon aus, dass auf allen übrigen Ebenen das Setzen von Zielen (Standards) 
und deren Überprüfung stattfindet — auf der Ebene der Schülerinnen und Schüler 
und ihres Lernerfolgs, auf der Ebene der Schulbetriebe mit Selbst- und Fremdevalua- 
tion, auf der Ebene von Teilsystemen (obligatorische Schule, Gymnasien, Berufsbil- 
dung usw.). In einer bundesstaatlichen Ordnung mit je originären bildungsrechtlichen 
Zuständigkeiten beider föderaler Ebenen wird ein so verstandenes Bildungsmonito- 
ring sinnvoll nur durch Kantone und Bund gemeinsam aufgebaut und genutzt werden.“ 
(EDK, 2002a, S.9) 


Der Schwerpunkt zum nationalen Bildungsmonitoring umfasste ein organisatori- 
sches sowie drei inhaltliche Elemente des zukünftigen Monitorings (EDK, 2001b)!”: 
(1) Bereits ab 2002 sollte die Planung der Trägerschaft, Struktur und Finanzierung 
des aufzubauenden Bildungsmonitorings in gemeinsamer Verantwortung von Bund 
und Kantonen geplant werden. (2) Die Wirkungsüberprüfung mittels Kompetenz- 
messungen sollte im Monitoring aufgenommen und fortgeführt werden. Konkret 
würde die Ende der 1990er-Jahre von der CORECHED entschiedene Beteiligung 
der Schweiz an PISA fortgeführt. (3) Ein bereits 1998 initiiertes Review der natio- 
nalen Hochschul- und Forschungspolitik durch die OECD wurde ebenfalls ins Bil- 
dungsmonitoring integriert. Ein fünfköpfiges Expertengremium besuchte dazu 2002 
die Schweiz. Hintergrund- und Expertenbericht wurden 2003 veröffentlicht (OECD, 
2003). (4) Die durch das BFS bereits ab 1992 an internationalen Standards ausge- 
richteten Bildungsindikatoren (vgl. Abschn. 5.2.1) sollten schliesslich im Rahmen 
des Bildungsmonitorings zu einem nachhaltigen Instrument kontinuierlicher und 
systematischer Systeminformation zuhanden politischer Steuerung und Gestaltung 
ausgebaut werden. 


17 Referenziert wird hier die Fassung des Tätigkeitsprogramms wie es als Vorlage zuhanden 
der EDK-Plenarversammlung vom 7. Juni 2001 in Magglingen erstellt worden war und von 
der Versammlung genehmigt wurde (EDK, 2002a). 
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Neben dem Schwerpunkt zum nationalen Bildungsmonitoring sollten in einem 
weiteren Schwerpunkt des Tätigkeitsprogramms die Bildungsforschung insgesamt 
und die kantonalen Schulentwicklungs- und Forschungsstellen weiterhin gefördert 
und koordiniert werden. Ein „Kompetenzzentrum für die bildungsökonomische 
Erfassung des schweizerischen Bildungswesens aller Stufen“ (EDK, 2001b, S.7) 
sollte die bestehenden Koordinationsgremien CORECHED und CODICRE ergän- 
zen. 

Das Tätigkeitsprogramm entstand im Rahmen der Neuorientierung der EDK, 
angesiedelt thematisch und zeitlich rund um die Jubiläen von EDK (1997: 100 
Jahre) und Schulkonkordat (2000: 30 Jahre). Es war stark geprägt einerseits vom 
gesamtschweizerischen Diskurs um — wie es Armin Gretler als Zielvorgabe für die 
SKBF formulierte — eine Intensivierung der Bildungsforschung zur „Weiterentwick- 
lung des Bildungswesens [mit dem Ziel] [...] Vorurteile und Mythen so häufig wie 
möglich durch rationale Erkenntnis als Entscheidungsgrundlage zu ersetzen und so 
Forschung und Entwicklung zum Normalelement der Führung von Bildungssyste- 
men“ (Gretler, 1997, S. 252) zu entwickeln. Andererseits spielten die internationalen 
Schulleistungsstudien und vor allem PISA sicherlich eine entscheidende Rolle bei 
der Formulierung und Priorisierung der Arbeitsschwerpunkte, und dies obwohl die 
ersten PISA-Ergebnisse zum Zeitpunkt der Ausarbeitung und Entscheidung noch 
nicht vorlagen. Das bildungspolitische Programm von PISA tauchte denn auch in der 
Legitimierung der drei Schwerpunkte auf: „Sie [die EDK] will durch gesamtschwei- 
zerische Kooperation sicherstellen, dass unser Land im weltweiten Bildungs- und 
Wissenswettbewerb zu bestehen vermag“ (EDK, 2002a, S.9). 

Wie schon im vorläufigen Fazit zur Revitalisierung in den 1990er-Jahren erwähnt 
(vgl. Abschn. 5.2.5), wandelte sich der gesamtschweizerische Diskurs um die poli- 
tische Gestaltung vorab der Volksschule relativ rasch. Begrifflich lässt sich dies 
etwa am Übergang von der Betonung einer Entwicklung um der Qualität willen 
zum zitierten, internationalen Bildungs- und Wissenswettbewerb dokumentieren. 
Ersteres ist beispielsweise noch im EDK-Jahresbericht von 1998 sichtbar, in dem 
etwa auf die aktuellen Entwicklungen im Bereich der Schuleingangsstufe, das Rin- 
gen um die Harmonisierung der Sekundarstufe I oder die Arbeiten zu dezentraler 
Qualitätssicherung von Schulen hingewiesen wurde (EDK, 1999a). Letzteres ist 
etwa in der BFT-Botschaft 2000-2003 festzustellen, in der Bildung, Wissenschaft 
und Technologie zu nationalen und globalen Wirtschaftsfaktoren erklärt wurden 
(vgl. Abschn. 5.2.5). 

Bereits 2001 wurden erste Schritte zum Aufbau des nationalen Bildungsmoni- 
torings unternommen. Konkret erteilten Ruth Dreifuss als Vorsteherin des Eidge- 
nössischen Departements des Innern (EDI), Pascal Couchepin als Vorsteher des 
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Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartements (EVD) sowie der EDK-Vorstand'® 
den Auftrag zu einer Projektskizze. Basis dieser Skizze sollte ein Vorbericht zu den 
möglichen Elementen eines gesamtschweizerischen Bildungsmonitorings sein, aus- 
gearbeitet vom damaligen Erziehungsdirektor des Kantons Zürich, Ernst Buschor.'? 
Der Auftrag ging, entsprechend der gemeinsamen Verantwortung von Bund und 
Kantonen an das SBF, das BBW, das BFS, das BBT sowie das Generalsekreta- 
riat der EDK (EDK, 2002a). Der Aufbau eines nationalen Bildungsmonitorings 
erhielt durch die PISA-Ergebnisse von 2001 zusätzlichen Schub. Die EDK verab- 
schiedete im März 2002 eine Erklärung, in der sie ihre Prioritätensetzung durch die 
Ergebnisse bestätigt sah und vertiefende Untersuchungen anregte. Zugleich kon- 
kretisierte sie dabei die Form des aufzubauenden Monitorings: Es sollte einerseits 
auf gesamtschweizerischen Standards in den vier Kernfächern und entsprechenden 
sprachregionalen Rahmenlehrplänen basieren. Andererseits sollte es „regelmässige 
gesamtschweizerische Schulleistungsuntersuchungen zur Feststellung von Stärken 
und Schwächen des Bildungswesens und bei Bedarf Verstärkung oder Einleitung 
von Massnahmen zur Qualitätsverbesserung“ (EDK, 2003b, S. 125) umfassen. Die 
nationale PISA-Steuergruppe empfahl in ihrem Synthesebericht ebenfalls, den Auf- 
bau des Bildungsmonitorings voranzutreiben (vgl. Abschn. 5.3.3). Insbesondere 
eine der zehn Empfehlungen bezog sich darauf: Die Volksschule sollte auf transpa- 
rente Leistungsziele in Form von Bildungsstandards hin ausgerichtet werden. Dabei 
sollte eine periodische Überprüfung der Leistungen der Schülerinnen und Schüler 
neben schulinternem Qualitätsmanagement, neuen Formen der Schulaufsicht sowie 
Instrumenten der Selbstevaluation für die Schulen eine entscheidende Rolle spielen 
(Buschor et al., 2003). 

Die Empfehlungen der Steering group aufnehmend, wurden die Elemente des 
Tätigkeitsprogramms, die PISA-Ergebnisse sowie die Inhalte der EDK-Erklärung 
innert eines Jahres zum sogenannten Aktionsplan weiterentwickelt. Darin wurde 


18 1998 bis 2006 wurde die EDK präsidiert von Hans Ulrich Stöckling (St. Gallen). Der 
Vorstand bestand 2001 neben Stöckling aus Ernst Buschor (Zürich), Mario Annoni (Bern), 
Ulrich Fässler (Luzern), Rudolf Gisler (Glarus), Walter Suter (Zug), Peter Schmid (Basel- 
Landschaft), Gabriele Gendotti (Tessin), Thierry Béguin (Neuenburg) und Martine Brun- 
schwig Graf (Genf) (EDK, 2002a). 


19 Ernst Buschor hat sich als Verwaltungsökonom und als Politiker intensiv mit dem Phäno- 
men der Steuerung und Steuerbarkeit öffentlicher Verwaltung beschäftigt und war ein Vertreter 
der sogenannten wirkungsorientierten Verwaltungsführung. 1985 wurde er als Professor für 
Betriebswirtschaftslehre an die Universität St. Gallen berufen. Als Regierungsrat des Kantons 
Zürich war er ab 1993 für das Gesundheitswesen und ab 1995 für das Bildungswesen zustän- 
dig. Bis zu seinem Rücktritt 2003 machte sich Buschor einen Namen als energischer Vertreter 
einer in diesem Sinne modernen Ausrichtung des öffentlichen Sektors und insbesondere des 
Bildungswesens (Grünenfelder, Oelkers, Schedler, Schenker-Wicki & Widmer 2003). 
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versucht, die im bildungspolitischen Programm von PISA zentralen, diskursiven 
Elemente im Kontext der gesamtschweizerischen Debatten um Harmonisierung 
und Qualitätsentwicklung einzuordnen: Eine reine, medial breit aufgegriffene Kon- 
zentration auf Ranglisten im internationalen Bildungswettbewerb würde zu kurz 
greifen. Vielmehr sollten die Ergebnisse dazu führen, Stärken und Schwächen des 
Systems zu verstehen und wirksame Massnahmen hin zu einer dauerhaften Verbes- 
serung zu implementieren. Zugleich wurde auf die kantonalen und gesamtschwei- 
zerischen Entwicklungen der 1990er-Jahre sowie auf die Tatsache hingewiesen, 
dass das EDK-Tätigkeitsprogramm vor PISA 2000 entstanden wäre und sich die 
Massnahmen des Aktionsprogramms nahtlos darin einfügten (EDK, 2003a). 

Konkret wurden im Aktionsplan fünf Handlungsfelder definiert, die jeweils 
bestimmte Schwerpunkte des Tätigkeitsprogramms, Ergebnisse aus PISA 2000 
sowie Empfehlungen der Steering group umfassten (EDK, 2003a): (1) Vor dem Ein- 
druck der mässigen PISA-Ergebnisse bezüglich der der Lesekompetenzen wurde 
die allgemeine Förderung der Unterrichtssprache als wichtigstes Handlungsfeld 
definiert. (2) Der in PISA identifizierte hohe Einfluss von Fremdsprachigkeit und 
sozialer Herkunft auf das Leistungsniveau begründete ein Handlungsfeld mit ver- 
schiedenen Massnahmen zur spezifischen Förderung von Kindern mit ungünstigen 
Lernvoraussetzungen. Darin waren sowohl Massnahmen zum Umgang mit besonde- 
ren Förderbedürfnissen allgemeiner Art wie etwa Sonderschulung oder sonderpäd- 
agogische Massnahmen als auch spezifisch auf Förderbedürfnisse im Zusammen- 
hang mit Fremdsprachigkeit und Migration ausgerichtete Massnahmen enthalten. 
(3) Ebenfalls auf der Basis des in PISA ausgewiesenen, hohen sozio-ökonomischen 
Gradienten wurde die in verschiedenen Kantonen bereits initiierte Neustrukturie- 
rung der Schuleingangsstufe als Handlungsfeld aufgenommen. (4) Die durch PISA 
infrage gestellte Reaktions- und Steuerungsfähigkeit der föderalen Strukturen der 
Volksschule (vgl. Abschn. 5.3.3) sowie die entsprechenden, internationalen Best 
practise-Modelle standen hinter dem Handlungsfeld zu Steuerung und Qualitäts- 
sicherung im Bildungssystem. Darin wurde ein Massnahmenkatalog formuliert, 
der von der generellen Umstellung auf Output- und Outcomesteuerung teilautono- 
mer Einzelschulen, der Ausrichtung an Bildungsstandards über die systematischen 
Erhebung der Qualität anhand der Ergebnisse bis hin zur Verbesserung von Durch- 
lässigkeit und zu chancengerechterer Selektion reichte. (5) Wiederum legitimiert 
durch den hohen sozio-ökonomischen Gradienten wurde schliesslich die Förderung 
und Koordination im Bereich der familien- und unterrichtsergänzenden Betreuungs- 
angebote für Kinder im Vorschul- und im Schulalter als weiteres Handlungsfeld 
definiert. Dieses Handlungsfeld konnte als einziges nicht direkt mit Schwerpunkten 
aus dem Tätigkeitsprogramm verbunden werden. 
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Mit dem Aktionsplan der EDK war das Bildungsmonitoring, zunächst in Form 
periodischer Leistungserhebungen, definitiv im bildungspolitischen Programm von 
Bund und Kantonen verankert. Da bezüglich der Output- oder Leistungserhebung 
fast ausschliesslich die PISA 2000-Ergebnisse referenziert wurden, fanden die zen- 
tralen Elemente von PISA auch Eingang in den gesamtschweizerischen Diskurs um 
die Weiterentwicklung der Schule. Dies wird etwa illustriert durch die implizite 
Fokussierung des Qualitätsbegriffs auf die Outputs und Wirkungen von Bildungs- 
systemen, wie sie im vierten Handlungsfeld erfolgte. 

Im Rahmen der Programmarbeit von Bund und Kantonen wurde Bildungsmo- 
nitoring als eine Art Synonym für das über die einzelnen Tätigkeiten und Hand- 
lungsfelder hinweg gültige Postulat einer politischen Gestaltung und Steuerung von 
Bildung über sogenanntes Steuerungswissen verankert. Wie die Ausführungen zur 
CORECHED illustrieren (vgl. Abschn. 5.2.2), war die Verankerung dieses Prin- 
zips im Grundauftrag zum Aufbau eines nationalen Bildungsmonitorings und einer 
nationalen Bildungsberichterstattung nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Forde- 
rungen nach einer Intensivierung der Bildungsforschung und der entsprechenden 
Entwicklungen auf der Ebene der Kantone, der EDK und des Bundes zustande 
gekommen. 


5.4.2 Skizzen und Konzepte 


Der formale Auftrag zur Ausarbeitung einer Projektskizze für ein nationales Bil- 
dungsmonitoring wurde von EDK, EDIund EVD gemeinsam erteilt. Basis dafür war 
eine Art Vorbericht des Zürcher Erziehungsdirektors Ernst Buschor, der zugleich im 
damaligen EDK-Vorstand sass (EDK, 2002a). Buschor hatte seit 1993 als Zürcher 
Gesundheitsdirektor und seit 1995 als Vorsteher der Erziehungsdirektion des Kan- 
tons Zürich (ED ZH) aktiv auf die Übertragung von Steuerungsmechanismen grosser 
Konzerne auf die öffentliche Verwaltung hingewirkt, deren Kern er darin sah, „dass 
die Wirkungen staatlicher Massnahmen systematisch über Vorgaben bezüglich der 
Leistungen und Kosten gesteuert werden“ (Buschor, 1993, S. 8). Seinem Bericht zur 
Legitimation, zu Elementen und Kompetenzzuordnungen des aufzubauenden Bil- 
dungsmonitorings sowie zum besonderen Problem der Kostenrechnungssysteme 
im Bildungsbereich stellte Buschor eine Arbeitsdefinition von Bildungsmonitoring 
voran: 


„Unter Bildungsmonitoring versteht man die ganzheitliche Analyse und Gestaltung 
von Bildungssystemen. Solche Analysen der Leistungen setzen voraus, dass Leis- 
tungen von der zuständigen Stelle klar definiert (Standards) und deren Erreichung 


124 5 Bildungsmonitoring auf nationaler Ebene 


angemessen überwacht sind (Evaluationen, Qualitätsmanagement der Schulen, Bench- 
marking usw.).“ (Buschor, 2001, S.1) 


In seinen Ausführungen zur Begründung des nationalen Bildungsmonitorings stellte 
Buschor die internationalen Vorstellungen einer intensivierten wirtschaftlichen Ent- 
wicklung und eines Bildungssystems zur Förderung individueller sowie gesell- 
schaftlicher und wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit den existierenden curricularen 
Steuerungsmitteln gegenüber. Dabei wären die entsprechenden Voraussetzungen 
für ein solches Leistungsmonitoring — namentlich Bildungsstandards und deren 
Überprüfung auf Systemebene — erst noch zu schaffen (Buschor, 2001). Buschor 
setzte also die Verknüpfung von Monitoring mit den parallel laufenden Prozessen 
rund um eine Neufassung gesamtschweizerischer Harmonisierung und Steuerung 
im Volksschulbereich fort. Bezüglich letzterer wurden ebenfalls 2001 von der EDK 
die Arbeiten zur Erweiterung des Schulkonkordates von 1970 aufgenommen (EDK, 
2002a), die schliesslich im HarmoS-Konkordat mündeten. 

Inhaltlich sollte das aufzubauende Bildungsmonitoring aber nicht nur auf Leis- 
tungsdaten basieren, sondern einen Grossteil der statistischen Daten und der Bil- 
dungsindikatoren des BFS miteinbeziehen. Neben den Standards und den Leis- 
tungserhebungen wäre auch eine valide Erhebung der Kosten im Bildungsbereich 
zu entwickeln. Insgesamt sollte das Bildungsmonitoring Inputs, Prozesse, Outputs 
und Outcomes des Bildungssystems auf solider Datenbasis umfassend darstellen 
und zwar auf Unterrichts-, Schul- und Systemebene sowie im internationalen Ver- 
gleich. Sehr wichtig war zudem das Zusammenspiel des nationalen Bildungsmoni- 
torings mit den ähnlich konzipierten kantonalen Anstrengungen in diesem Bereich 
(Buschor, 2001). Damit nahm Buschor auch die kantonalen Zuständigkeiten im 
Bildungsbereich, — besonders für die Volksschule — sowie die Anstrengungen der 
interkantonalen Harmonisierung auf. Zugleich machte er deutlich, dass ein solches 
Monitoring nicht auf die reine Analyse beschränkt bleiben würde, sondern die Steue- 
rungsmechanismen im Bildungsbereich, die bildungspolitische Gestaltung und die 
Art und Weise des politischen Steuerungswissens grundsätzlich verändern sollte 
(Buschor, 2001). Damit folgte er der internationalen Begriffsfassung von Bildungs- 
monitoring (vgl. Abschn. 3.1). 

In der durch die EDK und die Bundesämter 2002 erstellten Projektskizze wurde 
das Monitoringkonzept des Vorberichts nur teilweise übernommen. Bildungsmo- 
nitoring wurde da definiert mit einer deutlichen Betonung von Beschreibung und 
Analyse: 


„Bildungsmonitoring ist die systematische und auf Dauer angelegte Beschaffung und 
Aufbereitung von Informationen über ein Bildungssystem und dessen Umfeld. Es dient 
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als Grundlage für Bildungsplanung und bildungspolitische Entscheide, für die Rechen- 
schaftslegung und die öffentliche Diskussion.“ (Ambühl, Gilomen & Oggenfuss, 2002, 
S.1) 


Bildungsmonitoring wurde damit nicht als Ersatz der tradierten Formen der Input- 
steuerung und der interkantonalen Harmonisierung angesehen, sondern sollte sich 
in die bestehende politische Gestaltung und Steuerung einfügen. Innovativ, neu- 
artig, systematisch und kontinuierlich sollte lediglich die Informationsbasis sein. 
Bezüglich der Harmonisierung, Steuerung und politischen Gestaltung der Bildungs- 
systeme wurde den bestehenden Strukturen und Akteuren ein Wandel in Richtung 
einer stärkeren Ausrichtung an dieser Informationsbasis zugetraut. Insofern ähnelt 
die Monitoringkonzeption derjenigen der nationalen Bildungsberichterstattung in 
Deutschland (vgl. Abschn. 3.1). 

Noch im gleichen Jahr beauftragte der sogenannte operative Ausschuss, beste- 
hend aus den Direktoren der betroffenen Bundesämter und dem Generalsekretär der 
EDK, die Erziehungswissenschaftlerin Margrit Stamm und ihr Institut für Bildungs- 
und Forschungsfragen mit der Ausarbeitung eines Detailkonzepts (EDK, 2003b). 
Kern dieses Konzepts sollte eine Abklärung der Bedürfnisse der verschiedenen Sta- 
keholder sein (Stamm, 2003). 

Das Detailkonzept wurde 2003 vorgelegt. Die sogenannten Benutzerbedürfnisse 
wurden über eine inhaltsanalytische Auswertung von Interviews mit insgesamt 24 
Personen aus dem Schweizer Bildungswesen erhoben. Ein Ergebnis dieser Abklä- 
rung war, dass die Expertinnen und Experten die analytisch-beschreibende Ziel- 
setzung, wie sie in der Projektskizze betont wurde, eher wieder um die politisch- 
gestaltende Komponente, wie sie im Vorbericht skizziert worden war, ergänzt haben 
wollten. Bildungsmonitoring und die entsprechenden Ergebnisse sollten sehr wohl 
zur Steuerung, Führung und zur Mittelverteilung einsetzbar sein und das Bildungs- 
monitoring damit eine Steuerungsfunktion an sich erhalten. Die Organisation des 
Bildungsmonitorings wurde mehrheitlich in einer Netzwerkstruktur zwischen Bund 
und EDK gesehen, wobei die politische Verankerung sowohl im Tätigkeitsprogramm 
der EDK als auch in den BFT-Botschaften des Bundes als zentral erachtet wurde. 
Die Expertinnen und Experten sahen zudem internationale und nationale Bildungs- 
indikatoren, Leistungserhebungen sowie die nationale Bildungsstatistik als primäre 
Informationsquellen an. Zusätzlich wären aber auch gesamtschweizerische, regio- 
nale und kantonale Evaluationsstudien mit einzubeziehen (Stamm, 2003). 

Das eigentliche Detailkonzept wurde in Form eines Vorgehensvorschlags for- 
muliert und umfasste die folgenden Elemente (Stamm, 2003): (1) Das Bildungs- 
monitoring sollte als zyklischer Prozess geplant sein und in periodischen Bildungs- 
berichten münden. Vorgeschlagen wurde ein erster Überblicksbericht, der 2005 
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erscheinen sollte. (2) Für die Berichte würden verschiedene Daten genutzt. Darun- 
ter wären insbesondere die Bildungsindikatoren, deren Entwicklung und Nutzung 
vertieft werden sollte. Zugleich sollte die bestehende Bildungsstatistik kantonal 
und national ausgebaut werden, unter anderem in Richtung von Individualdaten der 
Schülerinnen und Schüler. Ergebnisse bestehender kantonaler Evaluationen würden 
ebenso genutzt werden wie jene von zu entwickelnden interkantonalen Evaluations- 
projekten. Die Datengrundlage würde komplettiert durch nationale Evaluationen, 
etwa für die Berufsbildung, sowie durch die internationalen Leitungsuntersuchun- 
gen und Bildungsindikatoren. (3) Die Berichtsstruktur wäre definiert durch thema- 
tische Kriterien, die sich in die fünf Bereiche Kontexte, Voraussetzungen, Prozesse, 
Ergebnisse und Wirkungen gruppieren lassen. Zudem wären die Berichte sinnvol- 
lerweise durch eine Stufenlogik gegliedert. Ebenso könnte die Unterscheidung in 
Deskription, Analyse und Bewertung in die Berichtsstruktur aufgenommen wer- 
den. Schliesslich könnte ein Bericht allgemein bzw. umfassend oder entlang von 
Schwerpunktthemen strukturiert sein. (4) Organisatorisch sollten EDK und Bunde- 
sämter nach wie vor die strategische Führung innehaben, teilweise auch gemeinsam 
mit verschiedenen weiteren Akteuren aus Politik und Wirtschaft. Die strategische 
Hauptaufgabe läge zunächst in der gemeinsamen Beantwortung der wichtigsten Fra- 
gen in der weiteren Entwicklung hin zum ersten Überblicksbericht: „Was wollen 
wir wissen? Wozu sollen die Daten verwendet werden und mit welcher Legitima- 
tion? Welches Wissen soll steuerungsrelevant werden? Welche finanziellen Mittel 
stehen von welchen Partnern zur Verfügung und wie sollen sie eingesetzt werden?“ 
(Stamm, 2003, S.36). Die operativen Tätigkeiten würde ein Netzwerk von kompe- 
tenten Organisationen übernehmen wobei die Führung innerhalb dieses Netzwerks 
bei einer wissenschaftlichen Organisation liegen sollte. 

Nachdem das Detailkonzept von der EDK-Jahresversammlung und den beiden 
involvierten Bundesämtern gutgeheissen worden war, initiierte der operative Aus- 
schuss die Ausarbeitung eines Projektplanes für den ersten Bildungsbericht. In die 
Diskussionen eingebunden war auch die CORECHED (EDK, 2004b). Der Projekt- 
plan, ausgearbeitet durch eine Expertengruppe unter Einbezug von EDK, BBW, 
BFS, BBT und SKBF, lag im September 2004 vor (EDK, 2005). Es wurde darin 
wiederum eine Zweckbestimmung in Form einer Definition vorgenommen, die eher 
an der analytisch-beschreibenden Zielsetzung der Projektskizze orientiert war: 


„In dieser Definition wird Bildungsmonitoring in erster Linie als Informationsbeschaf- 
fung und Informationsaufbereitung für Entscheidungsfindungen auf verschiedenen bil- 
dungspolitischen Ebenen verstanden. Es geht also primär darum, vorhandenes Wissen, 
vorhandene Informationen zu sammeln und nutzbar aufzubereiten und darzustellen.“ 
(Rhyn et al., 2004, S. 6) 


5.4 Nationale Bildungsberichte 127 


Während mit dem Vorbericht und dem Detailkonzept beide externen Berichte 
eher auf eine umfassende Konzeption von Bildungsmonitoring unter Einbezug 
von Steuerung und Gestaltung ausgerichtet waren, setzte sich damit im Projekt- 
plan die Definition durch, die Bildungsmonitoring und vor allem den geplanten, 
ersten Bildungsbericht eher auf Analyse, Information und Dokumentation ein- 
grenzte. Zugleich wurde das Bildungsmonitoring, auch mit Blick auf internatio- 
nale Modelle””, klar als Evaluationsprogramm konzipiert, in dem Informationen zu 
den Leistungen der Schülerinnen und Schüler ein wesentliches Element darstellten 
(Rhyn, 2004). 

Im Projektplan wurde Bildungsmonitoring nicht nur bezüglich des Zwecks, son- 
dern auch auf der Produkt- und Inhaltsebene konkretisiert. Mit dem Bericht als 
zentralem Produkt und Taktgeber wurde es als zyklischer Prozess initiiert, der 
sechs Schritte umfasste (Rhyn et al., 2004; vgl. Abbildung 5.1): (1) Ausgehend 
von bildungspolitischen Fragen und Wissensbedürfnissen sollten (2) seitens der 
Bildungsforschung und der Bildungsstatistik Daten generiert, erhoben, gesammelt 
und ausgewertet werden. (3) Der Bildungsbericht stellte ein Kompendium dieser 
wissenschaftlichen Prozesse bzw. ihrer Ergebnisse dar und diente gleichzeitig als 
evaluative Zuspitzung der Ergebnisse auf die bildungspolitischen Fragen. (4) Die 
Ausarbeitung von politischen Handlungsoptionen würde auf der Basis des Berichts 
erfolgen. (5) Informiert durch die Berichterstattung würden bildungspolitische Steu- 
erentscheide gefällt und damit gezielt im Bildungssystem interveniert. (6) Aus den 
aktuellen Entwicklungen, idealerweise als Wirkung früherer Steuerentscheide, ergä- 
ben sich dann wiederum Fragestellungen für den nächsten Zyklus. 

Für den ersten Bildungsbericht, gemäss Projektplan 2006 zu publizieren, waren 
ein erster, allgemeiner Teil mit einem Kontext- und fünf Stufenkapiteln sowie ein 
zweiter Teil mit zwei Schwerpunktthemen vorgesehen. Im allgemeinen Teil sollten 
gewisse Informationen auf allen Stufen nach einem ähnlichen Muster dargestellt 
und andererseits stufenspezifische Themen bearbeitet werden. Dargestellt werden 
sollten jeweils die Entwicklung der Ergebnisse über die Zeit sowie in den einzelnen 
Kantone. Innerhalb der einzelnen Teile der Stufenkapitel sollten Ergebnisse aus ver- 
schiedenen Datenquellen verbunden werden und sowohl Beschreibung und Analyse 
als auch Bewertung gleichermassen vorkommen. Das Format der Schwerpunktthe- 
men war vorgesehen, um besonders dringliche oder politisch prioritäre Bereiche 
vertieft bearbeiten zu können. Für den ersten Bericht sollten in der ausführliche- 
ren Variante zwei Schwerpunktthemen bearbeitet werden, eines zum Umgang mit 


20 In einem Referat für die Arbeitsgemeinschaft Externe Evaluation von Schulen (ARGEV) 
verwies Heinz Rhyn, der seitens der EDK für das Bildungsmonitoring Verantwortliche, auf 
die Berichte der OECD, der Europäischen Union sowie auf nationale Bildungsberichte in den 
USA, in Kanada, Frankreich, den Niederlanden und England (Rhyn, 2004). 
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Bildungspolitik Wissenschaft 
(Bildungsplanung) (Forschung und Statistik) 


3. Bildungsbericht 
Schweiz 


Abbildung 5.1 Prozesszyklus des Schweizer Bildungsmonitorings (Wolter et al., 2007, S. 7) 


Heterogenität, zu Equity und zur Durchlässigkeit sowie ein zweites zur Lehrerinnen- 
und Lehrerbildung. In einer schlankeren Variante sollte auf die Schwerpunktthemen 
verzichtet werden können (Rhyn et al., 2004). 

Im Projektplan wurde ebenfalls erstmals die SKBF, deren Leitung 1999 der 
Bildungsökonom Stefan Wolter übernommen hatte, als ausführende Organisa- 
tion benannt. In gewisser Hinsicht wurde damit die in der Projektskizze ange- 
legte, bildungsökonomische Ausrichtung auch auf der Akteursebene bestätigt. Der 
SKBF war zunächst die Verantwortung für den ersten Projektzyklus hin zum ers- 
ten Bildungsbericht zugewiesen. Gerade für die beiden Schwerpunktthemen war 
die Vergabe separater Mandate vorgesehen. Das zuvor als operativer Ausschuss 
definierte Gremium wurde als Steuerungsgruppe”! mit strategischen Funktionen 
ins Organigramm aufgenommen. Zwischen Steuerungsgruppe und SKBF wurde 


21 Im Pilotbericht war die Steuerungsgruppe in folgender Besetzung aufgeführt: Elisabeth 
Baume-Schneider, Erziehungsdirektorin, Jura; Bernhard Koch, Erziehungsdirektor; Thurgau; 
Hans Ambühl, Generalsekretär EDK; Gerard Escher, Vizedirektor SBF, Heinz Gilomen, Vize- 
direktor BFS; Beat Hotz-Hart, Vizedirektor BBT (Wolter et al., 2007). 
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ein Koordinationsstab eingerichtet, in dem Vertreterinnen und Vertreter kantonaler 
Schulentwicklungs- und Forschungsstellen, der EDK sowie der betroffenen Bunde- 
sämter SBF, BFS und BBT Einsitz nahmen. Die Finanzierung der Pilotphase sollte 
je zur Hälfte aus den bestehenden Finanzierungsarrangements von CORECHED 
und PISA heraus organisiert werden (Rhyn et al., 2004). Nachdem auch die Ver- 
handlungen zwischen Bund und EDK bezüglich der Finanzierung abgeschlossen 
waren, wurde der Projektplan 2004 von der EDK-Plenarversammlung genehmigt 
(EDK, 2005). 

In den konzeptionellen Vorarbeiten zum ersten nationalen Bildungsbericht nah- 
men die auf der Programmebene von Bund und EDK noch relativ abstrakt formulier- 
ten Elemente des nationalen Bildungsmonitorings Gestalt an. Zahlreiche Grundzüge 
wurden in der Ausarbeitung der vier dargestellten Konzeptpapiere sukzessive defi- 
niert, darunter der Berichtszyklus, die Datengrundlagen, die Inhalte und die Struk- 
tur des Pilotberichts sowie die Projektstruktur mit dem Bund und den Kantonen als 
Auftraggebende und der SKBF als ausführender Organisation. Ein weiteres Merk- 
mal der Vorarbeiten wird illustriert durch die begriffliche Reibung zwischen der 
analytisch-beschreibenden und der politisch-gestaltenden Begriffs- und Zweckbe- 
stimmung von Bildungsmonitoring. Während erstere eher von den Auftraggebern 
in Projektskizze und und Projektplan betont wurde, war letztere in den externen 
Berichten prominenter. Obwohl sich im für den Auftrag an die SKBF massgebenden 
Projektplan die in diesem Sinne enge Bildungsmonitoringkonzeption der Bunde- 
sämter und der EDK durchsetzte, war die Frage der Implikationen des zyklischen 
Monitoringkonzepts und der konzeptionellen Ursprünge in der von Buschor (2001) 
skizzierten Steuerungstrias von Standarddefinition, -überprüfung und Massnahmen 
keinesfalls abschliessend entschieden oder beantwortet. Vielmehr wurde Bildungs- 
monitoring vorläufig im Sinne einer am ehesten pragmatisch zu nennenden Orien- 
tierung am aktuell Notwendigen und Machbaren auf die Informationsbeschaffung 
und -aufbereitung konzentriert. Zugleich wurde, gerade vonseiten der EDK, die Ver- 
knüpfung des angedachten Bildungsmonitorings mit dem Steuerungs- und Koordi- 
nationsdispositiv im Bildungsbereich immer wieder hervorgehoben. Und schliess- 
lich deuteten unter anderem die Konzeption des Bildungsmonitoringprogramms als 
eine Art Evaluationszyklus oder die Wahl der SKBF als Auftragnehmerin für den 
Pilotbericht darauf hin, dass die politisch-gestaltende Zweckbestimmung wichtig 
war und blieb. 
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5.4.3 Pilotberichte 


Im Rahmen des nationalen Bildungsmonitorings erschienen 2006 der erste Bil- 
dungsbericht Schweiz (Wolter et al., 2007) sowie 2007 ein Schwerpunktbericht 
zur Lehrerinnen- und Lehrerbildung (L. Lehmann, Criblez, Guldimann, Fuchs & 
Perisset, 2007). Der zweite, vorgesehene Schwerpunktbericht zu den Themen Hete- 
rogenität, Equity und Durchlässigkeit wurde nicht realisiert. 

Der Pilotbericht des nationalen Bildungsberichts war schliesslich die erwartete 
Beschreibung des schweizerischen Bildungswesens entlang eines einheitlichen Kri- 
terienrasters und unter Einbezug eines breiten Spektrums an Datengrundlagen. Die 
Beschreibung war nicht nur darstellend, sondern enthielt auch Einordnungen und 
Bewertungen. Dieser evaluative Charakter war auch eine der wesentlichen Neue- 
rung gegenüber früheren Systemdarstellungen. Der Bildungsbericht wurde von der 
SKBF verfasst und war gegliedert nach Bildungsstufen und Bildungstypen mit vor- 
gelagerten Kapiteln zu Definitionen und Kontexten. Innerhalb der Stufenkapitelkam 
fast durchwegs ein einheitliches Themen- oder Kriterienraster zur Anwendung. Es 
umfasste mit den äusseren und inneren Rahmenbedingungen bzw. den Kontexten 
und Institutionen zwei eher beschreibende Kriterien. Im Kern standen aber die drei 
eher evaluativ ausgerichteten Kriterien Effektivität, Effizienz und Equity. 

Insbesondere auf die Problematik der ökonomisch geprägten Kriterien der Effek- 
tivität und der Effizienz wurde in der Einleitung des Berichts hingewiesen: Wäh- 
rend sich die Rahmenbedingungen gewissermassen datenbasiert darstellen liessen, 
setzten die übrigen drei Kriterien Bildungsstandards voraus, anhand derer die Leis- 
tungen evaluiert werden können. Neben den auf die Outputs konzentrierten Leis- 
tungszielen, würden Bildungssystemen viele weitere Zielsetzungen und Funktionen 
zugeordnet. Diese Zielsetzungen müssten erst politisch bewertet, in eine Zielhier- 
archie gebracht und dann auf ihre empirische Überprüfung hin operationalisiert 
werden. Solche Bildungsziele, insbesondere was den Erwerb von Kompetenzen 
anginge, stünden aktuell noch nicht zur Verfügung und würden allenfalls für einen 
zweiten Monitoringzyklus entwickelt werden (Wolter et al., 2007). Die in der Kon- 
zeptphase angedachten Elemente einer ökonomisch inspirierten Steuerung des Bil- 
dungssystems über politische Zielvorgaben und deren Überprüfung wurden damit 
im Pilotbericht zwar angelegt aber nicht realisiert. Vielmehr wurde im Bericht deut- 
lich gemacht, dass er auch insofern ein Pilotbericht sei, als dass in ihm bestehende 
Primärdaten und -quellen im Sinne einer Sekundäranalyse dargestellt würden (Wol- 
ter et al., 2007). Implizit und explizit enthielt der Bericht also nicht nur Hinweise 
auf die fehlenden Zielsysteme, sondern auch auf den Mangel an Evaluation und 
Forschung im Bereich der Effektivitätsüberprüfung. 
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Die Frage nach der Effektivität stellte das wichtigste der drei evaluativen Krite- 
rien des angewandten Kriterienrasters dar, allein schon weil Effektivität als Zieler- 
reichungsgrad als zentrales Mass sämtlicher am Output angelegter Steuerungsvor- 
stellungen definiert war. Mögliche Ziele, an denen Effektivität gemessen werden 
sollte, wurden ganz grob in drei Kategorien unterteilt (Wolter et al., 2007): (1) 
Schülerzahlen und Angaben zur Bildungsbeteiligung wie etwa Abschlussquoten 
würden über den quantitativen Output informieren. (2) Die fachlichen, überfachli- 
chen, sozialen und übrigen Kompetenzen stellten Zielgrössen für den qualitativen 
Output von Bildungsorganisationen und -systemen dar. (3) Als Outcomes, Wirkun- 
gen oder Finalitäten wurden wirtschaftliche und insbesondere arbeitsmarktbezogene 
Indikatoren sowie Gesundheit und politische Partizipation definiert. 

Die Frage nach der Effizienz als zweitem evaluativem Kriterium richtete sich pri- 
mär auf den Mittel- und Ressourceneinsatz im Bildungswesen. Dabei wurde deutlich 
gemacht, dass die Datengrundlage kaum konkrete Effizienzaussagen zuliesse. Statt- 
dessen bezögen sich die Effizienzanalysen auf die Inputfaktoren und im Besonderen 
auf die Kosten. 

Das dritte evaluative Kriterium war mit Equity überschrieben, bezog sich auf 
die Frage der sozialen Selektivität von Bildungssystemen und knüpfte an den im 
deutschsprachigen Raum häufiger verwendeten Begriff der Chancengerechtigkeit 
an. Dabei wurden sowohl die unterschiedlichen Gerechtigkeitsprinzipien als auch 
die konkreten Brennpunkte mangelnder Chancengerechtigkeit untersucht. Das Kri- 
terium der Chancengerechtigkeit wurde bezogen auf Outputs und Outcomes ebenso 
wie auf die Prozesse und Bildungslaufbahnen (Wolter et al., 2007). Zusammen mit 
den beiden eher beschreibenden Kriterien bildeten die evaluativen Kriterien eine Art 
Heuristik, die eine einheitliche Beschreibung des Bildungssystems über alle Stufen 
hinweg sowie den Einbezug von Daten und Informationen aus einer Vielzahl von 
Quellen ermöglichen sollte. 

Gerade mit dieser klaren Orientierung an den Kriterien sollte auch dem zykli- 
schen oder periodischen Moment der Bildungsberichterstattung Rechnung getra- 
gen werden. Es wurde deutlich gemacht, dass der Pilotbericht erst den Anfang der 
Entwicklung hin zu den angedachten Steuerungsmechanismen im Bildungsbereich 
darstellte, und zwar sowohl auf der politischen als auch auf der daten- und informa- 
tionsbezogenen Ebene. Der Bericht war sehr bewusst als Auftakt und Initialimpuls 
des zyklischen Monitoringprozesses gestaltet (vgl. Abbildung 5.1). 

Mit der Orientierung an den drei evaluativen Kriterien und der entsprechen- 
den Strukturierung und Ausrichtung der Sekundäranalysen wurde die in Pro- 
jektskizze und Projektplan vorgesehene Akzentsetzung auf einen pragmatischen, 
systematisch-beschreibenden, ersten Bildungsbericht auf den ersten Blick übernom- 
men und realisiert. Allerdings war der Bericht, insbesondere mit den drei Kriterien 
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sowie den erwähnten Hinweisen auf die zu entwickelnden Zielsysteme und die 
spärliche Datenlage in zweierlei Hinsicht weit mehr als Beschaffung und Aufbe- 
reitung von Informationen (Wolter et al., 2007): (1) Mit der Setzung von Effekti- 
vität als erstem und wichtigstem Kriterium evaluativer Natur wurden das Prinzip 
der Outputsteuerung und die damit verbundenen Steuerungsmechanismen nicht nur 
präsentiert und dargestellt. Vielmehr wurden sie als zentrale Begrifflichkeiten auch 
für die weiteren Schritte im Bildungsmonitoringprozess gesetzt. Und dies obwohl 
die Voraussetzungen für die Analyse, Beschreibung und Bewertung der Effektivität 
in Form geeigneter, ausreichend differenzierter, operationalisierbarer und politisch 
bearbeiteter Zielsysteme nicht gegeben waren. Um trotzdem dieses für sämtliche 
Vorstellungen von Outputorientierung oder -steuerung absolut zentrale Kriterium 
heranziehen zu können, wurden stattdessen eigens für den Bericht Ziele aus interna- 
tionalen, nationalen und kantonalen Policies abgeleitet an denen dann Effektivität 
als Mass für den Zielerreichungsgrad untersucht und berichtet werden konnte. Für 
die Primarstufe wurde beispielsweise die Entwicklung der nationalen Bildungsstan- 
dards als Fortführung und Konkretisierung der bis dahin eher uneinheitlichen und 
allgemein formulierten Ziele der kantonalen Bildungsgesetzgebung beschrieben. 
(2) Als Quellen- und Datenmaterial zur Überprüfung des damit implizit auf fachli- 
che Kompetenzen eingegrenzten Bildungsziels wurde auf kantonale und regionale 
Leistungserhebungsinstrumente zur Orientierung von Lehrpersonen sowie auf die 
Ergebnisse aus konkreten Systemevaluationen mit Leistungserhebungen hingewie- 
sen. Für die Sekundarstufe I wurde neben den Leistungen der Übertritt auf die 
Sekundarstufe II als Zielkategorie definiert. Primäre Quelle sowohl der Standard- 
definition als auch der konkreten Leistungsdaten waren die PISA-Ergebnisse von 
2000 und 2003. Die Effektivität der universitären Hochschulen wurde, ausgehend 
vom vierfachen Leistungsauftrag, anhand der Studienerfolgsquoten, der Mobilität 
der Studierenden sowie verschiedener Arbeitsmarktindikatoren der Universitätsab- 
solventinnen und -absolventen bestimmt. 

Die Ausführungen zur Effektivität auf allen Stufen zeigen deutlich, dass neben 
der akkuraten und neutralen Systembeschreibung auch ein spezifisches Zielsystem 
oder zumindest die Grundstruktur eines solchen Zielsystems diskursiv und politisch 
verankert werden sollte. Im Zentrum dieses Zielsystems standen die Leistungen 
bzw. die Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler, meist bezogen auf wenige 
Kernfächer. Ergänzt wurde das Zielsystem teilweise durch Arbeitsmarkt- und andere 
Wirtschaftsindikatoren. 

Die Schlussfolgerungen des ersten Bildungsberichts bestanden aus fünf Forde- 
rungen bezüglich der als zweites Manko konstatierten Knappheit an verarbeitba- 
ren Daten und Informationen (Wolter et al., 2007): (1) Durch die Erhebung von 
bildungsstatistischen Individualdaten sollte es möglich werden, Bildungsverläufe 
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nachzuzeichnen sowie Übergänge und Schnittstellen besser zu analysieren. (2) 
Die Leistungserhebung sollte intensiviert werden um die Ermittlung der Zieler- 
reichungsgrade zu verbessern oder gar erst zu ermöglichen. (3) Ebenso seien Sys- 
teme zur Gewinnung vergleichbarer Kosten- und Inputdaten als Voraussetzung von 
Effizienzbetrachtungen zu schaffen. (4) Die Bildungsforschung habe sich allgemein 
stärker auf die Ermittlung von kausalen Ursache-Wirkungs-Ketten auszurichten. (5) 
Und schliesslich hätten sich auch Bildungspolitik und -verwaltung stärker an empiri- 
scher Evidenz auszurichten. Insgesamt wären also die Informationen aus Forschung 
und Evaluation als Grundlage für politische Steuerentscheide oft nicht ausreichend 
und zugleich Forschung und Evaluation zu wenig gut auf steuerungsrelevante Daten 
und Ergebnisse hin ausgerichtet (Wolter et al., 2007). 

Parallel zum Pilotbericht wurde ein Schwerpunktbericht zur Lehrerinnen- und 
Lehrerbildung ausgearbeitet und 2007 publiziert. Das Thema der Lehrerausbildung 
war sowohl im Tätigkeitsprogramm der EDK priorisiert (vgl. Abschn. 5.4.1) als 
auch vor dem Hintergrund der damaligen Entwicklungen rund um die entstehen- 
den pädagogischen Hochschulen von Relevanz (Criblez, Lehmann & Huber, 2016). 
Das Mandat wurde 2005 ausgeschrieben und ging schliesslich an eine Gruppe von 
Forschenden unter der Leitung von Lucien Criblez. Ähnlich wie im Pilotbericht 
wurden für den Schwerpunktbericht bestehende Informationen und Daten zusam- 
mengestellt und aufbereitet. Neben bildungsstatistischen Daten sowie Forschungs- 
und Evaluationsergebnissen wurden auch Informationen aus den Anerkennungsver- 
fahren, den Ausbildungsorganisationen sowie Verwaltungsdaten verwendet. Damit 
sollten auch bisherige Bestandsaufnahmen (z. B. Badertscher, Criblez, Wälchli, 
Weissleder & Vauthier, 1993) aktualisiert und Forschungsanstrengungen in diesem 
Feld (z. B. Oelkers & Oser, 2000) aufgenommen werden. Anders als im Pilotbericht 
sollte die Analyse und Beschreibung nicht primär in einer Bewertung anhand eva- 
luativer Kriterien münden, sondern in einem auf die Ausbildung von Lehrpersonen 
fokussierten Monitoringkonzept (L. Lehmann et al., 2007). 

Ausgehend von einer Bestandsaufnahme der Ausbildungsangebote für Lehrper- 
sonen der Vor- und Primarschule sowie der Sekundarstufen I und II wurden die 
Zugänge zu den Ausbildungen, die innere Struktur der Ausbildungsgänge sowie 
die Abschlüsse und Lehrberechtigungen untersucht. Dazu waren das Personal der 
Ausbildungsorganisationen sowie das Engagement in Forschung und Weiterbildung 
der jungen Hochschulen Gegenstand weiterer Analysen. All dies geschah sowohl 
auf einer normativen als auch auf einer empirischen Ebene. Gerade im Hinblick auf 
das Monitoringkonzept wurde, ähnlich wie im Pilotbericht, an zahlreichen Stellen 
eine eher dünne Daten- und Forschungslage konstatiert. Das vorgeschlagene Kon- 
zept für ein Monitoring der Ausbildung von Lehrpersonen nahm zunächst Bezug 
auf das nationale Bildungsmonitoring und grenzte sich zugleich davon ab. Die 
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grundsätzliche Annahme, dass Wissen zur Gestaltung und Steuerung des Bildungs- 
systems notwendig sei, wurde ebenso geteilt wie der Anspruch, die entsprechenden 
Daten und Informationen primär durch Bildungsstatistik und Bildungsforschung 
generieren zu lassen. Eher kritisch identifizierte der Bericht, bezogen auf das natio- 
nale Bildungsmonitoring, drei offene Fragen (L. Lehmann et al., 2007): (1) Das 
an Prinzipien der wirkungsorientierten Verwaltung angelehnte Monitoringkonzept 
berücksichtige die Dynamik von horizontaler und vertikaler Politikverflechtung im 
Bildungsbereich zu wenig. (2) Der darin angelegte Steuerungsansatz sei zu wenig 
konkret. So würde etwa die Differenzierung zwischen der Steuerung des Bildungs- 
systems oder einzelner Teilsysteme und der Steuerung im System fehlen. (3) Das 
nationale Bildungsmonitoring sei zudem zu wenig konkret bezüglich der Steue- 
rungsziele sowie der beteiligten Akteure und der eingesetzten Instrumente. Damit 
würden beispielsweise Transformations- und Interpretationsprozesse der einzelnen 
Akteure unberücksichtigt bleiben. 

Dem eigentlichen Konzept lagen dann zwei grundsätzliche Definitionen 
zugrunde. Die eine bezog sich auf den Monitoringbegriff, die andere auf den Begriff 
der Steuerung: 


„Durch das Bildungsmonitoring Lehrerinnen- und Lehrerbildung werden im Sinne 
einer gesellschaftlichen Dauerbeobachtung Systemdaten und Systemanalysen zum 
Lehrerinnen- und Lehrerbildungssystem Schweiz zum Zwecke der politischen Steue- 
rung periodisch zur Verfügung gestellt. Die Daten und Analysen beschreiben das 
Lehrerinnen- und Lehrerbildungssystem Schweiz in definierten Bereichen, ermög- 
lichen nach mehreren Monitoringdurchgängen die Beschreibung von Entwicklungen 
über die Zeit (Zeitreihen) in diesen Bereichen und situieren diese Daten und Ana- 
lysen im Rahmen der allgemeinen Entwicklung des Bildungssystems Schweiz und 
vergleichend im internationalen Kontext.“ (L. Lehmann et al., 2007, S. 116) 


„Sie [die Steuerung] ist ziel- und richtungsorientiert, ist auf Akteure angewiesen, die 
entscheidungsfähig und entscheidungsberechtigt sind und über Instrumente der Steue- 
rung verfügen (Regelungs- und Entscheidungskompetenzen, entsprechende Ressour- 
cen usw.). Steuerung in der Lehrerinnen- und Lehrerbildung meint in diesem Sinne die 
gezielte Beeinflussung untergeordneter durch übergeordnete Akteure mit dem Ziel, 
dass die untergeordneten Akteure Strukturen und Prozesse in ihren Institutionen so 
beeinflussen, dass sich definierte Indikatoren in die beabsichtigte Richtung verändern. 
Steuerung ist in diesem Verständnis ein Prozess, an dem unterschiedliche Akteure auf 
unterschiedlichen Ebenen des Bildungssystems auf unterschiedliche Art und Weise 
beteiligt sind.“ (L. Lehmann et al., 2007, S.117) 


Im Schwerpunktbericht zur Ausbildung von Lehrpersonen wurde eine spezifische 
Position bezüglich der Ausrichtung von Monitoring zwischen Beschreibung und 
Gestaltung eingenommen. Diese Position zeichnete sich einerseits dadurch aus, 


5.4 Nationale Bildungsberichte 135 


dass keine abstrakt legitimierte Entscheidung für oder gegen einen direkten Einbe- 
zug von Steuerung und Gestaltung in die Monitoringkonzeption getroffen wurde. 
Andererseits wurde für den Bereich der Lehrerbildung die pragmatische Orientie- 
rung am Bestehenden und Machbaren konsequent beibehalten und zugleich auf die 
Voraussetzungen und Rahmenbedingungen der Entwicklung hin zu einem politisch- 
gestaltenden Monitoring hingewiesen (L. Lehmann et al., 2007): (1) Eine dieser Vor- 
aussetzung war die Kopplung politisch festzusetzender Zielsysteme mit den wissen- 
schaftsorientierten Monitoringprozessen. (2) Eine weitere war die Notwendigkeit 
mehrerer Wiederholungen des Monitoringzyklus (vgl. Abbildung 5.1) um auf der 
Wissenschaftsseite die Interpretation der Zielvorgaben und politischen Fragen und 
auf der politischen Seite das Verständnis und die Transformation der Ergebnisse zu 
verbessern. (3) Anstelle einer im Kontext der Berichterstattung erst hergeleiteten 
Zielsystematik wurden Themen, Akteure und Zielebenen mit Blick auf die exis- 
tierenden Verhältnisse in Bildungspolitik, Lehrerbildung und Bildungsforschung 
präsentiert. 

In Form der beiden Berichte hatten Bund und Kantone rund sechs Jahre nach 
der Definition des entsprechenden Entwicklungsfeldes im Kontext der ersten PISA- 
Ergebnisse erstmals etwas vorzuweisen. Wie gerade auch die Unterschiede in der 
Monitoringkonzeption zwischen Pilot- und Schwerpunktbericht offenbaren, waren 
damit auch explizite und implizite Setzungen und Definitionsversuche verbunden. 
Insbesondere die Frage wie stark die beiden Berichte die bildungspolitischen Pro- 
zesse und die Mechanismen der Steuerung des Bildungssystem und innerhalb des 
Bildungssystems informieren und mitprägten konnten und sollten, war damit auf 
einer nationalen Ebene gestellt worden. Beide Berichte waren sowohl bezüglich der 
systembezogenen Bildungsziele als auch bezüglich des politisch relevanten Daten- 
materials deutlich mehr als eine blosse Aufarbeitung der vorhandenen Daten zum 
Zwecke einer Systembeschreibung. Sie waren nicht nur „Grundlage für Bildungs- 
planung und bildungspolitische Entscheide, für die Rechenschaftslegung und die 
öffentliche Diskussion“ (Ambühl et al., 2002, S. 1), sondern definierten ihre begriff- 
liche, inhaltliche und programmatische Verarbeitung in den weiteren Schritten des 
Monitoringprozesses massgeblich mit. 

Die Publikation der beiden Berichte fiel in eine bildungspolitisch höchst aktive 
Zeit, gerade was die Frage der relevanten Zielsysteme betraf: Die Bildungsharmo- 
nisierung wurde im Mai 2006 in der nationalen Volksabstimmung in Form der soge- 
nannten Bildungsverfassung in der Bundesverfassung verankert. Die EDK schickte 
den Text des HarmoS-Konkordats in eine breite Vernehmlassungsrunde in den 
Kantonen und initiierte 2007 dessen Verabschiedung durch die Plenarversamm- 
lung. Zugleich wurde auch die Entwicklung der Bildungsstandards in Form von 
Grundkompetenzdefinitionen in Schulsprache, Fremdsprachen, Mathematik und 
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Naturwissenschaften weiter vorangetrieben (EDK, 2011). Insbesondere für die nun- 
mehr in der Verfassung festgeschriebene, gemeinsame Verantwortung von Bund und 
Kantonen für ein qualitativ gutes und durchlässiges Bildungssystem wurde das Pro- 
jekt Bildungsmonitoring mit den beiden Berichten als zentral hervorgehoben (EDK, 
2008). 

Die Rezeption und Wirkung der beiden Pilotberichte sowohl bezüglich der sys- 
tematischen Beobachtung der Schulsysteme als auch der Ausrichtung der Bildungs- 
forschung ist nur schwer abzuschätzen. Sicherlich trug insbesondere der Pilotbericht 
dazu bei, den Diskurs um das Generieren und Verarbeiten von Daten und Informatio- 
nen zuhanden politischer Akteure begrifflich zu verschieben. So wurden beispiels- 
weise Leistungen als qualitative Outputs bezeichnet. Inhaltlich dienten Effektivität, 
Effizienz und Equity nicht nur als Beschreibungskriterien und Strukturmerkmale des 
Berichts, sondern als Auswahl-, Filter-, Ein- und Ausschlusskriterien bezogen auf 
die verfügbaren Daten und Informationen. Anders ausgedrückt wurden die Infor- 
mationen in Form „dreier ‚Qualitätsmaßstäbe‘, d.h. quasi-objektiver Erwartungen 
an Bildungseinrichtungen, dargestellt, nämlich effizient, effektiv und gerecht zu 
arbeiten.“ (Rürup et al., 2010, S. 388-389) 

Programmatisch war der Pilotbericht fast ausschliesslich auf Mechanismen der 
outputorientierten Steuerung von Bildungssystemen ausgerichtet. Der Bildungs- 
bericht 2006 sollte sich nicht nur in den Bildungsmonitoringprozess einordnen, 
sondern gerade auch die nachfolgenden, bildungspolitischen Phasen massgeblich 
mitprägen. Er positionierte sich — nicht nur in der Prozessdarstellung (vgl. Abbil- 
dung5.1)-klarzwischen Forschung, Statistik und Evaluation auf der einen Seite und 
Planung und Steuerung auf der anderen. Aus dieser Schnittstellenposition heraus 
wurden im Bericht die forschungs- und politikseitig zu schaffenden Voraussetzun- 
gen klar benannt und — da meist nicht gegeben — im Sinne einer „ganzheitliche[n] 
Analyse und Gestaltung von Bildungssystemen“ (Buschor, 2001, S. 1) geschaffen. 

Verschiedene weitere Projekte und Publikationen trugen ebenfalls zur begriff- 
lichen Verschiebung des Diskurses um die politische Steuerung von Bildung und 
Schule bei. So erschien 2007 der Expertenbericht zum von der CORECHED in 
Auftrag gegebenen OECD-Reporting zum Stand der Bildungsforschung in der 
Schweiz (Tippelt, Pollard & Van der Wende, Marijk, 2007; vgl. Abschn. 5.2.2). 
Im Januar 2007 verabschiedete der Bundesrat eine neue BFI-Botschaft, die unter 
anderem eine Orientierung des Mitteleinsatzes im Bildungsbereich an Effizienz- 
kriterien sowie ein stärker kompetitives Forschungsförderungssystem postulierte 
(BFI-Botschaft 2008-2011, 2007). Ein weiterer, makroökonomisch ausgerichteter 
Länderreport der OECD von 2006 beurteilte die aktuellen Entwicklungen im Hoch- 
schulsystem der Schweiz zwar positiv, stellte jedoch zugleich Verbesserungsbe- 
darf bei den Fachhochschulen, bei der internationalen Zusammenarbeit und bei den 
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Forschungsförderung fest (Hutschenreiter, Stampfer, Glanz & Guinet, 2006). 
Schliesslich stellten die neue Bildungsverfassung und der damit verbundene Impuls 
in der Neuordnung der Bildungsharmonisierung auch eine Bestätigung der im Dis- 
kurs um Bildungsmonitoring prominenten Begriffssysteme dar. Trotz der relati- 
vierenden Einschätzungen im Schwerpunktbericht wurde in dieser Phase ein spe- 
zifischer Beschreibungsmodus für Bildungssysteme, der unter anderem auf Leis- 
tungserhebungen fokussiert ist, als Instrument politischer und öffentlicher Kom- 
munikation etabliert. Ein Teil der Legitimation dieser für die Schweiz eher neuen 
Beschreibungslogik fasste Wolter (2008a) — teilweise in Übereinstimmung mit 
gewissen Aussagen im OECD-Report zur Bildungsforschung (vgl. Abschn. 5.2.2) 
— als Kritik an der bestehenden Bildungsforschung folgendermassen zusammen: 
(1) Die etablierten Perspektiven auf Schule und Bildung hätten die Rahmenbedin- 
gungen, den Output und den Output von Bildung nicht systematisch in den Blick 
genommen. (2) Insbesondere im Bereich der empirisch-sozialwissenschaftlichen 
Zugänge wäre nur wenig Forschung und damit verbunden zu wenig wissenschaft- 
liche Kompetenz vorhanden. Dies würde insbesondere die Forschung zu Ursache- 
Wirkungszusammenhängen betreffen. (3) Die Betonung der hauptsächlich statis- 
tisch erstellten Bildungsindikatoren als politische Informationsgrundlage hätte eine 
Entwicklung elaborierterer empirischer Zugänge eher behindert. (4) Das Verhältnis 
zwischen Forschung und Politik wäre im Hinblick auf steuerungsrelevantes Wissen 
beidseitig zu verkrampft. 

Insofern wurde auch klar, dass insbesondere die im Pilotbericht zentralen Begriff- 
lichkeiten im Diskurs verankert werden sollten — und zu einem grossen Teil auch 
erfolgreich verankert wurden. Das Instrument der Schwerpunktberichte wurde in 
der Folge nicht mehr eingesetzt. Damit blieb auch dessen Potenzial, das nationale 
Bildungsmonitoring inhaltlich zu ergänzen und — wie im Schwerpunktbericht zur 
Lehrerinnen- und Lehrerbildung realisiert — durchaus auch kritisch zu kommentie- 
ren und zu erweitern, ungenutzt. 


5.4.4 Periodische Bildungsberichte 


Der Pilotbericht 2006 wurde von zwei Organisationen evaluiert: Teams des Erzie- 
hungsministeriums der kanadischen Provinz Ontario und des Deutschen Instituts 
für Internationale Pädagogische Forschung (DIPF) verfassten je einen Evaluati- 
onsbericht zuhanden der EDK. Auf dieser Grundlage entschied die EDK bereits 
2007, die SKBF mit der Ausarbeitung des Berichts von 2010 zu beauftragen 
(EDK, 2008). Die entsprechenden Verhandlungen mit den Bundesämtern und der 
SKBF wurden rasch zu einem Abschluss gebracht und im Juli 2009 wurde die 
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Bildungsberichterstattung ab 2014 im Rahmen einer langfristigen Vereinbarung 
zwischen EDK, BBT und SBF initiiert und rechtlich abgesichert (EDK, 2009, 2010). 

In den beiden Bildungsberichten 2010 und 2014 wurde die Struktur mit den 
drei evaluativen Kriterien, ergänzt um Kontexte und Institutionen als beschreibende 
Kriterien, grundsätzlich beibehalten. Dagegen umfassten die beiden Berichte mehr 
Kapitel als der Pilotbericht. Dies lag einerseits daran, dass neben den Kapiteln zu den 
Bildungsstufen auch solche spezifisch bezogen auf einzelne Bildungstypen geschaf- 
fen wurden. So gab es neben dem allgemeinen Kapitel zur Sekundarstufe II je ein 
spezifisches zum Gymnasium, zur beruflichen Grundbildung und zu den Fachmit- 
telschulen. Zusätzlich wurden die individuellen und gesellschaftlichen Wirkungen 
des Bildungssystems in einem separaten Kapitel zusammengetragen (Wolter, Kull 
& Hof, 2010; Wolter & Hof, 2014). Was gegenüber dem Pilotbericht weggelas- 
sen wurde, war die Bilanzierung bezogen auf das Programm Bildungsmonitoring 
Schweiz. Trotzdem enthielten beide Berichte zahlreiche Hinweise auf die spärli- 
che Informations-, Forschungs- und Datenlage. Solche Hinweise finden sich im 
Bildungsbericht 2010 beispielsweise ganz allgemein formuliert im Vorwort, the- 
menspezifisch in den Bereichen der familienergänzenden Betreuung oder der Zwi- 
schenlösungen nach der obligatorischen Schulzeit, oder datenspezifisch bezogen auf 
Schülerleistungen oder Längsschnittdaten (Wolter et al., 2010). Auch im Bericht 
von 2014 wurde etwa mehrfach auf „das weitgehende Fehlen von Längsschnitt- 
oder Kohortendaten im schweizerischen Bildungswesen“ (Wolter & Hof, 2014, 
S.20) hingewiesen. Zugleich konnte aber in diesem Bericht an vielen Stellen auf 
die Modernisierung der nationalen Bildungsstatistik verwiesen werden, die zukünf- 
tig die individuellen Längsschnittdaten zumindest im Bereich der Bildungsstatistik 
ermöglichen würde (Wolter & Hof, 2014). 


22 Zeitlich parallel mit der Konzeption der nationalen Bildungsberichterstattung wurde ab 
2004 die Modernisierung der bildungsstatistischen Erhebungen des BFS initiiert, konzipiert 
und vorangetrieben. Ein zentrales Ziel war dabei die Erhebung von Individualdaten zu den 
Personen in Ausbildung im Hinblick auf die gemäss dem Pilotbericht wünschbare Datenbasis 
zur Analyse von Bildungsverläufen (Stotzer, 2008; Dubach, Fritschi & Künzi, 2007). Als ers- 
ter Schritt wurde die für 2010 geplante Volkszählung zum ersten Mal nicht mehr als Erhebung, 
sondern über die Einwohnerregister, ergänzt durch stichprobenbasierte Befragungen durch- 
geführt (Klausing & Husfeldt, 2015). Ab 2012 wurden sämtliche bildungsstatistische Daten 
in allen Kantonen als Individualdaten, analog zu den Registerdaten, erfasst. Im Rahmen des 
BFS-Programms Längsschnittanalysen im Bildungsbereich (LABB) wurden ab 2014 die Vor- 
aussetzungen geschaffen für eine systematische und regelmässige Auswertung dieser Daten 
durch das BFS selbst sowie die Bereitstellung dieser Längsschnittdaten zuhanden der Kantone 
und der Forschung. Dazu gehörten auch die gesetzlichen Rahmenbedingungen in Form der 
Datenverknüpfungsverordnung des EDI, die 2014 in Kraft trat. Die ersten BFS-Publikationen 
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Gegenüber dem Pilotbericht weiterentwickelt wurde dagegen das Verständnis 
des Programms und der Prozesse des Bildungsmonitorings sowie die Kommunika- 
tion dessen im Rahmen der Bildungsberichte. Die zunächst auffallendste Anpas- 
sung war die Ablösung der zyklischen Darstellung des Bildungsmonitoringprozes- 
ses durch eine kontinuierliche (vgl. Abbildung 5.2). 


Produkt: Auswertung Programm Produkt: 
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Abbildung 5.2 Prozess des Bildungsmonitorings Schweiz 2010 bis 2014 (Wolter & Hof, 
2014, S. 6) 


In der neueren Konzeption wurden zusätzlich die Ebenen der Informationssamm- 
lung und -aufbereitung sowie der Systemsteuerung getrennt. Dabei bezog sich Bil- 
dungsmonitoring im engeren Sinne nur auf die Informations- und nicht auf die 
Steuerungsebene, wobei in den beiden Berichten fast wortwörtlich auf die Defini- 
tion aus der EDK-Projektskizze von 2002 rekurriert wurde (vgl. Abschn. 5.4.2). Der 
Bildungsbericht stellte als Produkt auf der Monitoringebene den zentralen Taktgeber 
dar, sowohl was die Zeitlichkeit der Prozesse als auch was die Inhalte der bildungs- 
politischen Diskussion angeht. Auf der Basis des Berichts sollten in einer ersten 
Phase politische Auswertungen der im Bericht gesammelten Informationen erfol- 
gen. Beteiligt daran sollten primär politische Akteure sein. Als Abschluss dieser 
Auswertungsphase würden der Bildungspolitik in dieser Programmatik Folgerun- 
gen und Vorschläge bezogen auf die Steuerung des Bildungssystems übergeben. Die 
Folgerungen bezögen sich auch auf das Monitoring selbst indem in der folgenden 


unter Verwendung dieser Daten erschienen 2015 (Laganä & Babel, 2015; Strubi & Babel, 
2015). 
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Phase das Programm des Bildungsmonitorings angepasst würde, etwa bezüglich des 
gezielten Ausbaus der Daten- und Informationsgrundlage (Wolter & Hof, 2014). 
Im Bericht von 2014 konnte erstmals darauf verwiesen werden, dass Bund und 
Kantone im Zuge der Auswertung des Berichtes von 2010 Zielsetzungen für die 
Steuerung und Weiterentwicklung des Bildungssystems erarbeitet hatten (Wolter & 
Hof, 2014). Diese bildungspolitischen Zielsetzungen von Bund und Kantonen wur- 
den 2011 unter dem Titel „Chancen optimal nutzen“ erstmals öffentlich vorgestellt: 


„Bund und Kantone verständigen sich auf wenige konkrete und überprüfbare Ziele 
für das laufende Jahrzehnt. Mit diesen Zielen wollen Bund und Kantone aufgrund der 
Erkenntnisse des Bildungsberichts 2010 die Chancen und die Potentiale des schweize- 
rischen Bildungssystems besser ausschöpfen. Auf der Grundlage der Bildungsberichte 
von 2014 und 2018 soll überprüft werden, wo das Bildungssystem Schweiz in Bezug 
auf die Erreichung dieser Ziele steht.“ (EDI, EVD & EDK, 2011, S.1) 


Die Zielsetzungen stützten sich auf Kernbefunde aus dem Bildungsbericht 2010 
und bezogen sich auf alle Stufen des Bildungssystems. Als übergeordnete Prinzi- 
pien wurden mit Qualität und Durchlässigkeit die beiden zentralen Elemente aus 
der sogenannten Bildungsverfassung übernommen. Konkret wurden sechs Zielset- 
zungen formuliert, in denen mehrheitlich bereits bestehende, politische Ziele aufge- 
nommen und aktualisiert wurden (EDI et al., 2011): (1) Die in HarmoS vorgesehene 
Zielharmonisierung der obligatorischen Schule über Grundkompetenzen bzw. Bil- 
dungsstandards in den Kernfächern sowie über daran ausgerichtete, sprachregionale 
Lehrpläne (EDK, 2011) sollte fortgesetzt und abgeschlossen werden. (2) Das bereits 
2006 formulierte Postulat der 95%-Abschlussquote auf der Sekundarstufe II sollte 
beibehalten werden (EDK, 2006). (3) Der traditionelle, allgemeine und prüfungs- 
freie Zugang zu den Universitäten mit einer gymnasialen Maturität wurde als bil- 
dungspolitische Leitlinie bekräftigt. Damit reagierte man unter anderem auf die im 
Zuge der EVAMAR II-Untersuchungen wieder aufgetauchten Zweifel an Studierfä- 
higkeit und Hochschulreife der Gymnasiasten (Eberle, 2018). (4) Für die Abschlüsse 
der höheren Berufsbildung sollte, analog zu den übrigen tertiären Abschlüssen, die 
internationale Anerkennung angestrebt werden.”? (5) Das universitäre Qualifika- 
tionssystem sollte insbesondere für junge Forschende attraktiver gestaltet werden. 


23 Im Kopenhagen-Prozess, der seit 2002 auf europäischer Ebene die gegenseitige Anerken- 
nung von Berufsbildungsabschlüssen thematisiert hatte, war die Schweiz nicht aktiv invol- 
viert, pflegte aber als stiller Partner eine Art autonomen Nachvollzug. Insbesondere seit dem 
neuen Berufsbildungsgesetz von 2002 entwickelte sich die Schweizer Berufsbildung in Über- 
einstimmung mit den europäischen Entwicklungen. Für die höhere Berufsbildung in der 
Schweiz wurden ab 2010 die Entwicklung eines Diplomzusatzes sowie die Einordnung in 
den nationalen und den europäischen Qualifikationsrahmen diskutiert (Bieber, 2012). 
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(6) Der Heterogenität von Laufbahngestaltungen und Formen des Kompetenzer- 
werbs sollte mit der verstärkten Berücksichtigung nicht-formaler Lernaktivitäten 
Rechnung getragen werden. 

Mit diesen Zielsetzungen, die 2015 auf der Basis des 2014er-Berichts aktuali- 
siert wurden (WBF & EDK, 2015), wurde das nationale Bildungsmonitoring um 
das bereits im Pilotbericht von 2006 geforderte Zielsystem ergänzt. Insbesondere 
mit dem ersten konkreten Ziel der Fortführung der Harmonisierung im Bereich 
der obligatorischen Schule waren dabei auch die Leistungen der Schülerinnen und 
Schüler als Zielvorgabe enthalten. Daneben tauchten allerdings die Kompetenzen in 
den ab 2011 formulierten Zielsystemen deutlich weniger prominent auf als dies im 
Pilotbericht noch der Fall gewesen war. Nichtsdestotrotz wurden ebendiese Kompe- 
tenzen in den Bildungsberichten nach wie vor als qualitative Outputgrössen definiert 
(Wolter & Hof, 2014). 

Sehr viel konkreter wurde das Zielsystem für die obligatorische Schule durch 
die 2011 veröffentlichten Bildungsstandards. Das Projekt der nationalen Bildungs- 
standards, das in der Verantwortung der EDK lag, wurde stets als Element der 
Harmonisierung der föderalen Strukturen im Bereich der obligatorischen Schule 
kommuniziert. Angelegt als nationale Festsetzung von Zielen bereits im EDK- 
Tätigkeitsprogramm und damit als Kern des zu schaffenden HarmoS-Konkordats 
(EDK, 2002b) waren die Bildungsstandards eng verbunden mit den Koordinations- 
und Harmonisierungspostulaten jener Zeit. So bezogen sich etwa die vier Ziel- 
setzungen eines EDK-Konzeptpapiers zur Harmonisierung und Koordination von 
2004 durchwegs und fast ausschliesslich auf das Instrument der Standards und ihrer 
Überprüfung (EDK, 2004a). Dabei war die Umstellung der Systembeobachtung 
und -evaluation hin zu einer stärkeren Betrachtung von Outputs und Wirkungen 
zwar stets mitgedacht, aber nicht gleichermassen prominent. Die nationalen Bil- 
dungsstandards wurden in vier Kernfächern entwickelt und bezeichneten eine Leis- 
tungsstufe, die von sämtlichen Schülerinnen und Schülern erreicht werden sollte. 
Damit waren sie als sogenannte Basis- oder Mindeststandards angelegt (Criblez 
et al., 2009). Ursprünglich sollten die Bildungsstandards praktisch zeitgleich mit 
dem HarmoS-Konkordat 2007 verabschiedet werden und anschliessend die Aus- 
arbeitung der darauf aufbauenden Implementations- und Evaluationsinstrumente 
folgen (EDK, 2004a). Freigegeben wurden sie schliesslich 2011 (EDK, 2011). Als 
Zielkriterien für die Bildungsberichterstattung wurden sie jedoch nicht unmittel- 
bar angewendet, sondern sollten vermittelt über die sprachregionalen Lehrpläne, 
über Lehrmittel und daran ausgerichtete Evaluationsinstrumente wirksam werden 
(Wolter & Hof, 2014). Ein messbares Zielkriterium im Sinne des Systemmonitoring 
würden sie erst durch ihre systematische, stichprobenbasierte Überprüfung (EDK, 
2015c, vgl. Abschn. 5.5). 
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Der jüngste nationale Bildungsbericht von 2018 stellte zugleich eine Fortsetzung 
und eine Erweiterung der bisherigen Berichte dar. Einerseits wurde in vielen Tei- 
len die Beschreibung der Vorgängerberichte auf der Basis derselben Datenbestände 
und mit ähnlichen Darstellungsformen fortgesetzt. Andererseits wurden die dar- 
gestellten Daten und Informationen an verschiedenen Stellen sehr viel stärker auf 
konkrete Aussagen hin zugespitzt. Beispielsweise wurden für die Primarschule und 
die Sekundarstufe I nicht nur die steigenden Schülerzahlen als Herausforderung 
hervorgehoben, sondern mit Auswertungen der Klassengrössen, Beschäftigungs- 
grade, Betreuungsverhältnisse, Lehrerlöhne und Unterrichtszeiten explizit die zen- 
tralen politischen Einflussgrössen aus bildungsökonomischer Perspektive hervorge- 
hoben. Auch verschiedene Auswertungen zu den Bildungslaufbahnen waren in dem 
Sinne evaluativ aufgebaut, als dass die Möglichkeiten variabler Laufbahnen auf der 
Sekundarstufe II generell problematisiert und insbesondere die allgemeinbildenden 
im Vergleich mit den berufsbildenden Laufbahnen als defizitär dargestellt wurden. 
Gegenüber den Vorgängerberichten wurde die Datenauswertung in Richtung öko- 
nomischer Indikatoren und Darstellungsformen hin ausgebaut. Beispiele dafür sind 
etwa die relative Reaktion der Zahl der Lehrstellen und der Ausbildungsplätze an 
Gymnasien, hinter denen Konzepte wie Grenzkosten und Marktelastizität stecken 
(Wolter et al., 2018). 

Inhaltlich dokumentieren die Bildungsberichte von 2010, 2014 und 2018 nicht 
zuletzt den Erfolg der begrifflichen Setzungen im Pilotbericht: Die Relevanz und 
Aussagekraft der drei evaluativen Kriterien wird als gegeben vorausgesetzt. Die für 
die Bewertung der Effektivität nötigen Ziele wurden im Bericht von 2010 nicht 
politisch verifiziert, sondern grösstenteils aus dem Pilotbericht übernommen. Auch 
die Definitionen zu den Effizienz- und Equity-Kriterien wichen nur marginal von 
jenen im Pilotbericht ab (Wolter, Kull & Hof, 2010; Wolter & Hof, 2014). Die 
bereits im Pilotbericht von 2006 — damals noch ohne entsprechende politische 
Zielsysteme — konsequent angewandte Abbildung fast aller pädagogischen und bil- 
dungspolitischen Fragen und Themen in das begriffliche System wurde fortgesetzt. 
Mit der verstärkten Fokussierung auf ökonomische Auswertungsmodi und Lesarten 
wurden im Bericht 2018 die bildungsökonomischen Grundannahmen hinter evalua- 
tiven Kriterien deutlicher realisiert als in den Vorgängerberichten. 

Insgesamt stellen die Bildungsberichte ein akkurates und umfangreiches Kom- 
pendium der verfügbaren Daten und Informationen dar. Bewertend und evaluierend 
sind sie einerseits durch die genannten Kriterien und andererseits durch die häufigen 
Verweise auf internationale Befunde und Entwicklungen. Dabei wurden mehrheit- 
lich Ergebnisse präsentiert, die implizit oder explizit mit der OECD als Organisation 
verbunden sind oder die sehr gut in den internationalen, bildungsökonomischen Dis- 
kurs passten. 
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Trotzdem blieben nationalen Bildungsberichte hinter dem Anspruch einer syste- 
matischen, evaluativen Gesamtdarstellung der Effektivität, Effizienz und Chancen- 
gerechtigkeit des gesamten Bildungssystems zurück. Sowohl in der Monitoringkon- 
zeption als auch in den konkreten Inhalten der Bildungsberichte setzte sich bis zum 
Bericht von 2014 eher die Trennung von Analyse und Gestaltung durch, wie sie in 
Projektskizze und Projektplan zum Pilotbericht angelegt war (vgl. Abschn. 5.4.2). 
Damit standen die Berichte eher im Kontext einer systematisch-beschreibenden 
Zielsetzung von Bildungsmonitoring. Sie waren als Produkte von Informationsbe- 
schaffung und -aufbereitung ausgearbeitet. Die in der Konzeptphase vor 2006 und im 
Pilotbericht ebenfalls angelegte, umfassende Konzeption von Bildungsmonitoring 
unter Einbezug von Steuerung und Gestaltung wurde mit der Differenzierung zwi- 
schen Monitoringprogramm und Systemsteuerung eher wieder zurückgenommen. 
Ein Grund für diese Zurückhaltung liegt sicherlich darin, dass mit der Überprüfung 
der Bildungsstandards der entscheidende Schritt zur Implementierung eines out- 
putorientierten Steuerungsverständnisses erst noch realisiert werden sollte. Diese 
Zurückhaltung wurde im Bericht von 2018 zumindest im Hinblick auf die öko- 
nomisch inspirierte evaluative Perspektive teilweise abgelegt, und dies obwohl die 
eigentlichen Outputdaten — wie im folgenden Abschnitt5.5 dargestellt — nicht prä- 
sentiert werden konnten. 
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Sowohl mit dem nationalen Bildungsmonitoring als auch mit der revitalisierten 
Harmonisierung der kantonalen Schulsysteme war die Vorstellung einer Leistungs- 
erhebung von Beginn an eng verbunden (Maradan & Mangold, 2005). Die Harmoni- 
sierung, konkretisiert in der neuen Bildungsverfassung und im HarmoS-Konkordat, 
sollte neben strukturellen Eckwerten und sprachregionalen Lehrplänen insbeson- 
dere über die Bildungsstandards und deren Überprüfung erfolgen. Diese Über- 
prüfung sollte sowohl auf der Ebene der einzelnen Schülerinnen und Schüler in 
Form von Referenztest als auch auf der Systemebene über eine systematische Erhe- 
bung der Schülerleistungen erfolgen (EDK, 2011). Über diese „Beschreibungen, die 
sich auf erwartete Leistungen an bestimmten Zeitpunkten des Lernens beziehen“ 
(EDK, 2004a, S.4) wurde, die traditionellen Steuerungs- und Harmonisierungsin- 
strumente ergänzend, eine indirekte Harmonisierung intendiert. Dementsprechend 
enthielt der HarmoS-Umsetzungsbeschluss den Auftrag zur Entwicklung von Instru- 
menten zur Erhebung von Schülerleistungen auf Individualebene einerseits und 
als sogenannte Überprüfung der Grundkompetenzen (ÜGK) auf der Systemebene 
andererseits (EDK, 2013c). Mit den 2011 freigegebenen Bildungsstandards in den 
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Fachbereichen Schulsprache, Fremdsprachen, Mathematik und Naturwissenschaf- 
ten wurde die Grundlage für die verschiedenen Evaluations- und Überprüfungsele- 
mente geschaffen und damit die Entwicklung der ÜGK initiiert. 

Für das nationale Bildungsmonitoring stellte die ÜGK - ähnlich wie PISA für 
die OECD-Indikatoren — eine Vervollständigung der Datenbasis und damit der in 
den Konzepten angedachten Palette von Inhalten dar. Bereits in den ersten Konzept- 
papieren war die Erfassung der Schülerleistungen als Output-Indikator”*, gemessen 
an festzulegenden Standards, aufgetaucht: Bund und Kantone hätten sich zumindest 
in den Kernfächern der Volksschule auf abgestimmte Leistungsziele oder Standards 
zu einigen und deren Erreichung mittels entsprechender Evaluationen zu überprü- 
fen (Buschor, 2001). Auf die Festlegung der Bildungsstandards im Rahmen von 
HarmoS hätte zwingend eine Überprüfung zu folgen. Die Bewertung der Ergeb- 
nisse wäre dabei genuiner Bestandteil des Bildungsmonitorings (Stamm, 2003). 
Auch im Projektplan der EDK und dann sehr prominent in den Schlussfolgerungen 
des Pilotberichts war auf die Datenlücke im Bereich der Schülerleistungen bzw. 
der systematischen Messung von Kompetenzen hingewiesen worden (Rhyn et al., 
2004; Wolter et al., 2007). Die ÜGK waren, so der damalige EDK-Generalsekretär 
Hans Ambühl, ganz in diesem Sinne angedacht und würden nun dementsprechend 
realisiert: 


„Wer sich Ziele setzt, muss auch überprüfen, ob er sie erreicht. Es war deshalb von 
Anfang an vorgesehen, dies in Form eines Large Scale Assessment, also einer breit 
angelegten Leistungserhebung, auf systemischer Ebene zu tun. Und das ist, was jetzt 
mit der ÜGK geschieht.“ (D. Fischer & Weber, 2016, S. 16) 


Im Konzept, ausgearbeitet von der EDK, wurden die Grundzüge der ÜGK folgen- 
dermassen definiert (EDK, 2013c): (1) Auf der Basis der als Basis- oder Mindest- 
standards erarbeiteten Grundkompetenzen (vgl. Abschn. 5.4.4) sollte die ÜGK als 
Testinstrument darauf ausgerichtet sein, die Erreichung dieser Grundkompetenzen 
festzustellen. Die Zuordnung von Kompetenzstufen wie sie etwa in PISA erfolgt, 
war nicht vorgesehen. (2) Die ÜGK sollte sich sich auf die Fächer beziehen, für die 
Bildungsstandards vorliegen. Dies sind Schulsprache, Fremdsprachen, Mathematik 
und Naturwissenschaften. (3) Geprüft werden sollten die Schülerinnen und Schüler 


24 In den hier analysierten Unterlagen zur ÜGK finden sich keine Verweise auf die durch die 
Literacy-Konzeption in PISA ermöglichte Deutung von Schülerleistungen als Outcomes von 
Bildungssystemen. Dementsprechend beziehen sich die Standards und deren Überprüfung 
begrifflich auf die Leistungen als Outputs von Bildungssystemen (z. B. Wolter et al., 2007). 
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am Ende der Programmjahre 4, 8 und 11.”° Damit sind in den meisten Kantonen 


die 2. und die 6. Klasse der Primarschule sowie die 3. Klasse der Sekundarstufe I 
gemeint. (4) Die ÜGK-Erhebungen erfolgen grundsätzlich stichprobenbasiert.”° (5) 
Die Ergebnisse der ÜGK würden Auswertungen bis zur Ebene des Kantons und der 
Sprachregion erlauben, allerdings kein Ranking von Bezirken, Gemeinden oder 
Schulen. Sie sollten in den periodischen Bildungsberichten publiziert werden. 

Anders als die meisten bislang beschriebenen Erhebungen und auch das natio- 
nale Bildungsmonitoring ist die ÜGK kein gemeinsames Projekt von Bund und 
Kantonen, sondern liegt in alleiniger Verantwortung der EDK. Dies ist insbeson- 
dere dadurch begründet, dass die Volksschule nach wie vor im Kompetenzbereich 
der Kantone angesiedelt ist und das HarmoS-Konkordat dementsprechend die recht- 
liche Basis der ÜGK darstellt. Als strategisches Führungsgremium der ÜGK wurde 
der Koordinationsstab HarmoS definiert, der — etwa im Unterschied zur PISA- 
Steuergruppe — ausschliesslich mit Vertreterinnen und Vertretern der Kantone, der 
Regionalkonferenzen und des EDK-Generalsekretariats besetzt ist (EDK, 2014b; 
EDK, 2013b). 

Die eigentliche Entwicklung der ÜGK-Erhebungen liegt ebenfalls in der Verant- 
wortung der EDK und wurde unter der Bezeichnung Aufgabendatenbank organi- 
siert. Als strategisches Führungsorgan eingesetzt wurde wiederum der Koordinati- 
onsstab HarmoS. Die operative Geschäftsführung sowie die Koordination der Test- 
entwicklung wurde einer bei der SKBF angesiedelten Geschäftsstelle übertragen. 
Zur Aufgaben- und Testentwicklung wurden von der Geschäftsstelle Expertinnen 
und Experten in den Bereichen Fachdidaktik, Psychometrie, Stichprobenziehung 
und Technik, mehrheitlich auf Mandatsbasis, verpflichtet (EDK, 2014a). An Ent- 
wicklung und Durchführung der ÜGK beteiligt waren unter anderem die PHSG, die 
Scuola universitaria professionale della Svizzera italiana (SUPSI), der SRED, das 
Institut für Mehrsprachigkeit (IFM) sowie das Institut für Bildungsevaluation (IBE) 
(EDK, 2014a). Ab April 2019 wurde das an der Universität Bern angesiedelte Inter- 
faculty centre for educational research (ICER) als nationale Koordinationsstelle der 
ÜGK und PISA-Untersuchungen präsentiert (Fankhauser, 2019). 


25 Gemäss der sogenannten HarmoS-Zählung werden die Schuljahre oder Klassen der obliga- 
torischen Schule durchnummeriert, beginnend mit dem 1. Jahr des zweijährigen Kindergartens 
als 1. Programmjahr. Um die traditionellen Schuljahres- oder Klassenzählungen parallel zur 
HarmoS-Zählung verwenden zu können, wird für letztere der Begriff des Programmjahres 
verwendet. 

26 Die komplexe Struktur mit 26 Kantonen und teilweise mehreren Sprachregionen innerhalb 
der Kantone erfordert ein komplexes Stichprobendesign. In kleineren Kantonen und Sprach- 
regionen wurde die ÜGK aufgrund der tiefen Schülerzahlen als Vollerhebung durchgeführt. 
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Als eine Art Pilotphase wurde die ÜGK 2016 im Fach Mathematik bei den Schü- 
lerinnen und Schülern des 11. Programmjahres sowie 2017 in den Fächern Schul- 
sprache und erste Fremdsprache im 8. Programmjahr durchgeführt. Die Ergebnisse 
sollten im nationalen Bildungsbericht 2018 publiziert werden. Erst danach sollte 
über eine allfällige Weiterführung des Projektes entschieden werden (EDK, 2015c). 
2017 entschied die EDK bis 2022 die Sprachen im 11. Programmjahr sowie min- 
destens ein Fach im 4. Programmjahr überprüfen zu lassen und damit das Projekt 
für mindestens vier weitere Jahre fortzuführen (EDK, 20175). Im nationalen Bil- 
dungsbericht 2018 wurden die Ergebnisse schliesslich nicht publiziert (Wolter et al., 
2018). Stattdessen entschied die EDK, sie zunächst einer Validitätsprüfung durch 
ein externes Institut unterziehen zu lassen sowie ihre Erstpublikation vom nationa- 
len Bildungsbericht zu entkoppeln (EDK, 2018a; 2018b). Am 24. Mai 2019 wurden 
die Ergebnisse öffentlich vorgestellt und je ein Bericht zu den beiden Erhebungen 
publiziert (Nidegger et al., 2019b, 2019a). 

Im gesamten Prozess der Entwicklung und der ersten Durchführungen der ÜGK 
wurden — zumindest bis 2019 — entscheidende Elemente eines solchen Instruments 
der Systembeobachtung nicht oder zumindest nicht öffentlich diskutiert. So sollten 
die Ergebnisse der ÜGK zur Unterstützung und Weiterentwicklung der kantonalen 
Schulsysteme beitragen. Die Ergebnisse der ÜGK wären sogar deutlich aussage- 
kräftiger als die PISA-Ergebnisse (EDK, 2015c). Zugleich wurden jedoch weder die 
Verantwortlichkeiten noch die Prozesse der Auswertung der Ergebnisse definiert. 
Es ist beispielsweise unklar, inwiefern die Ergebnisse zu einer allfälligen Anpas- 
sung der Bildungsziele und damit der Grundkompetenzen führen können und sol- 
len. Auch die Vorstellung einer doppelten Auswertungsstrategie unter Einbezug der 
Kantone als Schulträger und der Bildungsforschung blieb bislang diffus. Vor allem 
die Frage ob und wie unabhängige Forschende mit Daten arbeiten, die zu einem 
klar gerahmten, politischen Zweck generiert wurden, ist ungeklärt (Imlig & Ender, 
2018). Gerade aus den pädagogischen Hochschulen, die einen nicht unerheblichen 
Teil der an ÜGK angegliederten Forschenden stellen sollen, wurde auch Kritik laut: 
Bemängelt wurde etwa die mangelnde Transparenz im Hinblick auf die hinter der 
ÜGK stehenden Nutzungsüberlegungen, die Unklarheit der geplanten Ergebnis- 
präsentation — Stichwort Kantonsranking — sowie die fehlende vorausschauende 
Planung des Bewertungsprozesses (Beywl, 2016). 

In den beiden Ergebnisberichten wurden die konzeptionellen Grundlagen der 
überprüften Kompetenzen, die Entwicklung der Testaufgaben sowie Design und 
Durchführung der Überprüfung ausführlich beschrieben. Ebenfalls präsentiert wurde 
ein Vergleich der kantonalen Lehrpläne und der in den überprüften Fachbereichen 
eingesetzten Lehrmittel. Die Auswertung umfasste grob drei Elemente (Nideg- 
ger et al., 2019b, 2019a): (1) eine Aufstellung der Anteile der Schülerinnen und 
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Schüler, die die Grundkompetenzen erreichen, pro Kanton, jeweils für das gesamte 
Fach und für die einzelnen Teilkompetenzen innerhalb des Faches, (2) eine Unter- 
suchung der Zusammenhänge zwischen dem Erreichen der Grundkompetenzen und 
persönlichen Merkmalen der Schülerinnen und Schüler wie Geschlecht, soziale Her- 
kunft, zu Hause gesprochene Sprache und Migrationsstatus sowie, (3) eine Kurz- 
zusammenstellung der wichtigsten Ergebnisse pro Kanton. Im Mathematik-Bericht 
wurden zusätzlich die Zusammenhänge zwischen dem Erreichen der Grundkompe- 
tenzen und der Anzahl Unterrichtsstunden in Mathematik dargestellt. Als insgesamt 
wichtigstes persönliches Merkmal hat sich in Mathematik, Erstsprache und erster 
Fremdsprache die soziale Herkunft herausgestellt (Nidegger et al., 2019b, 2019a). 

Die ersten ÜGK-Ergebnisse zeigen, dass die individuellen Merkmale zwar mit 
dem Erreichen der Grundkompetenzen in Zusammenhang stehen, aber die Unter- 
schiede zwischen den Kantonen so nur marginal erklärt werden können. Abgesehen 
von der Unterrichtszeit sind keine Merkmale der kantonalen Schulsysteme in die 
Auswertung einbezogen worden. Insofern zeigt sich, bezogen auf das ursprünglich 
angestrebte Steuerungswissen, eine gewisse Ernüchterung: Nidegger et al. (2019b) 
weisen explizit darauf hin, dass die vielen ermittelten Zusammenhänge in dieser 
Form nicht oder nur sehr wenig zu einem Verständnis der kantonalen Schulsysteme 
und deren Funktionsweisen beitragen. 

Mit der ÜGK wurde die Implementation eines nationalen Bildungsmonitorings 
im Prinzip abgeschlossen. Alle Elemente der Vorstellung einer an Outputs orien- 
tierten, politischen Steuerung und Gestaltung von Bildungssystemen sind erstmals 
vorhanden. Rund 20 Jahre nach der Einrichtung der PISA-Organisationsstrukturen 
in der Schweiz ist das sehr wesentlich durch PISA angestossene Dispositiv eines 
nationalen Bildungsmonitorings also vollständig, zumindest für die obligatori- 
sche Schule. Dementsprechend sollen nun die kantonalen Schulsysteme auf ihre 
leistungsbezogene Effektivität hin beurteilt werden können. Insofern umfasst die 
Grundlage der bereits in den 1960er-Jahren postulierten, an Rationalitäts- und Wis- 
senschaftsmassstäben ausgerichteten Politikgestaltung im Bildungsbereich, die in 
den 1990er-Jahren als Qualitätsentwicklung wieder aufgenommen wurde, nun erst- 
mals auch wissenschaftliche Informationen zu den Outputs öffentlicher Schule. Dem 
immer wieder konstatierten Bedarf nach diesen Informationen auf Systemebene ist 
so entsprochen worden. Allerdings sind lediglich die Unterrichtszeit und die sozio- 
ökonomische und kulturelle Zusammensetzung der Schülerschaft als Faktoren zur 
Erklärung von Leistungsdifferenzen zwischen den Kantonen überhaupt untersucht 
worden. Die Relevanz beider Elemente für die Prozesse und Outputs von Schule 
sind empirisch bereits vielfach abgesichert (z. B. Carigiet Reinhard, 2012; U. Moser, 
2007; Ramseier et al., 2005a; Soussi & Nidegger, 2010; Tomasik, Oostlander & 
Moser, 2018). 
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Es wird sich zeigen müssen, welchen Einfluss die ÜGK auf die öffentliche Wahr- 
nehmung, die bildungspolitische Grosswetterlage in der Schweiz und in den Kanto- 
nen sowie auf die konkreten bildungspolitischen Aktivitäten im Bereich der obliga- 
torischen Schule bekommt. Es ist zumindest fraglich, ob diese Art der Information, 
konzipiert nicht zuletzt unter dem Eindruck des diskursiven Wandels während des 
ersten PISA-Zyklus, noch dem aktuellen Bedarf entspricht. Die Frage der Harmo- 
nisierung der Bildungssysteme erhält mit diesen Outputinformationen zwar eine 
neue Ebene aber es blieb bislang ungeklärt, welche Akteure auf welchen Ebenen 
die ÜGK-Ergebnisse aufnehmen und als Grundlage politischer Entscheidungen ver- 
wenden können und sollen: 


„Though the cantons are in charge of their own education systems, they are requested 
by federal law to harmonise them. [...] Since the results of the ÜGK serve as an 
indicator of harmonisation, it is unclear which political level [...] is responsible in the 
event that results do not match expectations.“ (Imlig & Ender, 2018, S. 11) 


Eine weitere Frage stellt sich bezüglich der konkreten Hinweise, die aus den ÜGK- 
Ergebnissen als Evidence und Grundlage für die Evidence-based policies heraus- 
gearbeitet werden können. Die Hoffnung auf der Basis von Leistungserhebungen 
Bildungspolitik zu planen, zu gestalten und zu evaluieren ist parallel zur steigenden 
Verfügbarkeit solcher Daten sukzessive der Ernüchterung gewichen. Der Bedarf 
nach Informationen aus Praxis und Verwaltung scheint sich insofern verändert zu 
haben, als dass die mit Leitungsdaten generierbaren Erkenntnisse ihn nur noch 
teilweise abdecken. Die Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder in der 
Bundesrepublik Deutschland (KMK) formulierte in der aktualisierten Monitoring- 
Gesamtstrategie den sich wandelnden Bedarf folgendermassen: „Die Bilanz der ver- 
gangenen Jahre zeigt [...], dass das Bildungsmonitoring zukünftig in noch größerem 
Maße Erklärungs- und Handlungswissen für die Schulpraxis und die Bildungsver- 
waltung bereitstellen müsste“ (KMK, 2015, S.3). Zu einem so gewandelten Infor- 
mationsbedarf, der ähnlich auch für die Schweiz formuliert werden kann, passt die 
Untersuchungskonzeption der ÜGK nur bedingt. Die Fokussierung auf Mindest- 
standards und die Kantone als Untersuchungseinheiten führt kaum zu Ergebnissen, 
die die komplexen Wirkungszusammenhänge von Inputs über Prozesse und hin zu 
den Leistungen, definiert als Outputs oder Outcomes, akkurat abbilden. In diesem 
Sinne wird sich zeigen, ob ÜGK mehr sein kann als ein Harmonisierungsmonitoring 
auf gesamtschweizerischer Ebene. 
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Bildungsmonitoring auf kantonaler Ebene 6 


Die Harmonisierung der unter kantonaler Hoheit stehenden obligatorischen Schule 
spielte von den dargestellten Ursprüngen des nationalen Bildungsmonitorings bis 
hin zur Überprüfung der Grundkompetenzen (ÜGK) stets eine zentrale Rolle. Wäh- 
rend für die Sekundarstufe II und die Tertiärstufe ab den 1990er-Jahren mittels 
Vereinbarungen und Konkordaten, teilweise unter Einbezug des Bundes, verschie- 
dene Bereiche gesamtschweizerisch geregelt wurden, blieben die Koordinations- 
versuche für die Stufen der obligatorischen Schule zunächst grösstenteils erfolglos. 
Erst zu Beginn der 2000er-Jahre und schliesslich mit der neuen Bildungsverfas- 
sung von 2006 und der Interkantonalen Vereinbarung über die Harmonisierung der 
obligatorischen Schule (HarmoS) von 2007 wurden die Grundlagen für eine weit- 
reichende Ziel-, Inhalts- und Strukturharmonisierung geschaffen. Dabei war das 
nationale Bildungsmonitoring ein wesentliches Element, in dem sich die materielle 
Harmonisierung abbilden sollte (Criblez, 2008b). 

Neben der datenbasierten Dokumentation der materiellen Harmonisierung über 
Vereinbarungen und Konkordate war im Programm des nationalen Bildungsmo- 
nitorings durchaus auch eine zumindest indirekte Harmonisierung der kantonalen 
Monitoring-Dispositive enthalten. Auf der Ebene der Kantone sollte die politische 
Bearbeitung von Bildung und insbesondere der obligatorischen Schule ebenfalls auf 
einer systematisch generierten Informationsgrundlage basieren. Die Kantone sollten 
also dazu bewegt werden, neben der materiellen Harmonisierung auch die Dispo- 
sitive zur Generierung und Verarbeitung von Daten und Informationen zuhanden 
politischer Akteure einander und dem nationalen Bildungsmonitoring anzunähern 
(vgl. Abschn. 5.4.2). Anders als beispielsweise in Deutschland war im nationa- 
len Bildungsmonitoring für die Schweiz jedoch keine Mehrebenenimplementation 
von Bildungsmonitoring und Bildungsberichterstattung angelegt (vgl. Abschn. 3.1). 
Eine direkte Verbindung von Bildungsmonitoring auf den unterschiedlichen Ebe- 
nen der föderalistischen Staatsstruktur ist in der Schweiz nur in einzelnen Bereichen 
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wie etwa der Bildungsstatistik festzustellen (vgl. Abschn. 5.4.4). Zugleich gingen 
die nationalen Entwicklungen oft von Impulsen einzelner Kantone oder von inter- 
kantonalen Projekten aus. Die entsprechenden Expertennetzwerke waren beispiels- 
weise stets Netzwerke von Akteuren, die mehrheitlich für die Kantone arbeiteten 
(vgl. Abschn. 5.2.3, Abschn. 5.3.3 und Abschn. 5.5). 

Im Folgenden werden die Bildungsmonitoring-Dispositive aller 26 Kantone dar- 
gestellt. Dabei geht es — entsprechend der in der Einleitung präsentierten Arbeits- 
definition von Bildungsmonitoring — um die Beschreibung der vorzufindenden Ele- 
mente, Formen und Instrumente, mit denen Daten und Informationen zuhanden bil- 
dungspolitischer Akteure generiert und verarbeitet werden. Sowohl die umfassende 
Herangehensweise, der relativ lange Untersuchungszeitraum als auch die vorzufin- 
dende Vielfalt von Bildungsmonitoring, dessen Gestaltung und Entwicklung resul- 
tieren in einer sehr grossen Daten- und Informationssammlung (vgl. Abschn. 4.2). 
Zur Linearisierung dieser Informationen wird eine rudimentäre Typenbildung her- 
angezogen. Die Typen stehen dabei im Sinne einer sozialwissenschaftlichen Typen- 
bildung zwischen Empirie und Theorie (Kelle & Kluge, 2010). Die Informationen 
zu den Bildungsmonitoring-Dispositiven der Kantone werden bezogen auf die typi- 
schen Merkmale gebündelt und das idealtypische an den einzelnen Fällen erhält 
eine besondere Gewichtung in der Darstellung (vgl. Abschn. 4.1). Nichtsdestotrotz 
dienen die sechs Typen primär der Strukturierung und Linearisierung der Infor- 
mationssammlung. Insofern wird für die Zuordnung in diesem Sinne keine auf 
Reliabilität ausgerichtete, methodische Robustheit angestrebt. 

Die Darstellung erfolgt aus zwei Perspektiven: (1) Aus einer Fallperspektive 
werden die Strukturen der Bildungsmonitoring-Dispositive aller 26 Kantone darge- 
stellt und eingeordnet. (2) Aus einer Typenperspektive zeigen sich die wesentlichen 
Ausprägungen der Strukturierung der kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositive. 

Konkret werden die sechs Typen anhand des Bildungsmonitoring-Dispositivs je 
eines Kantons erläutert. Der jeweilige Kanton dient so als Ankerbeispiel. Die Dar- 
stellung ist zunächst auf einen Typ und damit auf eine bestimmte Ausprägung von 
Bildungsmonitoring hin fokussiert. Damit sollen einerseits aus der Typenperspek- 
tive die typischen Merkmale exemplarisch am Material aus einem Kanton präsentiert 
werden. Andererseits sollen damit aus der Fallperspektive heraus das Gewicht und 
die Präsenz dieser typischen Merkmale in diesem Kanton herausgearbeitet werden. 
Die Beschreibungen sind auf Elemente, Formen und Instrumente in einem Kan- 
ton fokussiert, die im Rahmen der Typologie den Merkmalen eines Typs entspre- 
chen und diesen entsprechend fassbar machen. In einem zweiten Abschnitt werden 
dann die weiteren Elemente des Bildungsmonitoring-Dispositivs im dem Kanton 
darstellt, der als Ankerbeispiel dient. Dabei wird die Fallperspektive eingenom- 
men und insbesondere auch das kantonale Bildungsmonitoring-Dispositiv in seiner 
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Gesamtheit dargestellt. In einem dritten Abschnitt folgen dann, eher an der Typen- 
perspektive orientiert, Kurzbeschreibungen der Bildungsmonitoring-Dispositive 
weiterer Kantone. Diese werden insbesondere in Bezug auf Erkenntnisse hin dar- 
gestellt, die sie zum jeweiligen Typ beitragen. 

Der erste Typ kantonaler Bildungsmonitoring-Dispositive zeichnet sich durch 
eine hohe Gewichtung bildungsstatistischer Daten aus. Am Ankerbeispiel des Kan- 
tons Luzern zeigt sich unter anderem der Umgang mit statistischen Daten im Zusam- 
menhang mit konkreten politischen Informationsbedürfnissen. Beim zweiten Typ 
steht die standardisierte Erfassung von Schülerleistungen im Zentrum. Am Anker- 
beispiel des Kantons Neuenburg wird die Herausforderung dargestellt, Leistungs- 
erhebungen in eine Gesamtperspektive auf das kantonale Bildungssystem einzubin- 
den. Der dritte Typ ist gekennzeichnet durch eine prominente Positionierung der sich 
wandelnden Prozesse der Schulaufsicht in den Bildungsmonitoring-Dispositiven. 
Am Ankerbeispiel des Kantons Freiburg zeigt sich die Verknüpfung von Bildungs- 
monitoring mit den Entwicklungen hin zu grösserer Autonomie der Einzelschulen 
und zu neuen Formen von Inspektion und kantonaler Aufsicht. Beim vierten Typ 
wird Bildungsmonitoring als kommunikatives Phänomen hervorgehoben und die 
Bildungsberichterstattung als prominentes Element davon fokussiert. Am Ankerbei- 
spiel des Kantons Thurgau wird die Funktion solcher Berichte in den Bemühungen 
um öffentliche Sichtbarkeit und Transparenz bildungspolitischer Politikgestaltung 
aufgezeigt. Der fünfte Typ ist auf die Evaluation von bildungspolitischen Projekten 
und Programmen fokussiert. Am Ankerbeispiel des Kantons Bern wird deutlich, wie 
solche Evaluationen als zentrale Elemente von Bildungsmonitoring-Dispositiven 
etabliert und diese Dispositive damit auf konkrete politische Entscheidungen hin 
ausgerichtet wurden. Der Einbezug von anwendungsorientierter Forschung oder 
Bildungsforschung ist ein typisches Merkmal des sechsten und letzten Typs. Am 
Ankerbeispiel des Kantons Zürich kann aufgezeigt werden, wie Kantone auf diese 
Forschung als zentrale Grundlage des Wissens über das kantonale Bildungssystem 
zurückgreifen. 


6.1 Überblick durch Bildungsstatistik 


Ein sehr wesentliches Element der kantonalen Dispositive zur Generierung und Ver- 
arbeitung von Daten und Informationen zuhanden politischer Akteure ist die Bil- 
dungsstatistik. Sie wird gesamtschweizerisch koordiniert dadurch, dass alle Kantone 
als Datenlieferanten in die Erhebungen des Bundesamt für Statistik (BFS) einge- 
bunden sind. Dies betrifft explizit die Schülerinnen und Schüler, die Abschlüsse 
und das Lehrpersonal. Die Ursprünge dieser koordinierten Erhebungen gehen in 
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die 1970er-Jahre zurück (Manz, Nägeli & Criblez, 2013). Ein wichtiges Element 
koordinierter Öffentlicher Statistik stellt die durch das BFS und die Konferenz der 
regionalen statistischen Ämter der Schweiz (KORSTAT) verfasste Charta dar. Darin 
werden die Standards des technischen, inhaltlichen und politischen Umgangs mit 
statistischen Daten definiert. Bezogen auf den politischen Umgang sind dabei Trans- 
parenz, Unparteilichkeit und Objektivität als Grundprinzipien verankert (BFS & 
KORSTAT, 2012). 

Die nationale Koordination der Bildungsstatistik führte dazu, dass alle Kantone 
eine ähnliche Grundlage in diesem Bereich aufweisen. Trotzdem unterscheiden 
sie sich wesentlich darin, wie intensiv die bildungsstatistischen Informationen als 
Teil von Bildungsmonitoring genutzt werden und welchen Stellenwert sie im Ver- 
gleich mit anderen Elementen haben. Der Kanton Luzern steht im Fokus als ein 
Kanton, in dessen Bildungsmonitoring-Dispositiv die statistischen Informationen 
zentral und in ihrer Betonung und Wichtigkeit hervorgehoben sind. Im Folgen- 
den wird zunächst für Luzern aufgezeigt, wie das bildungsstatistische Material im 
Rahmen von Bildungsmonitoring zum Einsatz kommt. Anschliessend werden ins- 
besondere die Bemühungen um Qualitätsentwicklung und -sicherung als weitere 
Elemente des kantonalen Monitoring-Dispositivs dargestellt. Der Fall Luzern steht 
für die Herausforderung, in Bildungsmonitoring statistische Objektivität mit kon- 
kreten politischen Informationsbedürfnissen zu kombinieren. Es stellt sich dabei die 
Frage, inwiefern statistische Informationen zugespitzt auf konkrete Fragestellungen 
noch den statistischen Grundprinzipien entsprechen können, gerade vor dem Hinter- 
grund der zunehmenden Quantität und Verknüpfbarkeit von Daten. Zusätzlich zeigt 
sich am Fall Luzern eine Verknüpfung von Bildungsmonitoring und allgemeinem 
politischen Controlling. 


6.1.1 Vom Zahlenspiegel zum Luzerner Bildungsbericht 


Die Verantwortung für die bildungsstatistischen Erhebungen lag im Kanton Luzern 
bis 2008 beim Amt für Statistik, das seinerseits im Finanzdepartement angesiedelt 
war (Staatskanzlei LU, 2009). Unter anderem zur Sicherung der Unabhängigkeit 
der kantonalen Statistikstelle wurde diese dann in eine öffentlich-rechtliche Anstalt 
mit gesetzlich definierter Organisation und einem klaren Aufgabenkatalog überführt 
(Lang et al., 2014). Parallel zur organisatorischen Entwicklung erfuhren auch die 
Erhebungen und die Publikationsformate ab 2000 markante Entwicklungen: Unter 
dem Titel Bildung im Kanton Luzern wurde ein statistischer Überblick über die 
aktuellsten Daten der Schülerstatistik auf allen Bildungsstufen - mit Ausnahme der 
Universitäten — publiziert, zunächst als Broschüre, 2002 auch elektronisch und ab 


6.1 Überblick durch Bildungsstatistik 155 


2005 nur noch elektronisch (Amt für Statistik des Kantons Luzern, 2004). Bezogen 
auf die Volksschulstufen publizierte das Volksschulamt im Bildungs- und Kultur- 
departement des Kantons Luzern (BKD LU) ab 2005 jährlich den sogenannten 
Zahlenspiegel. Darin sind pro Schuljahr die zentralen statistischen Informationen 
präsentiert: Anzahl Klassen auf den einzelnen Stufen, Entwicklung der Schüler- 
zahlen, Klassengrössen, Anteil ausländischer Schülerinnen und Schüler, Verteilung 
der Schülerinnen und Schüler auf die Niveaus der Sekundarschule sowie sepa- 
rierte und integrierte Sonderschulung (BKD LU, 2015). Auch in den allgemeinen 
Publikationsformaten wie dem statistischen Jahrbuch und dem mehrmals jährlich 
erscheinenden LUSTAT aktuell sowie auf der ab 2001 entwickelten Website waren 
Bildungsthemen vertreten. 

Das BKD LU erteilte der unabhängigen, öffentlich-rechtlichen Organisation 
Statistik Luzern (LUSTAT) 2009 den Auftrag zur Konzeption und Ausarbeitung 
einer umfangreichen Gesamtdarstellung der vorhandenen statistischen Informatio- 
nen zum Thema Bildung (LUSTAT, 2010). Der Bericht wurde 2010 publiziert. 
Er umfasste alle Stufen vom Kindergarten bis zur Universität. Die statistischen 
Daten wurden durch umfassende Beschreibungen des Bildungssystems und der 
einzelnen Bildungsstufen, teilweise gestützt auf Sekundärliteratur, ergänzt und in 
einen Kontext gesetzt (Paravincini Bagliani et al., 2010). Für den Bildungsbericht 
wurden fast ausschliesslich statistische Daten verwendet. Der Bericht grenzte sich 
bewusst ab von einer etwa in den nationalen Bildungsberichten angelegten Gesamt- 
sicht unter Einbezug vieler verschiedener Daten- und Informationsquellen. Und 
trotzdem wurde ihm eine Monitoringfunktion zugesprochen: „Der erste Luzerner 
Bildungsbericht ist weder ein Planungs- noch ein Wirkungsbericht; er hat aber das 
implizite Ziel, ein kontinuierliches Monitoring des Bildungsgeschehens vorzube- 
reiten und Hinweise auf mögliche zukünftige Entwicklungen zu liefern.“ (Paravin- 
cini Bagliani et al., 2010, S. 12) Obwohl damit eine Ausrichtung des Berichts an 
politischen Themen und Fragestellungen angedeutet wurde, scheint die statistische 
Sichtweise - traditionell entlang der Bildungsstufen gegliedert — den Berichtsinhal- 
ten und der Struktur zugrunde zu liegen. 

Rund vier Jahre später erteilte das BKD LU den Auftrag zu einer Aktualisierung 
des ersten Berichts (LUSTAT, 2015). Der 2016 publizierte, zweite Bildungsbe- 
richt orientierte sich sehr viel deutlicher an der Funktion, für bildungspolitische 
Entscheidungen eine Daten- und Informationsgrundlage darzustellen. Dies äusserte 
sich unter anderem in der Berichtsstruktur: Von den drei Hauptteilen war der erste 
den Rahmenbedingungen von Bildung sowie den gesellschaftlichen Vorstellungen 
des Nutzens von Bildung gewidmet. Der zweite Teil stellte die eigentliche Aktua- 
lisierung der statischen und beschreibenden Darstellungen im ersten Bildungsbe- 
richt entlang der Stufen dar. Im dritten Teil wurden mit den Übergängen sowie den 
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Entwicklungsszenarien explizit zwei politisch relevante Themen behandelt (I. Brun- 
ner et al., 2016). Trotz der gegenüber dem ersten Bericht deutlicheren Ausrich- 
tung auf zumindest zwei bildungspolitisch relevante Themen ist auch der zweite 
Bildungsbericht sehr klar ein statistischer Bericht. Basis sämtlicher Aussagen im 
Bericht sind statistische Daten. 


6.1.2 Evaluation und Leitungserhebungen als weitere 
Monitoringelemente 


Neben den statistischen Daten wurde ab 2000 auch den Verfahren der internen 
Schulevaluation eine Monitoringfunktion zugesprochen (M. Bucher, Eschelmül- 
ler, Murer & Winiger, 2003). Diese waren auf den Volksschulstufen im Rahmen 
eines Systems von Aufsicht und Evaluation sukzessive implementiert und gefördert 
worden. Gerade den Evaluationsprozessen wurde diese Funktion zugesprochen, 
die traditionell — mit historischen Wurzeln in der Helvetik — beim „Aufsichts- und 
Inspektorenwesen“ (Häfliger, 2002, S. 149) gelegen hatte und in dessen Rahmen sie 
trotz verschiedener struktureller Umgestaltungen bis 1999 wahrgenommen worden 
war. Mit dem neuen Volksschulbildungsgesetz von 1999 wurden die entsprechen- 
den Aufgaben im Rahmen der Einführung geleiteter Schulen neu zugeordnet und 
erhielten teilweise auch neue Bezeichnungen (Brägger et al., 2007). Parallel dazu 
wurde ab 2005 die externe Schulevaluation etabliert (Felber, 2016). 

Für die Gymnasien wurde 2004 im Rahmen der Umsetzung des neuen Regle- 
mentes über die Anerkennung von gymnasialen Maturitätsausweisen (MAR) unter 
dem Schlagwort der Qualitätsentwicklung auf die Elemente schulische Selbsteva- 
luation, Lehrerbeurteilung, externe Evaluation und Bildungsmonitoring verwiesen 
(Binder, 2004). Für die relativ jungen, weitgehend als autonome Organisationen 
konstituierten Hochschulen im Kanton Luzern (Fachhochschule gegründet 1998, 
Universität 2000 und pädagogische Hochschule 2001) wurden ähnliche Elemente 
von Monitoring unter dem Begriff der Akkreditierung gefasst und bezogen sich 
primär auf entsprechende, nationale und gesamtschweizerische Normen und Ver- 
fahren (Staatskanzlei LU, 2012). Die Ergebnisse verschiedener solcher Verfahren 
von Evaluation und Akkreditierung wurden auf kantonaler Ebene aggregiert und 
teilweise in Berichtsform publiziert (BKD LU, 2014; Felber, 2016; Kramis, 2010). 

Unter anderem im kantonalen Ergebnisbericht des ersten Zyklus der externen 
Evaluation der Volksschulen wurden standardisierte Leistungserhebungen als Lücke 
im kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositiv identifiziert (Kramis, 2010). Neben 
den Stellwerk-Tests, die ab 2007 flächendeckend eingesetzt und deren Resultate auf 
kantonaler Ebene ausgewertet wurden (Villiger, 2008), waren im Kanton Luzern 
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mit den Orientierungsarbeiten standardisierte Aufgabensets weit verbreitet. Diese 
wurden bereits in den 1990er-Jahren erstmals entwickelt und richteten sich primär 
an Lehrpersonen und die lokale Schulentwicklung. Obwohl sie teilweise in den 
Übertrittsprozessen auf die Sekundarstufe I eine Rolle spielen (BKD LU, 2013), 
erfüllten sie nie einen Monitoringzweck auf kantonaler Ebene (Imlig & Ender, 
2018; Vögeli-Mantovani, 1999). 

Die systematische Evaluation und die wissenschaftliche Begleitung bildungspo- 
litischer Programme und Projekte wurde im Kanton Luzern verschiedentlich prak- 
tiziert. Beispiele dafür sind etwa im Bereich des Fremdsprachenunterrichts zu fin- 
den, wo zur Evaluation der Einführung von Englisch als erster Fremdsprache auch 
Schülerleistungen erhoben wurden (Bieri & Forrer, 2001; Gnos, 2012; Heinzmann, 
Schallhart & Wicki, 2015). Systematisch evaluiert wurden im Volksschulbereich 
auch die beiden grossen Schulentwicklungsprojekte Schulen mit Profil und Schulen 
mit Zukunft (Büeler, Buholzer & Roos, 2005; Roos, Wandeler & Mosimann, 2015) 
sowie weitere Projekte im Bereich der Übertritte (Roos, Wandeler & Mosimann, 
2013) oder der Medienbildung (BKD LU, 2017). 

Im Bildungsmonitoring-Dispositiv des Kantons Luzern sind die statistischen 
Elemente am deutlichsten sichtbar. Obwohl insbesondere für die Volksschule auch 
die externe Evaluation als Monitoringelement konzipiert ist, findet sie in den Bil- 
dungsberichten als prominenteste Produkte keinen Eingang. Dasselbe gilt für die 
teilweise gross angelegten Programmevaluationen. 

Zusammengeführt werden die verschiedenen Elemente des Bildungsmonitoring- 
Dispositivs dagegen in den Prozessen und Produkten des sogenannten Verwal- 
tungscontrollings, verstanden als Zielfestlegung, Planung und Steuerung auf der 
Ebene der kantonalen Exekutive. Im Kanton Luzern wurden ab 2002 sukzessive 
und gemäss den Prinzipien der Wirkungsorientierten Verwaltungsführung (WOV) 
Controllinginstrumente wie Legislaturprogramme und -berichte, integrierte Finanz- 
und Aufgabenpläne oder an Kostenstellen und Leistungsgruppen orientierte Staats- 
rechnungen und Jahresberichte eingeführt.! Auch im Bildungsbereich wurde mit 
Auftrags-, Ziel- und Leistungsdefinitionen sowie mit entsprechenden Indikatoren, 
Kenngrössen und Finanzkennzahlen operiert. Dabei sind sowohl Daten der Bil- 
dungsstatistik als auch Informationen aus den erwähnten Evaluations- und Qua- 
litätssicherungsprozessen relevant (z. B. Staatskanzlei LU, 2018). Insofern wird 
an dieser Stelle das Bildungsmonitoring-Dispositiv als Element eines allgemeinen 
Dispositivs der Information und Planung politischer Gestaltung offenbar. Zugleich 


! Erste Vorläufer solcher Planungs- und Gestaltungsinstrumente wurden im Kanton Luzern 
bereits Mitte der 1960er-Jahre entwickelt. Diese Entwicklung stand unter anderem im Kon- 
text einer stärkeren Ausrichtung traditioneller Rechenschaft hin zu transparenter politischer 
Planung (Imlig, 2016). 
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spiegelt die Auswahl der Indikatoren aber wiederum das grosse Gewicht wider, das 
im Bildungsmonitoring des Kantons Luzern auf den bildungsstatistischen Daten 
liegt. 


6.1.3 Weitere Kantone 


Mit Aargau, Basel-Stadt, Jura und Obwalden werden im Folgenden vier wei- 
tere Kantone präsentiert. In den Kantonen Aargau und Basel-Stadt werden bil- 
dungsstatistische Informationen, im Vergleich mit anderen Informationsgrundla- 
gen, besonders fokussiert. Während in Aargau damit das Motiv der Transpa- 
renz im Vordergrund steht, sind in Basel-Stadt die Verwaltung und insbeson- 
dere die im Rahmen der Strukturharmonisierung anstehenden Reformen des Bil- 
dungswesens zentral. Die Kantone Jura und Obwalden stehen dagegen für einen 
pragmatischen Umgang mit bildungsstatistischen Informationen, die inhaltlich im 
Wesentlichen nicht über das gesamtschweizerisch festzustellende Minimal- 
dispositiv hinausreichen. Der Fokus auf Bildungsstatistik innerhalb des 
Bildungsmonitoring-Dispositivs kommt in beiden Kantonen auch deshalb zustande, 
weil nur dieses Element in öffentlichen Produkten mündet. 


Aargau 

Bildungsmonitoring basiert im Kanton Aargau primär auf der gut ausgebauten Bil- 
dungsstatistik, die sowohl permanente Erhebungen als auch projektartige Einze- 
lerhebungen umfasst, und zwar über alle Bildungsstufen hinweg. Verantwortlich 
für die Bildungsstatistik war dabei seit 1970 das Statistische Amt (Manz et al., 
2013). Ab 1998 wurden zu den Schülerinnen und Schüler sogenannte Individual- 
daten erfasst und damit die Grundlagen für die Abbildung von Bildungsverläufen 
gelegt (Tresch & Zubler, 2009). Als Produkte werden bis heute zahlreiche, mehr- 
heitlich jährlich erscheinende Berichte darunter die Schulstatistik und die Lehr- 
kräftestatistik veröffentlicht. Teilweise wurden spezifischer auf bildungspolitische 
Fragestellungen fokussierte Zusatzberichte veröffentlicht, so etwa 2002 mit Fokus 
auf der Frage der „Entwicklung des Normaljahrgangs“ (BKS AG, 2002, S. 8) oder 
2004 mit spezifisch differenzierten Schülerzahlen (BKS AG, 2004). In einer ver- 
tieften Analyse der Schullaufbahnen zweier Kohortenstichproben durch die Volks- 
schule von 2009 wurde die Thematik des Normaljahrgangs wiederaufgenommen 
und weiterentwickelt (Tresch & Zubler, 2009). Das BKS AG entwickelte auch 
immer wieder ergänzende Erhebungen, Analysen und Auswertungen zu politisch 
relevanten Themen. Prominentestes Beispiel sind hier die erstmals 2008 durch- 
geführten und dann ausgebauten und jährlich wiederholten STEP-Befragungen 
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zu den Bildungslaufbahnen der Schulabgängerinnen und Schulabgänger (Cahn & 
Schönbächler, 2011; Schönbächler, 2010; Schönbächler & Zubler, 2010; Tresch & 
Zubler, 2007). 

Im Kanton Aargau gibt es eine Tradition der vergleichenden Erhebung von 
Schülerleistungen. So existierte seit 1972 eine sogenannte Bezirksabschlussprü- 
fung (Staatskanzlei AG, 200la, 2005; Vögeli-Mantovani, 1999), die seit den in 
den 1990er-Jahren initiierten Schulreformen auch mit der Idee eines Volksschulab- 
schlusses für alle verbunden wurde (Staatskanzlei AG, 2001b).? Spätestens seit 2004 
war die Praxis einer kantonalen Durchführung und Auswertung von Check 5 doku- 
mentiert, einem standardisierten Testinstrument für die 5. Klasse der Primarschule 
(S. Keller, 2004). Zudem wurde ab 2006 vermehrt auch das damals neu entwickelte 
Stellwerk eingesetzt, wobei der Einsatz beider Instrumente grundsätzlich freiwillig 
war (Manz et al., 2013). Im Rahmen der Zusammenarbeit im Bildungsraum Nord- 
westschweiz wurden die kantonalen Leistungserhebungen ab 2013 sukzessive abge- 
löst durch die sogenannten vierkantonalen Checks (vgl. Solothurn in Abschn. 6.2.3). 
Ein weiteres Element der Zusammenarbeit im Bildungsraum Nordwestschweiz war 
die vierkantonale Bildungsberichterstattung, die bislang in zwei Bildungsberich- 
ten mündete. Darin wurden bildungsstatistische Daten auf allen Bildungsstufen mit 
qualitativen Informationen zu den vier Bildungssystemen verknüpft und in Bezug 
auf konkrete bildungspolitische Handlungsfelder ausgewertet (Criblez et al., 2012; 
Ender, Moser, Imlig & Müller, 2017). 

Der Kanton Aargau war in PISA viermal mit einer kantonalen Stichprobe vertre- 
ten. Für die repräsentativen, kantonalen Zusatzstichproben in PISA wurden entspre- 
chende Ergebnisberichte veröffentlicht (Angelone, Keller & Verner, 2014a; Ram- 
seier et al., 2005b; U. Moser & Angelone, 2008a, 2011a). 

Das seit 2003 umgestaltete, professionalisierte Kantonale Inspektorat ist auf den 
Volksschulstufen zuständig dafür, „die Schule als Ganzes im Blickfeld“ zu haben 
(Bieli, 2004, S. 10). An diese Neuorganisation anschliessend wurde ab 2005 auch auf 
diesen Stufen sukzessive die externe Evaluation eingeführt (P. Steiner & Landwehr, 
2011; Landwehr, 2010). Im zweiten Evaluationszyklus 2010 war die sogenannte 
Monitoringfrage Element der externen Evaluation. Dabei wurden allen Schulen 
qualitativ zu beantwortende Fragen — 2010 zur Thematik des Umgangs mit diszipli- 
narischen Schwierigkeiten — gestellt und die Antworten in einem Monitoringbericht 
ausgewertet (P. Steiner & Landwehr 2011). Im dritten Evaluationszyklus ab 2017 
wurde der Umgang mit den Ergebnissen von Leistungserhebungen als Kriterium 
eingeführt (BKS AG, 2017). 


2 Das Abschlusszertifikat wurde ab 2006 in verschiedenen Testläufen erprobt (Staatskanzlei 
AG, 2007). 
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Auf der Sekundarstufe II wurde seit 2006 unter dem Schlagwort Qualitätsmana- 
gement die externe Evaluation, durchgeführt durch das Institut für Externe Schu- 
levaluation auf der Sekundarstufe II (IFES), institutionalisiert (Staatskanzlei AG, 
2007). Im Schuljahr 2013/14 war der zweite Evaluationszyklus im Gange und es 
wurden vier Schulen evaluiert (IFES, 2015). 

Der Kanton Aargau liess regelmässig Programm- und Projektevaluationen durch- 
führen, so zu Beispiel zum Englisch auf der Primarstufe (Husfeldt & Bader, 2009) 
oder zur kantonalen Finanzierung überbetrieblicher Kurse in der Berufsbildung 
(Staatskanzlei AG, 2015a). Informationen über das Bildungssystem fliessen auch 
in die regierungsrätlichen Jahresberichte ein, die 2006 die herkömmlichen Rechen- 
schaftsberichte ablösten (Staatskanzlei AG, 2007). Dabei werden sowohl eher bil- 
dungsstatistische als auch eher aus der Evaluation stammende Indikatoren, wie zum 
Beispiel die Anzahl der extern evaluierten Volksschulen, verwendet (Staatskanzlei 
AG, 2015b). 

Im Kanton Aargau zeichnet sich das Bildungsmonitoring-Dispositiv durch eine 
hohe Gewichtung der bildungsstatistischen Informationen aus, gekoppelt mit einer 
Verwertung von Daten und Informationen auf kantonaler, regionaler und lokaler 
Ebene. Dabei bildet sich der Charakter des Kantons als Flächenkanton mit vie- 
len im Volksschulbereich relativ autonomen Gemeinden und Gemeindeverbänden, 
die die Schulen führen, ab. Die Informationen aus dem Monitoring sollen dabei 
grundsätzlich Transparenz bezüglich „Rahmenbedingungen, Funktionsweisen und 
Wirkungen“ des Schulsystems schaffen im Hinblick auf „gezielte und wirksame 
Reform“ (BKS AG, 2002, S. 1). Diese Dokumentation ist auf die politischen Akteure 
mit Entscheidungskompetenzen ausgerichtet. Die ab 2014 erstellten Schulreports 
gingen in dieselbe Richtung: Darin wurden Informationen aus den bildungsstatis- 
tischen Elementen des Bildungsmonitorings mit anderen Informationen aus Schul- 
entwicklung und Qualitätssicherung auf den Volksschulstufen verknüpft und für die 
Einzelschulen bzw. die lokalen Schulträger zusammengestellt (Zubler, 2015). 


Basel-Stadt 

Im Kanton Basel-Stadt wurde Bildungsmonitoring als Grundlage einer erfolg- 
reichen Politikgestaltung auf einer zuverlässigen und transparenten Wissensbasis 
schon 2006 explizit formuliert und 2011 bestätigt (Felder, 2006; Vitelli et al., 
2011). Für die Wissensbasis zuständig ist sehr wesentlich die seit den 2000er- 
Jahren auf- und ausgebaute Bildungsstatistik innerhalb des statistischen Amtes und 
insbesondere die ab 2009 aufgebaute bildungsstatistische Fachstelle des Erzie- 
hungsdepartements des Kantons Basel-Stadt (ED BS) (Staatskanzlei BS, 2010). 
Der Datenbestand umfasst unter anderem auch Daten zur Frühkindlichen Bildung, 
Betreuung und Erziehung (FBBE) (Vitelli et al., 2011) sowie über die standar- 
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disierten Merkmale des BFS hinausgehende Schülerdaten (K. Bucher & Grillon, 
2015). Im ersten und bislang einzigen kantonalen Bildungsbericht von 2011 (Vitelli 
et al., 2011) wurden umfangreiche bildungsstatistische Informationen präsentiert 
und kommentiert. Dabei umfasste der Bericht ein breites Themenspektrum vom 
gesellschaftlichen und politischen Kontext über alle Stufen des Bildungssystem bis 
hin zu den Bildungsausgaben. Nicht integriert waren Informationen aus Leistungs- 
erhebungen. Die Daten bezogen auf die im Bericht zentralen Kennzahlen wurden in 
der Folge regelmässig in einem Zahlenspiegel Bildung aktualisiert (unter anderem 
Ulusoy, 2013, 2017). In Zusammenarbeit zwischen dem ED BS und dem Statis- 
tischen Amt entstanden zudem verschiedene Publikationen wie zum Beispiel das 
Statistische Jahrbuch, das Dossier Basel, die Broschüre zur Schulhausstatistik. Der 
Kanton Basel war als Teil des Bildungsraums Nordwestschweiz auch eingebunden 
in die bislang zwei Mal erschienenen, gleichnamigen Bildungsberichte für die Kan- 
tone Aargau, Basel-Landschaft, Basel-Stadt und Solothurn (Criblez et al., 2012; 
Ender et al., 2017). Bildungsstatistische Informationen flossen ab 2007 auch in die 
neugestalteten Rechenschaftsberichte der Regierung ein, etwa in Form von Schü- 
lerzahlen, Anteilen fremdsprachiger Kinder oder Übertritts- und Abschlussquoten 
(Staatskanzlei BS, 2008, 2015). 

Flächendeckende Leistungserhebungen wurden seit 1998 in der Weiterbildungs- 
schule durchgeführt und 2004 die Tests im Rahmen einer Evaluation erstmals zentral 
ausgewertet (Laschinger, 2006). Ebenfalls 2004 wurden diese Erhebungen auch 
in der Orientierungsschule durchgeführt (Felder, 2004; Specker, 2005). Ab 2006 
wurden Orientierungsarbeiten zu beiden Zeitpunkten, also in Orientierungs- und 
Weiterbildungsschule durchgeführt und in letzterem Falle mit dem Kanton Basel- 
Landschaft koordiniert (Vögelin, 2010). Die vierkantonalen Checks (vgl. Solothurn 
in Abschn. 6.2.3) wurden in Basel-Stadt ab 2013 gestaffelt flächendeckend und 
obligatorisch durchgeführt (IBE, 2014). 

Im kantonalen Konzept zum Qualitätsmanagement für die Volksschule und die 
berufsbildende Sekundarstufe II wurde neben der Bildungsstatistik als Element von 
Bildungsmonitoring auch auf die auf externe Evaluation, Inspektion und Aufsicht 
ausgerichtete Schulsystemevaluation verwiesen (ED BS, 2013). Im Kanton Basel- 
Stadt wurde die bereits in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts eingeführte und 
damit lange bestehende Organisation der kantonalen Rektorate und der lokalen 
Standortleitungen ab 2005 ersetzt durch teilautonome Schulleitungen, lokale Schul- 
räte und eine kantonale Volksschulleitung (Rindlisbacher, Herren & Quesel, 2008). 
Die externe Evaluation einzelner Schulen wurde 2007 zunächst auf der Sekundar- 
stufe II erstmals durchgeführt (Staatskanzlei BS, 2008). Für die Volksschule wurde 
die externe Schulevaluation ab 2014 als eine von vier Formen der sogenannten 
standortbezogenen Evaluation eingeführt (ED BS, 2017). 
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Evaluationen sind integrierter Bestandteil praktisch aller grösseren bildungspo- 
litischen Programme oder Projekte. Beispiele für solche Evaluationen sind etwa im 
Bereich der Einführung von Tagesstrukturen (Staatskanzlei BS, 2008), der Sprach- 
regelung im Kindergarten (Sacco-Wolber, 2011) oder der integrativen Beschulung 
(Liesen, 2013) zu finden. Intensiv begleitet wurde auch der Aufbau des Qualitäts- 
konzeptes (Buholzer, Tanner & Zulliger, 2012), die Einführung von Schulräten im 
Zusammenhang mit der Auflösung der traditionellen Rektorate (Amsler & Akgünlü, 
2014) oder das Case Management Berufsbildung (Haller & Hümbelin, 2011). 

Im Kanton Basel-Stadt ist das Bildungsmonitoring-Dispositiv ebenfalls bil- 
dungsstatistisch geprägt. Dabei fallen drei Charakteristika besonders auf: (1) Das 
Bildungsmonitoring war praktisch durchgehend und explizit auf die Informations- 
und Wissensgenerierung zuhanden der Gestaltung und der Steuerung des Bildungs- 
systems ausgerichtet (Vitelli et al., 2011). (2) Dadurch dass der Kanton zugleich 
auch mehrheitlich Schulträger der einzelnen Schulen ist, bestand lange eine weni- 
ger starke Abgrenzung zwischen der Entwicklung der einzelnen Schulen und der 
Systementwicklung. Erst mit den Qualitätsmanagement-Konzepten ab 2005 wurde 
eine vom konkreten Schulbetrieb losgelöste, kantonale Ebene zunehmend als solche 
sichtbar gemacht (Buholzer, von Büren Jarchow & Ottiger, 2009). (3) Der Kanton 
Basel-Stadt war in Harmonisierungsprozessen sowohl gesamtschweizerisch und 
sprachregional als auch regional im Bildungsraum Nordwestschweiz sowie in der 
Kooperation der beiden Basel beteiligt. Die Prozesse führten zu vergleichsweise 
einschneidenden Reformen (Staatskanzlei BS, 2013). Bildungsmonitoring und ins- 
besondere Bildungsstatistik wurde immer wieder über seine Informationsfunktion 
in diesen und für diese Reformvorhaben legitimiert. 


Jura 

Im Kanton Jura wird ebenfalls hohes Gewicht auf Bildungsstatistik als Grundlage 
politischer Gestaltung gelegt. Die gesamte öffentliche Statistik lag ab 2007 bis 2016 
in den Händen der Fondation Interjurassienne pour la statistique (FISTAT), die 
sowohl den Kanton Jura als auch den Berner Jura statistisch bearbeitete. Inhaltlich 
reichten die bildungsstatistischen Tätigkeiten dieses statistischen Büros nicht über 
die ordentlichen Erhebungen des BFS hinaus (FISTAT, 2016). Ab 2017 übernahm 
das statistische Amt des Kantons Neuenburg die gesamte amtliche Statistik des 
Kantons Jura (Service de statistique du canton de Neuchätel, 2017). Ergänzende 
Auswertungen, etwa statistische Angaben zur obligatorischen Schule (DFCS JU, 
2015, 2017) oder zu den Anschlusslösungen der Schülerinnen und Schüler nach 
Abschluss der obligatorischen Schulzeit (DFCS JU, 2014), wurden meist von den 
zuständigen Amtsstellen durchgeführt. 
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In der Volksschule wurden und werden verschiedene standardisierte Leistungs- 
erhebungen durchgeführt. So erfolgte die Zuordnung der Schülerinnen und Schüler 
auf die unterschiedlichen Anforderungsniveaus der kooperativen Sekundarstufe I 
bereits ab den 1990er-Jahren unter anderem auf der Basis der sogenannten Epreu- 
ves communs (Vögeli-Mantovani, 1999). Diese Prüfungen umfassten je drei Tests in 
den Fächern Französisch, Mathematik und Deutsch und wurden zu drei Zeitpunk- 
ten im letzten Schuljahr der Primarschule absolviert, wobei die Resultate der letzten 
beiden Zeitpunkte in die Zuweisung einfliessen sollten (DFCS JU, 2013b). Dane- 
ben wurden seit 2007 Versuche mit sogenannten Épreuves de référence im 6. und 
10. Programmjahr in den Fächern Französisch und Mathematik durchgeführt. Diese 
Prüfungen dienen diagnostischen Zwecken, sollen primär die Lehrpersonen infor- 
mieren und sind damit auf die Unterrichtsebene ausgerichtet (DFCS JU, 2013d; 
IRDP, 2013; DFCS JU, 2013c). Allerdings ist eine Auswertung auf kantonaler 
Ebene und damit im Sinne von Steuerungswissen ebenfalls vorgesehen (Chancel- 
lerie d’État JU, 2011, S. 684). 

Der Kanton Jura war im Rahmen der Zusammenarbeit innerhalb der Conference 
intercantonale de l'instruction publique de la Suisse romande et du Tessin (CIIP) 
an allen fünf PISA-Untersuchungen zwischen 2000 und 2012 mit einer kantonalen 
Stichprobe vertreten (Nidegger et al., 2001, 2005, 2008; Nidegger, Broi et al., 2011; 
Nidegger, Carulla et al., 2014). 

In der Neuformulierung des Schulgesetzes von 2012 wurde unter anderem auf 
das nationale Bildungsmonitoring und die nationalen und regionalen Bemühungen 
zur Entwicklung standardisierter Leistungserhebungen verwiesen: 


„Le canton du Jura ne disposant pas des moyens pour mettre en place un systeme 
d’evaluation a l’aide d'indicateurs permettant l’observation, l'analyse et la régulation 
du systeme scolaire, le monitorage suisse du systeme d'éducation est donc appelé 
a devenir un element, parmi d’autres, du pilotage du systeme éducatif jurassien.“ 
(Chancellerie d’Etat JU, 2011, S. 684) 


Die Weiterentwicklung der traditionellen kantonalen Leistungserhebungen als Ele- 
ment des Bildungsmonitorings wurde unter anderem durch die Hoffnung auf die 
interkantonalen Instrumente nicht weiter vorangetrieben. 

Die Aufsicht über die Volksschule lag traditionell bei den kantonalen Amtsstel- 
len. Von einem Inspektorat oder externer Schulevaluation ist in den Quellen nicht 
die Rede. Auf der Sekundarstufe II haben sich die 2007 auf kantonaler Ebene in 
einem Centre zusammengefassten Schulen 2013 ein gemeinsames Qualitätshand- 
buch gegeben. Teil des Qualitätsmanagements ist auch eine periodische Auswertung 
desselben auf kantonaler Ebene, die sogenannte Revue de direction zuhanden der 
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Politik und der Schulen, sowie die formale Zertifizierung des Qualitätsmanagements 
(DFCS JU, 2013a). 2017 konnte die Zertifizierung erneuert werden (Chancelle- 
rie d’État JU, 2017). 

Im Kanton Jura als eher kleinem Kanton ist das Bildungsmonitoring-Dispositiv 
geprägt durch eine Bildungsstatistik auf gesamtschweizerisch koordiniertem Niveau, 
durchgeführt jeweils von spezifischen Auftragnehmern. Daneben werden mit den 
Leistungserhebungen zwar punktuell zusätzliche Informationen erhoben, jedoch 
nicht zu einer Gesamtsicht zusammengetragen. Besonders auffällig ist der ab 
2010 regelmässig auftauchende Verweis auf das nationale Bildungsmonitoring, das 
wesentlich zur Weiterentwicklung der bestehenden Modi der Beschaffung und Auf- 
bereitung von Informationen über das kantonale Bildungssystem genutzt werden 
sollte. Insofern scheint sich der Kanton Jura mit Blick auf die gesamtschweizeri- 
schen Entwicklungen bei der Gestaltung der kantonalen Elemente von Bildungs- 
monitoring stark zurückzuhalten. 


Obwalden 

Für das Bildungsmonitoring-Dispositiv im Kanton Obwalden wurde bereits 1999 
eine Entwicklung hin zu einem einheitlichen Monitoring im Dienste verschiede- 
ner Akteure und unter Einbezug verschiedener Element initiiert. Orientiert am Ziel 
einer hohen Qualität der Bildungsprozesse wurden im sogenannten Bildungskon- 
zept „eine erstmalige, gesamtheitliche Beurteilung des kantonalen Bildungswesens 
[...] [skizziert und] Leitplanken für die künftige Bildungspolitik gelegt“ (BKD OW, 
1999, S. 3), und zwar für die Volksschule ebenso wie für Mittel- und Berufsschulen. 
Ursprünglich stark auf eine Ablösung des traditionellen Inspektorats durch externe 
Evaluation und neue Aufsicht ausgerichtet, wurden bis 2009 sukzessive weitere 
Elemente als Grundlagen für die politische Einschätzung und Gestaltung miteinbe- 
zogen. Dabei wurde primär die Bildungsstatistik, verantwortet durch das Bildungs- 
und Kulturdepartement des Kantons Obwalden (BKD OW), als zusätzliche Infor- 
mationsquelle verstanden. In diesem Sinne wurden die vom BFS standardisierten 
Kennzahlen immer wieder ergänzt um verschiedene Daten aus Befragungen der 
kantonalen Ämter (z. B. Staatskanzlei OW, 2005). Durch den gezielten Ausbau 
der bildungsstatistischen Informationen zugunsten politischer Verwendungskon- 
texte wurde die Bildungsstatistik sukzessive zum zentralen Element des kantonalen 
Bildungsmonitorings. Teilweise wurde der Monitoringbegriff sogar exklusiv auf 
die ausgebaute Bildungs- und Beratungsstatistik angewendet (Staatskanzlei OW, 
2009). Auf statistische Informationen, gegliedert in verschiedene Kennzahlen und 
Indikatoren, wurde auch für die regierungsrätlichen Geschäftsberichten und für 
die Amtsdauerplanung, das zentrale politische Planungsinstrument der Regierung, 
zurückgegriffen (Staatskanzlei OW, 201 1a, 2011b, 2015). 
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Im kantonalen Rahmenkonzept zur Qualitätsevaluation von 2009 wurde die 
Struktur des Bildungsmonitoring-Dispositivs, bezogen auf die Volksschule, aktuali- 
siert. Basieren sollte es auf externer Evaluation, Aufsicht und einem dritten, datenbe- 
zogenen Bereich, der explizit als Bildungsmonitoring bezeichnet wurde. Die externe 
Evaluation, aufgebaut ab 2003 in Zusammenarbeit mit den Kantonen Nidwalden 
und Uri, sollte fortgeführt werden. Der zweite Evaluationszyklus wurde 2014 abge- 
schlossen (BKD OW, 2015a), der dritte 2016 gestartet (Staatskanzlei OW, 2017). 
Im Rahmen der Aufsichtsfunktion sollten die Informationen der externen Evaluation 
punktuell ergänzt und verdichtet werden. Dazu waren auf den Volksschulstufen bei- 
spielsweise themenspezifische Erhebungen vorgesehen (Staatskanzlei OW, 2011b). 
Das datenbezogene Bildungsmonitoring - hier als Bildungsmonitoring im engeren 
Sinne verstanden — bezog sich konzeptionell auf bildungsstatistische Daten einer- 
seits und andererseits auf „Informationen über die Ergebnisse und Wirkungen des 
Systems (sog. Leistungsanalysen) [...], die für die Bildungspolitik relevant sind 
und die Vergleichbarkeit mit anderen Systemen fördern“ (Buholzer-Hodel, 2009, 
S. 17). Zentrales Produkt in diesem dritten Bereich war und ist die bildungsstatisti- 
sche Zusammenstellung, die 2006 unter dem Titel Bildungs- und Beratungsstatistik 
erstmals erschien und Daten zu sämtlichen Bildungsstufen umfasst (BKD OW, 
2015b). Der Einsatz standardisierter Leistungserhebungen auf kantonaler Ebene 
ist nur im Projekt 8plus, initiiert 2005, dokumentiert. In diesem Projekt wurden 
die letzten beiden Schuljahre der Sekundarstufe I inhaltlich stärker auf den Über- 
gang auf die Sekundarstufe II hin ausgerichtet. Dabei kam auch der Stellwerk-Test 
2007 erstmals flächendeckend zum Einsatz. Die Resultate wurden auf kantonaler 
Ebene ausgewertet und der Einsatz des Instruments evaluiert (Staatskanzlei OW, 
2007, 2008). Mit dem Projektabschluss wurde 2010 der obligatorische Einsatz von 
Stellwerk 8 in den Fächern Deutsch und Mathematik definitiv (Staatskanzlei OW, 
2011b). Die ebenfalls als Element vorgesehene Bildungsberichterstattung war bis 
im März 2018 noch nicht realisiert (BKD OW, 2018). 

Im Kanton Obwalden steht ein sehr umfassend angelegtes Verständnis von Bil- 
dungsmonitoring einer, gemessen an öffentlich sichtbar gemachter Information über 
das Schulsystem, stark auf bildungsstatistische Daten fokussierten Monitoringpra- 
xis gegenüber. Der Einbezug von externer Evaluation und Aufsichtsfunktionen in 
das Steuerungswissen, das den politischen Akteuren zur Verfügung stehen soll, 


3 Nach dem ersten Evaluationszyklus wurde ein zusammenfassender Bericht veröffentlicht 
(BKD OW, 2010). Die öffentliche Information über den zweiten Zyklus bestand aus einer 
Medienmitteilung während der Bericht nicht mehr veröffentlicht wurde (BKD OW, 2015a). 
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scheint nicht oder zumindest nicht öffentlich wahrnehmbar zu erfolgen. Im kan- 
tonalen Bildungsmonitoring-Dispositiv erscheinen primär die bildungsstatistischen 
Elemente, während eine Gesamtsicht, wie sie bereits 1999 postuliert wurde, bislang 
nicht realisiert wurde. Im Unterschied etwa zum Kanton Jura werden im Kanton 
Obwalden die konzeptionellen Leerstellen aber nicht explizit mit Verweisen auf 
Bildungsmonitoring auf nationaler Ebene bewirtschaftet. 


6.2 _Schülerleistung als Qualitätsmerkmal 


Informationen zur Leistung von Schülerinnen und Schülern, gemessen in einem 
Bezugsrahmen oberhalb der einzelnen Klasse oder Schule, sind ein zweites wesent- 
liches Element kantonaler Dispositive von Bildungsmonitoring. Diesbezügliche 
Impulse und Modellvorstellungen kommen einerseits aus einer pädagogisch begrün- 
deten Tradition von Orientierungsarbeiten, die in den 1990er-Jahren als Element von 
Schulentwicklung im Bereich der Beurteilung und Bewertung in vielen Kantonen 
anzutreffen waren (Vögeli-Mantovani, 1999). Andererseits wurden solche Informa- 
tionen, geprägt durch die internationalen Schulleistungsstudien sowie das nationale 
Bildungsmonitoring, zunehmend auch in den Kantonen als Qualitätskriterium wahr- 
und aufgenommen (Wolter, 2008b) (vgl. Kap. 5). 

Die Kantone unterscheiden sich einerseits darin, auf welchen Klassenstufen und 
in welchen Fächern sie solche Leistungserhebungen durchführen und andererseits 
darin wie die Teilnahme und vor allem die zentrale Auswertung definiert ist. Der 
Kanton Neuenburg steht im Fokus als ein Kanton, der Prüfungsformen mit standar- 
disierter und zentraler Aufgabenentwicklung und Ergebnisauswertung traditionell 
als Element der schulischen Beurteilung anwendet und zugleich auch im Sinne einer 
Informationsbasis über das kantonale Schulsystem verwendet. Im Folgenden wird 
zunächst für Neuenburg aufgezeigt, welche Formen standardisierte Leistungserhe- 
bungen hatten und haben. Dabei geht der Blick auch über den Kanton Neuenburg 
hinaus auf die CIP und ihre sprachregionalen Bemühungen um standardisierte 
Leistungserhebungen. Anschliessend werden Bildungsstatistik und Inspektorat als 
weitere Elemente des kantonalen Monitoring-Dispositivs dargestellt. Der Kanton 
Neuenburg steht für die Herausforderungen, Leistungsinformationen in Bildungs- 
monitoring und damit für eine umfassende Perspektive auf Schulsysteme nutz- und 
verwertbar zu machen. Es stellt sich dabei die Frage, inwiefern und wie verglei- 
chende Leistungserhebungen, gerade angesichts ihrer hohen kommunikativen Kraft 
wirksam werden. 
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6.2.1 Neuenburger Tradition der Orientierungs- und 
Referenzprüfungen 


In der Volksschule des Kantons Neuenburg spielten standardisierte Prüfungen 
bereits in den 1990er-Jahren eine grosse Rolle. In Form der Epreuves d’orientation 
bildeten sie, zusammen mit den Erfahrungsnoten und einer Einschätzung der Lehr- 
person, die Grundlage für die Zuweisung zu den leistungsdifferenzierten Typen der 
Sekundarstufe I. Die Prüfungen wurden von allen Schülerinnen und Schülern in 
der nicht leistungsdifferenzierten 1. Klasse der vierjährigen Sekundarstufe I, im 
sogenannten Orientierungsjahr, zu zwei Zeitpunkten absolviert. Im ersten Semester 
wurden Mathematik und Französisch geprüft, im zweiten Mathematik und Deutsch. 
Die Auswertung erfolgte zentral und die resultierende Punktzahl für den einzel- 
nen Schüler wurde statistisch durch die Abbildung der Ergebnisse aller Schüler 
auf sogenannte Stanine-Werte* ermittelt (Vögeli-Mantovani, 1999). Für die Zuord- 
nung zu einem Leistungszug wurden die Werte der Orientierungsprüfungen und 
ebenso die Schulnoten sämtlicher Fächer sowie eine Einschätzung der Lehrperso- 
nen, basierend auf dokumentierten Beobachtungen, reduziert auf einen Zuordnungs- 
code, der die Wahlmöglichkeiten der einzelnen Schülerinnen und Schüler bezüg- 
lich der drei Leistungszüge definierte. Die Ergebnisse der Epreuves d’orientation 
wurden in Form dieser Zuordnungscodes jeweils in den jährlichen Rechenschafts- 
berichten veröffentlicht (z. B. Chancellerie d’Etat NE, 2001, 2014). Gerade durch 
die öffentliche Darstellung der Ergebnisse werden diese öffentlich diskutierbar und 
damit zu zentralen Elementen des kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositivs. Die 
standardisierten Tests wurden ab dem Schuljahr 2014/15 mit der Einführung eines 
ungeteilten Schulmodells auf der Sekundarstufe nicht mehr durchgeführt (Chan- 
cellerie d’Etat NE, 2015). Bezüglich ihrer Funktion im Rahmen von Promotions- 
und Selektionsprozessen wurden sie teilweise ersetzt durch die Epreuves cantonales 
(DEF NE, 2015a, 2015b). 

Auch auf anderen Klassenstufen existierte im Kanton Neuenburg eine Tradi- 
tion der standardisierten Leistungserhebung. Sämtliche Schülerinnen und Schüler 
der fünfjährigen Primarschule absolvierten alljährlich die sogenannten Épreuves de 
reference. Dies waren auf den Lehrplan abgestimmte Referenzprüfungen mit primär 
diagnostischem Zweck. Sie wurden jeweils bezogen auf ein Fach oder ein Thema 
innerhalb eines Faches für alle Klassen der Primarschule vorbereitet. Zugleich waren 


4 In diesem Verfahren, auch als Standard nine bezeichnet, werden die Testergebnisse umge- 
wandelt in einen Wert von 1 bis 9, und zwar bezogen auf die Verteilung aller Testresultate. 
Ein Wert von 5 entspricht dabei dem Median. Grundsätzlich erhalten in diesem Verfahren 54 
Prozent der Testresultate — und damit der Schülerinnen und Schüler — Werte zwischen 4 und 
6 zugeordnet, je 23 Prozent liegen darüber und darunter (Sullivan, 2009). 
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sie „un instrument de validation de l’enseignement d’un secteur particulier d’une 
discipline“ (Chancellerie d’Etat NE, 2002b, S. 21) und dienten damit auch einem 
Monitoringzweck. Mit wenigen Ausnahmen bezogen sich diese Prüfungen jeweils 
auf einen Themenbereich der Fächer Französisch oder Mathematik. 2017 waren 
die Referenzprüfungen dem Fach bildnerisches Gestalten gewidmet (Chancelle- 
rie d’État NE, 201 8). Die Mittelwerte der erreichten Testergebnisse sowie der Anteil 
der Schülerinnen und Schüler, die eine vorab definierte Bestehensnorm erfüllten, 
wurden pro Klasse in den Rechenschaftsberichten veröffentlicht (z. B. Chancelle- 
rie d’Etat NE, 2001, 2014). 

Eine dritte Form der standardisierten Leistungserhebungen stellten die Epreuves 
cantonales de niveau 8 (EC8) dar. Sie wurden eingeführt als individuelle Standortbe- 
stimmung am Übergang auf die Sekundarstufe II und erstmals im Schuljahr 2008/09 
flächendeckend durchgeführt. Sie sollten Auskunft darüber geben, wo individuell 
bei den Schülerinnen und Schülern noch Aufholbedarf bestand und als Informati- 
onsbasis den Laufbahnentscheid beim erwähnten Übergang unterstützen (Chancel- 
lerie d’Etat NE, 201 1). Die Prüfungen umfassten mit Französisch und Deutsch die 
beiden zentralen Fachbereiche und wurden, im Zusammenhang mit der Einführung 
des ungeteilten Schulmodells, 2016 einmalig ergänzt um eine zweite Prüfungsserie 
in Deutsch, Englisch und Naturwissenschaften für die Schülerinnen und Schüler im 
letzten Schuljahr der obligatorischen Schule (Chancellerie d’Etat NE, 2017). Unter 
anderem im Hinblick auf die Einführung der ÜGK wurde 2016 entscheiden, auf die 
kantonalen Prüfungen künftig zu verzichten (Chancellerie d’Etat NE, 2018). 

Bereits im Legislaturprogramm für die Jahre 2006 bis 2009 war die Einfüh- 
rung neuer Lehrpläne begleitet durch systematische Leistungserhebungen in allen 
Klassen als Ziel formuliert (Chancellerie d’Etat NE, 2005). Im folgenden Legisla- 
turprogramm wurde dann auf die Einführung der „Epreuves romandes“ sowie auf 
ein zu entwickelndes „Concept du contrôle de la qualité de l’enseignement“ (Chan- 
cellerie d’État NE, 2009, S. 30) verwiesen. In der kantonalen HarmoS-Broschüre 
wurde dann klar, dass insbesondere das System der kantonalen und Westschwei- 
zer Leistungserhebungen diese Kontrolle ausmachen sollte (DECS NE, 2012), 
ergänzt um einen Referenzrahmen für Lehrpersonen und Schulleitungen (Chancel- 
lerie d’Etat NE, 2015). Die Entwicklung der Epreuves romandes communes war Teil 
der sich ab 2003 intensivierenden, sprachregionalen Zusammenarbeit innerhalb der 
CIP und ein wesentliches Element der 2009 in Kraft getretenen Convention scolaire 
romande. Das Mandat zur Entwicklung dieser Leistungserhebungen ging 2007 an 
das Institut de recherche et de documentation pedagogique (IRDP). Zunächst wurde 
eine vertiefte Analyse der bestehenden Formen standardisierter Leistungserhebung 
in den sieben französischsprachigen Kantonen durchgeführt und dann ein Konzept 
für die eigentliche Leistungserhebung erstellt (Viridiana & Wirthner, 2013). Eine 
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stetige Frage in diesen Arbeiten sowohl politisch als auch testtheoretisch war die 
Koordination mit und die Abgrenzung von der im Rahmen der Schweizerischen 
Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) zu entwickelnden ÜGK. 
2015 entschied die CIIP schliesslich die Epreuves romandes communes zunächst 
bis2019 als Aufgabendatenbank, abgestimmt aufden 2010 verabschiedeten gemein- 
samen Plan d’etudes romand, aufzubauen (CIIP, 2015). 

Ebenfalls im Rahmen der Zusammenarbeit innerhalb der CIIP war Neuenburg 
in den PISA-Untersuchungen von 2000 bis 2012 je mit einer kantonalen Stichprobe 
vertreten (Nidegger et al., 2001, 2005, 2008; Nidegger, Broi et al., 2011; Nidegger, 
Carulla et al., 2014). Nicht zuletzt die Auswertungen der PISA-Ergebnisse bezüglich 
der Leistungsdifferenzen und -überschneidungen zwischen den drei Leistungszügen 
der Sekundarstufe I begründeten die bereits erwähnte Einführung eines ungeteilten 
Schulmodells (Chancellerie d’Etat NE, 2013a; DEF NE, 2015b). 


6.2.2 Bildungsstatistik und Inspektion als weitere 
Monitoringelemente 


Die kantonale Statistikstelle führt im Kanton Neuenburg auch die Statistik der 
Volksschulstufen und der Sekundarstufe II. Dabei werden seit einer Reorganisa- 
tion 2007 auch Individualdaten erfasst (Chancellerie d’Etat NE, 2008). Seit 2009 
kam ein einfaches Indikatorensystem mit fünf Basis-Kennzahlen zur Anwendung 
(DEC NE, 2010). Ein eigentlicher Bildungsbericht wurde für den Kanton Neuen- 
burg nicht verfasst. Bildungsstatistische Informationen wurden ab 2001 jährlich 
in Form einer Broschüre sowie laufend online publiziert (DEC NE, 2010, 2014; 
Chancellerie d’Etat NE, 2002b). Die statistischen Erhebungen im Bildungsbereich 
haben ab 2012 explizit einen auf „Monitorage du systeme“ (Chancellerie d’Etat NE, 
2013b, S. 35) bezogenen Anwendungsbereich. 

Die als Verwaltungseinheit im Departement de l’education et de la famille du 
canton de Neuchätel (DEF NE) angesiedelte, klassische Inspektion übernahm eben- 
falls Verantwortung für die Qualität und die Qualitätsentwicklung im Volksschul- 
bereich. Aufgaben dieser Inspektion waren die Beratung in konkreten Schul- und 
Unterrichtsfragen wie jene nach Lehrplänen und Lehrmitteln, nach der Schülerbe- 
urteilung und nach besonderer pädagogischer Unterstützung sowie ein systemati- 
sches Monitoring im Sinne eines Überblick über das Bildungssystem, allerdings 
ohne näher definierte Dokumentations- oder Kommunikationsbezüge (Chancelle- 
rie d’Etat NE, 2015, 2018). 

Auf der Sekundarstufe II und insbesondere bei den Berufsschulen wurde ab 2001 
die externe Zertifizierung der einzelnen Schulen aktiv gefördert und vorangetrieben 
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(Chancellerie d’Etat NE, 2002b). Auch für die kantonalen Stellen der Berufsbe- 
ratung war ab 2008 die externe Zertifizierung als Ziel erstmals erreicht worden 
(Chancellerie d’État NE, 2010). 

Im Bildungsmonitoring-Dispositiv des Kantons Neuenburg ist zunächst die hohe 
Präsenz standardisierter Leistungserhebungen auffallend. Der Blick auf die Kom- 
petenzen der Schülerinnen und Schüler als Outputs macht ein sehr wesentliches 
Element der bildungspolitischen Bemühungen um Qualität im Schulsystem aus. 
Bereits im 2002 erstmals verfassten Legislaturprogramm standen die Ergebnisse 
von Leistungserhebungen explizit hinter einem von zwei bildungspolitischen Zie- 
len: Die kantonalen Erhebungen und die ersten PISA-Resultate legitimierten und 
begründeten die postulierte Stärkung der sprachlichen Fächer im Volksschulbereich. 
In diesem ersten Legislaturprogramm wurde auch auf die Bildungsstatistik als Teil 
eines bildungspolitischen Informations- und Planungssystems verwiesen (Chancel- 
lerie d’Etat NE, 2002a). Im zweiten Legislaturprogramm, das stark vor dem Hin- 
tergrund allgemeiner Sparbemühungen verfasst wurde, waren die Leistungserhe- 
bungen wiederum das prominenteste Element des Bildungsmonitoring-Dispositivs. 
Daneben wurde aber auch auf die Bildungsstatistik sowie auf die Systematisie- 
rung der Inspektionstätigkeiten hingewiesen (Chancellerie d’Etat NE, 2005). Die 
folgenden Legislaturprogramme bestätigten den selektiven Umgang auf der poli- 
tischen Ebene mit Elementen des kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositivs. Es 
entwickelte sich auf dieser Ebene nicht oder zumindest nicht explizit in Richtung 
eines Instruments der politisch-strategischen Gestaltung weiter. 


6.2.3 Weitere Kantone 


Mit Solothurn, Schwyz und Wallis werden im Folgenden vier weitere Kantone prä- 
sentiert. Im Kanton Solothurn sind Leistungserhebungen auf der konzeptionellen 
Ebene prominent in einem ganzheitlich und umfassend angedachten 
Bildungsmonitoring-Dispositiv verortet. Der Kanton Solothurn vertritt hier auch 
den Bildungsraum Nordwestschweiz, der die Einführung eines Lern- und Förder- 
systems als eines seiner Kernprojekte vorantrieb. Die Kantone Schwyz und Wallis 
stehen dagegen für einen intensiven und konkreten Einsatz von standardisierten 
Leistungserhebungen. 


Solothurn 

Im Kanton Solothurn war bis in die 2000er-Jahre keine Tradition breit ange- 
legter, standardisierter Leistungserhebungen festzustellen. Einzig im Verfahren 
des Übertritts auf die leistungsdifferenzierte Sekundarstufe I war eine Prüfung 
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vorgesehen, die allerdings dezentral in der Verantwortung der Schulbezirke lag 
(Vögeli-Mantovani, 1999). Im Kontext der strukturellen Reformen der Sekundar- 
stufe I und der Einführung geleiteter Schulen wurde im Rahmenkonzept Qualitäts- 
management ein kantonales Monitoring mit Leistungserhebungen, Bildungsstatis- 
tik, Schulcontrolling und externer Evaluation als zentralen Elementen skizziert. 
Dieses System sollte bezogen auf die Volksschulstufen die vorhandenen Daten und 
Informationen bündeln, systematisch prüfen und so zuhanden der politischen Ent- 
scheidungsträger Steuerungswissen bzw. „Daten für die Systemsteuerung“ (Eggi- 
mann et al., 2007, S. 38) generieren. Als ein mögliches Produkt wurde explizit auch 
ein Bildungsbericht genannt. In diesem kantonalen Qualitätskonzept waren insbe- 
sondere für die kantonale Monitoringebene Verweise auf die interkantonalen und 
gesamtschweizerischen Entwicklungen relevant. Das kantonale Monitoring sollte 
analog zu den übergeordneten System aufgebaut werden und diese ergänzen. 

Mit der Reform der Sekundarstufe I wurden ab 2009 sogenannte Orientierungs- 
arbeiten und übertrittsrelevante Vergleichsarbeiten in den letzten beiden Klassen der 
Primarschule sowie in der letzten Klasse der Sekundarstufe I eingeführt (Lischer, 
2009; Staatskanzlei SO, 2010b). Insbesondere die kantonalen Vergleichsarbeiten in 
Deutsch und Mathematik wurden kantonal koordiniert und ausgewertet (Schwar- 
zenbach, 2010). Allerdings ist die Verwendung der Ergebnisse dieser beiden Typen 
standardisierter Leistungserhebungen als Steuerungswissen nicht dokumentiert. Ab 
2010 war als weitere Leistungserhebung das Stellwerk 8 verpflichtender Bestandteil 
der individuellen Planung der neu konzipierten letzten Klasse der Sekundarstufe I 
und wurde von allen Schülerinnen und Schülern absolviert (DBK SO, 2010). Im 
Bestreben, den Anspruch einer auf Leistungserhebungen basierenden Qualitätseva- 
luation einzulösen, stellte der Kanton Solothurn in PISA 2012 eine kantonal reprä- 
sentative Stichprobe. Die Ergebnisse zeigten leicht unterdurchschnittliche Kompe- 
tenzen in Lesen und Mathematik sowie einen eher hohen Anteil der sogenannten 
Risikogruppe mit Schülerinnen und Schülern, deren Leistungen in der Mathematik 
und im Lesen unter dem Kompetenzniveau 2 liegen. Zudem wurden die Leistungs- 
überschneidungen der vier Typen innerhalb der leistungsdifferenzierten Sekundar- 
stufe I deutlich (Angelone, Keller & Verner, 2014b). 

Die leistungsbasierte Systembetrachtung setzte der Kanton Solothurn in der 
Folge im Rahmen des Bildungsraums Nordwestschweiz mit den vierkantonalen 
Checks fort. Entwickelt durch das Institut für Bildungsevaluation (IBE) im Auf- 
trag der Kantone Aargau, Basel-Landschaft, Basel-Stadt und Solothurn wurden 
die Checks ab 2013 sukzessive in den Volksschulen der vier Kantone eingesetzt. 
Ihre Zweckbestimmung war eine doppelte: Sie waren und sind als Instrumente zur 
Unterstützung konkreter Lern- und Lehrprozesse und zugleich als Wirkungsüber- 
prüfung auf der Systemebene konzipiert. Dazwischen können sie zusätzlich durch 
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Schulleitungen oder lokale Schulbehörden als Informationsquelle für die Schul- 
entwicklung hinzugezogen werden (BRNW, 2012). Die vierkantonalen Checks 
umfassen Leistungserhebungen für vier Programmjahre und — ergänzend dazu — 
entsprechende Aufgabendatenbanken für Lehrpersonen, Schülerinnen und Schü- 
ler zur Illustration und Vorbereitung.” Die Checks P3 und P6 in der Primarschule 
informieren Schüler und Lehrperson über die Leistung, gemessen an einer krite- 
rialen Bezugsnorm. Die Checks haben summativen Charakter. Die beiden Checks 
S2 und S3 auf der Sekundarstufe I dienen als individuelle Lernstandserhebungen. 
Die Checks beziehen sich auf die Fächer Deutsch, Mathematik, Naturwissenschaf- 
ten und Fremdsprachen. Die Ergebnisse werden bis hin zur Kantonsebene aggre- 
giert und es sind auch Auswertungen nach Geschlecht oder Erstsprache möglich. 
Dazu wurde ein umfangreiches computerbasiertes Auswertungsdispositiv aufge- 
baut, das die entsprechend aggregierten Ergebnisse auf Schüler-, Klassen- und Schu- 
lebene online zugänglich macht. Ebenfalls über diese Plattform wurde 2016 erstmals 
das vierkantonale Abschlusszertifikat distribuiert (BRNW, 2015). Die vierkantona- 
len Checks ersetzten die bestehenden, standardisierten Leistungserhebungen (IBE, 
2014). Die kantonal aggregierten Ergebnisse aller vier beteiligten Kantone wurden 
ab 2013 jährlich publiziert (unter anderem Oostlander & Berger, 2014; Giesinger, 
Oostlander & Berger, 2017). 

Als erster Check im Kanton Solothurn wurde 2013 der Check P3 2013 durch- 
geführt, und zwar auf freiwilliger Basis. Solothurn war dann 2015 der erste Kanton 
mit einer flächendeckenden, obligatorischen Teilnahme an Check S2. Im Schuljahr 
2017/18 wurden erstmals alle vier Checks obligatorisch absolviert (IBE, 2014). 

Neben den standardisierten Leistungserhebungen wurden 2010 mit dem 
Aufbau der Bildungsstatistik und der Einführung der externen Evaluation zwei 
weitere Elemente des im Rahmenkonzept Qualitätsmanagement skizzierten 
Bildungsmonitoring-Dispositivs realisiert. Mit dem neuen Volksschulgesetz wurde 
unter anderem die Grundlage gelegt für eine eigenständige Erhebung und insbe- 
sondere Auswertung der bildungsstatistischen Daten. Die bis dahin praktizierte 
Erhebung mittels Papierfragebogen, die direkt dem BFS zugestellt worden waren, 
genügte weder den kantonalen Ansprüchen noch den durch die Modernisierung 
der gesamtschweizerischen Bildungsstatistik höheren Ansprüchen des BFS (Staats- 
kanzlei SO, 2010a; vgl. Abschn. 5.4.4). Eine Übersicht über die kantonalen bil- 
dungsstatistischen Daten wurde 2015 erstmals aufbereitet (Lischer, 2015a, 2015b). 
Die externe Evaluation wurde ebenfalls mit dem neuen Volksschulgesetz einge- 
führt und im Rahmen eines Leistungsauftrags an die Pädagogische Hochschule der 


5 Die Aufgabendatenbank Mindsteps wurde 2017 freigeschaltet und ist ab 2018 auch für 
Schulen ausserhalb des Bildungsraums nutzbar (BRNW, 2018). 
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Fachhochschule Nordwestschweiz (PH FHNW) realisiert. Der erste Evaluations- 
zyklus wurde 2015 abgeschlossen, der zweite Zyklus in einer deutlich reduzierten 
Form der externen Evaluation wurde 2016 begonnen (Zumbrunnen & Steiner, 2016). 

Im Kanton Solothurn ist das 2007 für die Volksschule systematisch ange- 
dachte, auf andere Bildungsstufen übertragbare und in Übereinstimmung mit den 
gesamtschweizerischen Entwicklungen konzipierte Bildungsmonitoring-Dispositiv 
zunächst nur in Teilbereichen realisiert worden. Die Leistungserhebungen, gerade 
mit der kantonalen PISA-Zusatzstichprobe, erscheinen dabei relativ prominent. Das 
hat auch damit zu tun, dass Bildungsstatistik und externe Evaluation zunächst 
aufgebaut werden mussten. Das in diesem Sinne holistisch angedachte Monito- 
ring konnte allerdings nicht realisiert werden. Darin bildet sich exemplarisch die 
Schwierigkeit ab, gerade breit angedachte Informationssysteme als Zusammenfüh- 
rung und Etablierung verschiedener Elementen mit jeweils eigenen Kontexten zu 
realisieren. Damit verbunden ist politisch stets die Frage zu beantworten, inwiefern 
das Bildungsmonitoring-Dispositiv auch mit einer unvollständigen Instrumenten- 
sammlung funktionieren kann. Im Fall des Kantons Solothurn war es schliesslich 
der Einbezug in den Bildungsraum Nordwestschweiz, der eine Weiterentwicklung 
bedeutete und mit zwei Bildungsberichten und den Checks zu einer breiteren Palette 
an Daten und Informationen zuhanden politischer Akteure führte. 


Schwyz 

Im Kanton Schwyz wurden in den letzten rund 20 Jahren auf allen Stufen sukzes- 
sive standardisierte Leistungserhebungen eingeführt. In der Primarschule wurden ab 
2003 sogenannte Jahresschlussprüfungen in der 4. Klasse implementiert. Daneben 
absolvierten alle Klassen der Primarschule bestimmte vorgegebene Orientierungs- 
arbeiten der Bildungsdirektoren-Konferenz Zentralschweiz (BKZ), die jeweils zen- 
tral ausgewertet wurden (Staatskanzlei SZ, 2006). Die Jahresschlussprüfung in der 
4. Klasse wurde 2008 abgelöst durch das Klassencockpit in den Fächern Mathema- 
tik und Deutsch (Staatskanzlei SZ, 2009). Auf der Sekundarstufe I kamen ab 2003 
ebenfalls vorgegebene BKZ-Orientierungsarbeiten sowie in der 3. Klasse obliga- 
torische Jahresschlussprüfungen zum Einsatz (BD SZ, 2008a). Letztere wurden ab 
2008 durch das Stellwerk 9 ersetzt. Ab 2010 kam zudem Stellwerk 8 flächendeckend 
zum Einsatz (Staatskanzlei SZ, 2009, 2011). 

Auch bei den Gymnasien wurden mit der Einführung von Leistungsaufträgen 
2009 vergleichende Leistungserhebungen initiiert (BD SZ, 2008a). Als kantonale 
Eigenheit kann zudem der kantonale Sporttest bezeichnet werden, der — dokumen- 
tiert ab 2002 — prinzipiell für alle Schülerinnen und Schüler der 2. Klasse der 
Sekundarstufe I obligatorisch war. Für fast alle Leistungserhebungen wurden kan- 
tonal aggregierte Resultate veröffentlicht, so beispielsweise für das Klassencockpit 
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und für Stellwerk 9 seit 2008 (BD SZ, 2008b, 2008c). In den ab 2011 durchgängig 
indikatorenbasierten, regierungsrätlichen Rechenschaftsberichten gaben die Teil- 
nahmequoten an den erwähnten Leistungserhebungen und eine aggregierte Ergeb- 
niskennzahl jeweils über den Bereich der Qualitätssicherung in der Volksschule 
Auskunft (Staatskanzlei SZ, 2012, 2018). 

Daneben sind im Kanton Schwyz, ähnlich wie im Kanton Solothurn, Bildungssta- 
tistik und Schulcontrolling weitere Elemente des Bildungsmonitoring-Dispositivs. 
Für die bildungsstatistischen Erhebungen und Auswertungen war und ist das Bil- 
dungsdepartement des Kantons Schwyz (BD SZ) - bis 2008 Erziehungsdepartement 
des Kantons Schwyz (ED SZ) — verantwortlich. Es publiziert jährlich zwei statis- 
tische Broschüren, die eine relativ knapp zu den Lehrkräften (BD SZ, 2014), die 
andere sehr ausführlich und detailliert zu den Schüler- und Klassenzahlen (BD SZ, 
2015). Bereits 1999 wurde eine Neukonzeption des traditionellen Schulinspekto- 
rats initiiert, die 2003 unter anderem in ersten externen Evaluationen bei geleite- 
ten Pilotschulen mündete. In diesem Zusammenhang tauchte der Begriff Schul- 
controlling auf (Staatskanzlei SZ, 2003). Der allgemeinen Einführung der exter- 
nen Evaluation 2004 folgten inhaltliche Weiterentwicklungen von entsprechenden 
Prozessen und Instrumenten (BD SZ, 2008a, 2010). Diese Entwicklungen wurden 
2013 jäh gestoppt als der Kantonsrat einem Vorstoss zur Abschaffung der Schu- 
levaluation zustimmte. Im daraufhin deutlich reduzierten Schulcontrolling wurden 
auf den Volksschulstufen einerseits an die bisherige externe Evaluation angelehnte 
„Qualitätsüberprüfungen“ sowie thematisch definierte Fokusevaluationen vorgese- 
hen (U. Bucher et al., 2015, S. 6). Das Schulcontrolling — konkret organisiert als 
im Vergleich mit den Vorgängerabteilungen Evaluation und Aufsicht deutlich redu- 
zierte Abteilung — umfasst damit seit 2015 sowohl die traditionellen Aufsichtsfunk- 
tionen als auch sämtliche weiteren Elemente des Monitoring-Dispositivs. Die ent- 
sprechende Abteilung aggregiert „Wissen aus Beaufsichtigung und Überprüfung, 
verdichtet [es] in einem Monitoring über die wesentlichen Bereiche des Volksschul- 
wesens [...] und generiert Steuerungswissen“ (U. Bucher et al., 2015, S. 5). 

Eine Reihe politischer Projekte führte 2008 zu einem zugleich resümierenden 
und vorausblickenden Grundlagenbericht, in dem die aktuellen Daten, die laufenden 
und kommenden bildungspolitischen Projekte sowie die künftigen Herausforderun- 
gen präsentiert wurden, und zwar für die Volksschulstufen, die Berufsbildung und 
die Gymnasien (BD SZ, 2008a). 2014 wurden erste Überlegungen angestellt in Rich- 
tung einer Aktualisierung und Fortführung der im Grundlagenbericht begonnenen 
Berichterstattung (Staatskanzlei SZ, 2015). Nach mehreren Vernehmlassungsrun- 
den und dem Einbezug von Erziehungsrat und Parlament wurde 2018 schliesslich 
die Bildungsstrategie präsentiert. Anders als im Grundlagenbericht sind darin aber 
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nur sehr marginal Informationen aus dem Bildungsmonitoring-Dispositiv oder Hin- 
weise auf dessen künftige Gestalt und Ausrichtung enthalten (BD SZ, 2018). 

Im Kanton Schwyz spielten standardisierte Leistungserhebungen eine wich- 
tige Rolle im Bildungsmonitoring-Dispositiv. Dabei erstaunt insofern, wie expli- 
zit verschiedene durchaus unterschiedliche Testsysteme gleichermassen auf kanto- 
naler Ebene zu Monitoringzwecken ausgewertet wurden. Die politisch unterbun- 
dene Etablierung der externen Evaluation führte schliesslich zu einer organisato- 
risch und inhaltlich auf die kantonale Steuerungs- und Monitoringebene konzen- 
trierten Sammlung von Daten und Informationen zuhanden politischer Akteure. 
Darin wird unter anderem deutlich, dass Aufbau und Entwicklung kantonaler 
Bildungsmonitoring-Dispositive nicht zuletzt geprägt sind durch die Entwicklungen 
einzelner Elemente. 


Wallis 
In der Volksschule des Kantons Wallis wurden obligatorische Jahresprüfungen auf 
fast allen Klassenstufen und in beiden innerkantonalen Sprachregionen bereits in 
den 1990er-Jahren als etablierte Praxis und kantonale „Spezialität“ im Bereich 
der schulischen Beurteilung charakterisiert (Vögeli-Mantovani, 1999, S. 112). Die 
Ergebnisse der von kantonal organisierten, fachbezogenen Jahresprüfungskommis- 
sionen vorbereiteten und kantonal koordiniert durchgeführten Leistungserhebungen 
flossen unter anderem in die Zeugnisse ein. Ab 2001 wurden zu vier Zeitpunkten 
flächendeckend obligatorische Prüfungen durchgeführt, und zwar für die 4. und 
6. Klasse der Primarschule sowie die 2. und 3. Klasse der Sekundarstufe I. Die Prü- 
fungen bezogen sich auf die Fächer Mathematik, Erstsprache und erste Fremdspra- 
che (DEKS VS, 2002, 2006a). Mit der Neuorganisation der Sekundarstufe I wurde 
2011 eine zusätzliche Prüfung in der 1. Klasse der sogenannten Orientierungsschule 
eingeführt und kurz darauf jene in der 2. Klasse der Orientierungsschule abgeschafft 
(DEKS VS, 2011; Roch, 2011). Ab dem Schuljahr 2013/14 wurde zusätzlich eine 
Leistungserhebung in der 2. Klasse der Primarschule eingeführt, die auch mündli- 
che Prüfungsformate umfasste (DBS VS, 2014). Mit der Einführung des Lehrplan 
21 wurden 2015 auf Verordnungsebene die Prüfungszeitpunkte am Ende der 2. 
und 6. Primarschulklasse sowie der 3. Klasse der Sekundarstufe I definiert, wobei 
aber kantonal obligatorische Prüfungen zu anderen Zeitpunkten möglich blieben. 
Dementsprechend wurden zunächst die Prüfungszeitpunkte in der 4. Primarschul- 
klasse und in der 1. Klasse der Orientierungsschule beibehalten (Cleusix, 2015). Auf 
das Schuljahr 2016/17 hin wurden diese beiden Prüfungszeitpunkte jedoch definitiv 
abgeschafft (DBS VS, 2016a, 2016c). 

Die Ergebnisse der Leistungserhebungen wurden ab 2001 kantonal ausgewertet 
und teilweise publiziert (DEKS VS, 2008; DBS VS, 2017; Salzmann, 2006). Die 
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detaillierte, jährliche Auswertung wurde nicht veröffentlicht. Sie umfasste Aggre- 
gationen der Ergebnisse auf Klassen-, Schul-, Regions- und Kantonsebene. Aus- 
gewertet wurden auch Stärken und Schwächen im Kompetenzprofil der Schüler- 
schaft innerhalb der geprüften Fächer. Die Ergebnisse wurden explizit für Verglei- 
che zwischen Klassen und Schulen sowie für Auswertungen nach Geschlecht und 
Strukturmerkmalen wie beispielsweise Jahrgangs- und altersgemischten Klassen 
herangezogen (DEKS VS, 2013). Zuständig für die Elemente der standardisier- 
ten Leistungserhebungen, der Bildungsstatistik sowie für Programmevaluation und 
anwendungsorientierte Forschung im Bildungsbereich war ab 2000 bis 2015 die 
Einheit Forschung und Entwicklung des Bildungssystems (FEB), angegliedert bei 
der Dienststelle für tertiäre Bildung. Diese Ansiedlung ausserhalb der für Volks- 
schule zuständigen Verwaltungseinheiten erfolgte bewusst und primär aus Gründen 
der organisationalen Unabhängigkeit der Systemevaluation beziehungsweise des 
Bildungsmonitoring-Dispositivs (DEKS VS, 20065; Stupf, 2010; Roch, 2012). Die 
Dienststelle wurde Anfang 2015 als Dienststelle Hochschulwesen neu organisiert. 
Im Zuge dieser Reorganisation gingen gewisse Aufgaben an die für die Volksschule 
zuständigen Verwaltungseinheiten über (Staatskanzlei VS, 2015). 

Das Gewicht von Leistungsinformationen auf Systemebene innerhalb des kan- 
tonalen Bildungsmonitoring-Dispositivs zeigt sich auch in der doppelten PISA- 
Beteiligung des Kantons Wallis. Im Rahmen der Zusammenarbeit innerhalb der 
CIIP war der französischsprachige Kantonsteil in den PISA-Untersuchungen von 
2000 bis 2012 mit einer kantonalen Stichprobe vertreten. Als Walliser Beteiligung 
war dabei durchwegs die FEB aufgeführt (Nidegger et al., 2001, 2005, 2008; Nideg- 
ger, Broi et al., 2011; Nidegger, Carulla et al., 2014). Im deutschsprachigen Kan- 
tonsteil wurden ab 2003 vier Mal repräsentative Zusatzstichproben untersucht. Die 
Walliser Beteiligung in der Deutschschweizer Arbeitsgemeinschaft bestand aus der 
Pädagogische Hochschule Wallis (PHVS) und der FEB (Ramseier et al., 2005b; E. 
Steiner, Ruppen & Stupf, 2008; Ruppen, Oggier & Steiner, 2011; E. Steiner, Stalder 
& Ruppen, 2014). 

Die Schulaufsicht liegt im Kanton Wallis in den Händen des Inspektorats. Es 
bildet parallel zur organisatorischen Führungsstruktur lokaler Schulleitungen eine 
kantonale, „pädagogische Linie“ (Staatskanzlei VS, 3013,S. 11), und dies trotz einer 
in den Reformen um 2012 intendierten Stärkung der Schulleitungen. Das Inspek- 
torat hat damit weitreichende Führungskompetenzen im pädagogischen Bereich. 
Im Rahmen dieser Kompetenzen übernehmen die Inspektoren unter anderem die 
Koordination der Durchführung der kantonalen Leistungserhebungen. 

Die erwähnte Dienstelle Hochschulwesen erstellte 2015 erstmals einen Hoch- 
schulbericht. Darin wurde einerseits die kantonale Hochschullandschaft beschrie- 
ben. Sie besteht aus fünf kantonalen Teilhochschulen und einer interkantonalen 
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Teilhochschule der Fachhochschule Westschweiz, der Fernfachhochschule, der 
höheren Fachschule, der PHVS, den universitären Fernstudien und verschiedenen 
Forschungsinstituten und Standorten der Ecole polytechnique federale de Lausanne 
(EPFL) und der Universitäten Lausanne und Genf. Andererseits war der Bericht dem 
Thema der studentischen Mobilität gewidmet, die primär anhand bildungsstatisti- 
scher Daten dargestellt wurde (DBS VS, 2015). Zwei weitere Berichte fokussierten 
die Themen der Kosten von Bildung und Forschung, des akademischen Arbeits- 
markts und des Arbeitsmarkts für Hochschulabsolvierende sowie des Fachkräf- 
temangels (DBS VS, 2016b; DVB VS, 2017). 

Im Kanton Wallis waren Informationen zu den Kompetenzen der Schülerin- 
nen und Schüler, gemessen mit standardisierten Leistungserhebungen, das heraus- 
ragende Element im Bildungsmonitoring-Dispositiv. Anders als beispielsweise in 
Solothurn oder Schwyz war über die Leistungserhebungen hinaus kaum ein konzep- 
tionell gerahmtes Monitoring festzustellen. Obwohl es gut denkbar ist, dass gerade 
die Inspektorinnen und Inspektoren durch ihren Einbezug in die kantonalen Prüfun- 
gen über eine breitere Informationsgrundlage verfügen, wurde eine solche nicht als 
Basis politischer Entscheide explizit gemacht. 


6.3 Aufsicht und Inspektion 


Obwohl Schulinspektion phänomenologisch und historisch eher als Aufsichts-, 
Kontroll- und Steuerinstrument beschrieben wird, ist ihr zugleich aber auch eine 
Rolle in der Generierung und Verarbeitung von Daten und Informationen zuhan- 
den politischer Akteure zuzuordnen. Ähnlich wie Bildungsmonitoring bezieht auch 
die Schulinspektion bzw. beziehen im Prinzip sämtliche Formen von staatlicher 
Schulaufsicht ihre Legitimation stark aus ihrer Rolle im Rahmen der staatlichen 
Qualitätsverantwortung (Maritzen, 2015). Zudem ist Schulinspektion sowohl in 
ihrer traditionellen, eher auf Aufsicht fokussierten Form als auch im Sinne einer 
modernen Qualitätsagentur der Anspruch der Generierung von Systemwissen inhä- 
rent (Altrichter & Kemethofer, 2016). 

Insbesondere in den deutschsprachigen Schweizer Kantonen übernahm die 
Schulinspektion traditionell eine fach- oder professionsbezogene Aufsichts-, Kon- 
troll und Steuerfunktion auf kantonaler Ebene. Dabei war die Ausübung dieser 
Funktion nicht zuletzt geprägt durch die Koexistenz kantonaler Inspektion und 
lokaler Laienbehörden (Rothen, 2015). In der Westschweiz war das Nebeneinan- 
der von lokalen und kantonalen sowie fachlichen und politischen Akteuren der 
Schulaufsicht, auch vor dem Hintergrund der Tradition lokaler Schulleitungen, teil- 
weise etwas anders gewichtet. In den letzten rund 20 Jahren veränderte sich die 
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Funktionszuschreibungen der Inspektion deutlich, auch und besonders durch die 
zunehmende Betonung der Schule als pädagogische Handlungseinheit und Ort der 
Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung. Die Veränderung ging weg von der 
beratenden und steuernden Inspektorenrolle hin zu einer stärkeren Betonung der 
kantonalen Aufsichtsbehörden als Empfänger schulischer Rechenschaftslegung, 
etwa durch interne und externe Evaluation, und als Partner bei der Qualitätsent- 
wicklung auf Schul- und Systemebene (Brägger et al., 2007). Damit wurden das 
Generieren und Verarbeiten von Informationen zuhanden politischer Akteure zu 
einem wichtigen Modus der kantonalen Aufsicht und Inspektion. Auf der Sekun- 
darstufe II war die Ausgangslage meist weniger komplex, da die Kantone direkt als 
Schulträger auftreten konnten und keine lokale Steuerungsebene zu berücksichtigen 
hatten. Nichtsdestotrotz haben sich auch hier die Prozesse des kantonalen Zugriffs 
auf die traditionell meist schon autonomen Schulen verändert (Maag Merki & Büe- 
ler, 2002). Dabei etablierten sich an Berufs- aber auch an Mittelschulen zunehmend 
Anbieter sogenannter Qualitätssicherungssysteme, die oft auch Verfahren der Zer- 
tifizierung beinhalteten (Gonon, 2006). 

Der Kanton Freiburg steht im Fokus als ein Kanton, in dessen 
Bildungsmonitoring-Dispositiv die Schulinspektion der Volksschule und die Auf- 
sichtskommissionen der Sekundarstufe II zentral sind. Dabei begleitet die Schulin- 
spektion auch die Einführung von geleiteten Schulen oder erhält neue Formen der 
Rechenschaftslegung zugeordnet. Im Folgenden wird zunächst für Freiburg aufge- 
zeigt, wie die Schulaufsichtssysteme eine zunehmend wissensbasierte Kommuni- 
kation pragmatisch realisierten und sich dabei stets an Qualitätsbegriffen orientie- 
ren. Anschliessend werden die Leistungserhebungen und die Bildungsstatistik als 
weitere Elemente des kantonalen Monitoring-Dispositivs dargestellt. Der Kanton 
Freiburg steht für die Herausforderung, die reichhaltige Informations- und Wissens- 
basis der traditionellen und modernen Systeme von Schulaufsicht in Bildungsmoni- 
toring einzubinden. Zugleich wird deutlich, wie stark die kantonalen Entwicklungen 
abhängig sind von Bildungsmonitoring auf sprachregionaler und nationaler Ebene: 
Viele Elemente wie etwa die Schulinspektion oder die Leistungserhebungen sind für 
die beiden Sprachregionen innerhalb des Kantons je separat konzipiert und richten 
sich aus an den jeweiligen sprachregionalen Netzwerken. 


6.3.1 Freiburger Schulaufsicht als Qualitätsagentur 
Im Kanton Freiburg wurden auf den Volksschulstufen traditionell im Rahmen der 


Schulinspektion Informationen zwischen den kantonalen Stellen und den einzel- 
nen Schulen ausgetauscht. Jeweils für den französisch- und den deutschsprachigen 
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Kantonsteil waren die Konferenzen der Schulinspektoren zwei zentrale Gremien in 
der Diskussion der politischen Gestaltung von Schule und in der Abstützung dieser 
Gestaltung auf einer systematischen Informationsbasis. Dabei waren die Schulen 
der Sekundarstufe I schon vor 1990 flächendeckend als geleitete Schulen organi- 
siert. Für Kindergärten und Primarschulen wurde die Einführung von Schulleitun- 
gen in entsprechenden Pilotprojekten ab 1999 für den deutschsprachigen und ab 
2001 für den französischsprachigen Kantonsteil initiiert (Staatskanzlei FR, 2003, 
2004). Im Zuge dieser Schulautonomisierung, die 2011 auch im französischsprachi- 
gen Kantonsteil abgeschlossen wurde, wandelte sich die Schulinspektion deutlich 
(Staatskanzlei FR, 2012b). Bereits 2002 wurde die französischsprachige Schulin- 
spektion neu organisiert und geografisch anders gegliedert: Aus den jeweils für eine 
kleine Region zuständigen Einzelinspektoren wurden grössere Teams gebildet, die 
jeweils bezirksübergreifend für die Schulen einer grösseren geografischen Einheit 
zuständig waren. Zugleich wurde das Inspektorat räumlich zentralisiert. Dies wurde 
unter anderem mit den neuen Anforderungen an die Aufsichtsfunktion legitimiert: 


„Le mode de fonctionnement actuel de l’inspection des Ecoles n’est en effet plus adapte 
aux changements ni aux évolutions importantes de ces dernières années. Les inspec- 
teurs et les inspectrices doivent s’adapter à cette nouvelle situation. Les relations de 
personne à personne en usage jusqu’à ce jour dans ce secteur doivent évoluer vers une 
relation de personne a groupe ou de groupe à groupe, passant d’une réflexion indivi- 
duelle à une réflexion collective (au sein de la region et du canton)“ (Staatskanzlei 
FR, 2005a, S. 1270) 


Die Veränderung der Inspektion war ein Element der im gleichen Zeitraum ange- 
dachten Schulgesetzrevision (Staatskanzlei FR, 21.12.2004/2005b). Während sich 
eine neue Praxis zwischen Schulinspektionen und den geleiteten Schulen etablierte, 
blieb die formale Fassung dieser Art von Monitoring über einen langen Zeitraum hin- 
weg ungeklärt. Die Schulgesetzrevision verzögerte sich mehrmals, unter anderem 
durch die Entwicklungen auf interkantonaler Ebene in CIIP und EDK (Staatskanz- 
lei FR, 2008). Mit der erst 2014 verabschiedeten Totalrevision des Schulgesetzes 
wurden die „Bemühungen zur Stärkung der Führungsstrukturen und zur Verbesse- 
rung der Qualität der Schulen und des Schulsystems insgesamt“ (Staatskanzlei FR, 
18.12.2012/2014a, S. 182) schliesslich auf Gesetzesebene nachvollzogen (Staats- 
kanzlei FR, 2015). 

Neben der bis zu diesem Zeitpunkt bereits weitgehend erfolgten Einführung 
von Schulleitungen wies das Gesetz dem Schulinspektorat eine wichtige Rolle bei 
der Qualitätsentwicklung in den Schulen und im Schulsystem insgesamt zu. Dabei 
wurde auch erstmals ein Monitoringbegriff explizit gemacht: 
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„Das Monitoring soll die für die Steuerung des Schulsystems nötigen Daten liefern. 
„Monitoring“ bedeutet, dass ein Instrument zur Steuerung des Schulsystems einge- 
richtet und betrieben wird. Es geht somit darum, systematisch und über längere Zeit 
Informationen über das Bildungssystem und dessen Kontext zu sammeln und zu ver- 
arbeiten.“ (Staatskanzlei FR, 18.12.2012/2014a, S. 225) 


Diese Monitoringkonzeption beinhaltete zwei unterschiedliche Referenzen (Staats- 
kanzlei FR, 18.12.2012/2014a): (1) Sie wurde mit der traditionellen Rolle des 
Inspektorats verknüpft. Im Sinne einer politisch-gestaltenden Begriffsbestimmung 
(vgl. Abschn. 5.4.2) sollten im Inspektorat sowohl die Informationsbasis sicher- 
gestellt als auch die potenziellen Gestaltungsoptionen ausgearbeitet werden. Es 
lag zudem in der Kompetenz der Inspektoren, ihre Monitoringfunktion auch in 
Form externer Evaluationen einzelner Schulen wahrzunehmen. (2) Zugleich bezog 
sich diese Monitoringkonzeption auf Leistungserhebungen. In kantonalen, inter- 
kantonalen, nationalen und internationalen Referenztests sollte kontrolliert werden, 
inwiefern die Unterrichtsziele erreicht werden konnten. Die Rahmung dieser Out- 
putmessungen als Prüfung und Förderung der Qualität des Bildungssystems wurde 
explizit aus dem nationalen Bildungsmonitoring übernommen. 

Die Verantwortung des Schulinspektorats für die Qualitätsentwicklung im Bil- 
dungswesen wurde für die beiden sprachlich definierten Kantonsteile je separat 
zugeordnet (Staatskanzlei FR, 2017). Für den deutschsprachigen Kantonsteil wurde 
bereits 2010 ein Qualitätskonzept erstellt und implementiert. Interne und externe 
Evaluation gehörten darin ebenso zu den 14 Qualitätsbereichen wie Schulleitbil- 
der, Schulprogramme und kantonale Unterstützungsangebote für Lehrpersonen und 
Schulleitungen (Hurni, Schwaller, Wattendorff, Zurkinden & Furter, 2010). Als 
Instrument zur Qualitätsentwicklung auf der Systemebene wird seither die externe 
Evaluation eingesetzt. So wurden auf der Grundlage der durchgeführten externen 
Evaluationen ab 2013 in der Weiterbildung etwa die Thematik der Binnendifferen- 
zierung oder der Turn- und Sportunterricht fokussiert (Staatskanzlei FR, 2014b). 
Für französischsprachigen Kantonsteil wurden bislang keine analogen Qualitäts- 
konzepte entwickelt und auch keine externen Evaluationen durchgeführt. 

Auf der Sekundarstufe II stellte die Rektorenkonferenz der kantonalen Kolle- 
gien das zentrale Aufsichtsgremium dar. Gerade bezüglich der Verantwortung für 
die Qualitätsentwicklung wurde eine starke Ausrichtung an interkantonalen Ent- 
wicklungen sichtbar. Diese war auch deswegen sehr prominent, weil sie sowohl 
im Rahmen der CHP als auch im Rahmen der Nordwestschweizerischen Erzie- 
hungsdirektorenkonferenz (NW EDK) stattfand (Staatskanzlei FR, 2003). Zudem 
wurde 2005 das Gymnasium der Broye in gemeinsamer Trägerschaft mit dem 
Kanton Waadt eröffnet (Staatskanzlei FR, 2006). Durch die Betonung dieser 
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Rektorenkonferenz zusammen mit den Schulkommissionen der einzelnen Gym- 
nasien und der Fachmittelschule ist auf der Sekundarstufe II eine Art Selbstaufsicht 
mit wenigen formalisierten Informationssystemen etabliert worden (Staatskanzlei 
FR, 2015). 

Die Idee einer wissensbasierten Steuerung wurde im Kanton Freiburg lange nicht 
explizit gemacht, sondern allenfalls in den Aufsichtssystemen der Volksschule und 
der Sekundarstufe II pragmatisch realisiert. Für den deutschsprachigen Kantons- 
teil wurde mit dem Qualitätskonzept erstmals der Qualitätsbegriff mit Monitoring 
verknüpft, und zwar auf zwei Ebenen: (1) Mit der Einführung geleiteter Schulen 
veränderte sich die Rolle der Inspektionen von einer stark auf operative Fragen der 
Einzelschule fokussierten zu einer eher auf das Gesamtsystem bezogenen Ausrich- 
tung. (2) Gerade im deutschsprachigen Qualitätskonzept wurde die gesamte poli- 
tische Gestaltung und Steuerung der Volksschule unter einem Monitoringbegriff 
gefasst. Verbunden mit der als pragmatisch bezeichneten Art und Weise, in der die 
Schulaufsichtsgremien Information akkumulierten und zur politischen Bearbeitung 
ihrer jeweiligen Stufe des Bildungssystems einsetzten, wurde Bildungsmonitoring 
im Kanton Freiburg nur sehr sporadisch als Kommunikationsmittel eingesetzt. Ins- 
besondere gab es keine eigentlichen Publikationen, die die beschriebenen Elemente 
als Teile eines kantonalen Monitoring-Dispositivs explizit sichtbar gemacht hätten. 


6.3.2 Leitungserhebungen und Statistik als weitere 
Monitoringelemente 


Im Kanton Freiburg kamen flächendeckende Leistungserhebungen traditionell als 
Instrument beim Übergang von der Primarschule auf die geteilte Sekundarstufe I 
zum Einsatz (Vögeli-Mantovani, 1999). Diese sogenannte Vergleichsprüfung — Test 
d’aptitude et de connaissances (TAC) im Französischen — wurde ergänzt durch 
andere Erhebungen, vor allem in der Primarschule und jeweils bezogen auf einen 
Kantonsteil und ein Fach. So gab es beispielsweise 2004 eine kantonale Mathe- 
matikprüfung in den französischsprachigen 2. Klassen zur Evaluation eines neu im 
Einsatz stehenden Lehrmittels (Staatskanzlei FR, 2005c), eine ähnlich gelagerte 
kantonale Leistungserhebung 2005 in Deutsch als erster Fremdsprache in den fran- 
zösischsprachigen 6. Klassen (Staatskanzlei FR, 2006) sowie eine in Englisch in 
allen deutschsprachigen 6. Klassen 2009 (Staatskanzlei FR, 2010). Kantonale Ori- 
entierungsarbeiten sollten zudem seit 2006 den Schülern im französischsprachigen 
Kantonsteil eine gezielte Vorbereitung auf die Vergleichsprüfungen hin ermögli- 
chen (Staatskanzlei FR, 2006). Auf der Sekundarstufe I wurden ebenfalls sowohl 
diagnostische als auch summative Leistungserhebungen durchgeführt, letztere im 
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Zusammenhang mit dem Abschlussdiplom der Volksschule (IRDP, 2013; Viridiana 
& Wirthner, 2013). Insgesamt war der Einsatz von flächendeckenden Leistungser- 
hebungen im französischsprachigen Kantonsteil deutlich intensiver als im deutsch- 
sprachigen, gerade rund um die Vergleichsprüfungen und die Vorbereitung darauf 
(Staatskanzlei FR, 2012a). Dies wurde auch auf den unterschiedlichen Stand der 
sprachregionalen, interkantonalen Harmonisierungsprojekte bezüglich Lehrpläne, 
Lehrmittel und Referenztests zurückgeführt (Staatskanzlei FR, 18.12.2012/2014a, 
2015). 

Im Rahmen der Zusammenarbeit innerhalb der CIP war der französischspra- 
chige Kantonsteil in den PISA-Untersuchungen von 2000 bis 2012 mit einer reprä- 
sentativen Stichprobe vertreten (Nidegger et al., 2001, 2005, 2008; Nidegger, Broi 
et al., 2011; Nidegger, Carulla et al., 2014). 

Die Bildungsstatistik bewegte sich grösstenteils auf dem gesamtschweizerisch 
koordinierten Stand (vgl. Abschn. 6.1). Bildungsstatistische Informationen werden 
publiziert im Statistischen Jahrbuch (VWD FR, 2007, 2014). Eine bildungsbezogene 
Vertiefung mit bildungsstatistischen Daten wurde in der Reihe Freiburger Statistik 
aktuell publiziert, die auch längsschnittliche Analysen beinhaltete (VWDFR, 2012). 

Im Bildungsmonitoring-Dispositiv des Kantons Freiburg spielen die Inspekto- 
rinnen und Inspektoren beziehungsweise ihr während der Aufsichtstätigkeit entste- 
hendes Wissen um die Qualität im kantonalen Bildungssystem eine zentrale Rolle. 
Obschon im Rahmen einer Begriffsbestimmung von Monitoring durchaus auch die 
Schülerleistungen sowie bildungsstatistische Informationen als Grundlage explizit 
genannt wurden, war das Schulinspektorat als qualitätsverantwortliche Instanz auf 
kantonaler Ebene wiederum für die Umsetzung der Informationen zuständig (Staats- 
kanzlei FR, 18.12.2012/2014a). Sie standen damit im Zentrum der Bemühungen um 
eine evaluative Gesamtsicht auf die öffentliche Volksschule. 


6.3.3 Weitere Kantone 


Mit Appenzell Innerrhoden, Appenzell Ausserrhoden, Glarus, Nidwalden, Schaff- 
hausen und Zug werden im Folgenden gleich sechs weitere Kantone präsentiert und 
damit im Rahmen der rudimentären Typen der Gruppe von Kantonen mit einem 
Fokus auf Aufsicht und Inspektion innerhalb ihrer Bildungsmonitoring-Dispositive 
zugeordnet. Diesen bevölkerungsmässig eher kleinen Kantonen ist gemein, dass sie 
innerhalb der Bildungsverwaltung die Funktionen Steuerung, Aufsicht und Moni- 
toring nicht klar trennen. Typischerweise sind alle drei Funktionen einem einzi- 
gen Akteur zugeordnet, der meistens mit Begrifflichkeiten wie Qualitätssicherung 
oder Qualitätsentwicklung identifiziert wird. Zugleich reicht in diesen Kantonen die 
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Bildungsstatistik als weiteres Element nicht wesentlich über das gesamtschweize- 
risch festzustellende Minimaldispositiv hinaus. 


Appenzell Innerrhoden 

Im Kanton Appenzell Innerrhoden lag und liegt das Bildungsmonitoring-Dispositiv 
in den Händen der traditionellen Aufsicht und Inspektion, und zwar für die Volks- 
schulstufe und das kantonale Gymnasium. Dabei waren konkret im untersuchten 
Zeitraum ab 2003 für die Volksschule drei Personen zuständig (Ratskanzlei AI, 
2003, 2018). Zusätzlich übernahm die sogenannte Landesschulkommission die 
Gesamtaufsicht über das kantonale Schulsystem. Bei Inspektion und Landesschul- 
kommission kommen denn auch die verschiedenen Elemente des 
Bildungsmonitoring-Dispositivs zusammen. Für das Jahr 2017 waren dies konkret 
die aktuellen bildungsstatistischen Kennzahlen zu Schülerzahlen, Lehrerzahlen und 
Klassengrössen, ein Bericht der Stipendienstelle sowie drei Berichte zu aktuellen 
Projekten (Ratskanzlei AI, 2018). 

In Ergänzung dazu organisierte das Inspektorat sogenannte Vergleichsarbeiten 
ab der 3. Klasse der Primarschule, und zwar schon vor 1999. Als primärer Zweck 
wurde damit jedoch nicht Monitoring, sondern die Etablierung einer auf den gesam- 
ten Kanton bezogenen, sozialen Bezugsnorm verfolgt. Zur Anwendung kamen 
zunächst kantonale Vergleichsarbeiten, später das Klassencockpit (Ratskanzlei Al, 
2003; Vögeli-Mantovani, 1999). 

Einige bildungspolitische Prominenz erhielt Appenzell Innerrhoden durch die 
Einführung von Englisch als erster Fremdsprache ab der 3. Klasse im August 2001. 
Die Projektevaluation in zwei Schritten bezog auch Tests des Hör- und Leseverste- 
hens sowie der Schreibfertigkeit mit ein (Schaer & Bader, 2003; Bader & Schaer, 
2005). Weitere Programmevaluationen bezogen sich etwa auf einen Schulversuch 
der integrierten Oberstufe (Ratskanzlei AI, 2007) oder ein Pilotprojekt der externen 
Unterrichtevaluation am Gymnasium (Ratskanzlei AI, 2013). 

Die Informationen wurden bislang weder im Sinne der Dokumentation der Infor- 
mationsgrundlage für politische Entscheide publiziert noch flossen Monitoringin- 
formationen in die staatliche Rechenschaftslegung ein, abgesehen von grundsätz- 
lichen bildungsstatistischen Informationen etwa zu Lehrkräften, Schülerinnen und 
Schülern und Abschlüssen auf der Sekundarstufe II. 

Nicht zuletzt durch die kleinräumigen und übersichtlichen Strukturen scheint der 
Kanton Appenzell Innerrhoden keinen Bedarf nach einem expliziten 
Bildungsmonitoring-Dispositiv identifiziert zu haben. Die Generierung und Verar- 
beitung von Daten und Informationen zuhanden politischer Akteure kann in diesen 
Strukturen offenbar quasi ad-hoc erfolgen. Während in grösseren Kantonen zumin- 
dest Elemente von Bildungsmonitoring auf systematischer Ebene neben oder in 
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Ergänzung zu den eigentlichen Aufsichts- und Steuerungsorganen konzipiert wur- 
den (vgl. Abschn. 6.3.1), konnte hier die Monitoringfunktion implizit den bestehen- 
den Gremien zugeordnet werden. 


Appenzell Ausserrhoden 

Im Kanton Appenzell Ausserrhoden wurde mit dem neuen Schulgesetz 2000 die Ent- 
wicklung interner und externer Schulevaluation unter dem Stichwort Schulqualität 
auf den Volksschulstufen initiiert (Kantonskanzlei AR, 2001). Die externe Schu- 
levaluation war dabei konzeptionell stark auf die Begleitung der Entwicklung der 
Einzelschulen ausgerichtet. Eine erste Schule wurde 2003 extern evaluiert. Auf der 
Sekundarstufe II wurden die Kantonsschule 2007 und die Berufsschule 2010 durch 
das IFES extern evaluiert (Kantonskanzlei AR, 2008). 

In der Volksschule wurde ab 2005 mit dem sogenannten rechenschaftsorientier- 
ten Verfahren bzw. der kantonalen rechenschaftsorientierten Evaluation ein weite- 
res Element von Qualitätssicherung eingesetzt. Im Rahmen dieser Evaluation soll- 
ten, ganz im Sinne von Bildungsmonitoring, bestehende Daten und Informationen 
im Hinblick auf bestimmte Themen oder Fragestellungen hin ausgewertet wer- 
den (Chiozza, 2007; Kantonskanzlei AR, 2005). In der ersten Durchführung 2005 
waren dies Abweichungen von der regulären Schullaufahn, organisatorische und 
personelle Fragen, Eckdaten der Volksschule und die Schulinformatik. Die Daten 
wurden 2006 und 2008 einerseits kantonal ausgewertet und andererseits zuhanden 
der Gemeinden aufbereitet (Klauser & Chiozza, 2006; Klauser, 2008). 

In einem 2009 publizierten Entwicklungsbericht zur Volksschule wurde diese 
rechenschaftsorientierte Evaluation Konzeptionell neu definiert und in einen expli- 
ziten Zusammenhang zu Bildungsmonitoring gebracht. Neu daran war unter ande- 
rem die Übernahme der gesamtschweizerischen Begriffe Bildungsberichterstattung 
und Bildungsmonitoring sowie die damit verbundene Kopplung von Evaluation 
auf Systemebene an bildungsstatistische Informationen und Leistungserhebungen. 
Die bestehenden kantonalen Formen des Bildungsmonitorings wurden dabei als 
eher defizitär beschrieben. Gleichzeitig wurden die Mitwirkung am gesamtschwei- 
zerischen Monitoring und an der nationalen Modernisierung der Bildungsstatistik 
sowie die Fortführung der an die Qualitätssicherung angebundenen Auswertungen 
als Massnahmen definiert: 


„Das Defizit an verlässlichen Grundlagen ist auch im Kanton bekannt. Bisher ist dies 
teilweise durch interne Erhebungen kompensiert worden, welche bei der Übersicht- 
lichkeit des Kantons möglich waren (Schulabgängerbefragung, Erfassung aller Lehr- 
personen und Lehrpensen, Statistik über Nutzung der Unterstützungsangebote, etc.). 
Die Ergebnisse aus den externen Evaluationen geben primär Entwicklungshinweise 
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und werden zur inhaltlichen Steuerung einzelner Projekte oder Elemente genutzt.“ 
(DB AR, 2009a, S. 58) 


Die rechenschaftsorientierte Evaluation wurde im 2013 überarbeiteten Qualitäts- 
konzept erneut aufgeführt, allerdings enger an die externe Evaluation gebunden 
(Chiozza, 2013). 

Ab 2006 wurde die Verbindlichkeit des Einsatzes von vorher nicht flächende- 
ckend durchgeführten Leistungserhebungen auf den Volksschulstufen erhöht. Zum 
Einsatz kommen in der Primarschule festgelegte Module von Klassencockpit sowie 
auf der Sekundarstufe I das Stellwerk 8 (DB AR, 20095; Kantonskanzlei AR, 2007). 
Ab 2014 ist auch das Stellwerk 9 obligatorisch (DB AR, 2014). 

Das Qualitätskonzept sowie der Erfahrungsbericht dazu standen am Anfang einer 
Reihe von Berichten zur rechenschaftsorientierten Schulevaluation (Chiozza, 2007, 
2009, 2015). Diese mündeten 2009 in den Entwicklungsbericht, der sich wie die 
Vorgängerberichte aber exklusiv auf die Volksschulstufen bezog (DB AR, 2009a) 
und ergänzt wurde durch eine vertiefende Analyse zur Sekundarstufe I (Hofer, 
2009). 

Im Kanton Appenzell Ausserrhoden wird explizit gemacht, was bereits für 
den Kanton Appenzell Innerrhoden beschrieben wurde: Bei den Akteuren mit 
Verantwortung für Aufsicht und Steuerung der Volksschulen kommen alle rele- 
vanten Daten und Informationen zuhanden politischer Akteure zusammen. Im 
Bildungsmonitoring-Dispositiv werden explizit Aufsichts-, Controlling- und Füh- 
rungszwecke kombiniert. Diese gerade gegenüber den gesamtschweizerisch ent- 
stehenden Dispositiven minimalen Elemente von Bildungsmonitoring sind legiti- 
miert durch die kleinräumigen Strukturen und die bescheidenen Mengengerüste im 
Schulsystem. Zugleich sehen hier gerade die kleinen Kantone das Potenzial des 
Bildungsmonitorings auf nationaler Ebene (vgl. Jura in Abschn. 6.1.3). 


Glarus 

Im Kanton Glarus wurde das traditionelle Schulinspektorat 2002 neu aufgestellt 
und in die Strukturen zur Qualitätssicherung und -entwicklung innerhalb des 
Bildungsamtes integriert (Staatskanzlei GL, 2003). Vier Jahre darauf wurde die 
Arbeit an einem Rahmenkonzept zur Schulqualität für die Volksschule aufgenom- 
men (Staatskanzlei GL, 2006). Die Arbeiten waren stark angelehnt an ähnliche 
Projekte in verschiedenen Kantonen, insbesondere aber im Kanton Graubünden 
(Staatskanzlei GL, 2007). Die Pilotphase mit ersten Schulevaluationen begann 
2007 (Staatskanzlei GL, 2008). Controlling und Schulaufsicht waren als Elemente 
des Bildungsmonitoring-Dispositivs im 2010 schliesslich publizierten Rahmen- 
konzept enthalten. Controlling umfasst dabei unter anderem die Gewinnung und 
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Verarbeitung von Steuerungswissen, auch auf der Basis der Rechenschaftslegung 
der Gemeinden und Schulen. Die sogenannte evaluationsbasierte Schulaufsicht 
berücksichtigt sowohl die kommunale Ebene der Schulführung in den drei Glar- 
ner Grossgemeinden als auch die Ebene der Einzelschulen (E. Fischer & Brägger, 
2010). Evaluiert durch die kantonale Amtsstelle wurden 2013 eine Gemeinde sowie 
fünf Einzelschulen (Staatskanzlei GL, 2014). In der Bilanzierung der ersten beiden 
Evaluationszyklen wurde ausschliesslich die Wirksamkeit der Schulaufsicht auf der 
Ebene der Schulen und der Gemeinden untersucht und positiv bewertet (DBK GL, 
2015). Im dritten Zyklus der evaluationsbasierten Schulaufsicht von 2017 bis 2020 
standen der Einsatz der sonderpädagogischen Ressourcen sowie die Bereiche Schul- 
klima, Unterricht und Schulführung im Fokus (Staatskanzlei GL, 2017). 

Das Rahmenkonzept umfasst auch standardisierte Leistungserhebungen bzw. 
verweist auf entsprechende Instrumente wie etwa Klassencockpit und Stellwerk, 
aber auch auf die Möglichkeiten, schul- oder gemeindeintern Vergleichsprüfungen 
durchzuführen (E. Fischer & Brägger, 2010). Eine öffentliche Berichterstattung 
der auf kantonaler Ebene angesiedelten Elementen aus dem Rahmenkonzept gab 
es bislang nicht. Die bildungsstatistischen Erhebungen und Auswertungen hat der 
Kanton Glarus seit 2010 an die Bildungsstatistik des Kantons Zürich ausgelagert‘. 

Im Kanton Glarus wird Bildungsmonitoring in erster Linie über die kantona- 
len Elemente des Qualitätsmanagement-Systems realisiert. Dabei ist das Element 
der Schulaufsicht zentral. Das Rahmenkonzept zur Schulqualität ist relativ stark 
geprägt durch die beiden Autoren, die auch in den Kantonen Zug, Basel-Stadt, 
Schaffhausen und Bern tätig waren, und wirkt dadurch unspezifisch. Da zudem 
kaum Produkte entstanden, ist nicht abschätzbar, welche weiteren Informationen 
in das Bildungsmonitoring-Dispositiv einfliessen oder inwiefern die kantonalen 
Monitoring-Elemente implementiert sind. 


Nidwalden 
Im Kanton Nidwalden wurde die konventionelle Schulinspektion 2002 durch eine 
Abteilung für externe Evaluation abgelöst (Staatskanzlei NW, 2003). Konzeptuell 


6 Der Auftrag des Kantons Glarus an die Bildungsstatistik des Kantons Zürich ist in den offi- 
ziellen Dokumentationen aufseiten des Kantons Glarus nicht verzeichnet. Unter anderem ist 
er weder in der Gesetzessammlung, den Amtsblättern, den Landratsprotokollen noch in den 
Informationsblättern, die das Departement Bildung und Kultur des Kantons Glarus (DBK 
GL) regelmässig publiziert, verzeichnet. Lediglich auf der Erhebungsplattform unter https:// 
www.bista.gl.ch/erhebung/de/ueber-uns/kontakt.aspx wird auf eine interkantonale Vereinba- 
rung vom 28. August 2009 verwiesen, die 2017 aktualisiert wurde. Der Beginn der Erhebun- 
gen für den Kanton Glarus im Jahr 2010 ist in den internen Tätigkeitsberichten der Zürcher 
Bildungsplanung eindeutig feststellbar 
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wurde die Praxis der externen Evaluation der Volksschule von den Kantonen Nid- 
walden, Obwalden und Uri gemeinsam erarbeitet (Staatskanzlei NW, 2006, 2008, 
2011).7 Mit dem Qualitätskonzept wurde 2005 auf den Volksschulstufen die externe 
Schulevaluation definitiv eingeführt. 

Die Überarbeitung des Qualitätskonzepts ging 2013 klar in Richtung der Stär- 
kung der dezentralen Akteure. Die kantonalen Elemente umfassten die externe Schu- 
levaluation — ab 2013 in Form einer stark datenbasierten Fokusevaluation — sowie 
daneben eine Systemevaluation über standardisierte Leistungserhebungen, kon- 
ventionelle Schulaufsicht, pädagogische Beratung und Bildungsstatistik (BD NW, 
2013; Staatskanzlei NW, 2014; Zihlmann & Ackermann, 2015). Diese beiden Ele- 
mente stellten das Bildungsmonitoring-Dispositiv dar, das konzeptionell klar von 
den anderen Elementen des Qualitätskonzepts abgegrenzt wurde. 

Als Produkte entstanden jährliche Zusammenfassungen der externen Evaluatio- 
nen auf den Volksschulstufen, Syntheseberichte nach den ersten zwei Evaluations- 
zyklen sowie 2010 ein Bericht zur Evaluation des Qualitätsberichts (Staatskanzlei 
NW, 2008; Frey & Zihlmann, 2008; Staatskanzlei NW, 2011, 2013). Der Abschluss 
des zweiten Evaluationszyklus stellte zugleich eine Art Neuorientierung von einem 
systematischen auf ein politisches Bildungsmonitoring-Dispositiv dar: 


„Nach zwei durchgeführten externen Evaluationszyklen besteht ein Grundwissen über 
die Nidwaldner Schulen. Demnach ist die Schulqualität grundsätzlich gut. Es dürfte 
in naher Zukunft nicht mehr nötig sein, grosse Mengen von Daten zur allgemeinen 
Schulqualität an jeder Schule einzeln zu erheben.“ (Zihlmann, 2013, S. 11) 


Insofern wurde der Bedarf nach Informationen stärker politisch und nicht mehr 
systematisch begründet. Zugleich wurde die datengestützte Betrachtung des Bil- 
dungssystems verstetigt, allerdings ohne thematische oder inhaltliche Festlegung. 

Auch das kantonale Gymnasium wurde ab 2006 bezogen auf die Erreichung der 
Zielsetzungen im Leitbild hin evaluiert (Staatskanzlei NW, 2007). Nach der Ver- 
abschiedung des neuen Mittelschulgesetzes wurde ab 2008 auch für die kantonale 
Mittelschule ein Qualitätskonzept entwickelt, in dem die Evaluation des Unterrichts 
im Vordergrund stand (Staatskanzlei NW, 2009). 

Die standardisierte Leistungserhebung hat in Nidwalden trotz Verankerungen 
im Qualitätskonzept keinen prominenten Status, auch aufgrund der integrativ oder 
kooperativ organisierten Sekundarstufe I und der bereits in den 1990er-Jahren ent- 
wickelten Verfahren des Übertritts. Letzte umfassten vergleichende Semesterarbei- 
ten, die ab 2002 sukzessive abgelöst wurden durch die Orientierungsarbeiten der 


1 Der Kanton Uri stieg 2006 aus der Zusammenarbeit aus und machte ab 2009 wieder mit. 
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BKZ, deren Einsatz aber in der Kompetenz der Lehrpersonen lag (Frey, 2010; 
Vögeli-Mantovani, 1999) und die in diesem Sinne nicht flächendeckend eingesetzt 
oder ausgewertet wurden (BD NW, 2015). In ähnlicher Art und Weise kam später 
das Instrument Klassencockpit zum Einsatz (Mathis, 2006). Ab 2005 wurde eine 
„Abschlussprüfung am Ende der obligatorischen Schulzeit“ (Staatskanzlei NW, 
2006, S. 107) thematisiert, anschliessend konzipiert und 2007 erstmals durchgeführt 
(Staatskanzlei NW, 2008). Ab 2010 wird das Instrument Stellwerk 9 flächendeckend 
als Abschlussprüfung eingesetzt (Staatskanzlei NW, 2011). Die Auswertung der 
Ergebnisse erfolgt auf Individual-, Schul- und kantonaler Ebene (BD NW, 2010). 

Im Bildungsmonitoring-Dispositiv spielten Programmevaluation und anwen- 
dungsorientierte Forschung ebenfalls eine Rolle: Der Kanton Nidwalden beteiligte 
sich etwa an den durch die EDK-Ost koordinierten Schulversuchen zur Eingangs- 
stufe. 2004 wurde der Schulversuch mit der Grundstufe in Nidwalden gestartet, 
regelmässig evaluiert und 2011 die freiwillige Einführung der Grundstufe allen 
Gemeinden ermöglicht (Staatskanzlei NW, 2012; Wiederkehr Steiger et al., 2010; 
BD NW, 2014). Eine vorbereitete Evaluation der integrativ und kooperativ organi- 
sierten Sekundarstufe I wurde 2006 sistiert (Staatskanzlei NW, 2007). Im Bereich 
der Fremdsprachen - im Kanton Nidwalden immer wieder politisch intensiv disku- 
tiert — beteiligte sich der Kanton Nidwalden an der angewandten Forschung im Auf- 
trag der BKZ (BKZ, 2014). In einer Längsschnitterhebung mit Leistungserhebungen 
in Mathematik und Deutsch wurde ab 2015 die Anpassung der Stundentafeln wis- 
senschaftlich begleitet (BD NW, 2018). Die neu konzipierten Fokusevaluationen 
stellten ebenfalls so etwas wie ein programmatisch definierbares Gefäss für for- 
schungsorientiertes Bildungsmonitoring dar (BD NW, 2013). 

Im Kanton Nidwalden wurde im Rahmen der Qualitätssicherung in der Volks- 
schule zunächst ein Bildungsmonitoring-Dispositiv entwickelt, das auf die aus 
der Schulinspektion entstandene, externe Schulevaluation fokussiert war. Mit der 
Reduktion der externen Evaluation entwickelte sich eine thematisch variablere und 
insgesamt breitere Informationsgrundlage mit klareren politischen Bezügen. Aller- 
dings verbleibt die Verantwortung für die Zusammenführung der Informationen 
zuhanden der politischen Gestaltung von Schule bei den qualitätsverantwortlichen 
Akteuren. 


Schaffhausen 

Im Kanton Schaffhausen wurde die traditionelle Schulaufsicht und -inspektion 
ab 2007 weiterentwickelt. Dabei entstand aus den Stufeninspektoraten eine neue 
Abteilung zuständig für Schulentwicklung, Steuerung und Aufsicht. In Verantwor- 
tung dieser Abteilung wurde ein „zielorientiertes Kantonales Bildungscontrolling“ 
(Staatskanzlei SH, 2009, S. A34) aufgebaut. Zentrale Elemente dieses Controllings 
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waren ein neues Verfahren der Schulaufsicht, externe Evaluation sowie erweiterte 
bildungsstatistische Daten, von denen einige über die Schulverwaltung erhoben wer- 
den sollten. Das Motiv dieser neuen Schulaufsicht war die Qualitätssicherung und 
-entwicklung in den Schulen (Staatskanzlei SH, 2009). Ein erster Zyklus des soge- 
nannten rechenschaftsorientierten Aufsichtsverfahrens und der externen Evaluation 
wurde zwischen 2009 und 2011 durchgeführt. Gerade in diesem Zeitraum standen 
inhaltlich in diesen Prozessen weniger die Analyse und die systematische Dokumen- 
tation, sondern die Begleitung und Beratung von lokalen Schulbehörden bei Schul- 
fusionen und bei der Einführung geleiteter Schulen im Vordergrund (Staatskanzlei 
SH, 2012b). Parallel dazu wurden zwischen 2008 und 2010 die Datenerhebungen 
im Bildungsbereich im Rahmen einer generellen Modernisierung der Instrumente 
zur Schulverwaltung auf lokaler und kantonaler Ebene neu gestaltet (Staatskanzlei 
SH, 2011). Allerdings wurden die Daten, abgesehen von den normalen statistischen 
Broschüren und dem Einbezug in die regierungsrätlichen Geschäftsberichte, nicht 
weiter im Hinblick auf die Systembeobachtung hin verwendet. 

Mit der Ablehnung der flächendeckenden Schulleitungen in einer Volksabstim- 
mung 2012 wurde auch der Transformationsprozess hin zu extern evaluierten, teil- 
autonomen Schulen gestoppt. Insbesondere die externe Evaluation wurde sistiert 
(ED SH, 2012a; Staatskanzlei SH, 2013). Im als Reaktion auf den politischen 
Entscheid erstellten Qualitätsrahmen standen Unterrichtsbesuche, die Begleitung 
und die Beurteilung der Unterrichtstätigkeit der Lehrpersonen sowie die inhaltli- 
che Schulentwicklung wieder im Vordergrund. Die Aufgaben auf kantonaler Ebene 
waren auf die Definition von Rahmenvorgaben, die Umsetzung von Entwicklungs- 
projekten, die inner- und interkantonale Koordination sowie auf Weiterbildung und 
Berufseinführung beschränkt. (Staatskanzlei SH, 2014; ED SH, 2012b). Auf politi- 
scher Ebene wurde 2016 die Möglichkeit zur Einführung geleiteter Schulen durch 
die Gemeinden geschaffen und die Abteilung in der Folge wieder stärker mit bera- 
tenden Aufgaben bedacht (Staatskanzlei SH, 2017). Allerdings war auch da keine 
Zweckbestimmung im Sinne eines Bildungsmonitorings enthalten. 

Parallel zum Aufbau der erwähnten Controllingverfahren wurden auch erste 
standardisierte Leistungserhebungen eingeführt: Nach einer Pilotphase zwischen 
2008 und 2010 wurde das Stellwerk 8 flächendeckend und obligatorisch einge- 
setzt (Staatskanzlei SH, 2011). Eine Auswertung der Ergebnisse bezogen auf die 
Einzelschule war vorgeschrieben, eine ebensolche auf kantonaler Ebene aber nicht 
explizit vorgesehen (R. Moser, 2010). Im Rahmen der Bearbeitung der Schnitt- 
stelle zwischen Primarschule und Sekundarstufe I wurden 2014 eine anonymisierte 
Potenzialanalyse aller Schülerinnen und Schüler der 6. Klassen und eine Befra- 
gung aller Absolventen der Probezeit in der 1. Klasse der Sekundarschule durch- 
geführt und auf den Ebenen Klasse, Schule und Kanton ausgewertet (Staatskanzlei 
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SH, 2015; Pfeiffer, 2014). Ebenfalls zeitlich parallel zur Sistierung der externen 
Evaluation sowie im Rahmen verschiedener Sparprogramme wurden ab 2012 die 
standardisierten Leistungserhebungen Lernlot und Klassencockpit nicht mehr kan- 
tonal finanziert (ED SH, 2014). In den PISA-Untersuchungen von 2006 und 2009 
liess der Kanton Schaffhausen je eine kantonale Zusatzstichprobe testen (U. Moser 
& Angelone, 2008d, 2011b). Auf weitere kantonale Stichproben wurde im Kontext 
verschiedener Sparprogramme verzichtet (Staatskanzlei SH, 2012a). 

Im Kanton Schaffhausen wurde eine Qualitätsinitiative lanciert, die verschie- 
dene potenzielle Elemente eines Bildungsmonitoring-Dispositivs umfasste. Aller- 
dings wurde diese Aufbauarbeit bereits 2012 politisch abgebrochen. Dabei spielte 
die finanzielle Situation des Kantons eine wichtige Rolle. Seither wurde situa- 
tiv stark auf den Informationsbedarf in einzelnen Entwicklungsprojekten hin rea- 
giert und kein Aufbau in Richtung eines themenunabhängigen Bildungsmonitoring- 
Dispositivs betrieben. 


Zug 

Im Rahmen der Ende der 1990er-Jahre im Kanton Zug eingeleiteten Schulentwick- 
lungsprozesse auf den Volksschulstufen waren auch Strukturen der Qualitätsent- 
wicklung initiiert worden. Als Elemente davon standen autonome, geleitete Schu- 
len sowie Selbst- und Fremdevaluation im Zentrum (W. Stadelmann, 2001/02). Im 
Zuge dieser Entwicklungen wurden die Schulinspektion mit den nebenamtlichen 
Schulinspektoren aufgelöst und die Abteilungen für externe Schulevaluation und 
für Schulaufsicht eingerichtet (DBK ZG, 2008/09a, 2008/09b). Im entsprechen- 
den Rahmenkonzept zum Qualitätsmanagement waren auf der kantonalen Ebene 
Bildungsmanagement und -controlling sowie externe Schulevaluation aufgeführt.® 
Bildungsmanagement und -controlling umfassten das kantonale Rahmenkonzept 
selbst, die verschiedenen Unterstützungsangebote für Schulen und Lehrpersonen, 
Leistungsvereinbarungen mit einzelnen Schulen, Planung und Steuerung über stra- 
tegische Ziele und kantonale Zielvorgaben sowie die Generierung von Steuerungs- 
wissen zuhanden von Politik und Bildungsadministration. Die externe Evaluation 
hatte dagegen die Funktion eines Spiegels der schulinternen Qualitätsprozesse, 
diente der Standardüberprüfung sowie der strategischen Entwicklungsberatung, war 
aber auch Element öffentlicher Rechenschaftslegung sowie des Bildungscontrol- 
lings indem eine „systematische flächendeckende Bestandsaufnahme der Qualität 
schulischer Arbeit“ zu „Daten für die Bildungsberichterstattung und für Steuerungs- 
wissen für Politik und Bildungsadministration“ (Brägger, 2011, S. 39) gewonnen 


8 Autor Brägger entwickelte auch das Rahmenkonzept in Glarus (E. Fischer & Brägger, 2010) 
und beforschte externe Schulevaluation in Luzern und Thurgau (Brägger et al., 2007). 
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werden sollten. Die erste Runde der externen Evaluationen auf den Volksschulstufen 
wurde 2013 abgeschlossen. Der zweite Zyklus begann 2014 und erhielt vom Bil- 
dungsrat neue Schwerpunkte zugeordnet (J. Furrer, 2015). Insgesamt wurden und 
werden Informationen aus Bildungsmanagement und -controlling sowie aus der 
Bildungsstatistik relativ spärlich in systematischer und öffentlicher Form aufberei- 
tet. Ausnahmen sind die statischen Anhänge, die bis 2011 den regierungsrätlichen 
Geschäftsbericht begleiteten. 

Für die allgemeinbildenden Schulen der Sekundarstufe II wurden ab 2007 Qua- 
litätssicherungssysteme etabliert, die externe Evaluationen durch das IFES umfass- 
ten. Für die berufsbildenden Schulen sollte die externe Evaluation im Rahmen von 
Zertifizierungsprozessen erfolgen (M. Bauer, 2007/08). Eine erste externe Evalua- 
tion der Kantonsschule Zug durch das IFES sowie der Zertifizierungsprozess des 
gewerblich-industriellen Bildungszentrums Zug fanden 2010 statt (Staatskanzlei 
ZG, 2011). Als Hochschule strebte die Pädagogische Hochschule Zug (PHZG) 
bzw. bereits ihre Vorgängerorganisation, die Pädagogische Hochschule Zentral- 
schweiz (PHZ) Zug, eine EFQM-Zertifizierung an, die jedoch 2013 im Hinblick auf 
das neue Hochschulförderungs- und -koordinationsgesetz (HFKG) sistiert wurde 
(Staatskanzlei ZG, 2012, 2014). 

Im Kanton Zug ist das Sammeln und Aufbereiten von Informationen im Sinne 
eines Bildungsmonitoring-Dispositivs zwar zumindest für die Volksschule expli- 
zit und implizit als Aufgabe der verschiedenen Abteilungen der Bildungsverwal- 
tung formuliert. Allerdings fehlen die öffentlichen Produkte, die dokumentieren, 
dass bewusst Daten und Informationen zuhanden politischer Akteure generiert und 
verarbeitet werden. Ähnlich wie in den anderen hier dargestellten, eher kleinen 
Kantonen kann zwar davon ausgegangen werden, dass die zumindest für die Ent- 
scheidungsfindung in konkreten politischen Geschäften notwendigen Informationen 
systematisch zusammengetragen werden. Allerdings erfolgt dies nicht in öffentlich 
wahrnehmbaren Formaten. 


6.4 _Selbstvergewisserung durch 
Bildungsberichterstattung 


Kantonale Bildungsmonitoring-Dispositive zur Information und Kommunikation 
über Bildung und Schule weisen eine Vielzahl von Kommunikationsformaten auf. 
Dabei werden die Formate teilweise für spezifische Elemente von Bildungsmo- 
nitoring wie Bildungsstatistik (vgl. Abschn. 6.1) oder externe Evaluation (vgl. 
Abschn. 6.3) konzipiert und gestaltet. Bildungsberichterstattung, als eigenes Ele- 
ment in Bildungsmonitoring-Dispositiven gedacht, geht dagegen vom Publikati- 
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onszweck aus. Die primären Bezugspunkte liegen nicht im Material oder in den 
bestehenden Informationsbeständen, sondern im Informationsbedarf von Politik und 
Gesellschaft (Döbert, 2011). Typischerweise entstehen dann Bildungsberichte, die 
themen- und stufenübergreifend angelegt sind und einen ganzheitlichen Informati- 
onsanspruch haben. 

Die Art und Intensität, mit der die Kantone in diesem Sinne über Bildung berich- 
ten, unterscheidet sich stark. Selbst die Kantone, die explizit als Bildungsberichte 
bezeichnete Publikationen vorzuweisen haben, unterscheiden sich deutlich. Unter- 
schiede sind etwa in der Breite der verarbeiteten Informationen, im Einsatz von 
Indikatorensystemen zur Beschreibung des Bildungssystems, in der thematischen 
Breite oder in der Abdeckung der Bildungsstufen auszumachen. Der Kanton Thur- 
gau steht im Fokus als ein Kanton, der relativ früh — deutlich vor der nationalen 
Bildungsberichterstattung — einen Bildungsbericht als Überblick und Bestandsauf- 
nahme erstellte und damit nicht zuletzt laufende politische Diskussionen um die 
Entwicklung des kantonalen Bildungssystems öffentlich sichtbar machte. 

Im Folgenden wird zunächst aufgezeigt, wie der Bericht zur Entwicklung des 
Thurgauer Bildungswesens im Dispositiv der Information und Kommunikation über 
Volksschule, Mittelschulen und Berufsbildung positioniert ist. Anschliessend wer- 
den Qualitätsmanagement, Bildungsstatistik und Leistungserhebungen als weitere 
Elemente des kantonalen Monitoring-Dispositivs dargestellt. Der Fall Thurgau steht 
für die Herausforderung, die kommunikative Dimension von Bildungsmonitoring 
aktiv und sinnvoll zu bearbeiten. Es stellt sich dabei die Frage, welche Daten und 
Informationen zu welchem Zeitpunkt für politische Akteure und die Öffentlichkeit 
relevant und verständlich sind. 


6.4.1 Thurgauer Bildungsbericht als kommunikativer Nexus 


Der Kontext des ersten Bildungsberichts im Kanton Thurgau war geprägt durch 
die intensivierte, öffentliche Wahrnehmung von Schule, durch die grossen interna- 
tionalen Schulleistungsstudien sowie — auf kantonaler Ebene — durch verschiedene 
Entwicklungsprojekte, insbesondere in der Volksschule. Zentrale Stichworte dabei 
waren Lehrplanaktualisierung, Integration des Kindergartens, Struktur der Sekun- 
darstufe I, geleitete Schulen, Selbst- und Fremdevaluation, Schulqualitätsentwick- 
lung, Begabtenförderung, leistungsabhängige Löhne für Lehrpersonen und Neuord- 
nung des Finanzierungsmodells der Volksschule (Trachsler, 2002). Im Bereich der 
Mittelschulen waren verschiedene Ausbauprojekte im Gang und die Tertiarisierung 
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der Lehrerausbildung zeichnete sich ab.’ Im Bereich der Berufsbildung wurden 
Massnahmen zur Schaffung von Lehrstellen getroffen und an den Berufsschulen 
waren ebenfalls Projekte zur Qualitätsentwicklung im Gange. Gleichzeitig wurde 
das Departement für Erziehung und Kultur des Kantons Thurgau (DEK TG) einer 
Neustrukturierung unterzogen. Sämtliche Projekte waren geprägt durch die ange- 
spannte Lage der Kantonsfinanzen und damit - meistens auch explizit— Sparprojekte 
(Staatskanzlei TG, 1998, 1999, 2000). 

In diesem Diskussionskontext wurde das Vorhaben einer kantonalen Bildungsbe- 
richterstattung entwickelt und 2001 mit der Publikation des ersten Berichts realisiert. 
Der Bericht wurde, gemeinsam mit der neuen Departementsstruktur, als Grundlage 
dafür präsentiert, „die strategisch offensive Bildungsplanung zu einem zentralen 
Instrument der kantonalen Bildungs- und Schulpolitik zu machen“ (DEK TG, 2001, 
S. 4). Dem eigentlichen Bericht lag eine fünffache Zweckbestimmung zugrunde 
(DEK TG, 2001): (1) Mit ihm würden gerade angesichts der vielen parallelen Ent- 
wicklungen und Projekte Übersicht und Transparenz geschaffen. (2) Auf dieser 
Grundlage sollte er Kontrolle, Bewertung und bewusste Steuerung von Projekten 
ermöglichen. (3) Zudem wäre er als Instrument der Planung und der Prioritätenset- 
zung einzusetzen. (4) Durch die Übersicht über Entwicklungen und Projekte sollte 
der Bericht eine verstärkte Koordination ermöglichen. (5) Sowohl nach innen zu 
den Akteuren und Stakeholdern der Schule als auch nach aussen in Richtung der 
breiten Öffentlichkeit sollten durch den Bericht Information und Kommunikation 
gewährleistet sein. 

Inhaltlich stellte der erste kantonale Bildungsbericht die Ausgangslage, die bil- 
dungspolitische Situation im Kanton und gesamtschweizerisch sowie die einzelnen 
kantonalen Entwicklungsprojekte im Bildungsbereich dar. Für jedes der 26 Projekte 
wurde, ganz im Stile der Kontrollmodi wirkungsorientierter Verwaltung, eine Art 
Statusmeldung gemacht und das Projekt erläutert. Die meisten Projekte bezogen sich 
auf die Volksschule. Daneben wurden Projekte der Mittelschulen, der Berufsbildung 
und eines zur aktiveren Positionierung des Kantons in der Hochschullandschaft dar- 
gestellt. Die Projektdarstellungen wurden ergänzt durch Finanz- und Zeitplanungen, 
wiederum bezogen auf die einzelnen Vorhaben sowie auf die Gesamtkosten im Bil- 
dungsbereich (DEK TG, 2001). Der erste Bericht wurde im Kanton intensiv und 
unter breiter Beteiligung diskutiert. Dabei wurde er als Element einer systema- 
tischen politischen Kommunikation über Bildung sehr positiv rezipiert und relativ 


? Durch eine Verfassungsänderung wurde 1999 die Möglichkeit der Gründung von Hoch- 
schulen und insbesondere einer pädagogischen Hochschule geschaffen (Staatskanzlei TG, 
2000). Zugleich wurde die traditionelle Verknüpfung von Gymnasium und Lehrerbildung 
(„Thurgauer Wegs“) durch die EDK anerkannt (EDK) anerkannt (EDK, 1999b). 
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schnell zu einer wichtigen Referenz in bildungspolitischen Diskussionen (DEK TG, 
2003). 

Konzeptionell in der kantonalen Bildungsberichterstattung angelegt war von 
Beginn an eine regelmässige Aktualisierung des Berichts. Diese Aktualisierung 
wurde 2003 erstmals vorgenommen und dann im Zweijahresrhythmus bis 2013 
wiederholt. Bereits im Bericht von 2003 deutete sich eine deutlichere Ausrichtung 
auf die öffentliche Kommunikation an. Die nach wie vor im Zentrum stehende 
Perspektive auf die einzelnen Entwicklungsprojekte wurde um eine projektüber- 
greifende Perspektive mit zwei Elementen ergänzt. Relativ ausführlich wurden die 
Themen der bildungspolitischen Diskussion seit dem ersten Bericht dargestellt und 
in Form von neun Leitideen wurde eine Art politisches Entwicklungsprogramm 
dargelegt, das sich eng an die allgemeinen Legislaturziele anlehnte und in das sich 
die einzelnen Projekte einfügten (DEK TG, 2003). 

In der dritten Ausgabe von 2005 wurde wiederum die Informationsdichte 
in den allgemeinen, kontextualisierenden Teilen erhöht. So wurden nicht nur 
die Themen der bildungspolitischen Diskussion, sondern auch bildungsstatisti- 
sche Indikatoren wie etwa die Maturitätsquoten in die Kontextbeschreibung auf- 
genommen. Damit wurden der interkantonale Vergleich und die gesamtschwei- 
zerischen Harmonisierungsbemühungen zur Hintergrundfolie der nach wie vor 
präsentierten, kantonalen Leitlinien und der einzelnen Projektdarstellungen. Ins- 
besondere die auf interkantonaler Ebene priorisierten Elemente aus den EDK- 
Tätigkeitsprogrammen (vgl. Abschn. 5.4.1) sowie die Ergebnisse von PISA 2003 
wurden ausführlich beschrieben. Eine kantonale Adaption des gesamtschweize- 
rischen PISA-Aktionsplans wurde gar als neue Projektkategorie eingeführt und 
Bildungsmonitoring als eigenes Projekt explizit genannt. Das Projekt des Auf- 
baus, der Professionalisierung und der Systematisierung eines Bildungsmonito- 
rings sollte es ermöglichen, dass „[mJit einer ständigen, systematischen Beobach- 
tung des Bildungswesens mit wissenschaftlichen Methoden [...] frühzeitig Stär- 
ken und Schwächen des Systems erkannt und entsprechende Massnahmen recht- 
zeitig ergriffen werden“ (DEK TG, 2005a, S. 40). Die damit gemeinte Zusam- 
menführung von Informationen aus Wissenschaft, Evaluationen und Bildungssta- 
tistik zuhanden der politischen Entscheidungsträger sollte in Koordination mit 
dem nationalen Bildungsmonitoring erfolgen. Als Schwachpunkt des bestehenden 
Monitoring-Dispositivs wurde im Besonderen die kantonale Bildungsstatistik iden- 
tifiziert (DEK TG, 2005a). Nicht zuletzt als Ergebnis dieser negativen Einschätzung 
führte ab 2006 die die Bildungsdirektion des Kantons Zürich (BIZH) die Erhebung 
und Auswertung der bildungsstatistischen Daten im Kanton Thurgau durch (Staats- 
kanzlei TG, 2007). Als besondere Stärke wurden dagegen die eigens aufbereiteten 
Finanzkennzahlen im Bildungsbereich betrachtet (DEK TG, 2005b). 
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In den Folgeberichten von 2007, 2009 und 2011 wurden die kontextualisieren- 
den Elemente nochmals ausgebaut und auf mehrere Kapitel verteilt. Zudem wurden 
die dargestellten Entwicklungsprojekte pro Bildungsstufe zusammengefasst und 
jeweils einleitend mit Kontextinformationen ergänzt. Nach wie vor Teil der Berichte 
waren die Finanz- und Zeitplanung der einzelnen Projekte sowie die Übersicht über 
die Bildungskosten (DEK TG, 2007, 2009, 2011). 2009 konnte über die Verabschie- 
dung des kantonalen Gesamtkonzepts zum Bildungsmonitoring berichtet werden. 
Im Rahmen dieses Konzepts wurde ein integrierender Blick auf Datenerhebungen, 
Publikationskanäle sowie auf die Schnittstellen zu BFS und nationalem Bildungs- 
monitoring geworfen. Als kantonale Datengrundlagen wurden die Bildungsstatistik 
und die Schulevaluation explizit genannt. Schnittstellen wurden zur Modernisierung 
der Bildungsstatistik durch das BFS sowie zu den nationalen Bildungsstandards 
und ihrer Überprüfung durch die EDK identifiziert (DEK TG, 2009). Im Bericht 
von 2011 wurde auch in den nach Projekten gegliederten Kapiteln der konkrete 
Bezug zu Projekten teilweise aufgelöst zugunsten einer Darstellung allgemeiner 
Entwicklungsbereiche und Herausforderungen. Er enthielt zudem drei strategische 
Maximen, denen die einzelnen Entwicklungen zugeordnet waren und an denen sich 
das künftige Controlling ausrichten sollte (DEK TG, 2011). 

Der Bericht von 2013 setzte die Entwicklung insofern fort, als dass ganz auf 
die Darstellung der Finanz- und Zeitplanung der einzelnen Entwicklungsprojekte 
verzichtet wurde!®. Dieser Bericht sollte denn auch die vorerst letzte Ausgabe der 
kantonalen Bildungsberichterstattung sein. Im Bericht selbst wurde vorgeschlagen, 
den nächsten Bericht 2017 zu erstellen und damit auf einen Vierjahresrhythmus 
umzustellen, was der Kantonsrat so unterstützte (DEK TG, 2013a). 

Der jüngste kantonale Bildungsbericht wurde schliesslich 2018 publiziert, unter 
anderem um nicht vor, sondern jeweils kurz nach dem nationalen Bildungsbericht 
zu erscheinen. Verändert wurde die inhaltliche Struktur insbesondere dahingehend, 
dass im Rückblick auf die bildungspolitischen Themen im Zeitraum 2013-2017 
zwei thematische Schwerpunkte gesetzt wurden. Mit der Verbesserung der Bil- 
dungschancen als einem der beiden Schwerpunkte wurde ein neues Stufenkapitel 
zur frühen Förderung legitimiert. Dieses Kapitel umfasste vier politisch postulierte 
Handlungsfelder im Bereich der FBBE. Ansonsten wurde der Charakter der Pro- 
jektdarstellungen pro Stufe, angereichert mit bildungspolitischen und bildungssta- 
tistischen Kontextinformationen, beibehalten (DEK TG, 2018). 


10 Der Verzicht wurde teilweise legitimiert mit Verweis auf eine in Auftrag gegebene Expertise 
zur Frage der Möglichkeiten und Grenzen von Kostenindikatoren in der Bildungsberichter- 
stattung (Criblez & Imlig, 2013) 
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6.4.2 Evaluation, Leistungserhebungen und Statistik als 
weitere Monitoringelemente 


Die Fokussierung auf die Bildungsberichte als kommunikativ ausgerichtete Pro- 
dukte eines Bildungsmonitoring-Dispositivs sollen nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass auch im Kanton Thurgau die einzelnen Elemente und damit die Informationsba- 
sis für die Berichterstattung durchaus eine differenzierte Entwicklung durchliefen. 

Die um die Jahrtausendwende initiierten Schulreformprozesse in der Volksschule 
drehten sich - ähnlich wie in anderen Kantonen (vgl. Abschn. 6.3) — um den Quali- 
tätsbegriff und hatten Begriffe wie geleitete Schulen, Selbst- und Fremdevaluation 
der Schulen, Schulqualitätsentwicklung, Schulaufsicht, Schulberatung oder Schul- 
organisationsentwicklung im Zentrum. Als einer der wichtigen Auslöser wurden 
bereits 2002 die PISA-Ergebnisse genannt. Basierend auf internationalen, natio- 
nalen und kantonalen Entwicklungen wurde ein Konzept in Richtung eines syste- 
matischen Monitorings auf kantonaler Ebene skizziert. Dieses sollte insbesondere 
auf Wirkungsdaten aus Leistungserhebungen sowie auf Informationen aus dem im 
Aufbau begriffenen Qualitätsmanagement basieren (Trachsler, 2002). Diese erste 
Konzeption bezog sich auf die Volksschule ebenso wie auf Mittel- und Berufs- 
schulen. Der Begriff des Qualitätsmanagements wurde dann 2008 und 2014 für die 
Volksschule konzeptionell konkretisiert. Bezüglich der Wirkungsdaten wurde da 
auf die internationale Ebene mit PISA und die nationale Ebene mit der geplanten 
ÜGK verwiesen. Auf kantonaler Ebene würden Evaluation und anwendungsorien- 
tierte Forschung sowie Bildungsstatistik zusätzliche Informationsgrundlagen liefern 
(DEK TG, 2008). 

Obwohl die Prozesse der externen Schulevaluation primär auf die Entwicklung 
der Einzelschulen hin ausgerichtet waren, wurden auch hier die systematischen 
Möglichkeiten mitgedacht (DEK TG, 2014). Die externe Schulevaluation befand 
sich für die Volksschulen 2009 im zweiten Evaluationszyklus und hatte spätestens ab 
diesem Zeitpunkt bereits eine Einbindung in das kantonale Monitoring-Dispositiv 
erfahren: Auf der kantonalen Ebene wurden quantitative und qualitative Evalua- 
tionsergebnisse aggregiert (Staatskanzlei TG, 2010). Qualitätsentwicklung war ab 
2004 auch für die Mittelschulen vorgesehen, wurde aber intern über sogenannte Qua- 
litätsentwicklungsgruppen realisiert (Staatskanzlei TG, 2008a, 2009). Die externen 
Evaluationen durch das IFES, die in allen vier Maturitätsschulen sowie in beiden 
Berufsbildungszentren zwischen 2009 und 2014 vorgesehen waren, sind nur für 
die pädagogische Maturitätsschule in den Geschäftsberichten verzeichnet (Staats- 
kanzlei TG, 2012). Programmevaluationen erfolgten beispielsweise zu Schulauf- 
sicht und kantonaler Schulevaluation, zu Lernräumen, zur Arbeitssituation von 
Schulleitungen, zu den Unterrichtsformen an den Kantonsschulen oder zur Ein- 
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führung des Frühenglisch (DEK TG, 2009; Trachsler, Kreis, Nido, Brosziewski & 
Grimmer, 2006; Kreis, Williner & Maeder, 2014; DEK TG, 2013b; Landert, Riedo 
& Brägger, 2009). 

Wie bereits erwähnt, wurden die bereits die ersten PISA-Ergebnisse 2002 im 
Kanton Thurgau aktiv und intensiv rezipiert. Als Reaktion darauf wurde 2003 
und 2006 je eine kantonale Zusatzstichprobe gebildet und getestet. Die kantona- 
len Ergebnisse wurden einerseits je in einem Portrait, analog zu anderen Kantonen, 
präsentiert (Ramseier et al., 2005a; Morger & Bitto, 2008) und andererseits in einem 
Zusatzbericht ausgewertet (Morger & Bitto, 2009). Abgesehen davon wurden ab den 
2000er-Jahren zwar verschiedene standardisierte Leistungserhebungen eingesetzt. 
Allerdings war eine kantonale Auswertung der Ergebnisse nie explizit vorgesehen 
(Züst, 2004; DEK TG, 2004, 2015b). 

Bildungsstatistik und insbesondere bildungsstatistische Indikatoren waren ein 
wichtiges Element der Bildungsberichte. Der Kanton Thurgau präsentierte bereits 
2003 eine relativ umfassende Sammlung bildungsstatistischer Informationen, die 
unter anderem kantonal entwickelte Indikatoren enthielt (DEK TG, 2005b). Im 
Bereich der Bildungsfinanzen wurden etwa Indikatoren zur Ermittlung des finanzi- 
ellen Aufwands pro Schülerin bzw. Schüler entwickelt (DEK TG, 2015a). Daneben 
wurden auch verschiedene bildungsstatistische Kennzahlen als politische Indika- 
toren verwendet, etwa die Quoten von Berufs- und gymnasialer Maturität (Staats- 
kanzlei TG, 2008b). 

Im Bildungsmonitoring-Dispositiv des Kantons Thurgau ist schon ab 2002 eine 
systematische, datenbasierte Herangehensweise erkennbar. Dabei hatten die ver- 
schiedenen Elemente jeweils unterschiedliche Entwicklungsgrade und Informati- 
onsgehalte im Hinblick auf die aktuell anstehenden, bildungspolitischen 
Fragestellungen. Die Bildungsberichterstattung führte unter anderem dazu, dass 
vorhandene Informationen zusammengeführt und dass Informations- oder Daten- 
lücken identifiziert werden konnten. Auf der Produktebene entsteht dabei der Ein- 
druck, dass die einzelnen Elemente des Bildungsmonitoring-Dispositiv gut auf- 
einander abgestimmt sind und sich reibungslos ins Gesamtkonzept einfügen wür- 
den. Erst auf den zweiten Blick offenbart sich, trotz wiederholter Betonung der 
systematischen Generierung von Steuerungswissen und trotz der kontinuierlichen 
Berichterstattung, eine stark an aktuellen Fragestellungen und politischen Bedürf- 
nissen ausgerichtete Monitoring-Policy. In diesem Sinne wurden und werden in 
den Berichten sehr gezielt einzelne Informations- oder Datengrundlagen intensi- 
ver und andere praktisch gar nicht eingebunden. Darin zeigt sich exemplarisch die 
Herausforderung, mit einem ganzheitlichen oder umfassenden Bildungsmonitoring- 
Konzept, verschiedenen zur Verfügung stehenden Informationsquellen und einer 
nicht auf einzelne Elemente hin ausgerichteten Bildungsberichterstattung die öffent- 
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lich und bildungspolitisch relevanten Daten und Informationen auszuwählen und 
darzustellen. 


6.4.3 Weitere Kantone 


Mit Basel-Landschaft und St. Gallen werden im Folgenden zwei weitere Kantone 
präsentiert, die sich unter anderem durch konkrete Produkte der Bildungsbericht- 
erstattung auszeichnen. Im Kanton Basel-Landschaft wurden 2007 und 2011 zwei 
auch als solche benannte Bildungsberichte publiziert. Die kantonale Berichterstat- 
tung wurde ab 2012 abgelöst durch die beiden vierkantonalen Bildungsberichte 
im Rahmen des Bildungsraums Nordwestschweiz (vgl. Aargau in Abschn. 6.1.3). 
Im Kanton St. Gallen wurden zwischen 2002 und 2014 vier umfassende Berichte 
zum Schulsystem verfasst, allerdings nicht explizit als Bildungsberichte, sondern 
als Berichte der Regierung an den Kantonsrat im Zuge der Bearbeitung politischer 
Vorstösse. 


Basel-Landschaft 

Im Kanton Basel-Landschaft wurde 2007 der erste und 2011 der zweite kantonale 
Bildungsbericht publiziert. Die beiden Berichte waren inhaltlich eine Kombina- 
tion von bildungspolitischem Programm, Darstellung aktueller politischer Projekte 
und sogenannten statistischen Portraits der Schulstufen. Beide Berichte basierten 
auf einer breiten Informationsgrundlage, die alle relevanten Elemente des kanto- 
nalen Bildungsmonitoring-Dispositivs enthält (Schneebeli, Albrecht, Gruntz, Stu- 
der & Ruckstuhl, 2007; Schneebeli, Voisard-Horisberger, Albrecht, Suter & Sto- 
cker, 2011). Die Grundlage dieses Dispositivs bildet das Bildungsgesetz von 2002. 
Durch die für die Volksschule und die Sekundarstufe II gleichermassen geltende 
Zweckdefinition von Qualitätssicherung wurde darin der normative Rahmen der 
produktorientierten Generierung und Verarbeitung von Daten und Informationen 
für politische Akteure und Öffentlichkeit gesetzt. Die Qualitätssicherung sollte in 
Form von interner Evaluation in Verantwortung der Einzelschulen und externer 
Evaluation in kantonaler Verantwortung erfolgen. Ebenso wurde im Gesetz festge- 
halten, dass dem Parlament alle vier Jahre ein Bericht zur Qualität der öffentlichen 
Schulen vorzulegen sei (Landrat BL, 2003). 

Die beiden Bildungsberichte waren als Zusammenzüge der verschiedenen Infor- 
mationen aus den unterschiedlichen Elementen des Bildungsmonitoring-Dispositivs 
gestaltet. Beide Berichte hatten grundsätzlich eine Struktur nach Schulstufen. Pro 
Stufe wurde dabei ein Bericht, unter anderem mit Informationen zu laufenden 
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Projekten und Ergebnissen der externen Schulevaluation, mit einem statistischen 
Portrait, vor allem mit Daten aus der Bildungsstatistik, kombiniert (Schneebeli et 
al., 2007, 2011). Im Bericht von 2011 wurde zudem aufgezeigt, was seit dem ers- 
ten Bericht von 2007 bildungspolitisch erreicht werden konnte. Ein Element dieser 
Standortbestimmung war die Bewertung der Entwicklung bezüglich des verfügba- 
ren Steuerungswissens. Dabei wurden die nationalen Bildungsstandards und ihre 
Überprüfung, die Leistungserhebungen im Bildungsraum Nordwestschweiz sowie 
die nationale Bildungsberichterstattung und die Modernisierung der nationalen Bil- 
dungsstatistik als relevante Entwicklungen genannt (Schneebeli et al., 2011). 

Bildungsstatistische Daten, die in der Verantwortung des statistischen Amts 
lagen, flossen auch in andere Publikationen ein. Im Magazin Statistik Baselland 
etwa wurden bildungsbezogene Fokusthemen mehrfach bearbeitet (Bobst, 2006, 
2009, 2012; Wiederkehr, 2012, 2013, 2014). Im interkantonalen Vergleich innovativ 
waren zudem die Auswertungen des Amtes für Raumplanung unter der Bezeich- 
nung Lernendenprognosen, die unter anderem die Verteilung der Schüler auf die 
Schulen abbildeten (Hof, 2013). 

Das zuvor für die Volksschule zuständige Schulinspektorat wurde 2004 — auf 
der Grundlage des neuen Bildungsgesetzes — in eine Amts- und Abteilungsstruktur 
überführt. Bereits das Schulinspektorat erfüllte bestimmte Monitoring-Funktionen 
wie etwa die Durchführung von Abgängerbefragungen auf der Sekundarstufe I (Lan- 
deskanzlei BL, 1999). Im neuen Amt für Volksschulen wurden 2004 auch die ersten 
Erfahrung mit externer Evaluation gemacht (Landeskanzlei BL, 2005). Bis 2007 
wurden 33 staatliche und acht private Schulen extern evaluiert (Schneebeli et al., 
2007), bis 2010 waren es insgesamt 75 Kindergärten, Primar-, Sekundar- und Musik- 
schulen (D. Widmer, 2010). Auf der Sekundarstufe II wurden bereits vor 2000 erste 
Schulen extern evaluiert, ab 2000 im Rahmen des von der NW EDK initiierten Pro- 
jektes Benchmarking Sekundarstufe II, das 2014 ans IFES übergeben wurde (Vogt, 
2006, 2013; Landeskanzlei BL, 2006). In der Regel wurde jährlich eine Schule der 
Sekundarstufe II extern evaluiert (Schneebeli et al., 2007). Während die einzelnen 
Evaluationsberichte nicht öffentlich waren, wurden im Bildungsbericht 2007 einige 
zentrale Erkenntnisse summarisch präsentiert (Schneebeli et al., 2007). 

In den Bildungsberichten zwar als Informationsgrundlage benannt aber nicht 
datenbasiert eingebunden waren Informationen aus Leistungserhebungen. Soge- 
nannte Orientierungsarbeiten wurden ab 2001 in der 9. Klasse und ab 2004 in der 
5. Klasse durchgeführt (Landeskanzlei BL, 2002, 2005). Dabei stand zunächst die 
Förderung einer qualitativ hochstehenden Beurteilungspraxis der Lehrpersonen im 
Vordergrund. Zusätzlich wurden die Ergebnisse aber auch auf kantonaler Ebene 
ausgewertet (z. B. Thurnherr, 2006). Das Potenzial dieser Leistungsdaten in Rich- 
tung einer intensiveren Nutzung wurde 2010 vertieft evaluiert (U. Moser, 2010). 
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Abgelöst wurden die Orientierungsarbeiten schliesslich ab 2015 durch die vierkan- 
tonalen Checks (vgl. Solothurn in Abschn. 6.2.3). Zusätzlich liess der Kanton Basel- 
Landschaft in PISA 2006 eine kantonale Stichprobe testen (U. Moser & Angelone, 
2008c). 

Im Kanton Basel-Landschaft wurde das Bildungsmonitoring-Dispositiv rela- 
tiv früh und explizit auf die Generierung von Steuerungswissen und damit als 
Informations- und Datengrundlage politischer Entscheidungsfindung definiert. Im 
Sinne der politischen Steuerung bzw. Steuerbarkeit werden Bildungsmonitoring und 
insbesondere die Bildungsberichte als eine Art öffentliche „Standortbestimmung“ 
(Schneebeli et al., 2007, S. 9) verstanden, und zwar retrospektiv und prospektiv. 
Dahinter werden drei Axiome erkennbar: Erstens wird — in Abgrenzung zur Lehr- 
personenzentriertheit des traditionellen Inspektorats — Qualität von Schule und Bil- 
dung als gemeinsam erarbeitetes Gut verstanden (D. Widmer, 2010). Zweitens wird 
Qualität als Eigenschaft verstanden, die auf allen Ebenen von den individuellen 
Personen über die Einzelschulen aller Stufe sowie das Bildungssystem insgesamt 
ermittelt werden kann und soll. Dabei sind drittens Effektivität, Effizienz und Equity 
als Qualitätskriterien zentral (Wüthrich-Pelloli, 2010; Schneebeli et al., 2007). 


St. Gallen 
Im Kanton St. Gallen hat sich eine regelmässige Bildungsberichterstattung nicht 
explizit, sondern im Zuge der Bearbeitung politischer Vorstösse im kantonalen Par- 
lament etabliert. Ausgangspunkt war ein Bericht von 2002, mit dem die Regierung 
auf zwei Vorstösse zur Gestaltung der Schuleingangsstufe sowie zu Tagesstrukturen 
reagierte. Der Bericht stellte fest, dass die Schulstrukturen an die gesellschaftli- 
chen Realitäten angepasst werden müssten und bettete die bereits in Vorbereitung 
begriffenen Projekte und Programme zur Definition der Schulpflicht ab vier Jahren, 
zur Basisstufe sowie zur Einführung von Tagesstrukturen oder tagesschulähnlichen 
Angeboten in diese übergeordnete Entwicklung ein. Die Basisstufe sollte dabei 
ab 2003 im Rahmen der durch die EDK-Ost koordinierten Schulversuche erprobt 
werden. Der Bericht enthielt ausführliche Modelle und Szenarien zu Stundenta- 
feln, Schülerzahlen und Kosten und schloss damit, dass die begonnenen Projekte 
weiterzuführen seien (Staatskanzlei SG, 2002). 

Rund vier Jahre später wurde ein zweiter Bericht unter dem Titel Perspektiven 
der Volksschule publiziert. Formal als Reaktion auf vier parlamentarische Vorstösse 
präsentierte der Regierungsrat damit 


„einen Überblick über den aktuellen Stand und über die Perspektiven der obligatori- 
schen Volksschule und des Kindergartens. Er [der Bericht] beinhaltet auch die Aus- 
wirkungen des neuen Bildungsartikels in der Bundesverfassung sowie der interkan- 
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tonalen Vereinbarung zur Harmonisierung der obligatorischen Volksschule (HarmoS- 
Konkordat). Beleuchtet werden die aktuellen und die mutmasslichen künftigen Ver- 
änderungen der öffentlichen Volksschule in den kommenden Jahren.“ (Staatskanzlei 
SG, 2006, S. 2) 


Im Bericht wurden unter anderem die Bestrebungen hin zu neuen Formen der 
Schulaufsicht, die aktuelle Lage der im Vorgängerbericht präsentierten Projekte zur 
Basisstufe und zur Einführung von Tagesstrukturen und die Einführung von Eng- 
lisch als erster Fremdsprache beschrieben. Zudem wurden die PISA-Ergebnisse 
und die bildungspolitischen Schlüsse daraus sowie der Stand der interkantonalen 
Koordination und Harmonisierung präsentiert. Zum damaligen Zeitpunkt waren die 
Grundzüge des HarmoS-Konkordats definiert und die nationale Abstimmung zur 
sogenannten Bildungsverfassung stand kurz bevor. Auf der interkantonalen Ebene 
wurde zusätzlich die Koordination des Fremdsprachenunterrichts sowie die sprach- 
regionalen Lehrpläne als relevante Bereiche bildungspolitischer Entwicklungen vor- 
gestellt. Als Instrumente zur Überprüfung der Zielerreichung wurden für die Sys- 
temebene PISA und das zu entwickelnde nationale Bildungsmonitoring, für die 
Schulen und Lehrpersonen die neuen Formen der Schulaufsicht und die damit ver- 
bundenen Prozesse der Qualitätssicherung sowie für die Schülerinnen und Schüler 
die Testsysteme Klassencockpit und Stellwerk genannt. Der Bericht enthielt zudem 
auf der Basis bildungsstatistischer und finanzbezogener Daten erstellte Szenarien 
und Prognosen (Staatskanzlei SG, 2006). Entsprechend der Definition von PISA als 
wichtiges Instrument der Effektivitätsprüfung war der Kanton St. Gallen in PISA 
fünfmal mit einer kantonalen Stichprobe vertreten (Ramseier et al., 2002, 2005a; 
Brühwiler, Abt Gürber & Kis-Fedi, 2008; Brühwiler, Abt Gürber & Buccheri, 2011; 
Buccheri, Brühwiler, Erzinger & Hochweber, 2014). 

Der dritte Bericht folgte 2010 und thematisierte einerseits rückblickend die 
Entwicklungen seit 2006 und andererseits die künftige strukturelle Gestaltung der 
Sekundarstufe I. Formal reagierte der Bericht auf vier parlamentarische Vorstösse 
zu strukturellen Fragen der Volksschule und vier weitere Vorstösse zum Themen- 
bereich Schule und Elternhaus. Bei den Beschreibungen der interkantonalen Ent- 
wicklungen wurde auf HarmoS und auf das Sonderpädagogik-Konkordat sowie 
auf die Bildungsstandards, den Lehrplan 21 und das nationale Bildungsmonitoring 
hingewiesen. Auf kantonaler Ebene waren wiederum die Basisstufe, die Testsys- 
teme, die Qualitätssicherung sowie neu die Struktur der Sekundarstufe I die zentra- 
len Themen. Der Bericht enthielt erstmals auch einen umfangreichen statistischen 
Anhang (Staatskanzlei SG, 2010a). Im vierten Bericht von 2014 lag der inhaltliche 
Fokus einerseits auf den drei Themen Oberstufe, Schuleingangsstufe und musikali- 
sche Bildung und andererseits auf der Neukonzeption von Schulaufsicht und Quali- 
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tätssicherung. Das kantonale Bildungsmonitoring wurde zudem als Ergänzung des 
nationalen Bildungsmonitorings mit vier Elementen dargestellt (Staatskanzlei SG, 
2014b): (1) Auswertung von kantonalen Daten innerhalb gesamtschweizerischer 
Erhebungen, (2) kantonale Lehrstellenerhebung, (3) Erhebung kantonaler Daten im 
sonderpädagogischen Bereich sowie (4) Evaluationen und Erhebungen zu unter- 
schiedlichen Themen, vor allem im Rahmen der Qualitätssicherungsprozesse. Die 
so zusammengetragenen, hauptsächlich bildungsstatistischen Daten wurden dabei 
explizit als Steuerungswissen für die politischen Akteure verstanden. 

Durch die regelmässigen Berichte zuhanden des Kantonsrates entstand eine 
Reihe impliziter Bildungsberichte. Diese Entwicklung wurde bereits ab 2006, eben- 
falls durch verschiedene parlamentarische Vorstösse, aufgenommen. 2016 legte der 
Regierungsrat schliesslich einen Bericht zum Monitoring der Volksschule und der 
Mittelschulen vor. Darin wird Bildungsmonitoring funktional als Element des all- 
gemeinen politischen Controllings — im Kanton St. Gallen ab 2008 Staatszielmoni- 
toring genannt — und zugleich als dem Politikbereich Bildung inhaltlich und materi- 
ell angepasstes Dispositiv der Entwicklungsbeobachtung gefasst. Orientierung für 
das kantonale Bildungsmonitoring bieten das nationale Bildungsmonitoring, die 
gesamtschweizerische Harmonisierung, die internationalen Schulleistungsstudien 
und die national koordinierte Bildungsstatistik. Das kantonale Monitoring kann 
sich unter anderem auf Daten und Informationen aus den Prozessen der Qualitäts- 
entwicklung, aus verschiedenen Lern- und Testsystemen sowie aus Projekt- und 
Programmevaluationen beziehen (Staatskanzlei SG, 2016). 

Der erste explizite Monitoringbericht wurde 2018 publiziert. Er vereint im 
Wesentlichen Informationen aus drei Bereichen (Thöny, Müller, Bachmann & Hut- 
ter, 2018): (1) Im Hinblick auf den Budgetprozess 2019 wurden für Volksschule 
und Mittelschulen Finanzdaten zusammengetragen und ausgewertet. (2) Der Bericht 
bezieht sich zu grossen Teilen auf bildungsstatistische Informationen zu Schülerin- 
nen und Schülern, Lehrpersonen sowie — für die Mittelschulen — Abschlüssen. (3) 
Für die Volksschule wurden auch Daten aus PISA 2012 sowie — auszugsweise — aus 
den Stellwerk-Tests einbezogen. 

Auf der Ebene der Bildungsstatistik wurden — neben den erwähnten Berichten — 
regelmässig Daten und Informationen zu Schüler- bzw. Auszubildendenzahlen 
sowie zu den Maturitätsabschlüssen publiziert. Im kantonalen statistischen Jahr- 
buch waren zudem auch für den Bildungsbereich immer thematisch fokussierte, 
kommentierte Datenauswertungen zu finden. 2010 wurde beispielsweise die Mobi- 
lität der Hochschulstudierenden thematisiert (FfS SG, 2011). 

Die Entwicklung hin zu geleiteten Schulen begann 1998. Bis 2004 waren die 
gesetzlichen Grundlagen geschaffen worden und 2010 konnte die Einführung von 
geleiteten Schulen als abgeschlossen bezeichnet werden (Staatskanzlei SG, 20 10a). 
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In den entsprechenden Konzepten der Qualitätsentwicklung und -sicherung war auf 
kantonaler Ebene eine externe Evaluation vorgesehen. Ab 2007 wurden im Rah- 
men einer Pilotphase erste Schulen durch die Pädagogische Hochschule St.Gallen 
(PHSG) evaluiert. Durch einen Entscheid im Kantonsrat wurde die definitive Ein- 
führung ab 2010 allerdings verhindert. Daraus resultierte ein Verzicht auf kantonale 
Evaluationen. Schulaufsicht und Qualitätssicherung wurden auf eine Meta-Ebene 
verschoben und ihre konkrete Umsetzung bei den Gemeinden als Schulträger ange- 
siedelt. Auf der Systemebene verblieben damit die Vorgabe von Weisungen und 
Handreichungen zur Qualitätssicherung, die übergeordnete Schulaufsicht und das 
Bildungsmonitoring, das ebenfalls der neu aufzubauenden Schulaufsicht zugeordnet 
wird (BD SG, 2014). 

Der Kanton St. Gallen und der kantonale Lehrmittelverlag waren gewissermas- 
sen Vorreiter bei standardisierten Leistungserhebungen auf der Sekundarstufe I. 
Das Evaluationsinstrument Stellwerk 8 kam 2006, das Stellwerk 9 2007 erstmals 
flächendeckend zum Einsatz (Staatskanzlei SG, 2007, 2008b). Die Ergebnisse wur- 
den auch bezüglich konkreter Fragestellungen auf kantonaler Ebene auswertet. 
Eine erste solche Analyse der Stellwerk-Daten bezog sich auf mögliche Zusam- 
menhänge zwischen Schulleistungen, Klassengrösse und Klassenzusammensetzung 
(U. Moser, 2007). Daneben entwickelte der kantonale Lehrmittelverlag mit Lern- 
Lot und Klassencockpit weitere Instrumente zur diagnostischen Lernstandserhe- 
bung (Staatskanzlei SG, 2008a, 2010a). Allerdings dienten im Kanton St. Gallen 
diese Testsysteme — von der erwähnten Auswertung abgesehen - primär der forma- 
tiven Beurteilung auf Mikroebene und wurden nicht für Schullaufbahnentscheide 
eingesetzt (Vögeli-Mantovani, 1999; BD SG, 2008). Auf das Schuljahr 2017/18 
hin wurden die Systeme - teilweise in Kooperation mit dem Kanton Zürich — wei- 
terentwickelt und zwar von Testsystemen für punktuelle Standortbestimmungen 
hin zu Lernfördersystemen für die kontinuierliche individuelle Förderung (BD SG, 
2017, 2018). Das Instrument Zernlupe ist für den Einsatz in der 3. bis 6. Primar- 
schulklasse, das Instrument Lernpass Plus für die Sekundarstufe I konzipiert. Beide 
Instrumente sind als Online-Plattformen implementiert, setzen den Schwerpunkt 
explizit auf die individuelle Leistungsentwicklung und sind damit an Schülerinnen, 
Schüler und die Lehrpersonen gerichtet. Im Lernpass Plus wurden die Stellwerk- 
Leistungserhebungen integriert (Thöny et al., 2018). 

Als Evaluationen von politischen Projekten oder Programmen können die Eva- 
luation des Aufnahmeverfahrens der Mittelschulen (BD SG, 2015), der Fachmittel- 
schule (Staatskanzlei SG, 2014a), des Führungs- und Qualitätskonzepts der Volks- 
schule (Capaul, Keller, Sylla & Hintermann, 2014), des Verfahrens zur Standort- 
bestimmung und beruflichen Entwicklung der Mittelschullehrkräfte (Staatskanzlei 
SG, 2010b) oder des Informatikangebots der Wirtschaftsmittelschule (Staatskanzlei 
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SG, 2008a) angeführt werden. Der Kanton St. Gallen war auch Teil einer Untersu- 
chung zum Frühenglisch (von Ow, Husfeldt & Bader Lehmann, 2011; Staatskanzlei 
SH, 2012b). 

Im Kanton St. Gallen ist der Anspruch einer systematischen Herangehensweise 
auf der Basis solider Datengrundlagen schon 2002 explizit formuliert. In diesem 
Sinne bilden Bildungsstatistik, PISA-Ergebnisse sowie einzelne kantonale Auswer- 
tungen von Ergebnissen aus den Testsystemen den Kern des Bildungsmonitoring- 
Dispositivs. Eine darüber hinausgehende Informationsgrundlage konnte allerdings 
nicht geschaffen werden. Insbesondere in der Frage der Qualität seien, laut der 
Evaluation des Führungs- und Qualitätskonzepts, kaum Daten vorhanden und 
könnten gerade durch den politisch gewollten Verzicht auf externe Evaluation 
auch nicht generiert werden (Capaul et al., 2014). Insofern bleibt das realisierte 
Bildungsmonitoring-Dispositiv trotz der Bildungsberichterstattung und der Vorrei- 
terrolle im Bereich der Lern- und Testsystemen hinter den Ansprüchen zurück. 


6.5 Evaluation von Programmen und Projekten 


Nicht zuletzt mit den Veränderungen der politischen Wahrnehmung und Bearbei- 
tung von Bildung und Schule ging eine Intensivierung konkreter Projekte und 
Programme im Bildungs- und Schulbereich einher. Auf verschiedensten Ebenen 
und praktisch allen Stufen des Bildungssystems wurden Veränderungen und Ent- 
wicklungen angestossen, nicht zuletzt basierend auf systematischen Informationen 
aus Bildungsmonitoring-Dispositiven. Parallel dazu entwickelte sich ein Modus der 
systematischen Bewertung solcher Veränderungsprojekte und -programme, deren 
Ergebnisse wiederum in die Generierung und Verarbeitung von Daten und Informa- 
tionen zuhanden politischer Akteure zurückflossen. 

Bereits in den 1990er-Jahren war international eine Expansion von Evaluation 
als Begriff aber auch als Praxis der systematischen, transparenten und datengestütz- 
ten Beschreibung und Bewertung konkreter politischer Programme und Projekte 
festzustellen (Beywl & Widmer, 2009). Im Bildungsbereich — gerade in Deutsch- 
land — war die Evaluationstätigkeit der 1990er-Jahre stark auf einzelne Schulen 
fokussiert. In den 2000er-Jahren entwickelte sich im Kontext der internationalen 
Schulleistungsstudien ein umfassenderes Verständnis, das Evaluation auch als Qua- 
litätssicherungsinstrument auf der Systemebene etablierte (Maag Merki, 2009). In 
der Schweiz waren Evaluationen insbesondere auf der Sekundarstufe I bereits in den 
1990er-Jahren integraler Bestandteil vieler Projekte, darunter auch grosser Refor- 
men wie jener der Maturitätsanerkennung (Eberle, 2018). Für die Volksschule waren 
in vielen Schweizer Kantonen die internationalen Entwicklungen der Evaluation auf 
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Schulebene nicht aufgenommen worden, was dazu führte, dass Evaluation erst in 
den 2000er-Jahren intensiver thematisiert wurde und sowohl in Form der perma- 
nenten Schul- und Systemevaluation als auch als Programm- und Projektevaluation 
grössere Verbreitung erfuhr. In der Schweiz war dabei die konzeptionelle Trennung 
zwischen bildungsspezifischer Evaluation als Element in Qualitätssicherung und 
Monitoring und allgemeiner, gegenstandsbezogener Evaluation relativ deutlich. !! 
Für diese zweite Form von Evaluation, die im Folgenden als Programmevaluation 
bezeichnet wird, wurde die themenfeldübergreifende Professionalisierung und Stan- 
dardisierung bewusst vorangetrieben (T. Widmer, Ländert & Bachmann, 2000; T. 
Widmer & Beywl, 2009). 

In praktisch allen Kantonen wurden und werden Reformprogramme, Schulver- 
suche oder andere Innovationsprojekte im Bildungsbereich evaluiert. Dabei sind 
die Evaluationsgegenstände, die Fragen, Methoden und Herangehensweisen sowie 
der Umfang der Evaluationen divers. Programmevaluationen werden teilweise mit 
anderen Begriffen bezeichnet. Solche Bezeichnungen sind etwa wissenschaftliche 
Begleitung, Praxisforschung, angewandte Forschung, Erfolgskontrolle oder Wir- 
kungsforschung (Beywl & Widmer, 2009). Die Kantone unterscheiden sich darin, 
wie systematisch sie Programmevaluationen einsetzen und welchen Stellenwert 
sie der Aufnahme von Evaluationsergebnissen ins Bildungsmonitoring-Dispositiv 
zuordnen. 

Der Kanton Bern steht im Fokus als ein Kanton, der gerade im Zusammen- 
hang mit grossen, strukturellen Reformschritten Programmevaluationen als wich- 
tiges Element des Bildungsmonitoring-Dispositivs einsetzte. Im Folgenden wird 
zunächst für Bern aufgezeigt, wie Programmevaluation als Element eines auf kon- 
krete politische Entscheidungen hin ausgerichteten Bildungsmonitorings etabliert 
wurde. Anschliessend werden Bildungsstatistik und Schulaufsicht als weitere Ele- 
mente des kantonalen Monitoring-Dispositivs dargestellt. Der Kanton Bern steht 
für die Herausforderung, eine Vielzahl von Entwicklungen, politischen Projekten 
und Programmen evaluativ im Blick zu behalten und in ein auf das Gesamtsystem 
gerichtetes Bildungsmonitoring zu integrieren. Zudem zeigt sich im Kanton Bern 
exemplarisch die hohe Nachfrage nach Information, die gerade in grösseren Kanto- 
nen und im Zusammenhang mit strukturellen Veränderungen des Bildungssystems 
formuliert wird. 


11 Exemplarisch für diese Trennung steht etwa die Meta-Evaluation von Qualität und Nutzung 
der durch das IFES durchgeführten Schulevaluationen (T. Widmer et al., 2015). 
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6.5.1 Programmevaluation in der Berner Bildungsstrategie 


Die in den 1990er-Jahren angestossenen und im Kontext der gesamtschweizeri- 
schen Harmonisierung erneut dynamisierten Grossreformen im Bildungsbereich 
des Kantons Bern, die unter anderem mit Veränderungen der Struktur der Verwal- 
tung, der Struktur der Volksschulstufen und der Ausbildung der Lehrpersonen in 
Verbindung gebracht werden können, gingen einher mit einer stark an managerialis- 
tisch inspirierten Staats- und Verwaltungsidealen ausgerichteten Gestaltung mittel- 
und langfristiger Planungs- und Monitoringprozesse.!” Bezogen auf Bildungsmo- 
nitoring wurde eine „Umorientierung in Richtung Evaluation und standardisierte 
Leistungsmessung“ (ED BE, 2001, S. 8) angestrebt. Ein Ausdruck davon war die 
2005 erstmals erstellte und publizierte Bildungsstrategie, in der in Abstimmung mit 
anderen Instrumenten der politischen Planung und über alle Bildungsstufen hinweg 
eine Gesamtsicht auf das Berner Bildungssystem angestrebt wurde (B. Furrer, 2004). 
Diese Gesamtsicht — oder zumindest ihre Darstellung — folgte deduktiven Prinzipien: 
Auf der Basis einer übergeordneten Vision wurden stufenübergreifende strategische 
Ziele formuliert, die ihrerseits auf den einzelnen Stufen konkretisiert wurden und in 
Massnahmen einflossen. Diese Massnahmen wurden wiederum in Projekten noch- 
mals spezifiziert und konkretisiert. Abgesehen von punktuellen Informationen aus 
laufenden oder abgeschlossenen Projekten war die Perspektive war ganz klar eine 
prospektive. Bildungsmonitoring war 2005 eines der zehn strategischen Ziele und 
floss als solches in verschiedene Zielsetzungen auf allen Bildungsstufen ein (EDBE, 
2005). 

Zentrale Stelle für die Erarbeitung und Umsetzung der Bildungsstrategie und 
damit auch verantwortlich für Planung und Monitoring war die Abteilung Bil- 
dungsplanung und Evaluation, ab 2003 organisatorisch angesiedelt im Generalse- 
kretariat der Erziehungsdirektion des Kantons Bern (ED BE), bzw. davor das 1971 
gegründete Amt für Bildungsforschung (ED BE, 1999). Diese Verwaltungseinheit 
umfasste seit ihrer Gründung eine französischsprachige Abteilung, das Office de 
recherche pedagogique, die ab 1975 einen separaten Standort im französischspra- 
chigen Kantonsteil bezog (ED BE, 2003). Die sprachliche Binnenstruktur wurde 
in der 2003 geschaffenen Abteilung übernommen. In dieser Verwaltungseinheit 
wurden die wesentlichen Elemente des kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositivs 


12 In der Bildungsstrategie 2016 wurden retrospektiv die zentralen Reformen aufgezählt: 
Einführung des Modells 6/3 und der geleiteten Schulen, Stärkung der Schuleingangsstufe, 
flächendeckende Einführung der Tagesschulen und der Blockzeiten, Gründung der pädago- 
gischen Hochschulen, Aufbau der Fachhochschulen, Ausbau der Autonomie der aller Hoch- 
schulen und stetige Verbesserung der Durchlässigkeit zwischen den Bildungsstufen und den 
verschiedenen Bildungsangebote (ED BE, 2016). 
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zusammengefasst. Ihre Zuständigkeiten umfassten zunächst vor allem die Program- 
mevaluation sowie die Teilnahme an PISA (ED BE, 2003). Mit der Umstruktu- 
rierung 2003 wurde ihr zusätzlich die Bildungsstatistik zugeordnet, wenig später 
wurde sie — wie erwähnt — mit der Bildungsstrategie betraut. Später kamen in die- 
sem Zusammenhang weitere Aufgaben wie politische Führungsunterstützung und 
interkantonale Zusammenarbeit hinzu. Der damalige Abteilungsleiter Beda Furrer 
bezeichnete 2005 Evaluation und Statistik als die eigentlichen Kernelemente: 


„Durch Evaluationen, wie z. B. betreffend den Schulversuch zur Flexibilisierung des 
Schuleintrittsalters (Basisstufe) oder Lehrvertragsabbrüche, sollen [...] Erkenntnisse 
gewonnen werden für künftige Entscheide. Systembeobachtungen (Bildungsmonito- 
ring) wie z. B. die PISA-Studie geben Hinweise zum Zustand des Bildungssystems 
und zeigen Handlungsbedarf auf. Die Bildungsstatistik liefert Zahlenmaterial, welches 
aufbereitet werden muss, damit sie zuverlässige Grundlagen für die Planung liefern 
kann.“ (B. Furrer, 2005, S. 19) 


Unter Evaluationen verstand er dabei offensichtlich sowohl die eigentlichen Pro- 
grammevaluationen als auch — passend zum internationalen und gesamtschweize- 
rischen Diskurs — die Erfassung von Schülerleistungen. Dieses Doppelverständ- 
nis entstand einerseits durch die sukzessive wichtiger werdende Aufgabe der Pro- 
grammevaluation und andererseits durch die Zuordnung der internationalen Schul- 
leistungsstudien an das damalige Amt für Bildungsforschung (ED BE, 2003). Ab 
2018 ist die Abteilung Bildungsplanung und Evaluation nicht mehr im Organigramm 
der ED BE verzeichnet. Ihre Aufgaben wurden übernommen von zwei Fachberei- 
chen innerhalb des Generalsekretariats, der eine für Statistik, Evaluationen und 
interkantonale Koordination und der zweite für Bildungsstatistik (ED BE, 2019).13 

Die Liste der konkreten Programmevaluationen im Kanton Bern ist sehr lang 
und facettenreich. Darunter finden sich bereits für die 1990er-Jahre Evaluationen 
mit unterschiedlicher Reichweite wie etwa ein Pilotprojekt zur Neugestaltung des 
sogenannten 9. Schuljahrs, ein Schulversuch zur Begabtenförderung, ein weiterer 
Schulversuch zur Erprobung eines neuen Mathematiklehrmittels oder die 
gesamtschweizerische Reform der gymnasialen Maturitätsausbildung, bei deren 
Evaluation (EVAMAR) das Berner Amt federführend war (ED BE, 2001; Ramseier 
et al., 2004). Später wurden beispielsweise der Lehrberuf Fachangestellte Gesund- 
heit, die Basisstufe im französischsprachigen Kantonsteil, die ersten Erfahrungen 


13 Den Statistikanhang zum regierungsrätlichen Geschäftsbericht 2017 verantwortete noch 
die Abteilung Bildungsplanung und Evaluation, denjenigen zum Bericht 2018 dann der Fach- 
bereich Bildungsstatistik (Allraum, Weissbaum & Wassmer, 2018, 2019). 
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mit dem Testinstrument Stellwerk oder das Phänomen der häufigen Lehrvertrags- 
auflösungen evaluiert (ED BE, 2007; Merazzi, 2006; Staatskanzlei BE, 2006). 

2009 wurden relativ umfangreiche Evaluationstätigkeiten rund um die Umset- 
zung der schulischen Integration von Kindern mit besonderem Bildungsbedarf in der 
Volksschule aufgenommen. Dabei wurde auf der Basis von statistischen Daten und 
Informationen der Erziehungsberatungsstellen eine Bestandsaufnahme der Formen 
der Beschulung dieser Kinder sowie ihrer Bildungsverläufe vorgenommen (Stri- 
cker & Pfister, 2011). In einem weiteren Schritt wurde mittels der Personaldaten die 
Entwicklung des Ressourceneinsatzes für die sogenannten besonderen Massnah- 
men vor und und nach der Veränderung der Gesetzesgrundlagen nachgezeichnet 
und eine insgesamt positive Bilanz gezogen (Stricker & Pfister, 2015). Schliesslich 
wurden in einer qualitativen Untersuchung an fünf Fallbeispielen die Integrations- 
praxis und die konkreten Auswirkungen nachgezeichnet (Pfister, Jutzi, Stricker & 
Burgener, 2016). Dieses Evaluationsvorhaben war zwar auf das konkrete Umset- 
zungsprogramm der schulischen Integration fokussiert, wurde aber zugleich sehr 
multiperspektivisch und mit einer breiten Palette an Daten und Methoden durch- 
geführt. Es umfasste die Auswertung von Bildungsstatistik- und Verwaltungsdaten 
ebenso wie Methoden der qualitativen Sozialforschung, die in der vertiefenden Stu- 
die im Stile anwendungsorientierter Forschung (vgl. Abschn. 6.6) zur Anwendung 
kamen. 

Ebenfalls unter Kombination verschiedener Erhebungen und Datenbestände 
nahm die Abteilung Bildungsplanung und Evaluation ab 2014 eine Evaluation der 
sogenannten Kontrollprüfung vor und richtete anschliessend ein jährliches Monito- 
ring ein. Die Kontrollprüfung wurde eingeführt für den Fall, dass sich Eltern und 
Lehrpersonen bei der Zuweisung in einen der drei Leistungszüge der Sekundarstufe I 
nicht einig waren. In der Evaluation wurden die Zuweisungsunterlagen, die Schulno- 
ten, die Prüfungsergebnisse sowie schriftliche Befragungen der beteiligten Akteure 
kombiniert. Sie kam zum Ergebnis, dass die Kontrollprüfung sowohl Erwartungen 
der Lehrpersonen als auch Hoffnungen der Eltern erfüllte und das Verfahren gut 
aufgenommen wurde (Weber, 2015). Anschliessend wurde ein jährliches Monito- 
ring eingeführt, in das die Prüfungsstatistiken sowie die Zuweisungseinschätzungen 
von Eltern und Lehrpersonen einflossen (Weber, 2018). 

Zwei weitere Beispiele für Programmevaluationen in den letzten Jahren sind die 
2014 abgeschlossene Evaluation der Neugestaltung des gymnasialen Unterrichts im 
11. Programmjahr (Staatskanzlei BE, 2014, Bd. 4) oder die 2016 abgeschlossene 
Evaluation eines Programms zur Qualitätsförderung der beruflichen Grundbildung 
im Gastgewerbe und in der Hotellerie (Ulshöfer & Weber, 2016). In beiden Evalua- 
tionsvorhaben bestand die Datengrundlage primär aus Befragungen verschiedener 
Beteiligtengruppen. 
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Eng mit der Programmevaluation verknüpft war der Umgang mit Leistungserhe- 
bungen. Im Kanton Bern wurden 1997 die bis dann durchgeführten Vergleichs- 
arbeiten durch Orientierungsarbeiten ersetzt und damit die Lernstandserhebung 
als bestimmendes Element im Verfahren des Übertritts auf die Sekundarstufe I 
abgeschafft (Vögeli-Mantovani, 1999). An den gymnasialen Mittelschulen wur- 
den ab 2010 ebenfalls Orientierungsarbeiten eingesetzt (Staatskanzlei BE, 2011). 
Beide Arten von standardisierten Leistungserhebungen dienten allerdings primär 
der pädagogischen Qualitätsentwicklung und wurden nicht zu Monitoringzwecken 
auf Systemebene eingesetzt (Viridiana & Wirthner, 2013). Für ebendieses Leis- 
tungsmonitoring auf Systemebene wurde für den deutschsprachigen Kantonsteil 
ab 2005 die Evaluation von Schulleistungen mittels standardisierter Tests voran- 
getrieben. Gewissermassen als Vorbereitung auf die nationalen Bildungsstandards 
und deren Überprüfung sollten in einer ersten Phase bis 2009 auf Basis der beste- 
henden Lehrplanvorgaben Leistungserhebungen in den Fächern Mathematik und 
Deutsch und für die 2. und 6. Primarschulklasse sowie die 2. und 3. Klasse der 
Sekundarstufe I entwickelt und erprobt werden (ED BE, 2007). Im Hinblick auf die 
gesamtschweizerisch zu entwickelnde ÜGK wurden in der Pilotphase schliesslich 
die Stellwerktests eingesetzt und auf die Entwicklung von eigener Leistungserhe- 
bungen verzichtet (J. Brunner, 2007). Der französische Kantonsteil war über die 
CIIP eingebunden in die sprachregionale Entwicklung standardisierter Leistungser- 
hebungen (vgl. Abschn. 6.2.1). Beide Kantonsteile waren in PISA fünfmal mit einer 
kantonalen Stichprobe vertreten (Ramseier et al., 2002, 2005a; Ramseier, 2008; C. 
Bauer & Ramseier, 2011; C. Bauer, Ramseier & Blum, 2014). 

Die kantonale Bildungsstrategie wurde 2009 und 2016 aktualisiert (ED BE, 2009; 
ED BE, 2016). Die jüngere Bildungsstrategie beschreibt ein nach den grossen struk- 
turellen Reformvorhaben der zurückliegenden Jahre gut aufgestelltes Bildungssys- 
tem und stellt drei strategische Handlungsschwerpunkte vor. Wie schon die Bil- 
dungsstrategien von 2005 und 2009 enthält auch jene von 2016 eine in sehr wesent- 
lichen Teilen auf den verschiedenen Programm- und Projektevaluationen basierende 
Zusammenstellung der wichtigen Projekte und Programme - ähnlich wie die Bil- 
dungsberichterstattung des Kantons Thurgau (vgl. Abschn. 6.4.1). Zugleich wird 
implizit auch die Wichtigkeit des im Rahmen des Bildungsmonitorings und insbe- 
sondere in Evaluationen generierten Wissens als Grundlage der bildungspolitischen 
Weiterentwicklung bestätigt: 


„Das Bildungssystem unseres Landes braucht sowohl die notwendigen Anpassungen 
als auch eine ausreichende Stabilität. Der Kanton prüft Veränderungsschritte sorgfältig 
auf ihre Praxistauglichkeit, ihren Nutzen und ihre Finanzierbarkeit. Er konzentriert 


210 6 Bildungsmonitoring auf kantonaler Ebene 


sich auf das Wesentliche und stützt Anpassungen sowie deren Umsetzung breit ab.“ 
(ED BE, 2016, S. 15) 


Obwohl der Monitoringbegriff in den Bildungsstrategien ab 2009 nicht mehr explizit 
auftaucht, wird das Bildungsmonitoring-Dispositiv des Kantons Bern als Instrument 
zur Analyse der Tauglichkeit und der Wirksamkeit einzelner Veränderungen sehr 
klar in den Dienst bildungspolitischer Akteure gestellt. 


6.5.2 Bildungsstatistik und Controlling als weitere 
Monitoringelemente 


Die Bildungsstatistik erfuhr im Kanton Bern insbesondere durch ihre organisato- 
rische Verschiebung in die Abteilung Bildungsplanung und Evaluation einen Pro- 
fessionalisierungsschub. Eines der vielen Formate zur Veröffentlichung bildungs- 
statistischer Daten waren die 2006 erstmals veröffentlichten und seither jährlich 
erscheinenden, bildungsstatistischen Basisdaten, eine indikatorenbasierte Zusam- 
menstellung bildungsstatistischer Informationen, angereichert mit kurzen Kom- 
mentaren (Allraum, 2006a). Zu diesen Formaten zählte ab 2005 auch ein exklusiv 
auf Bildung bezogener statistischer Anhang zum regierungsrätlichen Geschäftsbe- 
richt (Allraum, 2006b, 2010; Allraum et al., 2018). Ab 2006 wurde eine Moder- 
nisierung der Erhebung und der Publikation von Daten angestossen. Dabei mitge- 
dacht waren auch ein ausgebautes Online-Angebot, die Ausrichtung auf spezifische 
Zielgruppen - realisiert etwa in Schülerstatistiken pro Gemeinde und Schule - sowie 
die Fokussierung auf bildungspolitisch relevante Themen wie beispielsweise Klas- 
sengrössen. Zugleich sollten die verschiedenen Erhebungen von Statistik- und Ver- 
waltungsdaten im Bildungsbereich innerhalb des Kantons koordiniert und systema- 
tisiert werden (ED BE, 2007).1* 

Einige der kantonalen statistischen Erhebungen im Bildungsbereich lieferten 
nicht nur Daten für Auswertungen bezogen auf konkrete Programme und Projekte, 
sondern waren waren als Erhebungen eigens auf solche Programme und Projekte 
ausgerichtet. So wurde ab 2010 beispielsweise eine Erhebung zu den Tagesschulen 
aufgebaut. Die Daten stammten zunächst aus den Abrechnungen der Gemeinden, die 
diese einreichten um Beiträge aus dem Lastenausgleich zu erhalten (Kull, 2014). Die 
Erhebung über die Reportings der Gemeinden wurde dann sukzessive systematisiert. 


14 Im September 2019 wird zur Erhebung der Lernendendaten in der Volksschule des Kantons 
Bern erstmals die Erhebungsplattform des Kantons Zürich verwendet (Werder, 2019). 
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Für den jüngsten Bericht konnte erstmals auf flächendeckende Abrechnungs- und 
Reportingdaten zurückgegriffen werden (Cuvit, 2018). 

Ein Element der Bildungsstrategie von 2005 war das Projekt Neue Schulaufsicht 
und Beratung. Es stellte die Fortführung von Projekten der Qualitätsentwicklung in 
den Schulen dar, die — ebenfalls begleitet durch die Abteilung Bildungsplanung und 
Evaluation — eine Weiterentwicklung der in den 1990er-Jahren erfolgten Autonomi- 
sierung der Volksschulen ermöglichen sollten (Rothen, 2015). Bezeichnungen für 
Teilprojekte dieser Autonomisierung waren unter anderem Globalsteuerung sowie 
Qualitätsentwicklung in Schulen. Die Autonomisierung sollte insbesondere bezo- 
gen auf Steuerung, Führung, Aufsicht und Evaluation der Schulen weiterentwickelt 
werden (ED BE, 2005). Mit der Revision des Volksschulgesetzes 2008 wurden die 
Steuerungs- und Organisationskompetenz den Gemeinden zugesprochen und die 
Position der kommunalen Schulleitungen gestärkt. Der Kanton blieb zuständig für 
die Definition von Zielen, Inhalten und Rahmenbedingungen und sollte ein Control- 
ling der Qualität und der Weiterentwicklung des Angebots der Gemeinden etablie- 
ren (Hänni, 2008). Ein erster Zyklus des kantonalen Controllings der Qualitätsent- 
wicklung von Einzelschulen, verbunden mit einer Berichterstattung der Gemeinden 
gegenüber dem Kanton, wurde bereits ab 2007 durchgeführt, ein zweiter ab 2010 
(Sommer, 2010). Im zweiten Zyklus wurde ein besonderer Fokus auf die ebenfalls 
mit der Revision des Volksschulgesetzes eingeführten Blockzeiten und Tagesstruk- 
turen sowie die auf die Integration von Kindern mit besonderen Bedürfnissen gelegt, 
im dritten Zyklus ab 2013 sollte dann die Unterrichtsentwicklung im Vordergrund 
stehen (ED BE, 2013). Im vierten Zyklus, der 2016 begann, lag der Fokus, der jeweils 
über einen Fragebogen zur Vorbereitung der Controllinginterviews etabliert wurde, 
auf Fragen der kommunalen und innerschulischen Zusammenarbeit, der Elternar- 
beit sowie in der am Lehrplan 21 orientierten Unterrichtsentwicklung (S. Müller 
et al., 2016). 

Die regierungsrätliche Rechenschaftslegung wies gleich einen doppelten Bezug 
zu Bildungsmonitoring auf: Einerseits wurde im Geschäftsbericht, der streng gemäss 
den Prinzipien der wirkungsorientierten Verwaltung strukturiert ist und für jede Pro- 
duktgruppe operationalisierte Wirkungs- und Leistungsziele in Form von Indikato- 
ren aufweist, punktuell auf spezifische Informationen aus dem Bildungsmonitoring 
zurückgegriffen. Ein zentrales Wirkungsziel der Volksschulstufen wurde beispiels- 
weise daran gemessen, ob die Berner PISA-Resulate mindestens im Schweizer Mit- 
telwert liegen (Staatskanzlei BE, 2010, Bd. 3). Andererseits enthielt der Geschäfts- 
bericht - wie bereits erwähnt — einen umfangreichen, statistischen Anhang (Allraum 
et al., 2018). 

Das Bildungsmonitoring-Dispositiv ist im Kanton Bern vergleichsweise stark 
professionalisiert. Damit geht eine frühe Ausrichtung auf Leistungserhebungen als 
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Teilinformation über Bildungssysteme einher. Stärker als in anderen Kantonen wird 
Bildungsmonitoring in erster Linie auf Politik hin ausgerichtet und erst in zweiter 
Linie als Kommunikations- und Informationsmittel verstanden. Insbesondere Eva- 
luationen und die entsprechende Berichterstattung sind stark auf konkrete politische 
Entscheidungen sowie Schulentwicklungsprojekte hin ausgerichtet. Eine eher sys- 
tematische und langfristige Herangehensweise ist in den indikatorenbasierten Basis- 
daten sowie in der regierungsrätlichen Berichterstattung zu sehen. Die Neukonfi- 
guration der Akteurskonstellationen und Zuständigkeiten, die durch die Auflösung 
der Berner Bildungsplanung nötig wird, ist noch nicht klar einzuordnen. 


6.5.3 Weitere Kantone 


Mit Graubünden, Uri und Waadt werden im Folgenden drei weitere Kantone präsen- 
tiert. Der Kanton Waadt weist ein sehr ähnliches Bildungsmonitoring-Dispositiv auf 
wie der Kanton Bern. Dabei spielt die Ausrichtung auf politische Entscheidungs- 
findung — auch mittels Programm- und Projektevaluation — eine wichtige Rolle. In 
den Kantonen Graubünden und Uri ist diese jeweils auf politische Vorhaben aus- 
gerichtete Zusammenstellung von Informationen ebenfalls präsent und wird unter 
anderem über gezielte Evaluationen erreicht. 


Graubünden 

Das Bildungsmonitoring-Dispositiv basiert im Kanton Graubünden auf einer regel- 
mässigen Aufsichts- und Evaluationstätigkeit sowie auf der gezielten Informations- 
gewinnung zu konkreten Programmen und Projekten. Insgesamt erscheint Bildungs- 
monitoring weder in den ab 2001 initiierten Umstrukturierungen der Schulaufsicht 
noch im 2013 in Kraft getretenen, totalrevidierten und für Kindergarten und Volks- 
schule relevanten Schulgesetz sowie der dazugehörigen Verordnung eine gewichtige 
Rolle zu spielen. Dies obschon die für die Volksschule relevanten, bildungspoliti- 
schen Projekte — ähnlich wie im Kanton Thurgau (vgl. Abschn. 6.4.1) — 2001 und 
2003 in Form zweier Informationsbroschüren mit der Überschrift Bildungsbericht 
zusammenfassend dargestellt wurden. 

Die für die jeweils aktuellen bildungspolitischen Geschäfte relevanten Informa- 
tionen im Sinne eines Bildungsmonitoring-Dispositivs entstanden dagegen mehr- 
mals über gezielte Projekt- und Programmevaluationen. Exemplarisch kann hier 
auf vier konkrete Evaluationen verwiesen werden. Ein zentrales bildungspolitisches 
Thema im dreisprachigen Kanton Graubünden war und ist der Fremdsprachenun- 
terricht. Dieser wurde in den Primarschulen in den romanischsprachigen Gebieten 
Ende der 1990er-Jahre besser zu organisieren versucht. Konkret ging es um das 
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Verhältnis zwischen Deutsch und Rätoromanisch, abgestimmt auf die lokalen räto- 
romanischen Dialekte und die sprachliche Zusammensetzung der Schülerschaft. 
Im gleichen Zeitraum wurden Massnahmen zur Verbreitung und Festigung von 
Rumantsch Grischun als gemeinsame rätoromanische Schriftsprache vorangetrie- 
ben (Standeskanzlei GR, 2001). Verschiedene dieser Massnahmen betrafen direkt 
und indirekt die Schule. Die neue romanische Standardsprache wurde im Lehr- 
mittelverlag und an der entstehenden pädagogischen Hochschule angewendet und 
vermittelt (Standeskanzlei GR, 2004). Ein Konzept zur Einführung in der Volks- 
schule wurde 2004 erstellt und kontrovers diskutiert (Standeskanzlei GR, 2005). 
Ab 2007 wurde die Standardsprache in sogenannten Pioniergemeinden eingeführt. 
Ab 2009 wurden die Auswirkungen der Einführung in den Schulen evaluiert. Dabei 
wurden sowohl die Akzeptanz und die subjektiven Wahrnehmungen erhoben als 
auch die Sprachkompetenzen der Schülerinnen und Schüler. Gemessen wurde die 
Wirkung von Rumantsch Grischun in der Schule in einem Vergleich der Leistungen 
von Kindern aus den Pioniergemeinden und solchen aus Gemeinden ohne Pionier- 
status. Als zentrales Ergebnis stellte sich heraus, dass die Rumantsch Grischun- 
Schulen im Leseverstehen und Schreiben ähnlich gute Resultate erzielten wie die 
sogenannten Idiomklassen, beim Sprechen jedoch wiesen die Kinder aus Idiom- 
klassen bessere Resultate auf. Damit konnte für den Bereich der Mündlichkeit eine 
eher negative Wirkung von Rumantsch Grischun festgestellt werden (Berthele & 
Lindt-Bangerter, 2011). 2011 wurde dann ein politischer Entscheid zugunsten der 
ursprünglichen Idiome gefällt und die allgemeine Einführung nicht weiterverfolgt 
(Standeskanzlei GR, 2012). 

Zwischen 2012 und 2015 wurde in der Primarschule Englisch als zweite Fremd- 
sprache eingeführt. Diese Einführung wurde ebenfalls evaluiert. Wiederum standen 
bei der Evaluation die Sprachkompetenzen der Schülerinnen und Schüler im Fokus 
(Bayer & Moser, 2018). 

Ende der 1990er-Jahre wurde im Kanton Graubünden die Frage der Struktur der 
Sekundarstufe I intensiv diskutiert. Ab 1999 wurde den Schulgemeinden die Kom- 
petenz zugestanden, aus drei vorgeschlagenen Modellen mit Blick auf die lokalen 
Gegebenheiten und Bedürfnisse auszuwählen. Die drei Modellvarianten waren ein 
geteiltes Modell mit Real- und Sekundarschule, ein kooperatives Modell mit niveau- 
geteilten Kernfächern und gemeinsamen weiteren Fächern sowie ein ebenfalls als 
kooperativ zu bezeichnendes Modell mit leistungsdifferenzierten Stammklassen und 
leistungsdifferenzierten Niveaukursen in einzelnen Fächern („Gemeinsamer Jahres- 
bericht von BRV und BSV 1998, in Zusammenarbeit mit dem EKUD“, 1998). Die 
ersten Erfahrungen wurden 2001 in einer Evaluation durch die kantonale Schulver- 
waltung zusammengetragen. Dabei wurde einerseits die konkrete Verbreitung der 
drei Modelle erhoben und andererseits die Erfahrungen mit dem dritten Modell in 
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zwei Schulgemeinden fokussiert. Insgesamt wurden die Möglichkeit der Modell- 
wahl und die kooperativen Modelle positiv beurteilt (EKUD GR, 2003). Die drei 
Modellvarianten sowie die Wahlfreiheit der Schulgemeinden wurden auch im neuen 
Schulgesetz 2012 übernommen (EKUD GR, 2018). 

Als viertes Beispiel sei hier auf eine Studie zum Lehrerarbeitsmarkt und zu Leh- 
rermangel im Kanton Graubünden verwiesen. Angeregt durch einen parlamentari- 
schen Vorstoss wurde 2008 der Auftrag für diese Untersuchung erteilt. In der Studie 
wurden auf der Basis von Literaturanalysen, statistischen Daten, Experteneinschät- 
zungen und Befragungen der Lehrpersonen die aktuelle Situation beschrieben, Pro- 
gnosen aufgestellt sowie auf Ursachen und mögliche Massnahmen hingewiesen. 
Insgesamt wurde der Befund des Lehrermangels bestätigt und die Löhne als eine 
unter mehreren Ursachen identifiziert (I. Graf, Oesch, Gehrig & Künzi 2010). 

Initiiert in den bereits erwähnten Umstrukturierungen der Schulaufsicht ab 2001 
erhielt das kantonale Inspektorat die Aufgabe zugewiesen die Einhaltung der Qua- 
litätsstandards der Schulen zu überprüfen sowie die Volksschulen periodisch zu 
evaluieren. Diese Evaluation fand im dritten Evaluationszyklus zwischen 2011 und 
2014 bei 141 Schulen statt (Standeskanzlei GR, 2015) und basierte im Wesentli- 
chen auf einem kantonalen Qualitätsrahmen (EKUD GR, 2013a, 2013b, 2013c). Der 
Qualitätsrahmen war von Beginn weg auf die Schul- und Unterrichtsebene hin kon- 
zipiert: „Die Schulbeurteilung und -förderung erzielt Wirkung auf der Unterrichts- 
und Betriebsebene“ (EKUD GR, 2011, S. 63). Das Steuerungswissen auf der Sys- 
temebene war zwar Teil der Zweckbestimmungen, auf die kantonale Systemebene 
bezogene Aussagen finden sich in den zusammenfassenden Evaluationsberichten 
aber kaum (EKUD GR, 2007, 2011, 2014). 

Im Bildungsmonitoring-Dispositiv des Kantons Graubünden dominiert das nur 
vereinzelt dokumentierte Wissen der kantonalen Schulinspektoren. Die nationalen 
Entwicklungen hin zu einem Bildungsmonitoring wurden zwar registriert (Standes- 
kanzlei GR, 2007), Bestrebungen hin zu einer systematischen Verknüpfung unter- 
schiedlicher Informationsgrundlagen waren allerdings nur konzeptionell angetönt 
und wurden kaum realisiert. Die systematische Schulevaluation auf den Volksschul- 
stufen, die im gesamtschweizerischen Vergleich relativ früh zustande kam, war 
kaum auf kantonales Steuerungswissen hin ausgerichtet. In den zentralen politischen 
Fragen, wie jener der Sprachen, wurden allerdings gezielt Evaluationen durchge- 
führt. Damit kommt einerseits das Bestreben zum Ausdruck, in gewissen Fragen 
mehr Verwaltungs- und Erfahrungswissen aus Schulaufsicht und -inspektion zur 
Verfügung zu haben. Andererseits wird das Bildungsmonitoring-Dispositiv, sichtbar 
gerade in der Frage des Rätoromanischen, über Evaluationen bewusst um unabhän- 
gige Akteure ergänzt. So gesehen wirken Schulaufsicht und Programmevaluation 
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als reziproke Korrektive und damit zugunsten einer ausgeglichenen politischen Ein- 
scheidungsgrundlage. 


Uri 

Das Bildungsmonitoring-Dispositiv basiert im Kanton Uri auf einer regelmässig 
aktualisierten Übersicht mittels statistischer Daten und einer projektbezogenen Eva- 
luationstätigkeit. Ähnlich wie im Kanton Graubünden ist die Schulaufsicht zudem 
charakterisiert durch eine hohe Gewichtung schulinterner Qualitätsentwicklung 
ohne entsprechende Monitoringinstrumente und -produkte auf kantonaler Ebene. 

Verschiedene Projekte und Programme im Bildungsbereich wurden evaluiert: 
Das prominenteste Beispiel ist dabei die Evaluation der ab 2007 eingeführten For- 
men der integrierten Förderung in Kindergarten und Primarschule, die unter anderem 
die abgeschafften Kleinklassen teilweise ersetzten. Ein Team der Pädagogischen 
Hochschule Zentralschweiz führte die Evaluation durch und kombinierte dabei eine 
quantitative Vollerhebung bei Lehrpersonen, Schulischen Heilpädagoginnen und 
Schulleitungen mit qualitativ ausgewerteten Fokusgesprächen. Als Ergebnis wur- 
den die Formen der integrierten Förderung in der Praxis positiv aufgenommen und 
akzeptiert. Zudem wurde Verbesserungspotenzial in der Administration und den 
Prozessen der integrierten Förderung identifiziert (S. Tanner, Ottiger & Buholzer, 
2011). In der Folge wurden die Formen weiterentwickelt und insbesondere auf 
die Unterscheidung zwischen kurzfristiger und langfristiger Förderung verzichtet 
(BKD UR, 2014b). 

Eine Art Meta-Evaluation stellte der Planungsbericht Volksschule 2016 dar. Die- 
ser wurde von einer eigens eingesetzten Projektgruppe erstellt und zeigte unter 
anderem auf, welche Merkmale einer qualitativ guten Schule sich in verschie- 
densten Untersuchungen und Evaluationen als relevant herauskristallisiert hatten 
(Standeskanzlei UR, 2012). Der 2011 nach abgeschlossener Erarbeitungs- und Ver- 
nehmlassungsphase publizierte Bericht war nicht nur als Rückschau und Überblick 
gedacht, sondern skizzierte zugleich verschiedene Schulentwicklungsmassnahmen. 
Dazu gehörten etwa das zweijährige Angebots- und das einjährige Besuchsobli- 
gatorium im Kindergarten, das Modell 3/7 beim Erwerb der Fremdsprachen, die 
flächendeckende Umstellung zu integrativen und kooperativen Modellen auf der 
Sekundarstufe I, die Standortkonsolidierung auf der Sekundarstufe I, die flächen- 
deckende Einführung von Stellwerk 8, die Einführung des Lehrplan 21 und die Ver- 
änderung der Steuerung und Aufsicht von Volksschule und Sekundarstufe II. Der 
Bericht legte für die verschiedenen Massnahmen zugleich politische Zielsetzungen 
auf der Ebene von Kanton und Gemeinden fest (BKD UR, 2010). 

Mit dem Übergang zu geleiteten Schulen auf den Volksschulstufen zwischen 
2001 und 2010 (Standeskanzlei UR, 2002, 2004, 2012), mit der flächendeckenden 
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Übertragung von Personalverantwortung an diese sowie der Etablierung von Selbst- 
und Fremdevaluation wurde das kantonale Schulinspektorat aufgehoben. Dabei 
lag das Qualitätsmanagement zunächst in der Kompetenz der einzelnen, geleiteten 
Schule (Standeskanzlei UR, 2008). Die kantonale Aufsicht beschränkte sich wei- 
testgehend auf die Rückmeldungen zu den von den Schulen ab 2008 zu erstellenden 
Jahresberichten mit Rechenschaftsfunktion gegenüber dem Kanton (Standeskanzlei 
UR, 2010; BKD UR, 2009b). Ab 2010 wurde die Aufsicht durch die Einführung der 
externen Evaluation tendenziell wieder stärker (Standeskanzlei UR, 2014). Die erste 
Volksschuleinheit wurde im Dezember 2010 evaluiert. Die externen Evaluationen 
erfolgten in Koordination mit den Kantonen OW und NW (BKD UR, 2011). Das 
Instrument der externen Evaluation wurde nach dem ersten Zyklus deutlich redu- 
ziert und für die Schuljahre 2014/15 bis 2016/17 gänzlich ausgesetzt (BKD UR, 
2014a, 2015a). 

Die kantonale Mittelschule, die kantonale Berufsfachschule sowie die kauf- 
männische Berufsschule richteten ab 2002 Systeme des Qualitätsmanagements 
ein, wobei sich die Berufsfachschule 2002 ISO-zertifizieren liess (Standeskanz- 
lei UR, 2004, 2006). Mit der Zusammenführung der verschiedenen Berufsschu- 
len ins Berufs- und Weiterbildungszentrum Uri ab 2006 wurde die gemeinsame 
Qualitätsmanagement-Zertifizierung der schulischen Elemente der Berufsbildung 
angestrebt und 2010 erreicht (Standeskanzlei UR, 2010, 2012). Ebenfalls 2011 
wurde die kantonale Mittelschule durch das IFES extern evaluiert (BKD UR, 2012). 

Die bildungsstatistischen Daten wurden unter anderem in der jährlich erscheinen- 
den Bildungs- und Beratungsstatistik publiziert, die Daten zu allen Bildungsstufen 
umfasst (BKD UR, 2015b). Erstmals für das Schuljahr 2008/09 wurde der amts- 
interne Jahresbericht des Volksschulamtes zuhanden des Erziehungsrates in einer 
zusammengefassten Version unter dem Titel Bericht zur Volksschule auch öffentlich 
zugänglich gemacht (BKD UR, 2009a, 2015a, 2017). Darin wurden jeweils bil- 
dungsstatistische Informationen dargestellt, Kommentiert und mit politischen Pro- 
jekten verknüpft (BKD UR, 2015a). 

Der Planungsbericht sticht als öffentlich publiziertes Dokument aus dem 
Bildungsmonitoring-Dispositiv des Kanton Uri heraus. Ähnlich wie bei anderen 
bevölkerungsmässig kleinen Kantonen sind daneben viele Informationen und damit 
viel Wissen direkt bei den Akteuren, insbesondere bei der Schulaufsicht, zu ver- 
muten (vgl. Abschn. 6.3.3). Dieses Element wird jedoch kaum öffentlich wahr- 
nehmbar dokumentiert. Die im Planungsbericht erstmals realisierte Intention einer 
öffentlich diskutierbaren Informationsgrundlage wurde in den Berichten zur Volks- 
schule fortgesetzt. Damit wurden diesen neben der Informations- auch eine explizite 
Rechenschaftsfunktion zugeordnet. Insofern zeichnet sich das Bildungsmonitoring- 


6.5 Evaluation von Programmen und Projekten 217 


Dispositiv durch die Integration verschiedener Informationsquellen aus Bildungs- 
statistik, Schulaufsicht und eben auch Programmevaluationen aus. 


Waadt 

Die im Departement de la formation, de la jeunesse et de la culture du canton de 
Vaud (DFJC VD) angesiedelte Forschungsstelle Unite de recherche pour le pilo- 
tage des systemes pedagogiques (URSP) hat in ihrem Auftrag sowohl angewandte 
Forschung als auch Expertise und Evaluation politischer Vorhaben. Diesem Auftrag 
wurde sie in zahlreichen Projekten auf verschiedenen Schulstufen gerecht. Einige 
Beispiele dafür waren die Überprüfungen der Sprachkompetenz mit Referenz auf 
das nationale Bildungsmonitoring (Sieber, 2015), die Untersuchung der Schwächen 
der Absolvierenden mit Berufsmaturität (Stocker & Bachmann Hunziker, 2008) oder 
der Selektion beim Übertritt auf die Sekundarstufe I (Blanchet, 2002) sowie die Ana- 
lyse unterschiedlicher Einstellungen zur Hausaufgabenaufsicht (Benghali Daeppen, 
Karine, Stocker & Sieber, 2015). Daneben gab es weitere, teilweise sehr langfristige 
Untersuchungen, etwa zur Frage der Anschlusslösungen nach der obligatorischen 
Schule, zu der seit 1978 Daten vorliegen (Statistique Vaud, 2011). Auch das Depar- 
tement betrieb in Zusammenarbeit mit fachbezogenen Arbeitsgruppen von Lehrper- 
sonen Erhebungen, beispielsweise über die jährliche Erarbeitung eines Testinstru- 
ments zu mündlichen Kompetenzen in Deutsch im 10. Programmjahr (DFJC VD, 
2015). 

Neben diesen sehr praxisorientierten Zugängen wurden auch verschiedene politi- 
sche Reformprogramme intensiv evaluiert, etwa die Ecole vaudoise en mutation oder 
die teilweise daran anschliessende Neustrukturierung der Gymnasien und Diplom- 
mittelschulen (Chancellerie d’Etat VD, 2002). 

Die URSP hatte die Verantwortung für die kantonale Zusatzstichprobe des Kan- 
tons Waadt im Rahmen der Zusammenarbeit innerhalb der CIIP in den PISA- 
Untersuchungen von 2000 bis 2012 inne (Nidegger et al., 2001, 2005, 2008; Nideg- 
ger, Broi et al., 2011; Nidegger, Carulla et al., 2014). 

Ähnlich wie andere Kantone der Westschweiz weist auch der Kanton Waadt 
eine Tradition standardisierter Leistungserhebung auf. Kantonale Épreuves canto- 
nales de reference kamen regelmässig zum Einsatz. Gerade auch in der Schulre- 
form mit der Bezeichnung Ecole vaudoise en mutation, initiiert 1995 und erstmals 
evaluiert 2001 (Chancellerie d’Etat VD, 2002; Leonardis, 2004), waren sie ein 
wesentliches Element. Als Teil der in den 1990er-Jahren aufgegleisten, zwei Klas- 
sen umfassenden Lernzyklen in der Volksschule wurden sie von allen Schülerinnen 
und Schülern am Ende des 4., 6., 8. und 10. Programmjahres absolviert (Longchamp, 
2010; Vögeli-Mantovani, 1999). In einem umfassenden Bericht wurde 2011 auf die 
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Einführungsphase zurückgeblickt, das Konzept der Prüfungen erläutert und die 
Resultate mehrerer Durchführungen präsentiert (Ntamakiliro & Moreau, 2011). 

Der bildungsstatistische Blick auf das Bildungssystem erfolgte vor allem über 
zwei Indikatorenmodelle: (1) Die Indikatoren für nachhaltige Entwicklung sind 
inspiriert durch entsprechende Indikatorensysteme der United nations organization 
(UNO) und das Schweizer Projekt zum Monitoring der Nachhaltigen Entwicklung 
(MONET). Sie wurden 2006 ausgearbeitet und umfassen rund 90 Indikatoren in 
23 Themen. Auf die Bildung bezogen waren dabei sechs Indikatoren definiert: Die 
Kompetenzen in den drei PISA-Kompetenzbereichen und ihre Verteilung entlang 
des sozio-ökonomischen Status sowie die Teilnahmequoten auf der Sekundarstufe II 
und in der Weiterbildung (Gillabert, Keller & Brugger, 2006). Die Daten wurden 
2012 aktualisiert und seither auch online verfügbar gemacht (Gillabert & Keller, 
2012). (2) Das Indikatorensystem der jährlichen, bildungsstatistischen Broschüren 
mit der Bezeichnung Les indicateurs de l’enseignement obligatoire umfasste in 
seiner ersten Version primär Daten zu Schülerinnen und Schülern, Übergängen 
und Schulstruktur- Veränderungen (DFJC VD, 2008). 2010 wurde es umstrukturiert 
hin zu einer Aufteilung in Input-, Prozess- und Output-Indikatoren (DFJC VD, 
2010). Diese Aufteilung wurde erstmals 2003 als Möglichkeit skizziert (Stocker, 
2003). Unter anderem auf der Basis dieser Vorstudie entwickelte die URSP eine 
Berichterstattung mit einer ersten Publikation 2004. Dieses Indikatorensystem sollte 
unter anderem die autonomen Schulen mit Informationen versorgen (Stocker, 2004, 
2010). 

Die Aufsicht auf den Volksschulstufen wurde ab 2008 mit der sukzessiven Ein- 
führung sogenannter Conseils d’etablissement neu gestaltet. Diese lösten die lokalen 
Schulkommissionen ab (Valceschini, 2007). Die Aufsichtsmechanismen sowie die 
kantonalen Anpassungen an HarmoS und die Convention scolaire romande (CSR) 
wurden 2011 in einem Volksentscheid bestätigt (Chancellerie d’Etat VD, 2011, 
2012). Allerdings gibt es keine Dokumentation des Wissens in diesen Aufsichtsme- 
chanismen. 

Im Bildungsmonitoring-Dispositiv des Kantons Waadt ist einerseits mit den 
Indikatorensystemen und den Leistungserhebungen eine systematische Herange- 
hensweise festzustellen. Zugleich wird eine auf konkrete politische Entscheidungen 
ausgerichtete Evaluationstätigkeit betrieben und dokumentiert. Damit ist Bildungs- 
monitoring gleichzeitig auf Politik hin ausgerichtet und als Kommunikations- und 
Informationsmittel eingesetzt. Als Adressaten der Informationen stehen zudem nicht 
nur die politischen Akteure, sondern ebenso die Akteure des Schulfelds im Fokus. 
Der Kanton Waadt verweist damit — expliziter als andere Kantone — auf die Viel- 
fältigkeit der Elemente, Formen und Instrumente von Bildungsmonitoring und auf 
die Breite möglicher Funktionszuschreibungen durch verschiedene Akteure. 
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Die Kantone waren und sind sehr wesentliche Auftraggeber von Forschung im 
Schul- und Bildungsbereich. Dies ist einerseits dem Umstand geschuldet, dass die 
Kantone als Träger der Universitäten, der Fachhochschulen und der pädagogischen 
Hochschulen fungieren. Andererseits fand, gerade im Bildungsbereich, Forschung 
auch ausseruniversitär statt und die kantonalen und regionalen Arbeitsstellen im 
Bereich von Bildungsforschung und -planung waren und sind Auftraggeber oder 
Träger dieser Forschung. Gerade im Kontext des steigenden Bedarfs nach soge- 
nanntem Steuerungswissen als Grundlage für eine wissensbasierte Politikgestal- 
tung der 1990er-Jahre wurden einige Kantone auf beiden Ebenen aktiv: An den 
Universitäten Bern, Zürich und Basel wurden entsprechende Forschungsabteilun- 
gen geschaffen, die neu geschaffenen pädagogischen Hochschulen erhielten einen 
Forschungs- und Entwicklungsauftrag und die pädagogischen Arbeitsstellen erfuh- 
renin vielen Kantonen Umstrukturierungen oder Neupositionierungen, gerade auch 
im Zusammenhang mit den entstehenden pädagogischen Hochschulen (Criblez, 
2015; vgl. Abschn. 5.2). Im OECD-Hintergrundbericht von 2006 wurde eben- 
falls auf die Vielgestaltigkeit der kantonalen und teilweise von mehreren Kantonen 
gemeinsam geführten Arbeitsstellen hingewiesen (Denzler-Schircks, 2006b). 
Gerade durch ihre Position zwischen Wissenschaft und Verwaltung sind die päd- 
agogischen Arbeitsstellen als zentrale Elemente der Bildungsmonitoring-Dispositive 
zu bezeichnen. Wie Rothen (2016) für die Bildungsplanungen der Kantone Bern, 
Neuenburg und Zürich nachzeichnete, entstanden diese während der Bildungsex- 
pansion im Bestreben rationale Entscheidungsgrundlagen für politische Gestaltung 
und Verwaltungshandeln zu liefern. Die dabei praktizierte Forschung sei, gerade 
durch ihren engen Bezug zu konkreten Elementen einer bildungspolitischen und 
-verwaltenden Praxis, als Ressortforschung zu bezeichnen. Der Begriff der Res- 
sortforschung verweist dabei, insbesondere in der deutschsprachigen Literatur, 
auf den Stellenwert der entsprechenden Forschungsaktivitäten für die politische 
Administration und auf ein besonderes Verhältnis zur Vorstellung einer autono- 
men Wissenschaft. Diese Art von Forschung weist also einen doppelten Refe- 
renzrahmen auf, indem sie zwar auf Wissenschaftlichkeit und damit auf metho- 
dische Kontrolle, Objektivität und Neutralität rekurriert aber zugleich über organi- 
satorische Einbettung, Beauftragung und Kontrolle als Teil kantonaler Verwaltung 
offenbart wird (F. Bauer, 2016). Mit den pädagogischen Hochschulen etablierte 
sich gewissermassen eine dritte Form von Forschung zwischen dem an Universi- 
täten angestrebten Ideal freier Grundlagenforschung und der verwendungsorien- 
tierten Ressortforschung der pädagogischen Arbeitsstellen. Die Forschung an den 
pädagogischen Hochschulen zeichnet sich typischerweise durch eine zusätzliche 
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Orientierung an Profession und Schulfeld aus. Die pädagogischen Arbeitsstellen 
wurden im Kontext eines durch pädagogische Hochschulen, universitären Aus- 
bau und zusätzlich mehr privaten Forschungsanbietern sukzessive reichhaltigeren 
Forschungsangebots immer stärker auch zu einem vermittelnden Akteur (Criblez, 
2015). Insofern stellt Bildungsforschung nicht nur das wissenschaftliche Element 
von Bildungsmonitoring-Dispositiven dar, sondern steht zugleich für Moderations-, 
Mediations- und Übersetzungsprozesse (Grek, 2013) zwischen den beiden Domä- 
nen. Forschung ist in diesem Kontext und unabhängig von der institutionellen Ein- 
bettung der Forschenden stark ausgerichtet auf ihr Potenzial, in praktischen und 
politischen Zusammenhängen verwendet zu werden. Um ihre Bezeichnung ist nach 
wie vor eine intensive Diskussion im Gange. Hier soll sie als anwendungsorientierte 
Forschung bezeichnet werden. 

In praktisch allen Kantonen wurden und werden wissenschaftliche Informationen 
aktiv rezipiert (Criblez, 2008a) und damit als Elemente von Bildungsmonitoring- 
Dispositiven eingesetzt. Die Kantone unterscheiden sich aber sehr wesentlich darin, 
in welchem Masse sie Ressourcen für Forschung einsetzen und in welchen organi- 
satorischen Formen sie Forschungsaufträge vergeben und Forschung durchführen 
lassen. Ebenso sind sehr unterschiedliche Modi der Einbettung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse in die Information zuhanden bildungspolitischer Akteure festzustellen. 
Der Kanton Zürich steht im Fokus als ein Kanton mit einer eigenen, seit den 1960er- 
Jahren tätigen Arbeitsstelle für Bildungsforschung, die spätestens ab den 1990er- 
Jahren Forschung nach wissenschaftlichen Standards zu einer zentralen Grundlage 
des Wissens über das kantonale Bildungssystem machte. Im Folgenden werden 
die Forschungsaktivitäten in Zürich anhand dreier Beispiele vorgestellt. Anschlies- 
send wird auf die übrigen Elemente im kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositiv 
hingewiesen. Der Fall Zürich steht für die Herausforderung, dem Bedarf von Poli- 
tik und Verwaltung nach handlungslegitimierenden Informationen durch gezielte 
anwendungsorientierte Forschung im Speziellen und durch Bildungsmonitoring im 
Allgemeinen zu entsprechen. Zusätzlich zeigt sich am Fall Zürich die Komplexität 
und Vielschichtigkeit eines Bildungsmonitoring-Dispositivs im Vollausbau. 


6.6.1 Forschung als Informationsquelle der Zürcher 
Bildungsplanung 


Die seit 1998 beim Generalsekretariat der BI ZH angesiedelte Bildungsplanung 
war und ist die explizit mit Bildungsmonitoring beschäftigte Organisationseinheit 
der kantonalen Verwaltung. Die Bildungsplanung entstand aus der 1971 eingerich- 
teten pädagogischen Abteilung, die unter anderem die Erarbeitung von Planungs- 
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grundlagen in einzelnen Bereichen des Bildungswesens, spezielle Untersuchun- 
gen und Erhebungen sowie Bildungsstatistik zu ihren Aufgaben zählte (Criblez, 
2015). Insbesondere die Konzeptualisierung und Evaluation von Schulversuchen 
wie beispielsweise zum abteilungsübergreifenden Unterricht auf der Oberstufe ab 
den 1970er-Jahren sollten durch die damalige pädagogische Abteilung auf wissen- 
schaftliche Grundlagen gestellt werden. Die Abteilung entwickelte sich relativ rasch 
zum zentralen Akteur einer Schulreformpolitik über Schulversuche, die bereits in 
den 1940er-Jahren praktiziert, 1959 gesetzlich verankert und 1975 im sogenannten 
Schulversuchsgesetz institutionalisiert wurde (Imlig & Ruoss, 2015; Seiler, 1977). 
Wie Kussau und Oertel (2001) herausarbeiten, erfolgte die Institutionalisierung der 
Bildungsplanung nicht in erster Linie über ihre planerischen Aktivitäten, sondern 
vor allem über den systematischen Einbau von wissenschaftlicher Informiertheit in 
die Bildungsverwaltung und in die politischen Konzeptionen. 

Die wissenschaftliche Begleitung der unter der Bezeichnung Abteilungsüber- 
greifende Versuche an der Oberstufe (AVO) bekannten Schulversuche stellt denn 
auch ein erstes Beispiel für die anwendungsorientierte Forschung im Kanton Zürich 
dar. Hintergrund für die Versuche waren unter anderem die Schwierigkeiten der Ver- 
teilung der Schülerinnen und Schüler auf die Leistungszüge der Sekundarstufe I. 
Diese waren 1959 zwar mit einer Strukturreform bereits bearbeitet worden (Imlig 
& Ruoss, 2015). Allerdings konnte die Ungleichverteilung nicht gestoppt werden 
und zugleich wurden integrierte und Gesamtschulmodelle auf der Sekundarstufe I 
öffentlich breit diskutiert (Bösche & Criblez, 2007). Die pädagogische Abteilung 
war von Beginn weg in die Konzeption eingebunden und wurde insbesondere durch 
AVO die zentrale Stelle zur Planung und Durchführung von Schulversuchen, auch 
über die 1977 und 1979 gestarteten, ersten AVO-Versuche hinaus. Als Begleitfor- 
schung im weiteren Sinne etablierte sich zunächst ein Modus der Dokumentation 
und Bewertung von Erfahrungen der unterschiedlichen Akteure in den Schulversu- 
chen, die in Form von Zwischenbilanzen immer auch als Basis von Anpassungen und 
Weiterentwicklungen der Konzeption diente. In Anlehnung an den in Deutschland 
damals populären Gedanken der handlungsorientierten Begleitforschung sollte die 
wissenschaftliche Begleitung das Projekt überprüfen und unterstützen. Dabei wur- 
den zunehmend systematischere Untersuchungsdesigns und elaboriertere Instru- 
mente verwendet. Darunter waren etwa Vergleichsstudien mit Kontrollschulen, Fall- 
analysen oder Instrumente wie Fragebögen, Persönlichkeitstest und Leistungser- 
hebungen. Im Zentrum standen dabei Fragen der Wirkung und Wirksamkeit der 
AVO, beispielsweise bezüglich der sozialen Beziehungen in den nicht mehr aussch- 
liesslich über Klassenzüge organisierten Versuchsschulen oder gemessen anhand 
der Schülerleistungen (Oertel, 1997). Die AVO steht insofern auch exemplarisch 
für die Ernüchterung, die auf die Etablierung von wissenschaftlich gestützter, 
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politischer Entscheidungsfindung folgte (vgl. Abschn. 5.1): Trotz mehrheitlich posi- 
tiven Ergebnissen der Begleitforschung konnte eine erneute Strukturreform auf 
Grundlage der AVO politisch nicht realisiert werden. Insofern konnte die bewusst 
eingebrachte, wissenschaftliche Expertise keine politische Entscheidung herbeifüh- 
ren (Rothen, 2016). Als Folge davon entstand in den 1990er-Jahren ein Nebeneinan- 
der von Strukturen auf der Sekundarstufe I (Bösche & Criblez, 2007). Nicht zufällig 
war auch die bereits erwähnte Untersuchung von U. Moser und Rhyn (1999), als 
eine der ersten Versuche mit Leistungsdaten bildungsbezogene Problemstellungen 
auf der Systemebene zu bearbeiten, auf die „Oberstufenproblematik“ (Oertel, 1997, 
S. 25) bezogen (vgl. Abschn. 5.2). 

Nachdem in den 1990er-Jahren auf kantonaler Ebene bereits einige Male Schü- 
lerleistungen erhoben worden waren, wurde von der BI ZH 2001 die sogenannte 
Zürcher Längsschnittstudie initiiert, die das zweite Beispiel anwendungsorientierter 
Forschung darstellt. Dabei sollten bei einer Kohorte von rund 2000 Schülerinnen 
und Schülern, die 2003 in die 1. Klasse der Primarschule eintraten über ihre gesamte 
Schullaufbahn hinweg regelmässig fachliche und überfachliche Kompetenzen erho- 
ben werden (F. Keller & Moser, 2008). Im Fokus standen insbesondere Fragen nach 
dem Zusammenhang von schulischen Leistungen und Bildungslaufbahnen sowie 
danach, welche weiteren Einflussfaktoren relevant sind. Zunächst waren vier Erhe- 
bungswellen bis zum Ende der 3. Klasse der Sekundarschule geplant. Später wurde 
eine fünfte Erhebungswelle angefügt, die 2016 die Situation vier Jahre nach dem 
Abschluss der obligatorischen Schulzeit erfasste. Von Beginn weg war ein wis- 
senschaftliches Konsortium mit der Erhebung und Auswertung betraut und insbe- 
sondere für die Kompetenzerhebungen kamen eigens entwickelte Instrumente zum 
Einsatz (Milic, 2005). Die Zürcher Längsschnittstudie war eine der wenigen Stu- 
dien dieser Art für die Volksschule (Wolter et al., 2007) und die mit der vierten 
Erhebung vorliegenden Leistungsdaten über die gesamte obligatorische Schulzeit 
wurden gar als einmalig im deutschsprachigen Raum bezeichnet (Angelone, Keller 
& Moser, 2013). Die politische Wirkung der breit angelegten Längsschnittstudie 
ist nicht so klar zu benennen wie jene der AVO-Begleitforschung. Nichtsdestotrotz 
wurde durch die anwendungsorientierte Forschung die politische Themensetzung 
im Bildungsbereich mitgeprägt, etwa in Fragen der individuellen Förderung, der 
Einflüsse von Erstsprache und sozialer Herkunft und der Bedeutung der FBBE. 

Als zwei weitere Beispiele sei hier auf die Forschung rund um die über- 
fachlichen Kompetenzen am Gymnasium sowie auf eine Studie im Rahmen der 
Überprüfung der Situation des Kindergartens im Kanton Zürich verwiesen. Die 
überfachlichen Kompetenzen waren im gesamtschweizerischen Maturitätsanerken- 
nungsreglement relativ prominent aufgeführt, allerdings kaum konkret und inhalt- 
lich definiert (BI ZH, 2006; Wolter et al., 2007). In der Erhebung Young Adult 
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Survey, durchgeführt in den Jahren 2000 und 2001 im Rahmen der Jugend- und 
Rekrutenbefragungen in der gesamten Schweiz wurden unter anderem diese Kom- 
petenzen erhoben (Bieri Buschor, Forrer & Maag Merki, 2002). Das verwendete 
Instrumentarium entstand in einer 2001 durchgeführten Studie, die die überfachli- 
chen Kompetenzen an den Zürcher Mittelschulen erfassen sollte und die von der 
BI ZH in Auftrag gegeben wurde (Maag Merki, 2002). Die sogenannte Kindergar- 
tenstudie wurde 2017 von einem Forschungsteam der Pädagogischen Hochschule 
Zürich (PHZH) und der Pädagogischen Hochschule Bern (PHBe) im Auftrag der 
Bildungsplanung durchgeführt. In zwanzig Kindergartenklassen wurden umfangrei- 
che Erhebungen durchgeführt, die zu den vier Themenbereichen Unterricht, Kom- 
petenzentwicklung, Sprachförderung und Übergänge Daten liefern sollten. Darunter 
waren altergemässe Instrumente zur Erfassung der exekutiven Funktionen ebenso 
wie Videografien des Kindergartenunterrichts, Interviews mit Lehrpersonen oder 
schriftliche Befragungen der Eltern (Edelmann, Wannack & Schneider, 2018). 


6.6.2 Bildungsmonitoring im Vollausbau 


Der Kanton Zürich verfügt über eine inhaltlich breite Bildungsstatistik, die neben 
den üblichen Statistiken des BFS auch Finanzkennzahlen umfasst. Die Bildungs- 
statistik integrierte in den letzten Jahren auch politisch relevante Verwaltungsdaten 
wie beispielsweise zur Probezeit an den Gymnasien (Helbling & Moser, 2017). 
Wie erwähnt waren standardisierte Leistungserhebungen, teilweise flächende- 
ckend und teilweise stichprobenbasiert auf den Volksschulstufen im gesamten Kan- 
ton Zürich bereits in den 1990er-Jahren eingesetzt worden. Auf der Sekundarstufe II 
wurde 2006 für die schon länger existierende, sogenannte Gymiprüfung zum Eintritt 
ins Lang- und Kurzzeitgymnasium eine Vereinheitlichung in Form der zentralen 
Aufnahmeprüfung angestrebt (Olivier, 2006). Die zentralen Aufnahmeprüfungen 
wurden 2007 für das Langzeitgymnasium und 2008 für Kurzzeitgymnasium erst- 
mals eingesetzt (Bayard, Binder & Schalit, 2015). Das Testsystem Klassencock- 
pit wurde bereits im Rahmenkonzept für Schulqualitätsmanagement von 2000 in 
lokaler Verantwortung verortet und damit dessen Nutzung als freiwillig deklariert 
(Mäder, 2006). Der Umgang mit anderen Testsystemen wie Stellwerk oder den 
Orientierungstests aus Lernpass und Lingua-Level war ähnlich (Binder, 2012). Ein 
Projekt zur Einrichtung eines flächendeckend eingesetzten Test für die 6. Klasse der 
Primarschule wurde 2012 abgebrochen und stattdessen eine Zusammenarbeit mit 
dem Kanton St. Gallen zur Weiterentwicklung von Instrumenten zur individuellen 
Standortbestimmung und Förderung eingegangen (BI ZH, 2013a; vgl. St. Gallen 
in Abschn. 6.4.3). Im Rahmen einer Neugestaltung des letzten Schuljahres wurde 
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2013 Stellwerk 8 breit eingeführt (Staatskanzlei ZH, 2014). Die laufenden Projekte 
in diesem Zusammenhang sind jedoch ebenfalls auf einen diagnostischen Einsatz 
durch die Lehrperson ausgerichtet (BI ZH, 2015a) und die Testsysteme damit eher 
als Lehrmittel und nicht als Instrumente zur Leistungserhebung im Rahmen von 
Bildungsmonitoring zu betrachten. Der Einsatz anderer Testsysteme kann Teil der 
Schulentwicklung in Kompetenz der Einzelschule sein, sie werden in einer Mehrheit 
der Schulen zwar durchgeführt aber nur selten auf Schulebene ausgewertet (BIZH, 
2015b). Auf der Systemebene verliess sich der Kanton Zürich hauptsächlich auf 
PISA. In den PISA-Untersuchungen von 2000 bis 2009 war er je mit einer erwei- 
terten Stichprobe vertreten (Ramseier et al., 2002, 2005a; U. Moser & Angelone, 
2008b, 2011c). 

Zahlreiche politische Projekte wurden in der Vergangenheit durch wissenschaft- 
liche Evaluationstätigkeit begleitet, sei es vorbereitend, in einzelnen Projektphasen 
oder am Projektende. Dabei sind teilweise externe Evaluatoren und Projektmanager 
engagiert worden (z. B. B. Bucher, 2010; Nido & Trachsler, 2015). Die Bildungs- 
planung führte solche Evaluationen entweder selbst durch - teilweise als eine Art 
Metaevaluation und mit Rückgriff auf bestehende Projektevaluationen (z. B. Bayard 
et al., 2015) -oder war zuständig für die Ausschreibung, die Vergabe und die Beglei- 
tung der externen Evaluationsakteure (z. B. Rhyn, Widmer, Roos & Nideröst, 2002). 
Thematisch und methodisch weisen die Evaluationen, Erhebungen und Expertisen 
eine grosse Vielfalt auf und beziehen sich auf praktisch alle Stufen des Bildungs- 
systems. 

Die Veränderung der Zuständigkeiten in der Führung der lokalen Schulen wurde 
1996 initiiert als Reformprojekt mit der Bezeichnung Teilautonome Volksschule. 
Die in diesem Projekt zunächst erprobte Einführung von Schulleitungen war eines 
der wichtigsten Projekte von Erziehungsdirektor Ernst Buschor zur Anwendung 
von Konzepten des New public management (NPM) im Bildungsbereich (Aeberli, 
2003). In der ersten Erprobungsphase nahmen über 60 Schulen teil und bereits 
während dieser Phase artikulierten weitere Schulgemeinden den Wunsch, ebenfalls 
sogenannte TaV-Schulen zu werden. Die Erprobungsphase wurde im Hinblick auf 
die allgemeine Einführung geleiteter Schule wissenschaftlich evaluiert (Rhyn et al., 
2002). Nachdem die Zürcher Volksschulreform 2005 im zweiten Anlauf schliesslich 
eine Volksmehrheit gefunden hatte, wurde, im Rahmen der allgemeinen Einfüh- 
rung geleiteter Schulen auf den Volksschulstufen, die traditionelle Schulaufsicht 
der Bezirksschulpflegen durch die externe Schulevaluation in Verantwortung der 
entsprechenden kantonalen Fachstelle ersetzt, zunächst in einer dreijährigen Vali- 
dierungsphase ab 2007 (Staatskanzlei ZH, 2007a; BI ZH, 2009). Leitfaden dieser 
Einführung externer Evaluation war die erste Ausgabe des Handbuchs Schulqualität 
(Staatskanzlei ZH, 2008). Der erste Evaluationszyklus konnte 2011 abgeschlossen 
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werden (Staatskanzlei ZH, 2013). In der zweiten Handbuchausgabe, die 2011 vom 
Bildungsrat verabschiedet wurde, ist Bildungsmonitoring eines von sechs Feldern 
des Qualitätsmanagements. Es ist beschrieben als „Überprüfung der Qualitätsziele 
und -vorgaben durch die Bildungsdirektion mittels Daten aus Bildungsstatistik, 
Lernstandsmessungen und Daten aus Feld 4 und 6“ (BI ZH, 2011, S. 4), wobei 
das Feld 4 die externe Schulevaluation und das Feld 6 verwaltungsunabhängige 
wissenschaftliche Systemevaluationen bezeichnet. Auf der Basis dieses Handbuchs 
begann 2011 der zweite Evaluationszyklus (BI ZH, 2013b). 

Auch das kantonale Bildungswesen auf Sekundarstufe II wurde in den 1990er- 
Jahren im Rahmen der Umstellung zur wirkungsorientierten Verwaltung neu gestal- 
tet. Die Schulen erhielten eine grössere Selbständigkeit, Globalbudgets, Leistungs- 
vereinbarungen und führten ein Qualitätsmanagement mit externer Evaluation als 
Instrument der Leistungs- und Wirkungssteuerung ein (T. Widmer et al., 2015). Für 
2006 wurden beispielsweise je zwei externe Evaluationen von Mittel- und Berufs- 
schulen durch das IFES berichtet (Staatskanzlei ZH, 2007b). Das Instrument der 
externen Evaluation von Schulen der Sekundarstufe II durch das IFES wurde 2015 
seinerseits evaluiert (T. Widmer et al., 2015). 

Im Rahmen des Regierungscontrollings spielte Bildungsmonitoring eine wich- 
tige Rolle, einerseits als Verwaltungsaufgabe, über die Rechenschaft abgelegt wird 
und andererseits als beratende Stimme bei der Definition der Indikatoren und als 
Datenlieferant für die jährliche, indikatorenbasierte Rechenschaftslegung. Im jähr- 
lich aktualisierten konsolidierten Entwicklungs- und Finanzplan bzw. in den regie- 
rungsrätlichen Geschäftsberichten waren ab 2007 jeweils über 20 bildungsbezogene 
Indikatoren aufgeführt. Im Volksschulbereich waren 2009 etwa Leistungsinforma- 
tionen aus PISA und der Zürcher Längsschnittstudie, Regelverlaufsquoten, Klas- 
sengrössen und finanzieller Aufwand pro Kopf solche Indikatoren (Staatskanzlei 
ZH, 2010). Auch gewisse Monitoringtätigkeiten selbst waren über Indikatoren im 
Regierungscontrolling abgebildet. So wurden beispielsweise 2013 die Anzahl der 
Erhebungen von Struktur- und Leistungsdaten sowie von Wirkungsdaten als Indi- 
katoren ausgewiesen (Staatskanzlei ZH, 2013). Die Prozesse des Regierungscon- 
trollings wurden 2015 überarbeitet, was insgesamt zu einer deutlichen Reduktion 
und Neugestaltung der Indikatoren führte. Im Volksschulbereich wurde unter ande- 
rem auf die Indikatoren mit Leistungsinformationen verzichtet (Staatskanzlei ZH, 
2017). 

Im Bildungsmonitoring-Dispositiv des Kantons Zürich sind praktisch alle poten- 
ziellen Elemente eines Bildungsmonitoring-Dispositivs vorhanden. Dabei verlangt 
nicht zuletzt die Grösse des Kantons eine systematische Herangehensweise. Anders 
als beispielsweise in den Kantonen Freiburg, Glarus oder Zug ist etwa die externe 
Schulevaluation als eigene Abteilung der BI ZH formal sichtbar, professionalisiert 
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und anhand ihrer Produkte dokumentiert. Dasselbe gilt für die Bildungsplanung, die 
Bildungsstatistik, Leistungserhebungen, Programmevaluationen und anwendungs- 
orientierte Forschung umfasst. Eine Bildungsberichterstattung im engeren Sinne 
findet sich im Kanton Zürich dagegen nicht. Die in einer gewissen Regelmässig- 
keit erscheinenden Berichte aus den übrigen Elementen des Bildungsmonitoring- 
Dispositivs wurden bislang nicht in eine Gesamtsicht in Form eines Berichts inte- 
griert. Da die Informationen aus praktisch allen Elementen bei der Bildungspla- 
nung zusammenkommen, kann davon ausgegangen werden, dass eine solche inte- 
grale Gesamtsicht daeingenommen wird. Zugleich scheint das Bildungsmonitoring- 
Dispositiv des Kantons Zürich sehr bewusst als Instrument der Information und Pla- 
nung politischer Entscheide aufgestellt. Allerdings bleibt, gerade durch den Verzicht 
auf einen Gesamtbericht, die Gewichtung von verwaltungsinterner und öffentlicher 
Information und Kommunikation über Schule und Bildung etwas diffus. 


6.6.3 Weitere Kantone 


Mit Genf und dem Tessin werden im Folgenden zwei weitere Kantone präsentiert. 
In beiden Kantonen wird Monitoring als permanente Aufgabe bestimmter Verwal- 
tungseinheiten verstanden. Und in beiden Kantonen soll Monitoring nicht nur poli- 
tischen, sondern auch wissenschaftlichen Ansprüchen genügen. In Genf und im 
Tessin scheint sich eine Zusammenarbeit von Verwaltung und Wissenschaft ent- 
wickelt zu haben, die nicht — wie es teilweise für die sogenannten pädagogischen 
Abteilungen der Deutschschweiz festgestellt wurde — durch gegenseitige Berüh- 
rungsängste geprägt ist, sondern eine gemeinsame Verpflichtung für qualitativ gute 
Schulen hochhält. 


Genf 

Im Kanton Genf hat die intensive datengestützte Beobachtung des Bildungssys- 
tems eine lange Tradition. Dokumentiert wird diese Tradition unter anderem durch 
den 1944 gegründeten, im Departement de l’instruction publique, de la culture et 
du sport du canton de Geneve (DIP GE) angesiedelten Service de la recherche 
en education (SRED). Im Kanton Genf ist dabei die universitäre erziehungswissen- 
schaftliche Forschung sehr eng mit der Bildungsverwaltung verknüpft. Die Wurzeln 
dieses Zusammenhangs gehen unter anderem darauf zurück, dass die erste Profes- 
sur für Pädagogik 1890 auf explizite Anregung des DIP GE eingerichtet wurde und 
dass in der Genese der Erziehungswissenschaft als multidisziplinäre Forschung zu 
Bildung und Schule das Institut Jean-Jacques Rousseau ab 1912 eine wichtige Rolle 
spielte. Dieses Institut stand als eigenständige Organisation zwischen Universität, 
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Verwaltung und dem Schulfeld (Hofstetter, 2011). Die enge Verbindung zwischen 
Verwaltung und Universität zeigt sich immer wieder personell, beispielsweise durch 
Samuel Roller, Direktor des SRED und des damals in die Universität integrierten 
Instituts in den 1960er-Jahren, der sich an den ersten internationalen Schulleis- 
tungsstudien beteiligte (vgl. Abschn. 5.2.3). Nicht zuletzt waren die entsprechen- 
den Verwaltungseinheiten in Genf, zusammen mit jenen in Lausanne, die Vorläu- 
fer der in den 1960er-Jahren in vielen Kantonen entstehenden ausseruniversitären, 
verwaltungsinternen Forschungsinstitutionen (Gretler, 2000). Diese starke Wissen- 
schaftsorientierung blieb gerade in Form des SRED, in dem verschiedene weitere 
und ähnlich ausgerichtete Forschungsstellen innerhalb der Verwaltung aufgingen, 
bis heute erhalten. Zwei mögliche Gründe dafür formulierte Walo Hutmacher, ein 
weiterer SRED-Direktor, bereits 1986: In Genf sei ein Bruch der verwaltungsinter- 
nen Forschungsabteilung mit gewissen Verwaltungsnormen möglich und es könne 
ein Gleichgewicht zwischen Auftragsforschung und autonomer Forschung erreicht 
werden (zit. nach Gretler, 2000). Die enge Verbindung zwischen systematischer 
Forschung und schulischer Praxis wird im Kanton Genf immer wieder betont, aber 
auch regelmässig infrage gestellt (Gather Thurler & Thevenaz Christen, 1996; Hut- 
macher, 1993/2010). 

Der SRED hat eine zentrale Position im Bildungsmonitoring-Dispositiv, nicht 
nur bezogen auf die umfangreiche und vielseitige anwendungsorientierte For- 
schung, sondern auch bezüglich Bildungsstatistik und Leistungserhebungen. Die 
Bildungsstatistik mit Schüler-, Lehrpersonen- und Abschlusszahlen ist dabei ebenso 
vertreten wie bestimmte erweiterte Erhebungen. Beispiele für solche weiteren Erhe- 
bungen sind etwa die seit 1968 durchgeführten Abgängerbefragungen, genannt 
Enquête EOS (Marina Decarro, 2001), daran angelehnte weitere Erhebungen 
(Davaud & Hexel, 2008) oder der Observatoire cantonal de la petite enfance (Cher- 
vaz Dramé, Rosetti, Scalena & Mykytyn-Gazziero, 2011). Ein weiteres Merkmal 
des Genfer Bildungsmonitorings ist die klare Ausrichtung an Indikatorensystemen 
(z. B. Le Roy-Zen Ruffinen & Jaunin, 2011; Amos, Evrard, Hrizi, Rastoldo & 
Silver, 2010; Le Roy-Zen Ruffinen, Soussi & Evrard, 2013). Seit 2000 sind rund 
ein Dutzend indikatorenbasierte Berichte zum Bildungswesen entstanden. Einer- 
seits sind drei ausführliche Berichte (Rogers et al., 2001; Le Roy-Zen Ruffinen 
& Jaunin, 2005b; Le Roy-Zen Ruffinen, Martz, Jaunin & Petrucci, 2009) und 
darauf aufbauend fünf Berichte in der Reihe L’enseignement a Geneve (Le Roy- 
Zen Ruffinen & Grin, 2003; Le Roy-Zen Ruffinen, 2007; Le Roy-Zen Ruffinen & 
Jaunin, 2005a, 2011; Le Roy-Zen Rufinen et al., 2009) publiziert worden. Ande- 
rerseits wurden auch zu weiteren Themen wie etwa der Berufsbildung oder der 
FBBE indikatorenbasierte Berichte veröffentlicht (Amos et al., 2010; Amos, Baert- 
schi, Silver, Tomei & Tournier, 2003; Chervaz Drame& et al., 2011). Das zentrale 
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Indikatorensystem wurde 2015 gründlich überarbeitet, in Reperes et indicateurs 
statistiques umbenannt und auf die Onlinepublikation hin ausgerichtet. 

Die prominente Rolle des Kantons Genf bei der Entwicklung von Leistungser- 
hebungen auf internationaler und gesamtschweizerischer Ebene ist klar erkennbar. 
So war der SRED von Beginn weg in nationalen und internationalen Gremien rund 
um Bildungsindikatoren, die Third international mathematics and science study 
(TIMSS) und PISA vertreten (vgl. Abschn. 5.2.1, 5.2.3 & 5.3.3). In der Primar- 
schule des Kantons Genf wurden Leistungserhebungen in den Volksschulstufen ab 
2007 sukzessive eingeführt. Die Epreuves cantonales und die Epreuves commu- 
nes bezogen sich primär auf die Fächer Französisch, Deutsch und Mathematik, 
hatten summativen Charakter und waren auf die Ergebnisrückmeldung an Eltern, 
Lehrpersonen und Schüler ausgerichtet (Soussi & Nidegger, 2009; IRDP, 2013). 
Daneben führte der SRED bereits zwischen 1995 und 2000 eine Längsschnittstu- 
die mit Fokus auf der Kompetenzentwicklung durch (Saada, Guignard, Nidegger 
& Ducrey, 2001). Die Teilnahme der CIIP an den PISA-Untersuchungen von 2000 
bis 2012, die jeweils auch eine kantonalen Stichprobe im Kanton Genf umfasste, 
war sehr wesentlich durch den Kanton Genf getragen (Nidegger et al., 2001, 2005, 
2008; Nidegger, Broi et al., 2011; Nidegger, Carulla et al., 2014). 

Auf den Volksschulstufen fungierte bis zur ab 2008 implementierten Schulre- 
form das Inspektorat als Schnittstelle zwischen den zuständigen Einheiten inner- 
halb des DIP GE und den Schulen. Die Inspektoren übernahmen dabei primär ope- 
rative und kaum dokumentarische Aufgaben (Schneider, 2004; Tallagnon, 2008; 
Chancellerie d’Etat GE, 2014). Dieses Inspektorat wurde im Rahmen der Schulre- 
form ersetzt, wobei die Funktionen mehrheitlich von den neu definierten Schullei- 
tungen übernommen wurden. Die Directeurs d'établissements sowie die Conseils 
d’etablissements dans les Ecoles primaires ersetzten die Inspektoren, die bisherigen 
Responsables d’&cole sowie die Maîtres principaux (Chancellerie d’État GE, 2009). 
Insgesamt spielten aber die Aufsichtsfunktionen kaum eine Rolle im 
Bildungsmonitoring-Dispositiv. 

Der Kanton Genf stellt gewissermassen einen Prototyp der Kombination von 
systematischen und wissenschaftlichen Informationsbeständen zugunsten der poli- 
tischen Entscheidungsträger dar. Der Anspruch eines ausgebauten Systems der 
Systembeobachtung zum Zwecke der Steuerung und Planung innerhalb des Bil- 
dungssystems ist sowohl in konkreten Reformprojekten wie der Neukonzeption der 
Sekundarstufe I (Cycle d’orientation) (Cour des comptes GE, 2014) als auch auf 
allgemeiner Ebene deutlich. Explizit wurde er etwa im staatsrätlichen Vorwort zu 
L'enseignement à Genève: „Et c’est pour suivre et évaluer l'efficacité de ces choix 
politiques que nous avons besoin de pouvoir nous référer à des productions régu- 
lières et fiables d'indicateurs.“ (Le Roy-Zen Ruffinen & Jaunin, 2011, S. 3). 
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Tessin 

Auch im Kanton Tessin war lange eine departementsinterne Forschungsstelle 
zuständig für die meisten Elemente des Bildungsmonitoring-Dispositivs. Entstan- 
den war das Ufficio studi e ricerche (USR) in den 1960er-Jahren unter anderem zur 
wissenschaftlichen Abstützung der Scuola media. Das USR war zuständig für die 
Bildungsstatistik, sämtliche Leistungserhebungen, didaktische und bildungssozio- 
logische Erhebungen sowie teilweise eingebunden in Schulentwicklungsprojekte. 
Insbesondere die eigene und in Auftrag gegebene Forschung rund um die sozialen 
Faktoren von Selektion im Bildungssystem waren bereits in den ersten Jahren dieser 
Abteilung sehr wichtig (Berger, 2001). Die Verwaltungseinheit wurde 2010 aufge- 
löst. Die anwendungsorientierte Forschung ging an die Scuola universitaria profes- 
sionale della Svizzera italiana (SUPSI) bzw. an deren Forschungsabteilung Centro 
di innovazione e ricerca sui sistemi educativi (CIRSE). Die übrigen Elemente wur- 
den innerhalb des Dipartimento dell’educazione, della cultura e dello sport (DECS 
TD in das Ufficio del monitoraggio e dello sviluppo scolastico (UMSS) überführt 
(Berger & Cattaneo, 2010). Die angewandte Forschung blieb auch angegliedert an 
der CIRSE ein wichtiges und intensiv bearbeitetes Element des Bildungsmonitoring- 
Dispositivs. Das Thema Chancengerechtigkeit blieb eines der zentralen Themen. So 
wurden etwa im Zeitraum zwischen 2012 und 2015 in fünf verschiedenen wissen- 
schaftlichen Erhebungen Daten zu verschiedenen Dimensionen von Ungleichheit 
erhoben (Calvo, Castelli, Marcionetti, Crescentini & Cattaneo, 2015). 

Das ursprüngliche USR und die Nachfolgeorganisationen CIRSE und UMSS 
waren neben der anwendungsorientierten Forschung auch in Programm- und Pro- 
jektevaluation tätig. So wertete das UMSS unter anderem die Kompetenzerhebungen 
in der ersten Fremdsprache aus, die im Rahmen eines Reformprojekts der Scuola 
media gestärkt wurde (Tamagni Bernasconi & Tozzini Paglia, 2010). Gerade im 
Sprachbereich wurden immer wieder Evaluationen durchgeführt, die auch Leis- 
tungserhebungen umfassten (z. B. Cancelleria dello Stato TI, 2001; Tozzini Paglia, 
2013). 

Im Kanton Tessin wurden schon die ersten PISA-Untersuchungen gewissermas- 
sen kantonal ausgewertet, da die gesamtschweizerische Neuntklässler-Stichprobe 
für den Kanton Tessin auch kantonal repräsentativ war (Pedrazzini-Pesce, 2003; 
Origoni, Faggiano & Mariotta, 2007; Zahner Rossier, 2005). Der Kanton Tessin 
war so an allen PISA-Durchführungen mit kantonal repräsentativen Stichproben 
vertreten (Origoni et al., 2007; Mariotta, 2011; Nidegger, Moser et al., 2011, 2014). 
Zudem wurde die Durchführung und Auswertung bestimmter Teile von TIMSS als 
Bildungsmonitoringaktivität rapportiert (Cancelleria dello Stato TI, 2001). Obwohl 
Leistungserhebungen immer wieder punktuell zu Forschungs- und Evaluations- 
zwecken eingesetzt wurden, gab es zumindest in der Volksschule keine Tradition 
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standardisierter Leistungserhebungen. Dies ist sicher auch der kaum curricular oder 
strukturell differenzierten Scuola media zuzuschreiben (Calvo et al., 2015; Vögeli- 
Mantovani, 1999). Erste standardisierte Leistungserhebungen für die Fächer Mathe- 
matik und Italienisch in der Primarschule wurden ab 2007 entwickelt (Cancelle- 
ria dello Stato TI, 2012). Die standardisierte Erhebung der Mathematikkompetenzen 
erfolgte erstmals 2008 in der 5. Klasse der Primarschule, später in der 2. und schliess- 
lich in der 4. Klasse, letztere entwickelt in Anlehnung an die Bildungsziele und 
explizit im Sinne einer grösseren sozialen Bezugsnorm sowie des systematischen 
Bildungsmonitorings (Crescentini, Salvisberg & Zanolla, 2014). Im kantonalen Bil- 
dungsbericht von 2015 konnten neben PISA-Ergebnissen erstmals auch Resultate 
dieser Leistungserhebungen in Mathematik in allen 4. Klassen der Primarschule von 
2012 präsentiert werden (Cattaneo et al., 2015). Ein Projekt zur Schaffung und zum 
Einsatz von Leistungserhebungen in Italienisch wurde 2012 gestartet. 2013 fanden 
die ersten Erhebungen statt (Cancelleria dello Stato TI, 2015) 

Im Kanton Tessin wurde bereits in den 1990er-Jahren eine an internationalen 
Standards ausgerichtete, indikatorenbasierte Bildungsstatistik aufgebaut. Auf die- 
ser Basis wurden bildungsstatistische Publikationen jährlich in grossem Umfang 
publiziert. So sind beispielsweise Schülerstatistiken für den Beginn und das Ende 
des Schuljahres (Rigoni, 2015a, 2015b), demografisch ausgerichtete Datenbroschü- 
ren (Guidotti & Rigoni, 2012a) oder allgemeine Überblicksbroschüren (Guidotti & 
Rigoni, 2012b) online abrufbar. Im gesamtschweizerischen Vergleich auffallend ist 
der zeitweise halbjährliche Erscheinungsrhythmus der Schülerstatistiken. 

Die vielseitigen Aktivitäten rund um Bildungsmonitoring wurden 2005 erstmals 
in einem Bildungsbericht dokumentiert. Dieser erste Bericht sollte explizit Teil einer 
neuen Informationspolitik sein und damit den Wandel von einer Schulpolitik der 
investierten Ressourcen hin zu einer stärkeren Betrachtung der Bildungsergebnisse 
mit vorantreiben (Cancelleria dello Stato TI, 2007). 2010 und 2015 erschienen die 
zweite und dritte Ausgabe von Scuola a tutto campo. Die Erarbeitung eines Indika- 
torensystems, die Erhebung der Daten sowie die eigentliche Berichterstellung als 
„akkurate Beschreibung eines komplexen Systems“ (Cattaneo et al., 2015, S. 9) 
wurden als weiteres und eigenständiges Element von Bildungsmonitoring präsen- 
tiert (Berger, Attar, Cattaneo, Faggiano & Guidotti 2005; Berger & Cattaneo, 2010; 
Cattaneo et al., 2015). Die Berichte waren stark an internationalen Standards — vor 
allem der OECD - ausgerichtet. Das zeigte sich unter anderem an der Struktu- 
rierung entlang thematischer Indikatorensysteme mit übergeordneten Themen wie 
„Equitä“, „Competenze e risultati“ oder „Innovazione, cambiamento e sperimenta- 
zioni“. Ausserdem wurden die Daten und Ergebnisse intensiv kommentiert (Catta- 
neo et al., 2015). 
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Die Entwicklungen in der Aufsicht von Volks- und Mittelschulen blieben im Kan- 
ton Tessin stark abgegrenzt vom Bildungsmonitoring-Dispositiv auf der Systeme- 
bene. In Anlehnung an international verbreitete Konzepte wurde ein starker Fokus 
auf Selbstevaluation als zentralem Instrument der Schulentwicklung gelegt (Berger, 
Ghisla, Gusberti & Vanetta, 2001). Mit der ab 2015 flächendeckenden Implementa- 
tion von Schulleitungen auf den Volksschulstufen — erste Schulleitungen ausserhalb 
der städtischen Zentren wurden bereits um 1970 eingerichtet — wurde diese Ent- 
wicklung weiter vorangetrieben (CDD, 2013). Die reflektierte Selbstbetrachtung 
der Schulen wurde teilweise explizit als Aktionsforschung bezeichnet (Pedrazzini- 
Pesce & Tozzini Paglia, 2013). Der Anspruch einer durch den Zusammenzug loka- 
len Wissens entstehenden Informationsbasis als Element des Bildungsmonitoring- 
Dispositivs wurde allerdings in diesem Zusammenhang nicht formuliert. 

Der Kanton Tessin zeichnet sich ebenfalls durch ein breites Bildungsmonitoring- 
Dispositiv aus, das auch anwendungsorientierte Forschung umfasst. Dabei werden 
die Einflüsse der gesamtschweizerischen Entwicklungen ebenso aufgenommen wie 
die internationalen Debatten und Trends, an denen sich der Kanton Tessin als dritte 
Sprachregion der Schweiz beteiligt. Daneben ist der Kanton Tessin eingebunden 
in die CIIP und damit in die Westschweizer Koordination. Ähnlich wie im Kanton 
Genf ist die Betonung eines wissenschaftlich-systematischen Anspruchs, der nicht 
nur im Hinblick auf anstehende Reformprojekte wirken, sondern durch Monitoring 
im Sinne einer konstanten Evolution der Schule eingelöst werden soll. 


Open Access Dieses Kapitel wird unter der Creative Commons Namensnennung 4.0 Inter- 
national Lizenz (http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de) veröffentlicht, wel- 
che die Nutzung, Vervielfältigung, Bearbeitung, Verbreitung und Wiedergabe in jeglichem 
Medium und Format erlaubt, sofern Sie den/die ursprünglichen Autor(en) und die Quelle 
ordnungsgemäß nennen, einen Link zur Creative Commons Lizenz beifügen und angeben, 
ob Änderungen vorgenommen wurden. 

Die in diesem Kapitel enthaltenen Bilder und sonstiges Drittmaterial unterliegen eben- 
falls der genannten Creative Commons Lizenz, sofern sich aus der Abbildungslegende nichts 
anderes ergibt. Sofern das betreffende Material nicht unter der genannten Creative Commons 
Lizenz steht und die betreffende Handlung nicht nach gesetzlichen Vorschriften erlaubt ist, ist 
für die oben aufgeführten Weiterverwendungen des Materials die Einwilligung des jeweiligen 
Rechteinhabers einzuholen. 


® 


Check for 
updates 


Dimensionen von Bildungsmonitoring 7 


Das Phänomen der Generierung und der Verarbeitung von Wissen im Dienste der 
politischen Bearbeitung von Bildung wird im Folgenden theoretisch entlang seiner 
Dimensionen verdichtet. Diese Art der qualitativ-theoretischen Dimensionalanalyse 
birgt in Anbetracht der grossen und vielfältigen Materialsammlung grosses theo- 
riebildendes Potenzial. Im Gegensatz zu einer klassischen Faktorenanalyse, die im 
wissenschaftlichen Kontext der Educational governance typischerweise als Liste 
von Bedingungen gelingender Beratungs- und Entwicklungsprozesse daherkommt 
(Langer, 2015; vgl. Abschn. 4.1), wird hier eine Dimensionalanalyse vorgenommen. 
Die Idee dahinter ist, dass die Dimensionen neutral formuliert sind und damit für 
jede Dimension möglichst offen gelassen wird, welche positiven und/oder negativen 
Ausprägungen möglich sind. Die Dimensionen entstehen dabei induktiv und sind 
empirisch gesättigt. Während für theoriegestützte Beratung rund um Educational 
governance eher eine Faktorenanalyse als geeignet erscheint, wird die Dimensio- 
nalanalyse als eher geeignet für Theoriebildung angesehen (Langer, 2015). 

Die vier Dimensionen benennen Merkmale, zu denen im empirischen Material 
verschiedene Ausprägungen auffindbar sind. Die Dimension von Zweck und Funk- 
tion verweist auf die politische Einbettung von Bildungsmonitoring-Dispositiven. 
Auf der Dimension der Instrumente stellt sich die Vielfalt und die Materialität des 
Wissens in Bildungsmonitoring dar. Auf der Dimension der Produkte — unter ande- 
rem Bildungsberichte — werden Wissen und Zweckzuschreibungen verknüpft. Auf 
dieser Dimension entsteht der Informations- und Kommunikationscharakter von 
Bildungsmonitoring. Prozesse und Akteure schliesslich deuten darauf hin, dass hin- 
ter Bildungsmonitoring politische Intentionen und Gestaltungsabsichten stehen. Die 
Beschreibung einer Dimension erfolgt jeweils auf der internationalen, der nationa- 
len und der kantonalen Ebene. Auf der nationalen und der kantonalen Ebene wird 
primär das empirische Material der vorliegenden Arbeit verwertet. 
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Die vier Dimensionen repräsentieren zugleich eine theoretische Verdichtung 
im Sinne der Politikfeldanalyse. Die Zweckdimension, die Instrumentendimen- 
sion und die Produktdimension sind eher auf die Struktur und Funktion der 
Bildungsmonitoring-Phänomene hin ausgerichtet. Die Dimension der Prozesse und 
Akteure dagegen nimmt handlungs- und steuerungstheoretische Ansätze auf. 


7.1 Zweck und Funktion 


Bildungsmonitoring hat als politisches Phänomen einen politisch-programmatischen 
Charakter. Er ist gegeben dadurch, dass bestimmte Zwecke, Funktionen oder 
Ziele — meist präskriptiv — zu- oder vorgeschrieben sind. Diese Zuschreibungen wer- 
den im Folgenden als Zweckdimension dargestellt. Diese Zweckdimension reprä- 
sentiert dabei einen Teil des institutionellen Kontextes von Bildungsmonitoring- 
Dispositiven. Dabei geht es um die Vorstellungen darüber, was mit Bildungsmoni- 
toring geleistet werden, welche Funktionen es haben und welchen Zielen es ver- 
pflichtet sein soll. Die begriffliche Unterscheidung zwischen Ziel und Zweck ist 
bewusst so gewählt, und zwar aus zwei Gründen: (1) Der Zielbegriff wird in Bil- 
dungsmonitoring sehr häufig verwendet und ambivalent eingesetzt. Mit dem Zweck- 
begriff wird analytische Distanz gewahrt und zugleich markiert, dass aus analyti- 
scher Sicht Zweck und Funktion nicht auf explizite Zielformulierungen beschränkt 
sind. (2) Begriffstheoretisch ist in Zweck nicht bloss eine Zielsetzung enthalten, son- 
dern auch das Motivationspotenzial der Vorstellung eines angestrebten Sachverhalts 
(Porcheddu, 2016). Während ein Ziel also etwas Rationales und Entscheidungsab- 
hängiges darstellt, ist der Zweck näher beim eigentlichen Handeln angesiedelt und 
stärker abhängig von motivationalen und kontextuellen Faktoren. Zugleich wird mit 
dem Zweckbegriff deutlich gemacht, dass in der Analyse nicht nur ein definierter 
Zielzustand, sondern vielmehr Absicht und Bedeutsamkeit von Bildungsmonitoring 
hervorzuheben sind. 

Aus dem empirischen Material ergeben sich neben den eigentlichen Zweck- und 
Funktionsbeschreibungen zwei Aspekte, die auf der Zweckdimension eine Rolle 
spielen bzw. die die konkrete Ausprägung einzelner Elemente oder ganzer Dis- 
positive von Bildungsmonitoring massgeblich prägen: (1) Zweckzuschreibungen 
sind vielschichtig und mehrdeutig. Bildungsmonitoring-Dispositive sollen selten 
nur einem Zweck dienen, sondern typischerweise verschiedene Funktionen erfül- 
len. (2) Hinter den Zweckzuschreibungen stecken weitreichende Vorstellungen dar- 
über, wie Bildungssysteme funktionieren und funktionieren sollen. Gerade in den 
Zwecken offenbart sich eine meistens sehr spezifische Wahrnehmung der aktuel- 
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len Situation rund um die politische Bearbeitung von Bildung und Schule sowie 
eine Vorstellung davon, in welche Richtung sich das Schulsystem, die Educational 
governance oder das Bildungsmonitoring-Dispositiv weiterentwickeln sollten. 

Die Zweckdimension zeigte sich auf der internationalen Ebene beispielsweise 
im Projekt Indicators of education systems (INES) der Organisation for econo- 
mic co-operation and development (OECD) (vgl. Abschn. 5.2.1). Das Projekt, des- 
sen Ursprünge bis zu den ersten bildungsbezogenen Aktivitäten der OECD in den 
1960er-Jahren zurückreichen und das 1992 in die erste Publikation von Education 
at a glance mündete, verfolgte einen dreifachen Zweck (Bottani, 1990): (1) Mit den 
Indikatoren sollte eine Vergleichbarkeit nationaler Bildungssysteme erreicht wer- 
den. Über solche Vergleichswerte sollten die jeweils nationalen Bestrebungen zu 
höherer Qualität im Bildungswesen eingeordnet werden können. (2) Die Indikatoren 
an sich sollten so weiterentwickelt werden, dass sie auch effektiv nützliche Infor- 
mationen zuhanden der politischen Entscheidungsträger darstellten. (3) Mittelfristig 
sollten Methoden und Strategien zur besseren und allenfalls direkteren Unterstüt- 
zung politischer Entscheidungsfindung entwickelt werden. Auf dieser Grundlage 
könnten sich die Mechanismen der Gestaltung und Steuerung im Bildungssystem 
massgeblich verändern. 

In der Aufbauphase der nationalen Bildungsberichte für die Schweiz zeigt sich 
auf der Zweckdimension ein spezifisches Spannungsfeld: Während im Vorbericht 
von Buschor und im Detailkonzept von Stamm dem Bildungsmonitoring allgemein 
und den nationalen Bildungsberichten im Speziellen ein relativ umfassender Zweck 
zugeschrieben wurde, stand in Projektskizze und Projektplan, verantwortet von den 
Bundesämtern und der EDK, eine eher auf Information und Beschreibung fokus- 
sierte Zweckzuschreibung im Vordergrund (vgl. Abschn. 5.4.2). Konkret ging es um 
die Frage inwiefern die Steuerung und die Evaluation politischer Entscheide Teil 
einer Zweckbestimmung von Bildungsmonitoring sein können. In der analytisch- 
beschreibenden Lesart wird eher hervorgehoben, dass Bildungsmonitoring von den 
konkreten Entscheidungsprozessen abgekoppelt und damit ein „Arbeitsinstrument 
für Bildungspolitik und Bildungsplanung“ (Rhyn et al., 2004, S. 6) sein sollte. In der 
politisch-gestaltenden Begriffs- und Zweckbestimmung dagegen ordnete Stamm 
(2003) der Informationsaufbereitung zuhanden von Öffentlichkeit und Entschei- 
dungsträgern explizit eine Funktion von Bildungsmonitoring zum Zwecke der Über- 
prüfung und Evaluation bildungspolitischer Entscheide zu, beispielsweise an gene- 
rischen Kriterien wie Effektivität, Effizienz und Equity (Wolter et al., 2007) oder am 
Massstab bildungspolitischer Zielsetzungen (EDI et al., 2011). Im Bildungsbericht 
2010 wurde der Monitoringprozess gewissermassen in einer Kompromissvariante 
dargestellt: Die Systemsteuerung bleibt zwar als Element im Bildungsmonitoring- 
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prozess enthalten, wird allerdings als zweite Prozessebene neben der eigentlichen 
Berichterstattung dargestellt (Wolter et al., 2010; vgl. Abbildung 5.2). 

Für die Zweckdimension zeigt dies, dass die Mehrschichtigkeit und Ambivalenz 
von Zweckzuschreibungen, funktionalen Annahmen und Zielvorstellungen keines- 
wegs naiv oder trivial gedacht werden kann. Die Zweckdimension von Bildungsmo- 
nitoring ist vielmehr dynamisch und wird von unterschiedlichen Stakeholdern unter- 
schiedlich wahrgenommen und mitdefiniert. Letztlich dokumentiert die Zweckdi- 
mension damit auch teilweise die Konstellation der Akteure in den Prozessen rund 
um Bildungsmonitoring. 

Vielschichtige und mehrdeutige Ausprägungen auf der Zweckdimension sind 
auch in den Bildungsmonitoring-Dispositiven auf kantonaler Ebene zu finden. In 
praktisch allen Kantonen enthalten die Zweckzuschreibungen Elemente, die auf 
eine Informations- und Kommunikationsfunktion hindeuten, und solche, die eher 
auf die politischen Entscheidungsprozesse zielen. Am Beispiel der beiden Statistik- 
berichte des Kantons Luzern zeigen sich beide Elemente: Während der erste Bericht 
von 2010 noch explizit kein Planungsbericht sein sollte, war der zweite sehr viel 
deutlicher darauf ausgerichtet, für bildungspolitische Entscheidungen eine Daten- 
und Informationsgrundlage darzustellen (vgl. Abschn. 6.1.1). 

Bei den Elementen der Leistungserhebungen und auch bei den Prozessen der 
Schulaufsicht offenbart sich in vielen Kantonen eine Vielschichtigkeit der Zweckzu- 
schreibungen bezogen auf das bildungsföderalistische Mehrebenensystem. Gerade 
mit den verschiedenen kantonalen und interkantonalen Leistungserhebungen sollte 
Informationsbedarf auf mehreren Systemebenen gedeckt werden. Ausgangslage 
waren, wie beispielsweise im Kanton Neuenburg, typischerweise die Selektions- 
prozesse in anforderungsdifferenzierte Schulstufen und die pädagogische Weiter- 
entwicklung der Leistungsbeurteilung durch die Lehrpersonen (vgl. Abschn. 6.2.1). 
Eine Art Monitoringzweck wurde den Testsystemen dabei meistens noch zusätzlich 
zugeschrieben. Wie etwa der Umgang mit Stellwerk im Kanton Schwyz zeigt, wurde 
fehlende Passung zwischen der Testkonzeption und dem Monitoringzweck auf kan- 
tonaler Ebene nicht immer berücksichtigt (Imlig & Ender, 2018; vgl. Abschn. 6.2.3). 
Die neueren Entwicklungen im Bereich der Lern- und Fördersysteme wie sie etwa 
im Bildungsraum Nordwestschweiz oder in der Zusammenarbeit der Kantone St. 
Gallen und Zürich vorangetrieben werden, sind schon konzeptionell auf die Verwen- 
dung der Resultate auf verschiedenen Ebenen hin ausgerichtet (vgl. Abschn. 6.2.3, 
6.4.3 & 6.6.2). Sowohl die Einführung der externen Evaluation anstelle des Schu- 
linspektorats als auch die anderen in den Kantonen realisierten Spielformen von 
Schulaufsicht weisen ebenfalls Zweckzuschreibungen auf unterschiedlichen Ebe- 
nen des Bildungssystems auf. Die Frage, wem die in diesen Prozessen generierten 
Erkenntnisse offengelegt werden, dokumentiert dies gut. Insgesamt scheinen die 
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eher auf Aufsichtsprozesse fokussierten Bildungsmonitoring-Dispositive die Ebene 
der einzelnen Schule im Sinne der Qualitäts- und Schulentwicklung sehr viel stärker 
zu bedienen als die kantonale Systemebene (vgl. z. B. Abschn. 6.3.1). Zudem ist der 
öffentlichen Aufbereitung von Informationen aus Schulaufsichtsprozessen immer 
die Gefahr der Entblössung der Schulakteure inhärent. 

Ein weiteres Beispiel einer vielschichtigen Zweckbestimmung ist jene der 
Thurgauer Bildungsberichte. Darin wurden mit Übersicht und Transparenz, Kon- 
trolle und Steuerung, Planung und Prioritätensetzung, Koordination sowie Infor- 
mation und Kommunikation gleich fünf Funktionen der Berichterstattung postu- 
liert (vgl. Abschn. 6.4.1). Allerdings implizierte ein Teil dieser Zweckzuordnungen 
zusätzlich gewisse Annahmen dazu, wie mit dem in den Berichten aufgearbeiteten 
Wissen umgegangen werden sollte. 

In den Thurgauer Bildungsberichten zeigt sich mit der Rechenschaftsfunktion 
noch eine weitere Ausprägung von Zweckzuschreibungen kantonaler 
Bildungsmonitoring-Dispositive: Die Entwicklung hin zu einer Art evidenzbasierter 
Verwaltungspraxis und entsprechender systematischer Rechenschaftslegung wird, 
auch und gerade über Bildungsmonitoring, auch in den Bereich der Bildungspoli- 
tik übertragen (vgl. Abschn. 6.4.1). Andere Beispiele in denen der Zweck poli- 
tischer Rechenschaftslegung zumindest teilweise auf Bildungsmonitoring über- 
tragen wurde, sind in den Kantonen Bern, Schwyz oder St. Gallen zu finden 
(vgl. Abschn. 6.2.3, 6.4.3 & 6.5.1). Neben den spezifisch auf Bildung bezogenen 
Zweckzuschreibungen wird Bildungsmonitoring damit auch ein Zweck im Sinne 
von allgemeiner politischer Rechenschaftslegung zugeordnet. 

In den Bildungsmonitoring-Dispositiven einiger Westschweizer Kantone ist 
ebenfalls eine vielschichtige Zweckzuschreibung zu finden, allerdings auf orga- 
nisationaler Ebene. Der Service de la recherche en education (SRED) in Genf bei- 
spielsweise vereint als Verwaltungseinheit sehr viele unterschiedliche Zwecke im 
Bereich von Bildungsforschung, -statistik und -monitoring. Bezogen auf die ein- 
zelnen Vorhaben werden allerdings die Zwecke und ähnlich auch das Zielpublikum 
und das untersuchte Feld sehr genau differenziert (vgl. Abschn. 6.6.3). 

Hinter allen Zweckbeschreibungen stecken gewisse Annahmen bezogen auf Bil- 
dung und Bildungssysteme. Sehr prominent und bereits vielfach aufgearbeitet ist 
der axiomatische Rahmen der Aktivitäten der OECD im Bildungsbereich. Die- 
ser hat beispielsweise in INES die Form dreier zentraler Zusammenhänge (Bot- 
tani, 1990): (1) Durch Beschulung werden das Bildungs- und Qualifikationsniveau 
sowie das kulturelle Niveau einer Gesellschaft gesteigert. (2) Auf der individuel- 
len Ebene hängt Bildungserfolg zusammen mit wirtschaftlichem Erfolg. (3) Auf 
der ökonomischen Ebene führt Bildung zu Wohlfahrt und Wohlstand, meistens 
bezogen auf Nationen. Dabei wird für diese drei Annahmen eine schon fast abso- 
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lute Gültigkeit reklamiert: Die Annahmen darüber, wie die ‚educational truth‘ aus- 
sieht, sind unabhängig davon, welche Muster von Governance oder welche Arten 
von Rechenschaft und Evaluation innerhalb einer politischen Einheit vorzufinden 
sind (Kogan, 1996). Insofern umfasst die Zweckdimension von Bildungsmonito- 
ring nicht nur entsprechende explizite Formulierungen, sondern auch die darunter- 
liegenden bildungsbezogenen Annahmen. In diesen axiomatischen Rahmen reiht 
sich auch das Programme for international student assessment (PISA) nahtlos ein 
(vgl. Abschn. 5.3.1). 

Im nationalen Bildungsmonitoring sind solche, den Zweckformulierungen 
zugrunde gelegten Annahmen nicht explizit aufzufinden. Vielmehr finden sich eher 
relativierende Aussagen, gerade bezogen auf die zentralen Annahmen der OECD. 
Ausserdem wird sehr klar darauf verwiesen, dass in den axiomatischen Grundlagen 
von Bildungsmonitoring Bildungsziele eine zentrale Rolle spielen: 


„Die Bildungsziele sind aber in vielen Bereichen unklar, unvollständig oder teilweise 
gar nicht explizit definiert. Und selbst dort, wo allgemeine Bildungsziele definiert sind, 
fehlt in der Regel eine Operationalisierung, so dass am Schluss keine Einigkeit über 
eine konkrete und überprüfbare Zielformulierung besteht. Und schliesslich verfolgt 
man in der Regel auf allen Bildungsstufen viele Ziele gleichzeitig, was eine abschlies- 
sende Beurteilung des gesamten Zielerreichungsgrades nicht nur höchst anspruchsvoll, 
sondern auch von einer politischen Wertung abhängig macht. Letztere ist unumgäng- 
lich, weil bei multiplen Zielen Hierarchien notwendig sind, damit man die Erreichungs- 
grade der einzelnen Bildungsziele zueinander in Beziehung setzen kann. [...] Solche 
Zielhierarchien sind in der Regel das Ergebnis politischer Entscheidungsprozesse und 
folgen zeitabhängigen sozialen Wertungen“. (Wolter et al., 2007, S. 13-14) 


Der Verweis auf die Bildungsziele und die Zielhierarchien kann zugleich als eine 
Art Meta-Referenz auf implizit bestehende Annahmen gelesen werden. Damit wird 
zumindest explizit gemacht, dass Ziele und Zielsysteme in Bildungssystemen rele- 
vant und durch Bildungsmonitoring abbildbar sind. Inhaltlich ist das nationale Bil- 
dungsmonitoring diesbezüglich aber sehr zurückhaltend aufgestellt. Diese Zurück- 
haltung gilt jedoch nicht für die beiden Grundlagenpapiere, die dem Bildungsmo- 
nitoring zugrunde lagen: Insbesondere Buschor (2001) und weniger explizit auch 
Stamm (2003) verweisen auf Annahmen zum Verhältnis von Bildung und wirt- 
schaftlicher Leistungsfähigkeit wie sie auch schon bei den OECD-Indikatoren zu 
finden waren. Und nur schon die Prominenz des Begriffs der Bildungsziele lässt den 
Schluss einer starken axiomatischen Hinwendung zu bildungsökonomischen Ansät- 
zen zu. Die Problematik der indirekten und teilweise diffusen Annahmen hinter dem 
Bildungsmonitoring schweizerischer Prägung wurde auch im ersten Schwerpunkt- 
bericht angesprochen (L. Lehmann et al., 2007, S. 114). Am nationalen Bildungsmo- 
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nitoring lässt sich ausserdem zeigen, dass die Grundannahmen als zweites Element 
auf der Zweckdimension von Bildungsmonitoring in sehr unterschiedlichem Masse 
transparent gemacht werden. 

Die kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositive weisen ebenfalls solche grund- 
legenden Annahmen auf. Dabei dominieren insgesamt eher die Annahmen dar- 
über, welche Entwicklungen in der Gestaltung, Steuerung und Qualitätsentwicklung 
durch Bildungsmonitoring idealerweise angestossen oder gefördert werden. Dies ist, 
wie erwähnt, beispielsweise im Kanton Thurgau der Fall. Mit Verweisen auf interna- 
tionale, nationale und kantonale Kontexte wurde in Form der Zweckformulierungen 
eine Rahmung skizziert, die Berichterstattung darin verortet und die Verwendungs- 
kontexte und Modi dieser Berichterstattung postuliert (vgl. Abschn. 5.2). Ähnli- 
ches lässt sich auch für den Kanton Bern feststellen, wo das Bildungsmonitoring- 
Dispositiv und die Bildungsstrategie eng verknüpft sind (vgl. Abschn. 6.5.1). Inter- 
essanterweise — und dies ist in verschiedenen Kantonen ähnlich — war Bildungs- 
monitoring sowohl eines der strategischen Ziele als auch eine Art Ausgangspunkt 
der strategischen Ziele, die auf einer Gesamtsicht auf das Berner Bildungssystem 
basieren sollten. 

In den kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositiven kommt allerdings noch eine 
weitere, axiomatische Ausprägung hinzu. Insbesondere in den Elementen, die auf 
Schulaufsicht fokussiert sind, spielt die Frage nach der Qualität der Bildung, der 
Schulen und des Unterrichts eine wichtige Rolle. Unabhängig davon ob Elemente 
wie externe Evaluation schliesslich nachhaltig umgesetzt werden, erhält Monito- 
ring als Prozess im Rahmen der Verantwortung kantonaler Akteure für die Schul- 
qualität eine gewisse Prominenz. Im Kanton Freiburg wird wissensbasierte Steue- 
rung nicht explizit gemacht, sondern in den Aufsichtssystemen pragmatisch rea- 
lisiert und kaum dokumentiert. In kleineren Kantonen wie den beiden Appenzell, 
Glarus, Schaffhausen oder Zug werden im Bildungsmonitoring-Dispositiv explizit 
Aufsichts-, Controlling- und Führungszwecke kombiniert und damit implizit vor- 
ausgesetzt, dass sich Schulqualität auf diese Art und Weise erhalten oder erhöhen 
lässt (vgl. Abschn. 6.3). 

Die festgestellte Vielschichtigkeit der Zwecke deutet darauf hin, dass Bildungs- 
monitoring als politisches Phänomen immer auch in entsprechend vielfältig gepräg- 
ten Kontexten gestaltet und legitimiert werden muss. Die Grundannahmen hin- 
ter Bildungsmonitoring verweisen dagegen auf das zentrale Abgrenzungsmerk- 
mal gegenüber traditionellen Praktiken wie Bildungsstatistik oder Dokumentation, 
das oft mit dem Begriff des Indikators gefasst wird (Rürup et al., 2010). Gerade 
am Indikatorenbegriff wurde in verschiedensten Forschungskontexten in unter- 
schiedlichen Domänen festgestellt, dass die Objektivitätskonnotation der damit 
verbundenen Messmetaphorik einer Überprüfung kaum standhält (z. B. Blais, 
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Laurier & Pelletier, 1999; Döbert & Dedering, 2010; Feller-Länzlinger et al., 2010; 
Frønes, 2007; Frost, 2006; Kanaev & Tuijnman, 2001; Luhmann, 1981; J. Tanner, 
1995). Dies wurde unter anderem an der Diskussion der politischen Zielsetzun- 
gen deutlich, die der Abbildung von Effektivität im nationalen Bildungsmonitoring 
zugrunde liegen sollten. Die fehlenden Zielsysteme wurden im Pilotbericht von 2006 
angesprochen und kompensiert mit Verweisen auf allgemeine und unter anderem 
bildungsökonomisch inspirierte Zielgrössen wie Bildungsbeteiligung, Kompeten- 
zen und langfristige Impacts (vgl. Abschn. 5.4.3). Selbst nach der Verabschiedung 
der ersten nationalen Bildungsziele und der Bildungsstandards 2011 blieben die 
ursprünglichen Zielgrössen Basis der Effektivitätsüberprüfung in den Bildungsbe- 
richten. Dies ist einerseits durch die Tatsache erklärbar, dass die politischen Zielsys- 
teme nur bedingt im Hinblick auf Operationalisierbarkeit und Effektivitätsprüfung 
formuliert worden waren und andererseits die Datenbasis zur Evaluation im Hin- 
blick auf die Ziele erst geschaffen werden musste (vgl. Abschn. 5.4.4). Nichtsdesto- 
trotz wird die evaluative Natur von modernem Bildungsmonitoring im Gegensatz 
beispielsweise zu traditioneller Bildungsstatistik (Fend 2008b) auch auf kantonaler 
Ebene betont: Monitoring schliesst im Bildungsbereich auch Urteile und Bewer- 
tungen über Bildungsmassnahmen ein und setzt demzufolge Bewertungskriterien 
und Massstäbe voraus (Ditton, 2009; Stockmann, 2006). Und gerade im Bereich 
der Axiomatik ist — auch im Fall fehlender operationalisierbarer Zielsysteme — 
eine grosse Wirkung der internationalen auf die nationale und kantonale Ebene 
festzustellen. 

Sowohl die eigentlichen Zweckzuschreibungen als auch die bildungsbezoge- 
nen Annahmen weisen zudem eine gewisse Persistenz auf. Das heisst, dass die 
Zweckbestimmungen nur selten Brüche im Zeitverlauf aufweisen, auch dann nicht 
wenn Elemente des Bildungsmonitoring-Dispositivs hinzukommen, wegfallen oder 
anders ausgerichtet werden. 

Auf der Zweckdimension bilden sich die politischen Erwartungen an Bildungs- 
monitoring ab. Sie illustrieren den Stellenwert, den systematische Informationen in 
Bildungspolitik und -praxis haben sollen. Der Blick auf die Zweckzuschreibungen 
und die dahinterliegenden Axiome erklärt die Bezüge zu anderen politischen Berei- 
chen, wie etwa zur Finanz- oder Sozialpolitik, und zu anderen Bildungsmonitoring- 
Dispositiven. So kann beispielsweise die Begriffsverwendung in einem Kanton 
darauf hinweisen, dass die eigenen Instrumente als eher defizitär wahrgenommen 
werden und vom nationalen Bildungsmonitoring entscheidende Impulse erwartet 
werden. Oder im kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositiv werden bewusst Ziele 
angestrebt, die nicht schon vom nationalen Bildungsmonitoring angestrebt wer- 
den. Bereits auf der Zweckdimension zeigt sich auch die oft historisch gewach- 
sene Struktur des Bildungsmonitorings. Beispielsweise bezieht sich eine explizite 
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Zweckzuschreibung nur auf einzelne Instrumente, während anderen lediglich impli- 
zit ein Verwendungszweck unterlegt wird. Oder die Zwecke sind sehr allge- 
mein beschrieben und es bleibt unklar, welche Elemente des Bildungsmonitoring- 
Dispositivs eine derartige Funktion überhaupt erfüllen können und sollen. 


7.2 Instrumente 


In Bildungsmonitoring-Dispositiven geht es um die Information und Kommuni- 
kation über Bildung und Schule. Die Dimension der Instrumente repräsentiert 
die konkreten Datenquellen, Erhebungstechniken, Wissensbasen und Informations- 
grundlagen, mit denen über Bildung und Schule in den einzelnen Kantonen infor- 
miert und kommuniziert wird. Die instrumentelle Dimension hat einerseits eine 
inhaltliche Struktur. Damit sind die verschiedenen Ausprägungen von Monitoring- 
Elementen wie beispielsweise Bildungsstatistik, Leistungserhebungen, Schulauf- 
sicht, Programmevaluation und anwendungsorientierte Forschung gemeint. Die 
Instrumentendimension hat gewisse Gemeinsamkeiten mit der für die Beschreibung 
der kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositive gebildeten Typologie (vgl. Kap. 6). 
Die Gemeinsamkeiten kommen vor allen durch das induktive Vorgehen bei beiden 
Elementen der vorliegenden Arbeit zustande. Auf der instrumentellen Dimension 
bildet sich andererseits eine Art epistemologische Struktur ab. Nimmt man an, dass 
Wissen in Anlehnung an organisationstheoretische Ansätze, in einem engen Zusam- 
menhang mit Entscheidungen zu sehen ist, wird auf dieser Dimension nach den 
verschiedenen Formen des Wissens gefragt (Brüsemeister & Eubel, 2008). 

Einer der wesentlichen Impulse aus den internationalen Entwicklungen ist sicher 
die Verwendung bildungsstatistischer Informationen und deren Verarbeitung hin zu 
Indikatoren. Die Bildungsmonitoringaktivitäten der OECD waren bis in die 1990er- 
Jahre hinein primär auf die vergleichende Darstellung von Bildungssystemen und 
die damit begründete Weiterentwicklung oder Harmonisierung von Bildungsstatis- 
tik fokussiert. Diese Entwicklung auf bildungsstatistischer Ebene bestand dabei vor 
allem in der Verdichtung statistischer Informationen hin zu Indikatoren, die wie- 
derum darauf aufgerichtet waren, für bildungspolitische Entscheidungen relevant zu 
sein (vgl. Abschn. 5.2.1). Als nachhaltigstes Projekt der OECD im Bildungsbereich 
ist allerdings PISA zu bezeichnen, das allgemein als das zentrale bildungspoliti- 
sche Ereignis der 2000er-Jahre wahrgenommen wird. Obwohl PISA und andere 
internationale Schulleistungsstudien im Bildungsbereich teilweise als Vervollstän- 
digung der indikatorenbasierten Perspektive auf Bildungssysteme gedeutet werden 
(Martens & Wolf, 2006; Langer, 2008b), ist mit PISA und dem Literacy-Begriff 
der Anspruch der Systemevaluation zuhanden von Steuerungsakteuren auf einer 
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international vergleichenden Ebene erstmals in dieser umfassenden Form realisiert 
(R. H. Lehmann, 2008; Tillmann, 2008; Tillmann et al., 2008). Bestehende natio- 
nale Evaluationsansätze werden in vielen Fällen sekundär, nicht zuletzt aufgrund 
der weniger ausgeprägten Kommunizierbarkeit ihrer Ergebnisse auf Systemebene 
(Altrichter & Heinrich, 2006). Das kommunikative Moment konstituiert— neben der 
Kernposition der Outputs in bildungsökonomischen Steuerungskonzepten — die Pro- 
minenz von Leistungserhebungen innerhalb von Bildungsmonitoring-Dispositiven. 
Tillmann et al. (2008) stellen für Deutschland gar fest, dass im Fall von PISA die 
Öffentlichkeit einen wesentlichen Teil der Verarbeitung von Ergebnissen dieses 
Instruments von Bildungsmonitoring übernahm, und damit dieser Verarbeitungs- 
prozess der Kontrolle der zuständigen Akteure zumindest teilweise entglitt. 

Die OECD wandte das Prinzip der international standardisierten Leistungserhe- 
bungen im Rahmen des Programme for the international assessment of adult com- 
petencies (PIAAC) in den 1990er- und in den 2000er-Jahren auch auf das Erwach- 
senenalter an (Grek, 2013). Insofern ist das Element der Leistungserhebungen nicht 
nur auf die bei PISA erhobenen Schülerleistungen beschränkt. Mit der Prominenz 
von PISA in internationalen Diskursen gewann auch der in der Erhebung zentrale 
Literacy- Kompetenzbegriff an Bedeutung (Hopfenbeck et al., 2017). Es kann davon 
ausgegangen werden, dass zwar der Begriff selbst historisch schon in den ersten 
lehrplantheoretischen Diskussionen eine Rolle spielte. Allerdings ist er in seiner — 
im Zusammenhang mit Leistungserhebungen — aktuellen Variante charakterisiert 
durch drei Elemente (Zierer, 2012): (1) Der Kompetenzbegriff markiert den Über- 
gang von Input- zu Outputorientierung. (2) Er erlaubt mannigfache Spezialisierung 
und Differenzierung, beispielsweise in Form von Kompetenzstufen, Domänen- und 
Fachspezifität oder Altersabhängigkeit. (3) Mit dem Kompetenzbegriff wird empi- 
rische Nachweis- und Überprüfbarkeit verbunden. 

Parallel zu Bildungsstatistik, Bildungsindikatoren und Leistungserhebungen 
wurde auf der internationalen Ebene die evaluative Dokumentation von Bildungspo- 
litik allgemein und von bildungspolitischen Programmen und Projekten im Beson- 
deren als Element von Bildungsmonitoring aufgebaut und praktiziert. Das OECD- 
Monitoring nationaler Bildungspolitiken wurde ein zweiter wichtiger Bestandteil 
der Aktivitäten der OECD. Crotti und Osterwalder (2007) weisen darauf hin, dass 
die OECD bereits in den 1960er-Jahren eine internationale Diskussion zu Prozes- 
sen im Bildungsbereich lancierte. Langer (2008b) betont die zentrale Rolle, die die 
OECD als Referenzpunkt in Bildungsreformen verschiedener europäischer Staaten 
seit 1965 inne gehabt hatte. Mit dem Aufbau dieser Dokumentation ging innerhalb 
der OECD eine Ausweitung des Begriffes Bildungspolitik vom „Instrument zur 
besseren Versorgung des Arbeitsmarkts mit Wissenschaftlern aus den technischen 
Bereichen“ (Martens & Wolf, 2006, S. 163) in den 1960er-Jahren hin zum breiten 
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Verständnis der 1990er-Jahre einher. Auch damit positionierte sich die OECD als 
zentraler Bezugspunkt für Bildungspolitik. Interessanterweise waren gerade für die 
Schweiz das erste OECD-Länderexamen Bildungspolitik in der Schweiz (Silvestre, 
1990) und das erste an den OECD-Indikatoren orientierte Bildungsmosaik (Costa 
et al., 1992) praktisch zeitgleich entstanden und veröffentlicht worden (Criblez & 
Glaser, 2011). Damit stellt auch die Beobachtung und Bewertung von Bildungs- 
politik ein Instrument in Bildungsmonitoring-Dispositiven auf der internationalen 
Ebene dar. 

Im nationalen Bildungsmonitoring spielen sowohl Bildungsstatistik als auch 
Leistungserhebungen von Beginn weg eine wichtige Rolle. Die beiden Elemente 
wurden bereits in den 1990er-Jahren — noch vor der Idee eines nationalen Bil- 
dungsmonitorings — bewusst gefördert und weiterentwickelt. Ein zentrales Ereignis 
für die Entwicklung der Bildungsstatistik war sicherlich das erste Bildungsmosaik 
Schweiz von 1992, das den bewussten Wandel von zuvor eher deskriptiven bil- 
dungsstatistischen Daten hin zu gezielten Informationen zu Strukturen, Funktions- 
und Wirkungsweisen des Bildungssystems dokumentiert (vgl. Abschn. 5.2.1). Die 
1991 erfolgte Gründung der Schweizerischen Koordinationskonferenz Bildungsfor- 
schung (CORECHED) stellte unter anderem im Hinblick auf die verstärkte Erhe- 
bung und Verwendung von Daten zu den Leistungen der Schülerinnen und Schüler 
ein zweites zentrales Ereignis dar (vgl. Abschn. 5.2.2). Bei beiden Instrumenten — 
Bildungsstatistik und Leistungserhebungen — wurden die Weiterentwicklungen auf 
gesamtschweizerischer Ebene mit den ersten PISA-Ergebnissen und dem nationa- 
len Bildungsmonitoring nochmals dynamisiert. Die modernisierte Bildungsstatistik, 
die Längsschnittanalysen im Bildungsbereich (LABB) ermöglicht, und die Über- 
prüfung der Grundkompetenzen (ÜGK) repräsentieren den aktuellen Stand dieser 
Entwicklungen (vgl. Abschn. 5.4.4 & 5.5). Beide Instrumente waren bereits in den 
Entwicklungsschwerpunkten anfangs der 2000er-Jahre und in der Konzeption des 
nationalen Bildungsmonitorings enthalten (vgl. Abschn. 5.4.1). 

Die Entwicklung auf nationaler Ebene in der Schweiz ist dabei im Vergleich 
mit den Nachbarländern nicht aussergewöhnlich. Auch in den nationalen Bildungs- 
monitoringprogrammen in Deutschland, Österreich und Frankreich lassen sich die 
beiden Instrumente feststellen: In allen drei Ländern spielen bildungsstatistische 
Informationen sowie deren Verdichtung zu Indikatoren eine wichtige Rolle. Ebenso 
werden Ergebnisse von Leistungserhebungen einbezogen. Einerseits stammen diese 
Ergebnisse aus den grossen internationalen Schulleistungsstudien wie Progress in 
international reading literacy study (PIRLS), Third international mathematics and 
science study (TIMSS) und PISA. Andererseits werden in Deutschland, Österreich 
und Frankreich Systeme nationaler Leistungserhebungen aufgebaut (Bruneforth & 
Lassnigg, 2012; Esquieu, 2014; Maritzen, 2014). 
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Auf der gesamtschweizerischen Ebene gibt es für die Volksschulstufen eine 
grosse Zurückhaltung in der gegenseitigen Evaluation von Bildungspolitik. Dies 
liegt insbesondere an der föderalistischen Struktur des Bildungswesens mit den 
Kantonen als primären Finanzierungs- und Regelungsinstanzen (Criblez, 2007a). 
Insofern berücksichtigen die gesamtschweizerischen Koordinations- und Harmo- 
nisierungsschritte die bestehenden Verhältnisse sehr stark, allerdings meist nicht 
auf der Basis evaluativer Dokumentation der Bildungspolitik. Auf der Sekundar- 
stufe II und im Tertiärbereich ist dies etwas weniger stark der Fall. Insgesamt ist die 
Zunahme der horizontalen und vertikalen Politikverflechtung als nicht-intendierter 
Effekt der Koordination im Bildungsbereich (Criblez, 2008d), sicher auch vor dem 
Hintergrund der Zurückhaltung bei der Politikevaluation zwischen den Kantonen 
und durch den Bund zu erklären. 

Bildungsstatistik und Leistungserhebungen stehen auch in den 
Bildungsmonitoring-Dispositiven vieler Kantone im Fokus. Teilweise mit Ver- 
weis auf das nationale Bildungsmonitoring — etwa in den Kantonen Jura und 
Obwalden - und teilweise auch unabhängig davon — etwa in den Kantonen Solo- 
thurn und Wallis — wird Bildungsmonitoring sehr stark auf diese beiden Elemente 
fokussiert (vgl. Abschn. 6.1.3 & 6.2.3). Teilweise werden dabei nur diese bei- 
den Instrumente explizit als Bildungsmonitoring bezeichnet, unabhängig davon, ob 
auch andere Instrumente tatsächlich zu beobachten sind. Im Rahmenkonzept zum 
Qualitätsmanagement des Kantons Basel-Stadt beispielsweise basiert Monitoring 
primär auf bildungsstatistischen Informationen wird neben der Schulsystemevalua- 
tion positioniert, die weitere Elemente des Bildungsmonitoring-Dispositivs umfasst 
(vgl. Abschn. 6.1.3). Im Kanton Neuenburg taucht der Monitoringbegriff sogar fast 
ausschliesslich im Zusammenhang mit den bildungsstatistischen Erhebungen auf, 
obwohl die Leistungserhebungen sehr stark ausgebaut und institutionalisiert sind 
(vgl. Abschn. 6.2.2). 

Wie der Fall Bern exemplarisch zeigt, ist innerhalb der Kantone die evaluative 
Betrachtung der eigenen Politik ein zentrales Instrument des Bildungsmonitoring- 
Dispositivs. Bereits 2005 werden Statistik, Leistungserhebungen und Program- 
mevaluationen als Kernaufgaben der verantwortlichen Abteilung innerhalb der 
Erziehungsdirektion des Kantons Bern (ED BE) benannt (vgl. Abschn. 6.5.1). 
Im Kanton Graubünden ist der Einsatz von Programmevaluationen instrumentell 
im dem Sinne, dass ganz bewusst zur Ergänzung des bestehenden Wissens in der 
politisch kontrovers diskutierten Sprachenfrage eine externe Perspektive eingeholt 
wird. Im Kanton Waadt stellen die Programmevaluationen dasjenige Instrument im 
Bildungsmonitoring-Dispositiv dar, das am deutlichsten auf Bildungspolitik aus- 
gerichtet ist, während die Indikatorensysteme mit Daten aus Bildungsstatistik und 
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Leistungserhebungen eher auf die Schulen und die öffentliche Kommunikation zie- 
len (vgl. Abschn. 6.5.3). 

Neben der Evaluation konkreter bildungspolitischer Projekte und Programme 
ist der evaluative Blick auf die eigene Politik auch noch in einem zweiten Sinne 
als Instrument in kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositiven identifizierbar. Kon- 
kret sind etwa in den Kantonen Basel-Landschaft, Bern, Thurgau, Schwyz und 
St. Gallen Prozesse der bildungspolitischen Rechenschaftslegung als Instrumente 
des Bildungsmonitorings zu bezeichnen. So liegt ein inhaltlicher Schwerpunkt 
der Thurgauer Bildungsberichte auf der Berichterstattung zu den einzelnen Ent- 
wicklungsprojekten, und zwar ganz im Modus modernen Verwaltungscontrollings 
(vgl. Abschn. 3.3 & 6.4.1). Auch in die parlamentarischen Berichte in St. Gallen 
und die kantonalen Bildungsberichte Basel-Landschaft fliessen, neben bildungssta- 
tistischen Informationen, Elemente von Analysen der bildungspolitischen Vorhaben 
mit ein (vgl. Abschn. 6.4.3). Insofern sind auch Evaluation und Monitoring der bil- 
dungspolitischen Entwicklungen über einzelne Projekte hinweg eine Ausprägung 
auf der Instrumentendimension. 

In der Analyse der Bildungsmonitoring-Dispositive aller Kantone erwiesen sich 
die Prozesse rund um Schulaufsicht, Inspektion und Schulevaluation als wichtige 
Informations- und Wissensquelle über die Bildungssysteme. Diese finden sich ver- 
einzelt auch in der internationalen Diskussion rund um Bildungsmonitoring. Sie 
sind da oft ein Element evaluationsbasierter Steuerung und stehen damit etwa 
neben den Leistungserhebungen. Die nationalen Bildungsberichterstattungen in 
den Niederlanden, in England und in Schweden basieren beispielsweise eher auf 
inspektionsähnlichen Instrumenten von Bildungsmonitoring (Döbert, 2008a). In der 
deutschen Systembeobachtung und -analyse und insbesondere im Dienste der 
Beobachtungs-, der Kontroll- und der diagnostischem Funktion sind auch Inspek- 
tionen enthalten, die zusammen mit unterschiedlich gestalteten Leistungserhebun- 
gen den Kern der evaluationsbasierten Steuerung im Sinne ebendieser Funktio- 
nen bilden (Brüsemeister & Eubel, 2008). Während die traditionelle Inspektion 
im Schulsystem auf eine inhaltsbezogene, traditionelle Praxis im Feld verweist 
(z. B. De Vincenti & Grube, 2012), geht die Evaluation deutlich darüber hin- 
aus. Der moderne Evaluationsbegriff verweist auch im Kontext von Schulaufsicht 
auf empirisch-wissenschaftliche Verfahren. Evaluation folgt dabei einer kritisch- 
rationalen Forschungslogik und wird als angewandte Sozialforschung betrachtet 
(Stockmann, 2006). 

Auf der nationalen Ebene spielt Schulaufsicht kaum eine Rolle als Instrument 
des Bildungsmonitorings. Zumindest sind keine entsprechenden Kompetenzen oder 
Praktiken auf dieser Ebene verankert. Ausnahmen könnten allenfalls in den inter- 
kantonalen Gremien des Austausches und der externen Evaluation vermutet werden. 
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Allerdings gibt es keine Hinweise auf einen speziellen Status der Arbeitsgemein- 
schaft Externe Evaluation von Schulen (ARGEV) oder des Instituts für Externe 
Schulevaluation auf der Sekundarstufe II (IFES) als den beiden bedeutendsten Gre- 
mien dieser Art in der Deutschschweiz. 

In den kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositiven sind die Prozesse rund um 
die Schulaufsicht, das Controlling und die externe Schulevaluation meist program- 
matisch als Instrumente dargestellt. Damit verbunden ist einerseits die Stärkung der 
einzelnen Schule als pädagogische Handlungseinheit und andererseits die damit ver- 
bundene stärkere Ausrichtung der Aufsichtssysteme auf das Gesamtsystem. Diese 
Ausprägung ist etwa im Kanton Freiburg zu finden. Zugleich ist Aufsicht als Instru- 
ment des kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositivs, wiederum illustriert am Bei- 
spiel des Kantons Freiburg, typischerweise verbunden mit einer stärkeren Beto- 
nung der politisch-gestaltenden Begriffs- und Zweckbestimmung von Bildungs- 
monitoring (vgl. Abschn. 6.3.1). Die in verschiedenen, gerade kleineren Kanto- 
nen vorzufindende Zweckdiffussion zwischen Monitoring, Aufsicht und Steuerung 
ist auch auf der Instrumentendimension festzustellen. Der Eindruck der Diffusion 
könnte aber auch durch die methodische Herangehensweise der vorliegenden Arbeit 
begründet sein. Es ist durchaus denkbar, dass sich Schulaufsicht als Instrument 
von Bildungsmonitoring-Dispositiven weniger deutlich in Dokumenten abbildet, 
sondern eher über Zugänge erfassbar wäre, die direkter auf die eigentlichen Auf- 
sichtsprozesse oder die persönlichen und professionellen Einstellungen der betei- 
ligten Akteure zielen. Ausserdem ist ungeklärt, ob die meistens über den Qualitäts- 
begriff konzipierten Prozesse, die sich auf die einzelne Schule beziehen, auf eine 
Steuerungs- oder Monitoringebene oberhalb der dualen Beziehung zwischen kanto- 
naler Verwaltung und Einzelschule abgebildet werden können (vgl. Abschn. 6.3.3). 
Die Schulaufsicht und ihre Praxis der Evaluation im Sinne von Inspektion und Auf- 
sicht betrifft eine andere Systemebene als andere Elemente von Bildungsmonitoring. 
Sie fokussiert eben gerade die Ebene der einzelnen Bildungsorganisation, teilweise 
sogar bezogen auf wenige, partikuläre Aspekte und meist im Hinblick auf konkrete 
Programme oder Programmentscheide. 

Bildungsmonitoring kann als ein Ergebnis des Anspruchs einer Politikgestal- 
tung auf der Basis von Evidenz mit wissenschaftlichem Anspruch gesehen werden 
(vgl. Abschn. 3.3 & 5.1). Insofern ist wissenschaftsorientierte Praxis allen bisher 
genannten Instrumenten inhärent. Bildungsstatistik und Indikatorenerstellung, Leis- 
tungserhebungen, Programmevaluation und auch Schulaufsicht oder -evaluation 
reklamieren eine wissenschaftliche Basis. Insofern kann sämtlichen Instrumenten 
von Bildungsmonitoring-Dispositiven ein Forschungsbezug zugesprochen werden. 
Nichtsdestotrotz kann auf der Basis der Analysen des nationalen und des kantonalen 
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Bildungsmonitorings die anwendungsorientierte Forschung als eigenes Instrument 
von Bildungsmonitoring-Dispositiven bezeichnet werden. Gerade das Nationale 
Forschungsprogramm Wirksamkeit unserer Bildungssysteme (NFP 33) dokumen- 
tiert auf nationaler Ebene und zeitlich deutlich vor den ersten Bildungsmonitoring- 
Konzepten die Nachfrage und zugleich die Akzeptanz wissenschaftlicher Informa- 
tionen im Bildungsbereich (vgl. Abschn. 5.2.4). In den verwaltungsinternen For- 
schungsabteilungen der Kantone Genf und Tessin — aber auch Waadt und Neuen- 
burg — hat ein intensiver Austausch mit Wissenschaft und eine aktive Integration 
von wissenschaftlichem Wissen und Personal Tradition (vgl. Abschn. 6.6.3). In den 
entsprechenden deutschsprachigen Abteilungen, wie am Beispiel Zürich gezeigt, 
wurde Forschung jenseits von Bildungsstatistik und Programmevaluation ebenfalls 
als Instrument der Bildungsmonitoring-Dispositive eingesetzt (vgl. Abschn. 6.6.1). 
Unabhängig von der Geschichte des Verhältnisses zwischen den sogenannten päd- 
agogischen Arbeitsstellen und der universitären Bildungsforschung, die in der 
deutschsprachigen Schweiz eine etwas andere ist als etwa in Genf oder im Tes- 
sin (Gretler, 2000), spielt anwendungsorientierte Forschung eine wichtige Rolle. 

Die Instrumentendimension hat als Element der theoretischen Fassbarmachung 
von Bildungsmonitoring zunächst einen aufzählenden, beschreibenden Charakter. 
Mit der Bildungsstatistik, den Leistungserhebungen, der Schulaufsicht, der Pro- 
grammevaluation und der anwendungsorientierten Forschung ist eine mögliche 
Gruppierung der empirisch auffindbaren Ausprägungen auf dieser Dimension her- 
ausgearbeitet worden. Die Instrumentendimension ermöglicht die Beschreibung der 
Struktur und der Zusammensetzung eines Bildungsmonitoring-Dispositivs. Es zei- 
gen sich dabei auch Instrumente, die auf den ersten Blick nicht dem Bildungsmo- 
nitoring zugeordnet würden. 

Auf der Instrumentendimension manifestiert sich die Materialität des Wis- 
sens, das über Bildungsmonitoring in die politische Gestaltung von Bildung ein- 
fliessen soll. Erst die nähere Betrachtung der eigentlichen Instrumente offenbart 
die Informations- und Datenbasis eines Bildungsmonitoring-Dispositivs. Auf der 
Instrumentendimension bildet sich damit gewissermassen der epistemologische 
Kern von Bildungsmonitoring ab. In Anlehnung an Biesta (2011a) ist damit eine 
zweifache theoretische Grundlage geschaffen: Einerseits legitimieren die Instru- 
mente das Postulat oder die Vorstellung, dass Bildung auf Befunden basieren soll, 
die durch empirische Forschung gewonnen wurden. Andererseits sind sie auch ein 
möglicher Ausgangspunkt für die Diskussion der Anwendung des in ihnen enthal- 
tenen Wissens und der Evidenzbasierung ganz allgemein. 


248 7 Dimensionen von Bildungsmonitoring 


7.3 Produkte 


Die Produktdimension von Bildungsmonitoring-Dispositiven ist auf den ersten 
Blick relativ einfach zu erfassen: Sie beschreibt die Bildungsberichterstattung und 
damit die eigentlichen Bildungsberichte. Typischerweise ist diese Ausprägung von 
Bildungsmonitoring auf nationaler Ebene in vielen europäischen Ländern zu fin- 
den, wenn auch auch mit unterschiedlicher Betonung der verschiedenen Instru- 
mente (Döbert, 2008a). Auch in der nationalen Entwicklung des Bildungsmoni- 
torings in der Schweiz stand das Produkt von Anfang an sehr stark im Zentrum 
(vgl. Abschn. 5.4.1). Auf den zweiten Blick — und mit dem breiten Verständnis von 
Bildungsmonitoring der vorliegenden Arbeit — müssen jedoch weitere Produkte 
miteinbezogen werden. Empirisch sind auf internationaler, nationaler und kantona- 
ler Ebene verschiedenste Produkte von Bildungsmonitoring ermittelbar, die sich auf 
wenige oder einzelne Instrumente beziehen. In einer Bestandsaufnahme kam Marit- 
zen (2008) zum Schluss, dass sowohl die thematisch fokussierte Auswertung ein- 
zelner Datenbestände als auch die Zusammenführung und analytische Aufbereitung 
der verfügbaren Informationen zu den Aufgaben von Bildungsmonitoring gehören 
müssen. In diesem Sinne haben alle Produkte von Bildungsmonitoring-Dispositiven 
je spezifische Bezüge zu den Ausprägungen auf der Instrumentendimension. 

Auf der internationalen Ebene ist bei genauerer Betrachtung die Ausrichtung der 
Produkte auf einzelne Ausprägungen der Instrumentendimension der Normalfall. 
Typischerweise sind etwa die Berichte der OECD jeweils auf eine Datengrund- 
lage bezogen. Beispiele dafür sind die Education at a glance-Berichte oder die 
PISA-Ergebnisberichte (vgl. Abschn. 5.2.1 und 5.3.2). Ebenso beziehen sich die 
Berichte der OECD-Länderexamen oder Grundlagenberichte wie Schulen und Qua- 
lität (OECD, 1989/1991) oder Administration as service (OECD, 1987) auf einzelne 
Datenbestände oder kombinieren thematisch fokussiert spezifische Informations- 
und Datengrundlagen. Die Vielfältigkeit des Skopus von Produkten zeigt sich auch 
beim Blick in die Nachbarländer: Die Bildungsberichte in Deutschland und Öster- 
reich werden zwar als thematisch und inhaltlich umfassend präsentiert, schlies- 
sen jedoch die schulaufsichtsbezogenen Instrumente komplett aus (Hasselhorn 
et al., 2014; Wolter & Hof, 2014; Bruneforth & Lassnigg, 2012). Im französischen 
Bildungsmonitoring dagegen werden die einzelnen Elemente in jeweils separate 
Berichtsformen überführt. Die Produkte umfassen neben dem indikatorenbasier- 
ten Bericht L’etat de l’ecole (Esquieu, 2014), einen umfangreicheren und auf die 
territorialen Verteilungen von bildungsstatistischen Daten bezogenen Bericht mit 
dem Titel Geographie de l’ecole (Moisan, Naviaux & Monso, 2014) und zahlrei- 
che Inspektionsberichte — analog zu den englischen OFSTED-Berichten — mit sehr 
spezifischen Themenschwerpunkten. 
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Das nationale Bildungsmonitoring in der Schweiz ist bereits im Vorbericht skiz- 
ziert als Programm zum Aufbau von primär auf Leistungserhebungen fokussierten 
Datenerhebungen einerseits und als Programm zur Etablierung einer regelmässigen 
Berichterstattung andererseits, in die Ergebnisse aus verschiedenen, bestehenden 
und neu zu schaffenden Instrumentarien einfliessen (vgl. Abschn. 5.4.2). Gerade 
der erste Bericht von 2006 dokumentiert explizit das breite Instrumentarium, aus 
dem Informationen in den Bericht einflossen, macht aber auch auf vorhandene Leer- 
stellen im Angebot der zur Verfügung stehenden Instrumente und in der daraus 
resultierenden Datenlage aufmerksam (vgl. Abschn. 5.4.3). 

Die kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositive weisen ebenfalls eine breite 
Palette von Produkten auf, die jeweils spezifisch auf bestimmte Instrumente rekurrie- 
ren. Die Bildungsberichte des Kantons Luzern sind explizit bezogen auf bildungssta- 
tistische Daten. Der Einbezug von Informationen aus den Schulaufsichtsprozessen 
ist dabei nicht vorgesehen (vgl. Abschn. 6.1.1). In ähnlicher Weise haben viele Kan- 
tone bildungsstatistische Produkte aufzuweisen. Ähnliches gilt für die Leistungser- 
hebungen, die nicht nur im Fall von PISA jeweils in dezidierten Berichten münden 
(vgl. Abschn. 6.2.1). Die Produkte aus den Bildungsmonitoring-Instrumenten mit 
Bezug zur Schulaufsicht sind grundsätzlicher etwas seltener, auch weil die Infor- 
mationen aus den Aufsichtsprozessen oft als sensibler angesehen werden. Nichts- 
destotrotz ist die Produktdimension in solchen Prozessen genuin angelegt und finden 
sich in verschiedenen Kantonen Produkte, die öffentlich und auf die Systemebene 
bezogen sind (vgl. Abschn. 6.3.3). 

Die einzelnen Programmevaluationen und die Projekte angewandter Forschung 
sind auch auf der Produktebene auf wissenschaftliche Berichtsformen hin ausgerich- 
tet. Typischerweise stehen Produkte in Form von Ergebnisberichten bei in Mandats- 
verhältnissen ausgearbeiteten Evaluationen und Forschungsprojekten im Zentrum. 
Diese werden teilweise auch nochmals auf spezifische Zielgruppen oder Zweck- 
bestimmungen hin weiterverarbeitet. Dies ist beispielsweise in den Kantonen Bern 
und Zürich zu beobachten (vgl. Abschn. 6.5.1 & Abschn. 6.6.1). 

Als dritte Ausprägung auf der Produktdimension spielt der Einbezug von Inhalten 
von Bildungsmonitoring in die allgemeine politische Berichterstattung und Rechen- 
schaftslegung eine Rolle: Im Bildungsbereich werden zwischen 2009 und 2012 in 
fast der Hälfte der kantonalen Rechenschaftsberichte Informationen aus Inhalten von 
Bildungsmonitoring in Form von Indikatoren eingebaut. In den Kantonen Luzern 
und Zürich sind beispielsweise bildungsbezogene Indikatoren Teil des Regierungs- 
controllings. Daten und Information aus den Bildungsmonitoring-Dispositiven flies- 
sen in die entsprechende Berichterstattung ein (vgl. Abschn. 6.1.2 und 6.6.2). Der 
Zusammenhang zwischen Verwaltungscontrolling und Bildungsmonitoring ist aber 
nicht ein einseitiger. Gerade auf der Produktdimension ist Bildungsmonitoring stark 
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inspiriert durch die allgemeinen Entwicklungen rund um Verwaltungsleitbilder und 
den allgemeinen Trend zu evidenzbasierter Verwaltungspraxis (Davies et al., 2012). 
In den so gerichteten Zusammenhang sind beispielsweise Produkte wie die Bil- 
dungsberichte in den Kantonen Thurgau und Basel-Landschaft oder die Bildungs- 
strategie im Kanton Bern einzuordnen. In diesen Berichten geht es darum, eine 
Art Projektreporting zu realisieren und öffentlich zu machen (vgl. Abschn. 6.4.1 & 
6.5.1). Ähnliche Produkte stellen auch die Berichte zuhanden der Parlamente in den 
Kantonen Schwyz und St. Gallen dar. Auch da wurde zugunsten eines öffentlichen 
Produkts eine Art Bildungspolitikmonitoring etabliert. 

Die Produktdimension hat — ähnlich wie die Instrumentendimension - als Ele- 
ment der theoretischen Fassbarmachung von Bildungsmonitoring zunächst einen 
beschreibenden Charakter. Beschreiben lassen sich die einzelnen Produkte, aber 
auch die Zusammenhänge zwischen Produkten, Instrumenten und Zweckbestim- 
mungen. Auf der Produktdimension lässt sich aber auch ein Überblick über die 
Konsistenz und Kohärenz der Bildungsmonitoring-Dispositive generieren. Insbe- 
sondere auf der kantonalen Ebene zeigen sich hier Brennpunkte, besonders wichtige 
und intensiv bearbeitete Kombinationen von Zweckbestimmungen, Instrumenten 
und Produkten oder aber auch Inkonsistenzen, Lücken oder Entwicklungspoten- 
ziale. 

Auf der Produktdimension manifestiert sich der Informations- und Kommuni- 
kationscharakter von Bildungsmonitoring. Der Blick auf die Produkte offenbart 
nicht nur Zwecke und Instrumente, sondern auch kommunikative Strategien und 
politische Narrative. Die Produkte repräsentieren, neben den Verfahren und Ergeb- 
nissen der Sammlung, Auswahl und Aufbereitung von Informationen und Daten, die 
spezifischen Beschreibungsansätze des jeweiligen Bildungswesens (Rürup, 2018). 
Sie definieren die Begriffe, mit denen das Bildungsgeschehen aus öffentlicher 
und politischer Perspektive sicht- und fassbar gemacht wird. In den Produkten 
von Bildungsmonitoring wird zudem der diskursive Rahmen von Bildungspoli- 
tik abgesteckt. Damit wird definiert welche Aspekte des pädagogisch definierten, 
komplexen Gegenstandes Schule einem bildungspolitischen Zugriff unterliegen 
(vgl. Abschn. 3.1). 


7.4 Prozesse und Akteure 


Weder die Zweckzuschreibungen noch die Auswahl und Konfiguration der Instru- 
mente und die kommunikativen Strategien hinter den Produkten sind ohne den 
Blick auf die Prozesse und Akteure fass- und beschreibbar. In Anlehnung an die 
Governanceanalyse (Bösche & Lehmann, 2014) werden auf der Prozessdimension 
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die Modi des Zustandekommens von Bildungsmonitoring untersucht. Dabei gera- 
ten über die konkreten Zwecke, Instrumente und Produkte hinaus die beteiligten 
Akteure und die Formen der Handlungskoordination in den Fokus. Theoretisch aus- 
gedrückt werden auf der Prozessdimension, auch im Sinne moderner Ansätze der 
Politikfeldanalyse, die zentralen Entscheidungen bezüglich Bildungsmonitoring als 
Policy oder materieller Gegenstand in den Blick genommen. Die materiellen Ent- 
scheidungen entstehen in Prozessen — fassbar als Politics —, „wie sie sich durch 
das Aufeinanderprallen unterschiedlicher Meinungen, Interessen und Ziele, aber 
auch durch Absprachen, gegenseitige Abstimmungen, Kooperationen und Koaliti- 
onsbildungen ergeben“ (Blum & Schubert, 2011, S. 15). Auch aus diesem Grund 
werden Prozesse und Akteure hier zusammengefasst. Der institutionelle Rahmen — 
die Polity — dieser Prozesse wird dabei implizit mitberücksichtigt. 

Das in der vorliegenden Arbeit präsentierte empirische Material sowie die For- 
schung zu Bildungsmonitoring auf internationaler Ebene legen eine differenzierte 
Betrachtung von politischen Entscheidungsprozessen nahe: Einerseits sind Akteure 
und politische Entscheidungsprozesse festzustellen wenn es darum geht Mechanis- 
men von Gestaltung, Steuerung und Monitoring im Bildungssystem einzusetzen 
oder substanziell zu verändern. Die Akteure dabei sind meistens institutionell ein- 
gebundene, politische Akteure und die Entscheidungsprozesse betreffen das Design 
oder die Konzeption von Bildungsmonitoring. Dabei geht es auch um die Definition 
von Prinzipien und Zielen einer Bildungsmonitoring-Policy. Andererseits gestalten 
Akteure die konkreten Zwecke, Instrumente und Produkte von Bildungsmonitoring 
und sind — gewissermassen within Bildungsmonitoring - involviert in entsprechende 
Entscheidungsprozesse. Auf dieser Ebene sind es meistens Akteure aus der Ver- 
waltung sowie Expertinnen und Experten, die in den Entscheidungsprozessen eine 
wichtige Rolle spielen. Die Entscheidungsprozesse betreffen die Konzeption und 
den Einsatz von Instrumenten und die Ausarbeitung von Produkten. In Anlehnung 
an die aus den Wirtschaftswissenschaften stammende und politikwissenschaftlich 
rezipierte Prinzipal-Agenten-Theorie (Blum & Schubert, 2011) wären hier — unter 
Annahme einer strengen Funktionshierarchie zwischen politischen Akteuren und 
Bildungsmonitoring — eine Prinzipal- und eine Agentenebene zu unterscheiden. 

Im internationalen Kontext lässt sich diese Differenzierung an der Entwicklung 
der Bildungsaktivitäten der OECD erkennen. Der Ausbau und die Institutionalisie- 
rung der Bildungspolitik als Tätigkeitsbereich erfolgt in den 1960er-Jahren zunächst 
mit dem Ziel, den Mitgliedstaaten, die unter anderem die Herausforderungen der 
Bildungsexpansion zu bewältigen hatten, relevante Daten und insbesondere Indika- 
torensysteme zur Bewertung der Qualität von Bildungs- und Lernleistungen sowie 
zur Investitionsplanung bereitzustellen (Martens & Wolf, 2006). Die politischen 
Entscheide werden dabei vom OECD-Rat gefällt und die Ausarbeitung an ein 
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internationales Expertennetzwerk, angesiedelt ab 1968 am Centre for educational 
research und innovation (CERI), delegiert. Dieses Expertennetzwerk definiert dann 
auch das konkrete Arbeitsprogramm des CERI (Austin, 1972). Mitte der 1980er- 
Jahre initiierten die USA und Frankreich eine Weiterentwicklung der Bildungs- 
indikatoren. Die Motive hinter dieser Neukonfiguration des internationalen Bil- 
dungsmonitorings und der damit verbundenen Stärkung der OECD waren sowohl 
innen- als auch geopolitischer Natur und schlossen die Notwendigkeit mit ein, die 
Qualität der Indikatorensysteme und der Datenbasis auf internationaler Ebene zu 
verbessern (Rinne, Kallo & Hokka, 2004; Tröhler, 2013). Mit dem Indikatorenpro- 
jekt INES wird das Expertennetzwerk ausgebaut und innerhalb des Netzwerks die 
Idee der Erhebung von Bildungs- und Schulleistungsdaten entwickelt und damit 
der Grundstein für PISA gelegt (Langer, 2008b). Auf der Ebene der Experten wird 
diese Art von Bildungsmonitoring relativ schnell zu einem anspruchsvollen analy- 
tischen Instrument weiterentwickelt und gegenüber der Ebene der politischen Ent- 
scheidungsträger als unverzichtbares Element von Bildungsmonitoring propagiert. 
Insofern war die 1997 gefällte, politische Entscheidung für PISA und damit zu einer 
Erweiterung der Instrumente sehr wesentlich von der Expertenebene vorstrukturiert 
und forciert worden. „Unter einsetzendem peer pressure war die Idee internationaler 
Vergleichsstudien in nur kurzer Zeit zu einem Standard geworden, dem man sich 
öffentlich nicht widersetzen konnte“ (Martens & Wolf, 2006, S. 165). Bildungsmo- 
nitoring in Form der Bildungsindikatoren und der PISA-Erhebungen entwickelt sich 
damit von einem politisch einsetzbaren Instrument der OECD-Mitgliedsländer hin 
zu einem zentralen Bezugspunkt von internationaler und nationaler Bildungspolitik. 

Das nationale Bildungsmonitoring weist eine Entwicklung mit ähnlichem Grund- 
muster auf. In der Konzeptionsphase wird der Auftrag von den politischen Akteu- 
ren formuliert und definiert. Entscheidungsträger sind dabei der Bund mit Ver- 
tretern des Eidgenössischen Departements des Innern (EDI) und des Eidgenössi- 
schen Volkswirtschaftsdepartements (EVD) sowie die Schweizerische Konferenz 
der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK). Zugleich liegt die Konzeptionsphase 
zeitlich etwas nach der Lancierung von PISA. Im Sinne einer öffentlichen Legiti- 
mation von politischen Entscheidungen durch den Einbezug von Expertenwissen 
werden Expertennetzwerke bereits in der Phase der Konzipierung miteinbezogen. 
Dabei zeigen sich auch die bereits erwähnten Diskrepanzen in der Zweckdefinition 
des nationalen Bildungsmonitorings zwischen den politischen Akteuren und den 
Experten, wobei gleichzeitig im Fall von Ernst Buschor auch die Schwierigkeit der 
klaren Zuordnung von Akteuren zur politischen oder zur Expertensphäre deutlich 
wird (vgl. Abschn. 5.4.2). Mit der Vergabe des Auftrags an die Schweizerische 
Koordinationsstelle für Bildungsforschung (SKBF) wird die Ebene der Experten 
definiert. Wie die Bildungsberichte dokumentieren, liegt die Weiterentwicklung des 
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Verständnisses, der Inhalte und auch der Zweckdefinition dann hauptsächlich bei der 
SKBF. Am deutlichsten sichtbar wird dies an der Ausrichtung auf bildungsökono- 
mische Konzepte der Beschreibung von Bildung. Der Verzicht auf die ursprünglich 
angedachten, regelmässigen Schwerpunktberichte, von denen nur einer realisiert 
wurde, illustriert ebenfalls die besondere Position der SKBF. Diese Schwerpunkt- 
berichte hätten die Möglichkeit geboten, das Expertennetzwerk gezielt thematisch 
auszuweiten und breiter abzustützen (vgl. Abschn. 5.4.3). Die SKBF bleibt auch 
nach der Etablierung des Prozesses der politischen Zielfindung und -setzung in den 
nationalen Bildungsberichten thematisch bestimmend und entwickelt die Bericht- 
erstattung — und damit das nationale Bildungsmonitoring — primär in Richtung bil- 
dungsökonomischer Ansätze weiter (vgl. Abschn. 5.4.4). Insofern reiht sich die auf 
politischer Ebene getroffene Entscheidung für die SKBF in die programmatischen 
Entscheide der 1990er-Jahre im Zusammenhang mit der CORECHED und dem 
NFP 33 ein (vgl. Abschn. 5.2). Obwohl nicht in gleicher Weise explizit gemacht, 
steht hinter der Entscheidung das Bestreben, insbesondere durch den Einbezug der 
international bereits etablierten, bildungsökonomischen Ansätze die Generierung 
von Entscheidungsgrundlagen durch die Bildungsforschung zuhanden der politi- 
schen Bearbeitung von Bildung und Schule zu verbessern. Aus dieser Sicht war im 
nationalen Bildungsmonitoring das bereits in den 1960er-Jahren formulierte Postu- 
lat einer an Rationalitäts- und Wissenschaftsmassstäben ausgerichteten Politikge- 
staltung (vgl. Abschn. 5.1), das in der Folge mehrmals in Form einer geforderten 
Stärkung der Bildungsökonomie aktualisiert wurde, zum ersten Mal realisiert. 
Sowohl auf der politischen als auch auf der Expertenebene schufen unter anderem 
personelle Veränderungen die Voraussetzungen für die zentralen Entscheidungs- 
und Gestaltungsprozesse beim Aufbau des nationalen Bildungsmonitorings. Auf der 
politischen Ebene ist sicherlich auf die zunehmende Zuwendung zu Ansätzen des 
New public management (NPM) im Kontext einer allgemein angespannten Finanz- 
lage von Bund und Kantonen in den 1990er-Jahren hinzuweisen (vgl. Abschn. 5.2). 
Hangartner & Svaton (2013) stellen für die Durchsetzung dieser Ansätze im Schul- 
kontext die Person von Ernst Buschor und eine erfolgreiche, doppelte Argumenta- 
tionsstruktur, bestehend aus einem Effektivitäts- und einem Qualitätsversprechen, 
heraus: Durch die Implementation der bildungsökonomisch inspirierten Steuerungs- 
ansätze würde Bildung einerseits kosteneffizienter und -effektiver und durch die 
Autonomisierung der Schule als pädagogische Einheit könne andererseits die Qua- 
lität gesteigert werden. Diese Argumentation wurde politisch intensiv rezipiert 
und damit in der politischen Entscheidungsfindung dominierend. Auf der Ebene 
der Expertennetzwerke ist ebenfalls ein personeller Wandel feststellbar, der vor 
allem geprägt ist durch den meist altersbedingten Rücktritt von Personen, die seit 
den 1960er-Jahren die im internationalen Vergleich wenig bildungsökonomische 
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Ausrichtung der Bildungsforschung geprägt hatten. Als besonders zentral stellt etwa 
Streckeisen (2013) den Amtsantritt von Stefan Wolter als Direktor der SKBF dar: 
Wolter habe die ökonomische Neuformulierung von bildungspolitischen Problem- 
stellungen in der Schweiz massgeblich vorangetrieben und tief in den Institutionen 
verankert. Trotzdem ergibt sich der Befund der Instrumentalisierung auf der verfüg- 
baren empirischen Grundlage nicht. Nichtsdestotrotz kann aber für die Elemente des 
nationalen Bildungsmonitorings festgestellt werden, dass die beteiligten Akteure 
die Ausgestaltung und Entwicklung massgeblich und nachhaltig mitgestalteten und 
sich dabei auch ein Stück weit verselbständigten. Sichtbar ist dies etwa an den für 
die nationalen Bildungsberichte relevanten Zielsystemen (vgl. Abschn. 5.4.3). 

Die Expertennetzwerke auf der nationalen Ebene sind geprägt durch mehrere the- 
matisch und aufgabenbezogen definierte Teilnetzwerke: (1) Die Bildungsberichter- 
stattung wird verantwortet von einem relativ kleinen Netzwerk rund um die SKBF. 
Die konzeptionelle Idee einer sukzessive breiteren Abstützung über die Vertiefungs- 
berichte wurde nur einmal wirklich umgesetzt (vgl. Abschn. 5.4.3). (2) Mit dem 
Bildungsmonitoring wird auch die Modernisierung der Bildungsstatistik initiiert 
und realisiert. Im Zentrum dieses Teilnetzwerks steht das Bundesamt für Statistik 
(BFS) (vgl. Abschn. 5.4.4). (3) Wie schon mehrfach dargestellt ist PISA ein wesent- 
licher Impuls zum Aufbau des nationalen Bildungsmonitorings. Das Netzwerk der 
Expertinnen und Experten für PISA im Speziellen und für die Leistungserhebung 
im Bildungsbereich ganz allgemein ist als Teilnetzwerk vermutlich am breitesten 
abgestützt und im Rahmen des sogenannten PISA-Konsortiums auch relativ stark 
institutionalisiert (vgl. Abschn. 5.3.3). (4) In der Erarbeitung der ÜGK ab 2013 
bildet sich ein weiteres Teilnetzwerk (vgl. Abschn. 5.5). Die vier Teilnetzwerke 
agieren relativ unabhängig voneinander und haben kaum personelle Schnittmen- 
gen — mit Ausnahme von PISA und ÜGK. Damit wurde das unter anderem in der 
CORECHED und im NFP 33 angestrebte Postulat einer wissenschaftlich und poli- 
tisch breit abgestützten Intensivierung der Forschung in den Bereichen System- und 
Leistungsevaluation, Organisationsentwicklung, Qualitätssicherung, Berichterstat- 
tung, Steuerung und Regulierung sowie Politikevaluation (vgl. Abschn. 5.2.2 & 
5.2.4) auf nationaler Ebene eher nicht erfüllt. 

In Analogie zu den Erkenntnissen und Lesarten im internationalen Kontext zei- 
gen sich auf der Dimension der Prozesse und Akteure im nationalen Bildungsmo- 
nitoring zwei Ausprägungen: (1) Die Auswahl der Expertinnen und Experten auf 
der politischen Ebene erfolgt sehr bewusst und zwar mit Blick auf die Kompeten- 
zen aber auch auf die Einstellungen und die Einschätzung der Entwicklungsrich- 
tung, die die mandatierten Akteure potenziell vorantreiben werden. Bedingt durch 
das bildungsföderalistische Mehrebenensystem mit geteilten Verantwortlichkeiten 
auf praktisch allen Bildungsstufen muss auch in den Entscheidungsprozessen zu 
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Bildungsmonitoring ein gut austarierter Konsens gefunden werden. Dabei spie- 
len die jeweiligen Kompetenzzuordnungen zu Bund und Kantonen eine Rolle. 
Genauso werden aber auch die fachlichen Kompetenzen der Experten, ihre Ein- 
stellung zu bestimmten bildungspolitischen Fragen oder ihr disziplinärer Hinter- 
grund berücksichtigt. Zugleich bieten sich aber Möglichkeiten, vor dem Hinter- 
grund der angestrebten Neugestaltung der gesamtschweizerischen Bildungskoope- 
ration und des Aufbaus eines nationalen Bildungsmonitorings neue Expertennetz- 
werke zu bilden. (2) In den Entwicklungen des nationalen Bildungsmonitorings 
zeigt sich eine gewisse Verselbständigung der Expertennetzwerke. Diese sind aktiv 
beteiligt, wenn die kommunikative Bearbeitung bildungspolitischer Fragen gerahmt 
wird. Sie gestalten sehr wesentlich die Zweckzuschreibungen, die Instrumente und 
Produkte von Bildungsmonitoring mit. Gerade durch den sich auf der Produktdi- 
mension manifestierenden Informations- und Kommunikationscharakter von Bil- 
dungsmonitoring werden politische Entscheidungsprozesse zu Bildungsmonitoring 
entscheidend von den Akteuren within Bildungsmonitoring beeinflusst. 

Die Situation der Prozesse und Akteurskonstellationen im Bildungsmonitoring 
auf kantonaler Ebene stellt sich naturgemäss sehr heterogen dar. In der Fülle des 
Materials zu den Bildungsmonitoring-Dispositiven aller 26 Kantone sind zusam- 
menfassend zwei Ausprägungen mit theoretischem Potenzial auf der Dimension 
der Prozesse und Akteure identifizierbar: (1) Die politische Positionierung der amt- 
lichen Statistik im Allgemeinen und der Bildungsstatistik im Besonderen inner- 
halb der Verwaltung definiert sowohl die im Bereich der Bildungsstatistik tätigen 
Akteure als auch die Position bildungsstatistischer Informationen in den kantona- 
len Bildungsmonitoring-Dispositiven sehr wesentlich mit. Differenzen zwischen 
den Kantonen bestehen unter anderem dahingehend, dass sich nicht alle der für Bil- 
dungsstatistik verantwortlichen Akteure in den Kantonen der statistischen Charta 
von BFS und Kantonen unterstellt haben. Gerade wenn die Bildungsstatistik in 
die statistischen Ämter integriert ist, profitiert sie von der meist auch institutio- 
nell abgesicherten Unabhängigkeit, von den spezifisch auf Statistik ausgerichte- 
ten Ressourcen personeller und technischer Natur und kann sich über statistische 
Unparteilichkeit und Objektivität legitimieren. Im Kanton Luzern beispielsweise, 
wurde die amtliche Statistik mit allen Statistikbereichen in eine öffentlich-rechtliche 
Anstalt überführt. Dadurch waren das Netzwerk der Experten ebenso wie die Pro- 
zesse, die unter anderem in den beiden Bildungsberichten mündeten, entsprechend 
geprägt. Instrumente wie die externe Schulevaluation oder standardisierte Leis- 
tungserhebungen waren in dieser Konstellation keine valablen Datengrundlagen. 
Gleichzeitig konnten sich neben der etablierten und hochgradig politisch legiti- 
mierten Statistik die Akteure der externen Schulevaluation nur marginal ins kan- 
tonale Bildungsmonitoring-Dispositiv einbringen (vgl. Abschn. 6.1.2). In anderen 
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Kantonen wie Aargau, Basel-Stadt oder St. Gallen etablierte sich eine Art Aufgaben- 
teilung im Bereich der Bildungsstatistik wobei die statistischen Ämter eher für die 
Datenerhebung und -speicherung sowie für standardisierte Auswertungen zuständig 
sind und Stellen der Bildungsverwaltung für spezifische Auswertungen, ergänzende 
Erhebungen und den Einbezug weiterer Instrumente in die Bildungsmonitoring- 
Dispositive Verantwortung übernehmen (vgl. Abschn. 6.1.3). Eine explizite Aufga- 
benteilung ist auch in den Kantonen Glarus, Jura oder Thurgau zu beobachten, die 
die bildungsstatistischen Erhebungen und zumindest einen Teil der Auswertungen 
bei anderen Kantonen in Auftrag gegeben haben. Bei diesen Kantonen überneh- 
men meist Akteure aus der Bildungsverwaltung die Übernahme bildungsstatisti- 
scher Informationen in die Bildungsmonitoring-Dispositive (vgl. Abschn. 6.1.3, 
Abschn. 6.3.3 & Abschn. 6.4.2). Die beiden grossen Kantone Bern und Zürich 
ebenso wie Genf und Wallis führen dagegen bildungsstatistische Abteilungen inner- 
halb ihrer Bildungsverwaltungen. Damit ist die Verantwortung für die Erhebung 
und die Speicherung der bildungsstatistischen Daten losgelöst von den statisti- 
schen Ämtern. Dementsprechend sind die Expertennetzwerke eher domänenspezi- 
fisch besetzt und nicht ausschliesslich auf die Prozesse amtlicher Statistik, sondern 
ebenso auf Programmevaluation oder anwendungsorientierte Forschung ausgerich- 
tet (vgl. Abschn. 6.2.3, Abschn. 6.5.2, Abschn. 6.6.2 & Abschn. 6.6.3). (2) Etwas 
genereller offenbaren die Bildungsmonitoring-Dispositive auf der Ebene der Pro- 
zesse und Akteure die allgemeinen in den einzelnen Kantonen dominanten bildungs- 
politischen Verhältnisse. Gerade der in vielen Kantonen beobachtbare Einfluss von 
NPM-Konzepten ist ein entscheidender Impuls bei der Besetzung und Gestaltung 
des Bildungsmonitorings. Sehr deutlich zeigt sich dies etwa an den Neukonzeptio- 
nen der Bildungsplanung in den Kantonen Bern und Zürich. In beiden Fällen ist die 
Neuausrichtung des Bildungsmonitorings eine Massnahme aus einer ganzen Reihe 
von Projekten und Massnahmen, die explizit im Zeichen einer managerialistisch 
inspirierten Neugestaltung von Politik im Allgemeinen und von Bildungspolitik im 
Besonderen stehen (vgl. Abschn. 6.5.1 & Abschn. 6.6.1). In anderen Kantonen wird 
diese Ausrichtung von Politik und Verwaltung etwa im Aufbau von Prozessen des 
Regierungscontrollings sichtbar, beispielsweise in den Kantonen Luzern, Thurgau 
oder Tessin (vgl. Abschn. 6.1.2, Abschn. 6.4.1 & Abschn. 6.6.3). Diese politische 
Ausrichtung führt zu einer spezifischen Besetzung der Akteure within Bildungsmo- 
nitoring. Das Personal in den Bildungsmonitoring-Dispositiven wird in fast allen 
Kantonen sehr bewusst auf die politische Zielsetzung hin ausgewählt. 

Die neu aufgebauten bzw. gestärkten Expertennetzwerke in den Kantonen 
sind inhaltlich grob zwei Gruppen zuzuordnen: (1) In vielen kantonalen 
Bildungsmonitoring-Dispositiven werden Experten rund um die Erfassung von 
Kompetenzen und die Auswertung dieser Daten auf der Systemebene wichtig. Auf 
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gesamtschweizerischer Ebene entstehen diese Netzwerke im Rahmen der nationalen 
Beteiligung an internationalen Indikatorenprogrammen und Schulleistungsstudien. 
(2) Mit den Themen Evaluation und Qualitätsentwicklung auf Systemebene steigtin 
praktisch allen Kantonen die Relevanz der entsprechenden Akteure und Netzwerke. 
Gerade im Bereich der Qualitätsentwicklung waren einzelne Personen in mehreren 
Kantonen als Berater an der Konzeption dieser Dispositive beteiligt. 

Der Befund der Verselbstständigung der Akteure within Bildungsmonitoring 
lässt sich allerdings nicht generell bestätigen. Obwohl die Expertennetzwerke die 
konkrete Gestaltung und die Entwicklung der kantonalen Bildungsmonitoring- 
Dispositive sicherlich prägen, zeigt gerade die Entwicklung der evaluationsbasierten 
Ansätze in Kantonen wie Schwyz, St. Gallen oder Uri, in denen mit der externen 
Evaluation eine konzeptuell zentrale Datenbasis politisch eingeschränkt wurde, dass 
die politische Ebene — gewissermassen als Prinzipal — weiterhin über Deutungs- und 
Gestaltungshoheit verfügt (vgl. Abschn. 6.2.3, Abschn. 6.4.3 & Abschn. 6.5.3). 

Insgesamt ist auf der Dimension der Prozesse und Akteure die differenzierte 
Betrachtung der kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositive sinnvoll. Gerade die 
kantonale Ebene, auf der im bildungsföderalistischen Bildungssystem der Schweiz 
viele Entscheidungskompetenzen angesiedelt sind, zeigt deutlich, dass Bildungsmo- 
nitoring den politischen Akteuren verschiedene Mittel zur Kommunikation in die 
Hand gibt. Dabei ist die Ausgestaltung dieser Kommunikationsgrundlagen einer- 
seits abhängig von den Informationsbedürfnissen der politischen Akteure und wirkt 
aber andererseits auch auf die Art und Weise der bildungspolitischen Information 
und Kommunikation zurück. 

Auf der Dimension der Prozesse und Akteure zeigt sich, dass nicht oder nicht 
mehr von einer quasi hierarchischen Beziehung zwischen den politischen Akteu- 
ren und Entscheidungsprozessen und den Akteuren und Entscheidungsprozessen 
within Bildungsmonitoring ausgegangen werden kann. Ein Ausdruck davon sind 
die Prozesse der Problematisierung bildungspolitischer Themen, die teilweise auch 
als Agenda setting bezeichnet werden, und des Wissensmanagements in diesen Pro- 
zessen. Grek (2012, 2013) skizziert dazu in zwei Aufsätzen einerseits den zuneh- 
menden Einfluss von Wissen und Expertise auf die Themensetzungen auf interna- 
tionaler Ebene und die wichtige Rolle der Expertennetzwerke. Andererseits betont 
sie die Entwicklung von einem dualen Verhältnis zwischen Politik und Experten hin 
zu einer zunehmenden Verschmelzung beider Sphären. Aus „knowledge informing 
policy“ (Grek, 2013, S. 706) wird „knowledge is policy—it becomes policy, since 
expertise and the selling of undisputed, universal policy solutions drift into one sin- 
gle entity and function“ (Grek, 2013, S. 707). In dieser Konfiguration, die letztlich 
politische Steuerung oder Educational governance abbildet, spielt Bildungsmo- 
nitoring als auf die politische Bearbeitung von Bildung und Schule ausgerichtete 
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Information und Kommunikation eine wesentliche Rolle. Dieses Ergebnis wird etwa 
von Hartong (2018) bestätigt, die die „Produktionsnetzwerke nationaler Bildungs- 
standards“ (S. 160) in Deutschland als zunehmende Konzentration der Experten- 
aufgaben auf ein Netzwerk von Akteuren skizziert, das sich ausgehend von PISA 
bildete und etablierte. Ein wesentliches Element der Produktion und der Selbstlegi- 
timation dieses Netzwerks sei dabei der permanente Verweis auf die ideologiefreie, 
wissenschaftlich neutrale Expertenlogik gewesen. Zugleich hätten sich die Netz- 
werke über die zentrale Positionierung der Instrumente von Bildungsmonitoring in 
den zentralen Stellen im outputorientierten Gesamtsteuerungssystem etabliert. 

Ein aktives Bemühen um die eigene Position, die eigenen Ziele und Interes- 
sen kann demnach sowohl den politischen Akteuren als auch den Akteuren inner- 
halb der Bildungsmonitoring-Dispositive zugesprochen werden. Diese Mechanis- 
men wurden theoretisch etwa auf der Basis von Bourdieus Analyse des sozialen 
Raumes (Bourdieu, 1993) oder mit Begriffen wie den Arenas of education gover- 
nance (Leuze et al., 2007) beschrieben. Sie entspringen der Analyse von politischen 
Akteuren und Entscheidungsprozessen und sind auch im politischen Umgang mit 
Bildungsmonitoring relevant. 
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Die Generierung und Verarbeitung von Daten und Informationen zuhanden poli- 
tischer Akteure wird im Folgenden als Institutional work dargestellt. Diese Per- 
spektive ergänzt die qualitativ-theoretische Dimensionalanalyse (vgl. Kap. 7) und 
schliesst sowohl an die internationale Diskussion (Bormann et al., 2018) als auch an 
jüngere Theorieentwicklungen an (Houben, 2019; Langer & Brüsemeister, 2019a). 
Mit dem Institutional work-Konzept wird der Blick auf die Praxis von Akteuren 
und die Prozesse des Umgangs mit Institutionen geworfen (vgl. Abschn. 3.2). Die 
in Bildungsmonitoring vorzufindende Vermengung von Steuerungs- und Informa- 
tionsaspekten wird in dieser Perspektive aufgenommen und als Wirkung über die 
Praxis involvierter Akteure theoretisch fassbar gemacht. Mit der Darstellung von 
Bildungsmonitoring als Institutional work wird zudem versucht, Governanceansatz 
und neo-institutionalistische Ansätze theoretisch zu verbinden. 

Aus der Governanceperspektive (vgl. Abschn. 3.3) erscheint Bildungsmoni- 
toring primär als Element der Instrumente und Mechanismen mit denen Fragen 
der Regulierung und Leistungserbringung sowie entsprechende Umbrüche und 
Transformationen untersucht werden. Dabei wird Regulierung als formenreiche 
und vielfältige Handlungskoordination verstanden und der institutionelle Kontext 
beteiligter Akteure mitberücksichtigt (Graß, 2015). Im Bereich der bildungspoli- 
tischen Analyse ist der Einbezug der gesellschaftlich-kulturellen Dimension von 
Schule und Bildung bislang ein Desiderat geblieben. Wie Dietrich (2019) fest- 
stellt, werden Steuerungsfragen noch kaum mit „schultheoretisch wie professions- 
theoretisch zentralen Fragen nach der Autonomie des Pädagogischen bzw. nach 
dem Verhältnis schulischer bzw. pädagogischer Eigenlogik und gesellschaftlicher 
Bestimmtheit von Schule und des Schulischen“ (S. 52) zusammengebracht. Wäh- 
rend der Institutionenbegriff in Educational governance relativ intensiv verwendet 
wird, stellt seine Weiterentwicklung in Richtung gesellschaftlicher Symbolsysteme, 
professioneller Praktiken, kollektiver Normativitätsvorstellungen sowie kultureller 
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Glaubenssysteme und Mythen ein bislang noch wenig genutztes Anregungspoten- 
zial dar (Herbrechter & Schemmann, 2019; Houben, 2019). 

Aus neo-institutionalistischer Perspektive (vgl. Abschn. 3.2) erscheint Bildungs- 
monitoring als Element einer Praxis in Bildungspolitik und Bildungsverwaltung, die 
durch Institutionen beeinflusst und teilweise in ihrer Ausprägung und Gestaltung 
massgeblich verändert wird. Neo-institutionalistische Analysen legen die jeweili- 
gen Ideen, Normen und formellen Regelungen von Bildungssystemen offen und 
untersuchen Bildungsorganisationen auf die spezifischen institutionellen Arrange- 
ments hin, in die diese eingebettet sind. International vergleichend werden wer- 
den häufig Unterschiede und Gemeinsamkeiten nationaler Bildungssysteme auf 
der Basis von Bildungsmodellen und Institutionen dargestellt (Powell, Bernhard 
& Graf, 2012). Auf der Basis neo-institutionalistischer Ansätze wird unter anderem 
die Wirkung bildungspolitischer Aktivitäten anhand ihrer institutionellen Effekte 
erklärt (H.-D. Meyer, 2009; Sjøberg, 2019). Im ihrem prominenten Modell der 
Wirkung internationaler Organisationen auf nationale Bildungspolitik beschreiben 
Leuze etal. (2008) eine Veränderung der Institutionen auf nationaler Ebene, die sehr 
wesentlich durch die Aktivitäten der internationalen Organisationen angeregt sei. 
Wie Ozga (2019) ausführt, gehen neo-institutionalistische Erklärungen der Inter- 
nationalisierung — von jüngeren Entwicklungen rund um Institutional work und 
Institutional entrepreneurship abgesehen — jedoch oft von einer Art Konsens aus, 
der die Umsetzung von institutionellen Regeln in politische Handlungen leitet und 
damit entscheidende Elemente wie Macht, Zwang oder Steuerung kaum berücksich- 
tigt, oder zumindest nicht genügend deutlich hervorhebt. Allgemein Konstatieren 
Herbrechter und Schemmann (2019), dass innerhalb des Neo-Institutionalismus die 
Systematisierung der Strategien und Handlungen von Akteuren gegenüber insti- 
tutionellen Strukturen noch nicht weit vorangetrieben wurde. Insofern bietet der 
Educational governance-Ansatz, in dem „das Zusammenspiel oder Gegeneinan- 
derspiel sehr unterschiedlicher Akteure“ (Langer & Brüsemeister, 2019b, S. 2) 
differenziert betrachtet wird, durchaus theoretisches Anregungspotenzial für die 
neo-institutionalistische Auseinandersetzung. 

Mit dem Institutional work-Konzept kann das beidseitige Anregungspotenzial 
aufgenommen werden. Für Bildungsmonitoring als Element von Steuerungsvor- 
stellungen und politischer Auseinandersetzung um Bildung und Schule bietet die 
Verbindung von Governanceansatz und Neo-Institutionalismus einen gegenstands- 
angemessenen Theorierahmen. Bildungsmonitoring ist symbolisch und kommuni- 
kativ (vgl. Abschn. 7.3), hat einen engen Bezug zu gesellschaftlichen Narrativen 
rund um Wissenschaft, Bildung und Politik (vgl. Abschn. 7.1), ist vielseitig durch- 
drungen von institutionell eingebundenen Akteuren (vgl. Abschn. 7.4) und steht für 
verschiedene Praktiken des Umgangs mit Information (vgl. Abschn. 7.2). Gerade 
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für die in neueren Ansätzen des Neo-Institutionalismus wichtige Integration kultu- 
reller Mechanismen im Zusammenspiel von institutionellen Strukturen und sozialen 
Akteuren bietet Bildungsmonitoring als politisches Phänomen, das unter anderem 
Steuerungs- und Kommunikationsaspekte umfasst, gehaltvolles empirisches Mate- 
rial. Zugleich werden mit der theoretischen Verdichtung von Bildungsmonitoring als 
Institutional work verschiedene Entwicklungsrichtungen der Educational Gover- 
nance aufgenommen. Solche Entwicklungsrichtungen sind etwa die Stärkung der 
Praxisperspektive, die Verbindung mit symbolischen Deutungen, Wissensordnun- 
gen oder mit der kommunikativen Konstruiertheit sozialer Wirklichkeit (Langer & 
Brüsemeister, 2019a). Das Institutional work-Konzept fusst darüber hinaus — im 
Unterschied zu Institutional entrepreneurs — auf der Vorstellung, dass alle betei- 
ligten Akteure selbst in den institutionellen Kontext eingebunden sind, an dessen 
Gestaltung sie mitarbeiten. 

Die Hinwendung zur Praxis sowie die Rekonstruktion von konkretem 
Handeln - verstanden als Arbeit an Institutionen — werden in der Forschung zu 
Institutional work mittels qualitativer Ansätze realisiert. Ein kurzer Blick in die 
Literatur zeigt, dass bedeutungsdichtes Material und interpretative Auswertungs- 
methoden bei Forschenden, die mit dem Institutional work-Konzept arbeiten, einen 
hohen Stellenwert haben (z. B. Enders & Naidoo, 2018; Gawer & Phillips, 2013; 
Zietsma & McKnight, 2009). Angesichts des genuin hermeneutischen Umgangs 
mit dem empirischen Material (vgl. Abschn. 4.2) stellt das Konzept eine gehaltvolle 
und angemessene Grundlage für die abschliessende theoretische Modellierung von 
Bildungsmonitoring dar. 

Für die theoretische Verarbeitung der Ergebnisse zu Bildungsmonitoring in der 
Schweiz werden im Institutional work-Konzept von Lawrence & Suddaby (2006) 
fünf relevante Formen der Arbeit an Institutionen identifiziert: (1) Über Defining 
werden institutionelle Regeln zur Mitwirkung und zur Praxis gestaltet. Beispiele 
für institutionelle Definitionsarbeit sind Verfahrens- und Produktstandards, Zerti- 
fizierung oder Akkreditierung. Als Definitionsarbeit kann auch die Entwicklung 
und Spezifikation abstrakter Kategorien und Beschreibungssysteme gefasst wer- 
den. Als Entwicklung und Spezifikation werden beispielsweise auch Bemühungen 
betrachtet, die bestehende Begriffssysteme aus einem Politikfeld in ein anderes 
zu transferieren suchen. (2) Als Identitäten werden Verbindungen zwischen einem 
Akteur und einem politischen oder gesellschaftlichem Feld bezeichnet. Die Con- 
struction of identities ist in diesem Sinne die Zuweisung von Aufgaben oder Positio- 
nen an bestimmte Akteure. Dabei können über diese Identitätskonstruktion sowohl 
bestehende Akteure neue oder ergänzende Positionen zugewiesen erhalten als auch 
neue Akteure in ein Feld eingeführt werden. Beispiele für die Identitätskonstruk- 
tion sind etwa die Betonung von Arbeitnehmern als Mitverantwortliche für den 
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Unternehmenserfolg oder Prozesse der Professionalisierung und Deprofessionali- 
sierung. (3) Als Mimicry wird eine Form von Institutional work bezeichnet, bei 
der Akteure bestehende institutionelle Kontexte und damit institutionell verankerte 
Praktiken und Regeln mit neuen institutionellen Elementen verknüpfen. Durch die 
Darstellung neuer institutioneller Elemente neben bestehenden werden erstere ver- 
ständlich und einfacher zugänglich. Zugleich können Akteure über das Nebenein- 
anderstellen bestehender und neuer institutioneller Elemente auf die entscheiden- 
den Differenzen hinweisen. Mimikry manifestiert sich etwa in der ambivalenten 
Position von Akteuren in Schulreformen gegenüber den bestehenden Konstellatio- 
nen, die sie zwar verändern aber nicht revolutionieren möchten (Imlig, Lehmann & 
Manz, 2018). (4) Über Valourizing — und Demonizing als negative Variante davon 
— werden die öffentliche Wahrnehmung und der öffentliche Diskurs rund um Insti- 
tutionen kommunikativ zu beeinflussen versucht. Dazu heben Akteure konkrete 
Prozesse oder Policies als besonders gelungen oder misslungen hervor. Gelungen 
sind Prozesse oder Policies dann, wenn sie den institutionellen Regeln entsprechen. 
Mit dieser gezielten Aufwertung festigen die Akteure diese institutionellen Regeln 
und deren Wahrnehmung und Wichtigkeit im Feld. Ein Beispiel dieser Aufwertung 
sind auf Leistungssport ausgerichtete Schulen, die ihre erfolgreichen Bemühungen 
um die sportliche Förderung der Schülerinnen und Schüler systematisch hervor- 
heben um ihr Leistungsprinzip zu legitimieren. (5) Mit Embedding werden Insti- 
tutionen in der Alltagspraxis der Akteure verankert. Wesentliches Element davon 
sind Routinen und repetitive Praktiken über die die Pflege und die Reproduktion 
von Institutionen sichergestellt wird. Diese Einbettung auf symbolischer, kultureller 
oder praktischer Ebene erklärt im Neo-Institutionalismus Prozesse der Institutiona- 
lisierung ganz generell (vgl. Abschn. 3.2). Im Institutional work-Konzept ist damit 
gemeint, dass Akteure bestimmte Institutionen aktiv pflegen, indem sie die alltäg- 
lichen Routinen und Praktiken bewusst auf bestimmte Institutionen hin ausrichten. 
Die Einbettung des Leistungsprinzips an den erwähnten, auf Leistungssport aus- 
gerichteten Schulen erfolgt beispielsweise über die ritualisierte Belobigung von 
sportlich erfolgreichen Schülerinnen und Schülern. 

Bildungsmonitoring ist sowohl in der internationalen Diskussion als auch auf 
nationaler und kantonaler Ebene in vielerlei Hinsicht als Defining fassbar. Für 
Deutschland und die Schweiz sehr gut dokumentiert und beforscht ist die Ein- 
führung von Bildungsstandards, ausgelöst unter anderem durch die ersten Ergeb- 
nisse aus dem Programme for international student assessment (PISA) (Bieber, 
2014; Hartong, 2018). Die Definitionsarbeit betrifft dabei einerseits die abstrak- 
ten Kategorien bezogen auf die Leistungen und Wirkungen von Bildungssystemen 
(vgl. Abschn. 5.3.1). Andererseits stossen die internationalen Schulleistungsstudien 
auf nationaler und kantonaler Ebene Institutionalisierungsprozesse an. Ausdruck 
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dieser Institutionalisierung sind etwa die Schweizerische Koordinationskonferenz 
Bildungsforschung (CORECHED), das Netzwerk der regionalen PISA-Konsortien 
(vgl. Abschn. 5.3.3) oder der Aufbau der Epreuves romandes communes in der 
Westschweiz (vgl. Abschn. 6.2.1). Zugleich wird auch die Frage der normativen 
Festlegung darüber, wie Definitionsprozesse ablaufen und wer beteiligt ist, inter- 
national diskutiert. Dabei steht die Intention einer wissenschaftlichen, diskursiven 
Offenheit der eher kritischen Feststellung gegenüber, dass Bildungsmonitoring vor 
allem die Eingriffs- und Gestaltungshoheit des Staates abbilde (Rürup, 2018). 

In praktisch allen Kantonen sind Definitionsprozesse festzustellen, die sich auf 
drei unterscheidbare Ausprägungen beziehen: (1) Definiert wird, welche Instru- 
mente mit welchem Zweck Elemente des jeweiligen Bildungsmonitoring- 
Dispositivs sind. So stehen in praktisch allen Kantonen Aufsicht, Inspektion und teil- 
weise auch von Schulführung in einer definierten Relation zu Bildungsmonitoring. 
Im Kanton Luzern wird beispielsweise der Anspruch der Qualitätssicherung durch 
die externe Schulevaluation für Volks- und Mittelschulen sowie die Akkreditierung 
für die neu entstehenden Hochschulen eingelöst, das Monitoring zuhanden der Bil- 
dungspolitik leisten jedoch Bildungsstatistik und verschiedene Programmevalua- 
tionen. In den Kantonen Appenzell Innerrhoden, Appenzell Ausserrhoden, Glarus, 
Nidwalden, Schaffhausen und Zug erfolgt die Systemevaluation im Rahmen von 
Qualitätssicherung und -entwicklung. Eine sehr explizite Definition von relevanten 
Elementen findet sich im Einbezug verschiedener Informationen in die Prozesse von 
Regierungscontrolling und -berichterstattung, beispielsweise in den Kantonen Bern 
oder Zürich (vgl. z. B. Abschn. 6.1 & 6.3.3). (2) Definiert wird, in welchem Ver- 
hältnis praktische, wissenschaftliche und politische Kompetenz innerhalb von Bil- 
dungsmonitoring stehen. Mit dieser Definition von Bildungsmonitoring-Kompetenz 
wird oft ein Bezug hergestellt zu den Ansprüchen der Rationalität und Objektivität 
bildungspolitischer Entscheidungsfindung. In den zuletzt erwähnten Kantonen, in 
denen Qualitätssicherung und -entwicklung zentral sind, wird typischerweise eine 
Art Kompetenz der Praxis hervorgehoben. Das entscheidende Steuerungswissen 
entsteht in diesem Verständnis durch die praktische Erfahrung der Akteure. In den 
Kantonen Genf, Waadt oder Tessin sind die Bildungsmonitoring-Dispositive sehr 
viel stärker mit Begrifflichkeiten und Akteuren wissenschaftlicher Provenienz asso- 
ziiert. Die in diesen Kantonen eingesetzten Instrumente von Bildungsmonitoring 
zeichnen sich durch eine sehr systematische und meist explizit an wissenschaftli- 
cher Methodik orientierte Herangehensweise aus (vgl. z. B. Abschn. 6.5.3 & 6.6.3). 
(3) Definiert werden schliesslich die zentralen interkantonalen, nationalen und inter- 
nationalen Referenzen des kantonalen Bildungsmonitorings. Verwiesen wird dabei 
sowohl auf Instrumente als auch auf Akteure von Bildungsmonitoring. Mit den Ver- 
weisen, beispielsweise auf einen anderen Kanton, wird die Orientierung an oder 
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die Übernahme von konzeptionellen und begrifflichen Elementen vorbereitet und 
legitimiert. Gleichzeitig wird durch solche Verweise der Rahmen definiert, in dem 
eine solche Orientierung oder Übernahme erfolgen kann und soll. Über Referen- 
zen werden gegenseitige Erwartungshaltungen zwischen Kantonen, den verschiede- 
nen interkantonalen Organisationen, der Schweizerischen Konferenz der kantonalen 
Erziehungsdirektoren (EDK) und dem Bund formuliert. Drei der häufigsten Refe- 
renzen in den Kantonen sind die gesamtschweizerische Bildungsstatistik, das natio- 
nale Bildungsmonitoring in Form von Bildungsberichten, Bildungsstandards und 
der Überprüfung der Grundkompetenzen (ÜGK) sowie die internationalen Schul- 
leistungsstudien. In diesem Sinne erscheint Bildungsmonitoring in einem hohen 
Masse selbstreferenziell. Eine Referenzierung internationaler Bildungsforschung 
über Schulleistungsstudien hinaus findet sich beispielsweise in den Kantonen Genf 
und Tessin. PISA tritt als Referenz in allen Kantonen auf, besonders intensiv in 
jenen, die kantonale Zusatzstichproben testen lassen. Die gesamtschweizerischen 
Entwicklungen von Bildungsstatistik und Bildungsmonitoring sind gerade in klei- 
neren Kantonen, in denen bestimmte Elemente nicht kantonal umgesetzt werden, 
eine wichtige Referenz. Dabei ergänzen die Elemente des nationalen Bildungs- 
monitorings die kantonalen Bestrebungen, etwa in den Konzeptionen der Kantone 
Jura oder Solothurn, oder das kantonale Bildungsmonitoring ist, wie im Kanton 
St. Gallen, bewusst als Erweiterung der nationalen Elemente angelegt. Die kan- 
tonalen Bildungsmonitoring-Dispositive referenzieren ebenfalls häufig Programme 
und Projekte, die mehrere Kantone gemeinsam tragen. Beispiele dafür sind die ver- 
schiedenen Elemente der Zusammenarbeit innerhalb der Conference intercantonale 
de l'instruction publique de la Suisse romande et du Tessin (CIIP), die Bildungsbe- 
richte der vier Nordwestschweizer Kantone aber auch die gemeinsame Entwicklung 
externer Schulevaluation der Kantone Obwalden, Nidwalden und Uri. Die Referen- 
zierung der ÜGK wird in vielen Kantonen als Erwartungshaltung formuliert. Im 
Projekt der Epreuves romandes communes ist die Koordination mit und Abgren- 
zung von ÜGK ein permanentes Thema. In den Qualitätskonzepten vieler Kantone 
ist die ÜGK ein fest vorgesehenes Element, beispielsweise im Kanton Thurgau 
bereits ab 2008 (vgl. z. B. Abschn. 6.1.3 & 6.2.1). 

In der kritischen Reflexion zu Bildungsmonitoring wird immer wieder ange- 
merkt, dass Bildungsmonitoring eine Verbindung von nicht genuin schulischen oder 
pädagogischen Akteuren mit dem Schulfeld forciert (z. B. Karcher, 2018; Seeber, 
2000; Sobe, 2012) und damit eine spezifische Variante von Construction ofidentities 
umfasst. Auf internationaler Ebene werden beispielsweise die Aktivitäten der Orga- 
nisation for economic co-operation and development (OECD) im Bildungsbereich 
so dargestellt (Martens & Wolf, 2009). Für das nationale Bildungsmonitoring in der 
Schweiz sticht mit der Etablierung der Bildungsökonomie eine disziplinär codierte 
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Identitätskonstruktion hervor. Die Forderung nach einer besseren Verankerung von 
Bildungsforschung allgemein und wirkungsorientierter Forschung im Besonderen 
wurde bis in die 1990er-Jahre zwar prominent artikuliert aber nur marginal reali- 
siert (vgl. Abschn. 5.1 & 5.2). Erst mit PISA, der Lancierung der Interkantonalen 
Vereinbarung über die Harmonisierung der obligatorischen Schule HarmoS sowie 
dem Aufbau des nationalen Bildungsmonitorings wird eine Neupositionierung der 
Bildungsforschung allgemein und des ökonomisch ausgerichteten Blicks auf Bil- 
dung erreicht. Herzog (2008) macht diesen Wandel beispielsweise am Standardbe- 
griff fest. Streckeisen (2013) identifiziert die Wahl eines Bildungsökonomen zum 
Direktor der Schweizerischen Koordinationsstelle für Bildungsforschung (SKBF) 
als entscheidenden Faktor für die zentrale Positionierung der Bildungsökonomie 
innerhalb des nationalen Bildungsmonitorings. Darüber hinaus wird — wie Criblez 
(2015) darlegt — die wissenschaftliche Beschaffung von Grundlagen für bildungs- 
politische Entscheidungen durch den politischen Kontext der 1990er-Jahre, die Hin- 
wendung zu New public management (NPM), die neu gegründeten pädagogischen 
Hochschulen und insbesondere deren Forschungsauftrag zusätzlich dynamisiert. 
Diese Dynamisierung ist auch feststellbar in Bezug auf die eingesetzten diszipli- 
nären Zugänge und Methoden und zeigt sich — in Deutschland expliziter als in der 
Schweiz — im Diskurs um die empirische Bildungsforschung (vgl. Abschn. 3.5). 
Das nationale Bildungsmonitoring in der Schweiz entwickelt sich dabei parallel 
zur empirischen Bildungsforschung im gesamten deutschsprachigen Raum. Die 
französischsprachige Tradition und die in den Westschweizer Kantonen bereits frü- 
her etablierte Position empirischer und international ausgerichteter Bildungsfor- 
schung in Bildungspolitik und -praxis werden dabei nur punktuell aufgenommen. 
Die empirische Bildungsforschung, die in den Instrumenten des nationalen Bil- 
dungsmonitorings eine zentrale Position einnimmt, steht dabei für eine den Sozial- 
wissenschaften zugewandte Erziehungswissenschaft wie sie beispielsweise Zedler 
(2013) beschreibt: Sie kümmert sich soziologisch um die Rahmenbedingungen von 
Bildung, akzentuiert Lehr-Lernprozesse aus psychologischer Perspektive, ist am 
ökonomischen Verwertungspotenzial persönlicher und gesellschaftlicher Bildung 
interessiert und konzentriert sich zudem als Evaluationsforschung auf pädagogi- 
sche Organisationen und Unterricht. 

Die kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositive sind durchdrungen von Bestre- 
bungen der Identitätskonstruktion. Dabei können zwei Varianten unterschieden wer- 
den: (1) Bildungsmonitoring wird in allen Kantonen — im Unterschied zum Aufbau 
des Bildungsmonitorings auf nationaler Ebene — auf der Basis bestehender Struktu- 
ren und Akteure konfiguriert. Solche bestehenden Strukturen können bildungssta- 
tistische Abteilungen, Schulen, Bildungsplanungsstellen oder das Schulinspektorat 
sein. Im Hinblick auf den impliziten oder expliziten Einbezug solcher Strukturen 
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in ein Bildungsmonitoring-Dispositiv erfahren die entsprechenden Akteure eine 
Veränderung ihrer Identität. In vielen Fällen sind sie an dieser Identitätskonstruk- 
tion aktiv beteiligt und definieren ihre Identität mit. Ein wichtiges Merkmal der 
Identitätskonstruktion ist die Systemperspektive. Praktisch allen Akteuren, die in 
irgendeiner Form in ein Bildungsmonitoring-Dispositiv eingebunden werden, wird 
eine solche Systemsicht zugeordnet. Dies gilt beispielsweise für die 1998 neu aufge- 
stellte Zürcher Abteilung Bildungsplanung ebenso wie für die in den 2000er-Jahren 
umgestaltete Schulinspektion im Kanton Freiburg. Ein zweites Merkmal der Iden- 
titätskonstruktion bezieht sich darauf, dass Bildungsmonitoring mit einer systema- 
tischen Perspektive relevante und teilweise auch wissenschaftlichen Ansprüchen 
genügende Informationen für Bildungspolitik und -praxis generieren und verarbei- 
ten soll. Die Konstruktion einer in diesem Sinne professionellen Identität findet sich 
in den meisten bildungsstatistischen Abteilungen der Kantone und beispielsweise 
auch in der für die Erarbeitung und Umsetzung der kantonalen Bildungsstrategie 
verantwortlichen Abteilung Bildungsplanung und Evaluation des Kantons Bern. Die 
Identitätskonstruktion ist kein einmaliges Unterfangen. Vielmehr werden Identitä- 
ten ständig rekonstruiert, beispielsweise über die Veränderung von Zweckzuschrei- 
bungen oder Zuständigkeiten. Beispiele für eine politisch forcierte Rekonstruktion 
der Identität sind die Kantone Schaffhausen und Schwyz, in denen ausdifferen- 
zierte Controlling-Abteilungen nach negativen Entscheiden zur externen Schuleva- 
luation redimensioniert werden mussten. Im Moment noch nicht einzuordnen ist 
die Auflösung der Bildungsplanung im Kanton Bern (vgl. z. B. Abschn. 6.2.3 & 
6.6.1). (2) Gerade die Betonung von Wissenschaftlichkeit und Professionalität in 
Bildungsmonitoring-Dispositiven ist ein Grund dafür, dass in vielen Kantonen neue 
Akteure einbezogen werden, die zwar die professionelle Kompetenz in den entspre- 
chenden Bildungsmonitoring-Instrumenten mitbringen, im jeweiligen Kontext aber 
eine neue Position zugeordnet erhalten. Beispiele hierfür sind etwa die ausgelagerte 
Bildungsstatistik in den Kantonen Thurgau oder Jura oder die oft im Auftrag erarbei- 
teten Programm- oder Projektevaluationen. Damit einhergehend verändern sich die 
Identitäten bereits im Feld identifizierter Akteure. So setzt die Vergabe eines Auf- 
trags an einen externen, professionellen Evaluationsakteur eine entsprechend eben- 
falls als professionell identifizierbare Schnittstelle innerhalb der Verwaltung voraus 
(vgl. z. B. Abschn. 6.4.2 & 6.5.1). Eine solche Identität schreibt Criblez (2015) den 
kantonalen Bildungsplanungsstellen zu, die ab den 1990er-Jahren die Beschaffung 
von Steuerungswissen und die entscheidungsorientierte Forschung zunehmend an 
wissenschaftliche Akteure auslagern und sich damit auf die Prozesse an der Grenze 
zwischen Wissenschaft und Politik spezialisieren. 

Die Form von Institutional work, die Lawrence & Suddaby (2006) als Mimi- 
cry bezeichnen, lässt sich in der international oft als Bildungsreform bezeichneten 
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Ausrichtung der politischen Bearbeitung von Schul- und Bildungssystemen an Out- 
putinformationen, mit der Bildungsmonitoring eng assoziiert ist, feststellen. Ein sehr 
deutliches Beispiel ist die institutionelle Arbeit der OECD während der Lancierung 
von PISA. PISA wird eingeführt als Weiterentwicklung der bereits bestehenden 
Indikatorensysteme. Der Paradigmenwechsel hin zur Definition der erfassten Kom- 
petenzen als Outcome von Bildungssystemen steht weniger im Fokus. Vielmehr 
zeigt sich eine starke kommunikative Anlehnung an die bestehenden, institutiona- 
lisierten Bildungsindikatoren. Es wird kommuniziert, dass mit PISA kein Bruch, 
sondern eine Weiterführung der bestehenden Vorstellungen zur Materialität steue- 
rungsrelevanter Informationen erfolge. Als weiteres Element dieser institutionellen 
Arbeit in Form von Mimikry stellt die OECD in dieser Phase PISA und die bereits 
existierenden Schulleistungsstudien nebeneinander und weist so auf die entschei- 
denden Vorteile von PISA hin (vgl. Abschn. 5.2.1). 

Der Aufbau des nationalen Bildungsmonitorings erfolgt auch über Mimikry, 
allerdings etwas weniger direkt. Ein Grund dafür ist, dass der institutionelle Kontext 
der nationalen und gesamtschweizerischen Bildungsharmonisierung der 1990er- 
Jahre nur sehr bedingt passende Vergleichsfolien bietet. Die entscheidenden bil- 
dungspolitischen Akteure, allen voran Bund und EDK, streben explizit eine Neuge- 
staltung der gesamtschweizerischen Bildungskooperation an. Neue institutionelle 
Elemente über Mimikry eng an bestehende anzuknüpfen, erschien vor dem Hin- 
tergrund der Ergebnisse aus den verschiedenen Schulleistungsstudien kaum ange- 
bracht (vgl. Abschn. 5.4.1). Institutionelle Arbeit über Mimikry ist jedoch bezo- 
gen auf einzelne Elemente des aufzubauenden Bildungsmonitorings festzustellen, 
exemplarisch etwa im Vorbericht zur ersten Projektskizze: Neben Elementen wie 
Leistungs- und Kostenerhebungen, deren Grundlagen in Form von Bildungsstan- 
dards sowie Kostenindikatoren zwar noch nicht institutionalisiert seien, nehme das 
nationale Bildungsmonitoring in vielen Bereichen Bestehendes auf. Solche beste- 
henden, institutionalisierten Elemente sind dabei die kantonale und nationale Bil- 
dungsstatistik, die ähnlich gelagerten Aktivitäten einzelner Kantone und der ausge- 
prägte Bildungsföderalismus (vgl. Abschn. 5.4.2). 

Das Einführen neuer oder veränderter Elemente in Bildungsmonitoring- 
Dispositive, dadurch dass bestehende institutionelle Kontexte und institutionell ver- 
ankerte Praktiken zumindest kommunikativ nachgeahmt werden, zeigt sich in den 
Kantonen sehr häufig. In praktisch allen Fällen erfolgen Aufbau und Entwicklung 
von Bildungsmonitoring unter Berücksichtigung bestehender Dispositive, Prakti- 
ken und Akteure. Dabei sind im Speziellen die Akteure within Bildungsmonito- 
ring eingebunden in die Sicherstellung einer Art institutioneller Kontinuität über 
Mimikry (vgl. Abschn. 7.4). In den kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositiven 
zeigt sich Mimikry in drei Ausprägungen: (1) Die Einordnung neuer Funktionen 
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und Instrumente von Bildungsmonitoring in bestehende Begrifflichkeiten kann als 
Mimikry verstanden werden. So ist der Aufbau von Elementen der kantonalen 
Bildungsmonitoring-Dispositive in den 1990er-Jahren eingebettet in den sogenann- 
ten Qualitätsdiskurs. Qualität ist — neben Rechenschaftslegung und Wirkung — 
eines der zentralen Stichworte und zugleich als Ziel der Institution Schule fest 
verankert (Hangartner & Svaton, 2013). Die Entwicklung von Bildungsmonitoring- 
Instrumenten aus den Strukturen der Schulführung und -aufsicht heraus bis hin zu 
Controlling und externer Schulevaluation ist in den meisten Kantonen permanent 
mit dem Qualitätsbegriff verknüpft. Beispiele dafür liefern die Entwicklungen im 
Kanton Bern von ersten Qualitätsmodellen über die Bildungsstrategie hin zu einem 
kantonalen Schulcontrolling oder die impliziten Bildungsberichte, die im Kanton 
St. Gallen durch die regierungsrätliche Berichterstattung entstehen und die immer 
wieder die Neugestaltung von Schulaufsicht mit der Qualitätssicherung verknüpfen 
(vgl. z. B. Abschn. 6.4.3 & 6.5.2). (2) Die Einordnung in bestehende Praktiken 
zeigt sich auch am Beispiel der Leistungserhebungen. Der international verglei- 
chend oft festgestellte Trend zur systematischen und vergleichenden Erhebung von 
Schülerleistungen (Maritzen, 2014) ist zwar in vielen Staaten, jedoch innerhalb der 
Schweiz nicht in allen Kantonen feststellbar. Dabei ist etwa die Möglichkeit der 
institutionellen Anknüpfung an bestehende standardisierte Prüfungen ein Faktor, 
der die Verwendung von Ergebnissen aus standardisierten Prüfungen als kantonales 
Monitoring-Instrument befördert. Dementsprechend sind Leistungserhebungen als 
Bildungsmonitoring-Instrumente in den meisten Westschweizer Kantonen beson- 
ders ausgeprägt. Dabei wird beispielsweise im Kanton Neuenburg die Weiterent- 
wicklung solcher Prüfungen auch über die Verbindung mit bestehenden Formen 
vorangetrieben, deren hoher Institutionalisierungsgrad sich unter anderem in der 
Praxis der Publikation kantonaler Ergebnisse abbildet. Über diese institutionelle 
Arbeit wird erklärbar, dass die Vorstellung einer systemischen Qualitätssicherung 
im Kanton Neuenburg — und ähnlich auch in den Kantonen Genf und Wallis — 
kaum über Aufsicht, sondern über systematische Leistungserhebungen definiert ist. 
Demgegenüber findet in vielen kleineren Kantonen der Zentral- und Ostschweiz 
Bildungsmonitoring nicht oder punktuell über standardisierte Leistungserhebun- 
gen auf kantonaler Ebene statt (vgl. z. B. Abschn. 6.2.1 & 6.3.3). (3) Mimikry als 
Nebeneinanderstellen bestehender und neuer Praktiken ist schliesslich, bezogen auf 
Leistungserhebungen, unter anderem in den Kantonen Aargau und Basel-Landschaft 
festzustellen. Die Traditionen der Orientierungsarbeiten mit kantonaler Auswertung 
und verschiedener Prüfungen werden als institutionalisierte Praxis evaluiert, dem 
interkantonalen Projekt der sogenannten Checks gegenübergestellt und so schliess- 
lich die Entscheide zugunsten der Checks legitimiert. Die systematische Aufstel- 
lung bildungspolitischer Projekte, die in vielen Bildungsmonitoring-Produkten und 
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prototypisch in den Thurgauer Bildungsberichten zu finden ist, Kann auch als /nsti- 
tutional work in diesem Sinne verstanden werden (vgl. z. B. Abschn. 6.1.3 & 6.4.1). 

Die Absicherung und Legitimation bestehender Institutionen sowie die Förde- 
rung von Veränderungen über die kommunikative Zuschreibung positiver Eigen- 
schaften und Werte ist im Bildungsbereich deshalb sehr wirkungsvoll weil die ver- 
schiedenen Institutionen von Bildung selbst einen hohen gesellschaftlichen Wert 
zugesprochen erhalten (vgl. Abschn. 3.4). Valourizing hat deswegen als Form von 
Institutional work im Bildungsbereich eine herausragende Position. Im internatio- 
nalen Vergleich bedienen sich Akteure, die mit Best practise-Modellen agieren, 
besonders prominent dieser Form der Arbeit an Institutionen (Bieber, Martens, Nie- 
mann & Windzio, 2014). Die internationalen Schulleistungsstudien etwa stellen 
eine ideale Plattform dar um Bildungsinstitutionen wie Schule, Lehrprofession aber 
auch Steuerungselemente wie Lehrpläne und Standards mit positiven oder negativen 
Wertigkeiten zu versehen (vgl. Abschn. 5.3.2). 

Der „Schock“, mit dem vorab PISA in zahlreichen Staaten eine Neuausrichtung 
der politischen Bearbeitung von Schule an Outputinformationen vorangetrieben hat, 
ist als Auf- bzw. Abwertung erklärbar. In der Schweiz werden die Entwicklungen 
in Bildungsforschung und Bildungspolitik in den 1990er-Jahren als Revitalisierung 
und Öffnung schon damals positiv konnotiert. Dasselbe gilt für die Darstellung 
der Potenziale und Möglichkeiten einer neo-liberal inspirierten Staatsverwaltung 
im Allgemeinen und eines outputorientierten Bildungsmonitorings im Speziellen 
(vgl. Abschn. 5.2). In den nationalen Bildungsberichten werden sowohl ihre Peri- 
odizität als auch ihre sukzessive Weiterentwicklung, etwa in Form der Loslösung 
vom zyklischen Prozessmodell oder im Bereich der Orientierung an politischen 
Zielen, durchwegs positiv dargestellt (vgl. Abschn. 5.4.4). Die teilweise Kritik an 
der gesamtschweizerischen ÜGK - analog zu entsprechenden Bilanzierungen in 
Deutschland — zeigt aber auch die Grenzen der Aufrechterhaltung von Institutionen 
über positive Wertzuschreibung auf (vgl. Abschn. 5.5). Bei intensiver institutionel- 
ler Arbeit in Form von Aufwertung über positive Wertzuschreibung ist auch der 
gegenteilige Effekt möglich, so dass die geförderte Institution plötzlich hohl und 
nicht mehr legitim erscheint. 

Die intendiert positive Darstellung der Zwecke, Instrumente, Produkte und 
Akteure der kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositive ist empirisch sehr gut 
erkennbar. Die institutionelle Aufwertung macht in den Kantonen vielfach andere 
Formen von Institutional work zur Pflege der bestehenden Institutionen erst expli- 
zit. Das heisst, dass Definitionsarbeit, Identitätskonstruktion und Mimikry erst über 
ihre Kommunikation im Rahmen der Aufwertung sichtbar werden. Unterscheid- 
bar sind im Wesentlichen zwei kommunikative Ausprägungen dieser Form der 
institutionellen Arbeit: (1) Eine positive Zuschreibung über die Kompetenz der 
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involvierten Akteure ist in vielen kantonalen Bildungsmonitoring-Dispositiven zu 
finden. Die Kompetenz kann sich dabei auf praktische Erfahrung, Innovations- 
fähigkeit, Wissenschaftlichkeit, Objektivität oder eine Kombination dieser Argu- 
mentationsfiguren beziehen. Im Kanton Aargau wird beispielsweise die über viele 
Jahre aufgebaute Bildungsstatistik mit permanenten sowie innovativen Instrumen- 
ten und einer hohen politischen Relevanz der Produkte besonders hervorgehoben. 
Im Kanton Basel-Stadt dagegen wird — vor dem Hintergrund von Neuorganisa- 
tionen — weniger das langjährige Bestehen, sondern eher die bildungsstatistische 
Datenqualität im Früh- und Volksschulbereich in den Vordergrund gebracht. Im 
Kanton Graubünden wiederum erhält die Nützlichkeit und Wichtigkeit der gezielt 
initiierten Programmevaluationen in zentralen politischen Fragen sowie die Kom- 
petenz und Unabhängigkeit der Evaluationsakteure kommunikatives Gewicht. Im 
Kanton Genf wird die schweizweit einmalige Verbindung zwischen universitärer 
Wissenschaft und Bildungsmonitoring als zentrales Qualitätsmerkmal des kanto- 
nalen Bildungsmonitoring-Dispositivs betont (vgl. z. B. Abschn. 6.1.3 & 6.5.3). 
(2) Deutlicher als im nationalen Bildungsmonitoring erfolgen positive Zuschrei- 
bungen in den Kantonen auch über die politische Verwendbarkeit der Ergebnisse 
und Produkte von Bildungsmonitoring-Dispositiven, oft codiert als sogenanntes 
Steuerungswissen. Bezogen auf Bildungsmonitoring wird bei institutioneller Arbeit 
über Aufwertung auf eine politische Sinnhaftigkeit, Rezipier- oder Verwertbarkeit 
verwiesen, und zwar sowohl in Selbst- als auch in Fremdzuschreibungen. Diese 
Zuschreibungen erfolgen auf bestimmte Instrumente, Produkte und teilweise auch 
auf Akteure und Prozesse. Die Wertzuschreibung einzelner Bildungsmonitoring- 
Instrumente oder -Produkte erfolgt unter anderem über entsprechend zugeschnit- 
tene Zweckformulierungen. So ist der Luzerner Bildungsbericht von 2016 explizit 
darauf ausgerichtet, für bildungspolitische Entscheidungen eine Daten- und Infor- 
mationsgrundlage zu bilden. Ein anderes Beispiel sind die ab 2013 durchgeführten 
Checks in der Nordwestschweiz, die neben dem pädagogischen Zweck zugunsten 
von Schülerinnen und Schülern, Lehrpersonen und Schulen auch Aggregationen 
für politische Entscheidungsträger ermöglichen. Für Akteure wie beispielsweise die 
Bildungsstatistik im Kanton Aargau, die Abteilung Bildungsplanung und Evalua- 
tion im Kanton Bern, der Service de la recherche en education (SRED) im Kanton 
Genf oder die Bildungsplanung im Kanton Zürich ist die Orientierung an politi- 
schen Zwecken nicht nur bezogen auf einzelne Instrumente oder Produkte relevant, 
sondern wesentlicher Teil ihrer Daseinsberechtigung (vgl. z. B. Abschn. 6.1.1 & 
6.6.1). 

Mit Embedding sind schliesslich sowohl international, als auch national und 
kantonal die Bemühungen um Rekontextualisierung und Vermittlung sowie um 
die Verankerung von Bildungsmonitoring über Wiederholung und Periodizität 
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angesprochen: (1) Die Einbettung von Bildungsmonitoring in die pädagogische und 
politische Praxis erfolgt unter anderem über Kontinuität und Periodizität. Dement- 
sprechend sind die wiederholte, regelmässige Durchführung und die ritualisierte 
Publikation und Diskussion von Produkten eine Form von institutioneller Arbeit, die 
empirisch sehr gut belegt ist. Diese Periodizität ist beispielsweise in der jährlichen 
Aktualisierung bildungsstatistischer Indikatoren, in den verschiedenen Jahresprü- 
fungen, im Dreijahresturnus bei PISA, im Vierjahresrhythmus der nationalen Bil- 
dungsberichte, in den mehrjährigen Zyklen der externen Schulevaluation oder in den 
für das Regierungscontrolling relevanten Legislaturen gegeben. Auch die pädagogi- 
sche oder schulorganisatorische Weiterentwicklung mit Pilotphasen, Begleitevalua- 
tionen, Adaptions- und Einführungsphasen weist eine spezifische, zeitliche Struktur 
auf. Über diese Periodisierung wird Bildungsmonitoring zum Ritual, beispielsweise 
illustriert anhand der Statistikbroschüren, die in allen Kantonen vorkommen und 
die das aktuelle bildungsstatistische Bild des kantonalen Schulwesens zeigen, rele- 
vante Entwicklungen und Themen identifizieren und bildungspolitische Diskussio- 
nen anregen. Diese Art von Einbettung durch Wiederholung funktioniert auch über 
einzelne Instrumente oder Produkte von Bildungsmonitoring hinweg. So kann die in 
vielen Kantonen etablierte Praxis der Programmevaluationen als ein Ergebnis regel- 
mässiger Institutional work verstanden werden (vgl. z. B. Abschn. 6.5.1 & 6.6.2). (2) 
Wie schon mehrfach dargestellt, umfasst Bildungsmonitoring die Kommunikation 
und den Diskurs über die Ergebnisse und die Bildungsmonitoring-Dispositive selbst 
(vgl. Abschn. 7.3). Insofern ist Bildungsmonitoring die institutionelle Arbeit über 
Einbettung und Verankerung inhärent. Sie erfolgt einerseits über die Produkte, die 
vielfach an ein breites Publikum gerichtet sind und sowohl die Daten und Informa- 
tionen an sich als auch die dahinterliegenden Vorstellungen zum Gegenstand, auf 
den sich Daten und Informationen beziehen, kommunikativ zugänglich machen. 
Institutionelle Einbettung und Verankerung erfolgen andererseits über die Akteure 
innerhalb und ausserhalb von Bildungsmonitoring, die Bildungsmonitoring rezi- 
pieren, in politischen und praktischen Prozessen rekontextualisieren und in Kom- 
munikationsprozesse einfliessen lassen. Mit der Frage nach der Verankerung oder 
Rekontextualisierung von Bildungsmonitoring in der Praxis von Bildungspolitik 
und -verwaltung, aber auch teilweise in Schulentwicklung und Unterrichtsprozessen 
jenseits der Bildungsmonitoring-Produkte sind zugleich die empirischen Grenzen 
der vorliegenden Arbeit erreicht. Eine vertiefende Bearbeitung der Transmission, 
Rezeption und Tradition von Bildungsmonitoring wäre hier, allerdings auf anderer 
empirischer Grundlage, anschlussfähig. 

Die vorliegende Arbeit verfolgt das Ziel, das Phänomen der Generierung und 
Verarbeitung von Daten und Informationen zuhanden bildungspolitischer Akteure 
über einzelne Elemente, Formen oder Instrumente hinaus zu erfassen und theoretisch 
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anschlussfähig zu machen. Die untersuchten Bildungsmonitoring-Dispositive auf 
nationaler und kantonaler Ebene zeichnen sich aus durch eine auf verschiedenen 
Dimensionen beschreibbare Vielfalt und Komplexität. Gerade in dieser Komplexität 
bildet sich die doppelte Einbettung von Bildungsmonitoring in pädagogische und 
politische Prozesse — beide mit sozialem, symbolischem und kulturellem Charakter 
- ab. 

Bildungsmonitoring etabliert sich international, auf nationaler Ebene und in den 
Kantonen als Praxis der Wissenskultivierung und Wissensordnung. Ausgehend von 
der einfachen Idee einer Rationalisierung und Versachlichung schulpolitischer Ent- 
scheide der 1990er-Jahre sind zunehmend Datenbestände zu Schulleistungen, Bil- 
dungsverläufen oder Kosten erschlossen worden und in die politische und gesell- 
schaftliche Wahrnehmung der öffentlichen Schulsysteme eingeflossen. Sowohl die 
Wissens- und Informationsgrundlagen als auch ihre Rezeption durch bildungspo- 
litische Akteure sind dabei geprägt durch die institutionell gerahmte Praxis. Bil- 
dungsmonitoring ist nur auf den ersten Blick gekennzeichnet durch die Übernahme 
der international populären Orientierung an Schulleistungsstudien, durch die Ein- 
führung von Autonomie und Kontrollmechanismen im Stile wirkungsorientierter 
Verwaltungsführung, durch die Verdichtung statistischer Daten in Indikatorenmo- 
dellen oder die Durchsetzung von Konzepten der schulischen Qualitätsentwicklung 
und -sicherung. 

Auf den zweiten Blick wird ersichtlich, dass über Bildungsmonitoring an unter- 
schiedlichen Institutionen mitgearbeitet wird. Institutionen sind dabei diejenigen 
kulturell-kognitiven, normativen und regulativen Elemente, die soziale Phänomene 
wie Bildung, Ausbildung oder Schule stabilisieren und ihnen ihre spezifische Bedeu- 
tung verleihen (Scott, 2001). Diese institutionelle Wirkung von Bildungsmonitoring 
betrifft neben den grossen gesellschaftlichen Institutionen wie Bildung, Demokratie 
oder Staatlichkeit auch geteilte Vorstellungen darüber, wie Schulsysteme verändert 
werden, welche Informationen auf welcher Ebene im jeweiligen Kontext relevant 
sind und wie pädagogische und bildungspolitische Entscheide zu legitimieren sind. 
Die Praxis von Bildungsmonitoring steht in einer rekursiven Verbindung zu diesen 
institutionellen Kontexten (Lawrence et al., 2009). Über die Institutionen sind die 
Handlungsmöglichkeiten, die Muster der Praxis von Bildungsmonitoring sowie die 
regulativen Strukturen zur Kontrolle dieser Praxis angelegt. Zugleich beeinflusst 
Bildungsmonitoring als kommunikative Praxis die sozial und symbolisch codierten 
Regeln, Normen, Deutungen, Orientierungen und Handlungsmuster. 

Schliesslich verweist Bildungsmonitoring als Praxis auf die damit assoziier- 
ten Akteure. Bildungsmonitoring wird nicht nur bezogen auf Zweckzuschrei- 
bungen, Instrumente, Produkte und Prozesse hin praktiziert. Wie anhand des 
Institutional work-Konzepts deutlich wurde, sind Bildungsmonitoring-Dispositive 
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motiviert durch Eigeninteressen, politische Agenda und Zielvorstellungen der betei- 
ligten Akteure. Es ist also nicht in erster Linie funktional definiert, wer Bildungs- 
monitoring auf kantonaler, nationaler oder internationaler Ebene in welcher Form 
betreibt. Nicht der Informationsauftrag, die erwartete Transparenz, die reklamierte 
Rationalisierung oder die erhoffte Effizienzsteigerung formen Bildungsmonitoring- 
Dispositive. Sie entstehen im Geflecht der Intentionen, des Efforts und der Aktionen 
der jeweils aufeinander reagierenden Organisationen und Personen. 


Open Access Dieses Kapitel wird unter der Creative Commons Namensnennung 4.0 Inter- 
national Lizenz (http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de) veröffentlicht, wel- 
che die Nutzung, Vervielfältigung, Bearbeitung, Verbreitung und Wiedergabe in jeglichem 
Medium und Format erlaubt, sofern Sie den/die ursprünglichen Autor(en) und die Quelle 
ordnungsgemäß nennen, einen Link zur Creative Commons Lizenz beifügen und angeben, 
ob Änderungen vorgenommen wurden. 

Die in diesem Kapitel enthaltenen Bilder und sonstiges Drittmaterial unterliegen eben- 
falls der genannten Creative Commons Lizenz, sofern sich aus der Abbildungslegende nichts 
anderes ergibt. Sofern das betreffende Material nicht unter der genannten Creative Commons 
Lizenz steht und die betreffende Handlung nicht nach gesetzlichen Vorschriften erlaubt ist, ist 
für die oben aufgeführten Weiterverwendungen des Materials die Einwilligung des jeweiligen 
Rechteinhabers einzuholen. 
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